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Zum Wappen Schlesiens: 

Das preußische Staatswappen Schlesiens wurde nach alten Vorbildern durch Erlass von 1864 
festgelegt: im goldenen Felde ein schwarzer, goldbewehrter, rotbezungter, mit einer Herzogskro¬ 
ne bedeckter Adler: auf seiner Brust liegt ein silberner Halbmond, zwischen dessen aufwärtsge¬ 
henden Spitzen ein silbernes Kreuz hervor wächst. Durch Gesetz vom 14. Oktober 1919 wurde 
Schlesiens in zwei selbständige Provinzen geteilt. Niederschlesien behielt das bisher von der 
Provinz Schlesien geführte, von Boleslaus 1. gewählte Wappen bei. Für Oberschlesien wurde auf 
Beschluss des Preußischen Staatsministeriums vom 1. Juni 1926 ein neues, von Professor O. 
Hupp entworfenes Wappen genehmigt: Auf blauem Feld die obere Hälfte eines goldenen Adlers 
über einer querliegenden, goldenen Sensenklinge und darunter die gekreuzten goldenen Hammer 
und Schlegel, der Hinweis auf die Wirtschaft des Landes. 

Klaus Ullmann, Schlesien-Lexikon, Mannheim 1979 

Zum Portrait und Wiken von Marschall Edward Rydz-Smigly: 

Er hieß Edward Rydz und hat sich den Beinamen „smigfy - der Schnelle“ selbst gegeben. Er 
benutzte dieses Pseudonym in verschiedenen konspirativen Vereinen in der Zeit vor 1914 und 
fügte ihn später seinem Familiennamen bei. Er war Sohn des österreichisch-ungarischen Berufs¬ 
unteroffiziers Tomasz Rydz und dessen Gemahlin Maria Babiak, also eine Seltenheit im polni¬ 
schen Offizierskorps der 2. Republik, in dem die meisten Offiziere adliger oder großbürgerlicher 
Herkunft waren. 

Im Jahre 1936 schuf Rydz-Smigly in Zusammenarbeit mit dem Generalstab einen sechsjäh¬ 
rigen Plan der Modernisierung der Streitkräfte. Man beschloss, die Ent¬ 
wicklung der Panzerabwehrkräfte, der Luftverteidigung und der schwe¬ 
ren Artillerie zu fördern. 1937 traf er anlässlich einer Jagd mit Hermann 
Göring zusammen, dem gegenüber er die Bereitschaft der polnischen 
Regierung betonte, die Pilsudski-Politik der Versöhnung mit dem Deut¬ 
schen Reich fortzusetzen. Er wich jedoch Hermann Görings Frage aus, 
ob Polen bereit wäre, dem Antikomintem-Pakt beizutreten. Ab März 
1939 sah Rydz-Smigly die Bedrohung durch Deutschland viel klarer als 
die anderen Mitglieder der Regierung, befahl eine Teilmobilisation und 
eine Umarbeitung des Operationsplanes „Westen“, da Polen nach der 
deutschen Besetzung der Rest-Tschechoslowakei und Gründung der deutschfreundlichen Slowa¬ 
kei von allen Seiten umklammert war. Im Sommer 1939 erklärte er im Rahmen eines öffentlichen 
Vortrages als Generalinspekteur der polnischen Armee vor hohen Offizieren, vor dem Hintergrund 
der Unnachgiebigkeit Polens gegenüber Deutschland über den Danziger Korridor; „Polen will 
den Krieg mit Deutschland, und Deutschland wird ihn nicht vermeiden können, selbst wenn es 
das wollte.“ * 

Im Sommer 1939 rechnete die polnische Führung mit einem schnellen Sieg über die deutsche 
Wehrmacht, der polnische Generalstab war von einem schnellen Vormarsch bis Berlin überzeugt. 
Der damalige französische Aussenminister Georges Bonnet warnte den polnischen Botschafter in 
Paris, Graf Julius Lukasiewicz, bei einer Unterredung am 15. August 1939, dass Hitler die pol¬ 
nische Armee innerhalb von drei Wochen zu besiegen gedenke, woraufhin er als Antwort erhielt, 










dass vielmehr die polnische Armee vom ersten Tage an nach Deutschland eindringen werde. So 
ließ sich auch der polnische Marschall Rydz-Smigfy bereits im März 1939 hoch zu Roß in voller 
Galauniform unter dem Brandenburger Tor portraitieren. 

Nach der Garantieerklärung des Vereinigten Königreichs für Polen fanden im Mai 1939 auch 
polnisch-französische Generalstabsbesprechungen in Paris statt. Der polnische Kriegsminis¬ 
ter General Kasprzycki und sein Generalstabschef waren in Paris, um mit General Gamelin zu 
konferieren. Bei einem Frühstück soll der polnische Kriegsminister in Anwesenheit des dama¬ 
ligen französischen Außenministers Georges Bonnet nach dem Zustand der Befestigungen an 
der deutsch-polnischen Grenze gefragt worden sein, worauf dieser antwortete, dass Polen keine 
Befestigungen brauchte, da sie gedenken, einen Bewegungskrieg zu fuhren und gleich zu Beginn 
der Operationen in Deutschland einfallen werden. 

Polen wollte sich bis Berlin ausdehnen, ganz Ostpreußen, Schlesien und Pommern einneh¬ 
men, so notierte es der schweizer Völkerbund-Kommissar fiir Danzig, Prof. Carl Jacob Burkhardt, 
bereits im Sommer 1938. Die damaligen gedruckten Landkarten zeigen ein Polen bis zur Elbe und 
bis zum Schwarzen Meer hinunter. 

Quelle der Abbildung: Viktor Ullrich , „Reichshauptstadt Berlin 1939 - 1941“. 

* Quelle des Textes: Dr. rer. nat. Heinz Splittgerber , „Unkenntnis oder Infamie“. 
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Anmerkung zur ersten Auflage 

Die vorliegende Arbeit geht auf die Anregung meines Doktorvaters, Universitätsdozent Dr. phil. 
habil. Erwin Adler zurück, der mich auf das tragische Schicksal einer Menschengruppe im Osten 
Europas aufmerksam machte, das bisher weitgehend unbekannt geblieben ist - das Nachkriegs¬ 
schicksal der Deutschen in Oberschlesien. Um mir ein unverfälschtes Bild über deren Lage 
machen zu können, bereiste ich das ehemals deutsche Land die ersten beiden Male zusammen 
mit meinem Doktorvater, der sich als gebürtiger Oberschlesier nicht nur als hervorragender Ken¬ 
ner der eigenen Geschichte auswies, sondern mich auch ortskundig durch das ganze Land zu 
allen Sehenswürdigkeiten führte. - Zusammen mit einem deutschen Hochschullehrer war es wohl 
auch etwas einfacher, Gespräche mit fast allen gewählten Parlamentariern des Deutschen Freund¬ 
schaftskreises (DFK) in Schlesien fuhren zu können. So gewann ich einen guten Überblick über 
die bestehende Lage der deutschen Volksgruppe in wirtschaftlicher, kultureller und vor allem in 
menschenrechtlicher Hinsicht. Bei dem Besuch der wichtigsten Geschäftsstellen des DFK vor Ort 
wurde jedoch deutlich, dass kaum Quellenmaterial vorhanden war, um davon die Arbeit bestreiten 
zu können. Aus diesem Grund setzte ich mich nach meiner Reise zunächst mit dem Bundesver¬ 
band der Landsmannschaft der Oberschlesier e . V. in Verbindung und suchte deren Bundesge¬ 
schäftsstelle in Ratingen auf, wo mir umfangreiches Archivmaterial zur Verfügung stand (Archiv 
L.d.O.). Für die hilfreiche Unterstützung des Kulturreferenten des Verbandes, Herrn Gundrum, 
sei herzlichst gedankt. 

Um weitere Informationen zu gewinnen, jedoch auch, um Schlesien und seine Bevölkerung 
besser kennenzulemen, bereiste ich das Land erneut. Für die freundschaftliche Unterstützung 
durch sämtliche Mitarbeiter des Deutschen Freundschaftskreises während meiner Recherche-Ar¬ 
beiten vor Ort bedanke ich mich sehr. Sie waren es auch, die mich auf die damalige Menschen¬ 
rechtsgesellschaft Arbeitsgemeinschaft für Menschenrechtsverletzungen in Ostdeutschland 
(AGMOf aufmerksam machten. Diese habe die gesamte neuere Entwicklung wie das Entstehen 
ihrer Organisation dokumentiert; sie würden von ihr seit 1982 in menschenrechtlichen wie in 
humanitären Fragen tatkräftig unterstützt. Und so setzte ich mich nach meiner Schlesien-Reise 
mit der in der ehemaligen Bundeshauptstadt Bonn ansässigen Organisation in Verbindung. Wäh¬ 
rend meines dortigen Aufenthaltes konnte ich das sehr ergiebige Archivmaterial sichten. 

Ich lichtete hunderte von Schreiben und Dokumenten wie bereits in Ratingen ab, um sie später 
auswerten zu können. Für die Unterstützung durch die Arbeitsgemeinschaft, insbesondere ihren 
Vorsitzenden, Dipl.-Ing. Peter Oprzondek, der mit stets bei allen fachlichen Fragen zur Seite 
stand, sei an dieser Stelle ganz besonders gedankt. 


* 


Inzwischen wurde die Organisationsform und der Name geändert. Sie heisst heute: Gesellschaft 
zur Unterstützung der Deutschen in Schlesien, Ostbrandenburg, Pommern, Ost- und Westpreußen. 
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Zu Dank verpflichtet bin ich auch der Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen, die mich zu 
mehreren wissenschaftlichen Tagungen nach Bonn einlud. Hier konnte ich mich mit zahlreichen 
Wissenschaftlern und Experten ihres Faches über konkrete Sachfragen austauschen. Hilfreich 
waren ebenso die Einladungen der Landsmannschaft der Oberschlesier zu ihren Bundestreffen in 
Nürnberg und Essen. Auch dort konnte ich zahlreiche Fachgespräche mit Experten führen. 

Währen meiner Aufenthalte in Oberschlesien wohnte ich stets bei alteingesessenen deutschen 
Bürgern. Ich hatte ein sehr gutes Verhältnis zu ihnen und möchte mich für die freundliche Auf¬ 
nahme in ihrem Kreis herzlich bedanken. Sie erzählten mir ausführlich und eindrucksvoll von den 
Repressalien, denen sie früher seitens der polnischen Behörden ausgesetzt waren. Diese hätten 
zwar nach der politischen Wende im Land, im Sommer 1989, an Härte abgenommen, doch dafür 
erfuhren sie von da an einen schikanöse Behandlung auf sehr subtile Art und Weise. Sie bestünde 
in vielerlei Hinsicht, wenn auch in abnehmendem Maße, bis zum heutigen Zeitpunkt fort. Durch 
diese Unterredungen war es mir möglich, deren damalige Lage ebenso wie ihre heutigen Proble¬ 
me besser verstehen zu können. 

Zu guter Letzt bedanke ich mich auch bei meinen Eltern sehr herzlich, die mir durch ihre 
finanzielle Unterstützung mein Studium und die Promotion ermöglichten. Meinem Vater gilt 
ebenso wie meiner langjährigen und aus Niederschlesien stammenden Freundin, Frau Dr. Erd- 
muthe Idris, besonderer Dank: sie sind mir nicht nur bei der äußerst zeitaufwendigen Arbeit des 
Korrekturlesens zur Seite gestanden, sondern konnten mir auch manch wichtige fachliche Hilfe¬ 
stellung leisten. 

Vermerkt sei an dieser Stelle, dass dieses Buch die Erweiterung meiner eingereichten Disser¬ 
tation an der Ludwig-Maximilians-Universität zu München darstellt. 

Mai 1998 
Holger Breit 





* 
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Anmerkung zur zweiten Auflage 

Nachdem bei Abschluss der ersten Auflage die Situation der Deutschen in Oberschlesien insbe¬ 
sondere nach den starken Verlusten bei den Parlamentswahlen des Jahres 1997 durch fehlende 
Perspektiven auf Besserung gekennzeichnet war, hat sich dies nur ein Jahr später grundlegend 
gewandelt. Die vorliegende erweiterte Neuauflage soll dieser Entwicklung Rechnung tragen. - 
Sollen doch 1998 bis zu 9000 ausgesiedelte Oberschlesier wieder in ihre Heimat zurückgekehrt 
sein, mit dem Ziel, dort zusammen mit den verbliebenen Landsleuten und den polnischen Bürgern 
eine wirtschaftsstarke Region aufzubauen. 

Spätestens seit dem gemeinsamen Vorgehen deutscher wie polnischer Bürger vor allem aus 
dem Oppelner Land gegen die Warschauer Zentralregierung wegen der geplanten Neueinteilung 
der Wojewodschaften ist sichtbar geworden, dass die Erfahrungen einer jahrhundertelangen fried¬ 
vollen gemeinsamen Geschichte auch in der Gegenwart wirken können. Die letzten Kommunal¬ 
wahlen vom Oktober 1998 haben gezeigt, dass viele polnische Bürger nicht mehr abgeneigt sind, 
dass nunmehr auch Deutsche vor Ort politische Verantwortung tragen. 

Dem Kapitel über die Sejmwahlen von 1997 wurden Analysen beigefugt, ln den folgenden 
beiden Abschnitten werden die für die Deutschen sehr erfolgreichen verlaufenen Kommunalwah¬ 
len beschrieben und auch die Gebietsreform dargestellt. 

Im Anhang befindet sich nunmehr nach den Landeskarten, die bis zu den territorialen Auswir¬ 
kungen der Beschlüsse von Jalta und Potsdam im Jahr 1945 reichen, die Darstellung des Regie¬ 
rungsentwurfs für die Neugliederung der Wojewodschaften in Polen vom März 1998 sowie die 
endgültige Festlegung der Neugliederung der Wojewodschaften vom Januar 1999. 

Im Anschluss an diese Vorbemerkung wurde ein Abkürzungsverzeichnis und am Ende des 
Buches ein umfangreiches Register, das alphabetisch geordnet alle Gebiets-, Orts- und Namens¬ 
bezeichnungen sowie Stichworte enthält. 

Juni 1999 

Dr. phil. Holger Breit 
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Vorbemerkung zur dritten Auflage 

Der Verfasser hat die zweite Auflage überarbeitet und die Geschehnisse bis in das Jahr 2015 
fortgeschrieben. Punkt 1, Der schlesische Raum, wurde um seine Dialekte ergänzt; ebenso kann 
der Leser jetzt kurz in die unterirdischen Schönheiten des 15 km von Krakau entfernten und 327 
Meter unter der Erde gelegenen Salzbergwerkes ,Wieliczka’ eintauchen, das sich über eine Länge 
von 300 km erstreckt und zu einer großen Touristenattraktion geworden ist. 

Hatte der Verfasser in der Zweiten Auflage in Kapitel IV 2 den Grenzvertrag und den Vertrag 
über gute Nachbarschaft angeführt, so werden unter dem Punkt 2.1 jetzt die Verträge gemeinsam 
zusammen mit dem Zwei-plus-Vier Vertrag und dem Vertrag über gute Nachbarschaft behan¬ 
delt. Neu ist unter 2.2 „Die Rolle von Bundesaußenminister Genscher“, die interessante Fragen 
aufwirft, auch in Hinblick auf die Frage der bundesstaatlichen Souveränität, wie in Punkt V 5 
angeführt wird. Es stellt sich die Frage, ob Genscher und weitere deutsche Politiker aufgrund noch 
nicht bekannter Geheimverträge frei entscheiden konnten oder heute überhaupt können? 

Endete die zweite Auflage mit der Gebietsreform in der Republik Polen im Jahr 1999 als 
Exkurs, so ist dieser Punkt nunmehr als erster in dem neuen großen Kapitel V, „Entwicklung 
der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lage 1999 - 2015“ eingebracht. In der „Voraus¬ 
schau“ im folgenden Abschnitt kann sich der Leser einen Überblick über den Inhalt verschaffen. 

Sehr herzlich danken möchte ich an dieser Stelle dem international renommierten Völker¬ 
rechtsgelehrten Prof. Alfred de Zayas, den ich vor über fünfzehn Jahren in Berlin auf einem Kon¬ 
greß des Bund der Vertriebenen kennengelemt habe. Sein Geleitwort zu meinem Buch möge 
dem Leser die Problematik der Vertreibung und den Verlust der Heimat für die Betroffenen näher 
bringen. 

Vergessen möchte ich auch nicht den Dank an meine Münchner Druckerei, grafik und druck 
mit Peter Pöllinger und Sebastian Kopp wie seiner Frau Karin, die stets sehr flexibel meinen viel¬ 
fältigen Veränderungswünschen nachkamen. 

Mai 2015 

Dr. phil. Holger Breit 
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Vorausschau 

Nach einer knappen geographischen Einordnung des schlesischen Gebietes und Aufzeigen seiner 
unterschiedlichen Dialekte versucht der Verfasser in Kapitel I einen Überblick über die geschicht¬ 
liche Entwicklung des Landes bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges aufzuzeigen. Um die heuti¬ 
gen Geschehnisse, vor allem aber die deutsch-polnischen Auseinandersetzungen besser verstehen 
zu können, geht er bis in die Frühgeschichte zurück. Dies erscheint ihm notwendig, um einige 
Fakten hervorheben zu können. Es wird ein kompakter Abriss der wechselvollen Landes- und 
Siedlungsgeschichte Schlesiens, beginnend im frühen Mittelalter, über die Zeit der böhmischen 
Lehnshoheit, der Prägung durch Österreich und der Zugehörigkeit zu Preußen bis zur Kapitulation 
1945 aufgezeigt. Der Verfasser setzt sich dabei auch kritisch mit polnischen Geschichtsmanipu¬ 
lationen auseinander, die ihren Ausdruck in Losungen wie „urpolnisches Land“ oder „wiederge¬ 
wonnene Gebiete“ finden. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren insbesondere in den osteuropäischen Staaten neue Min¬ 
derheitenkonflikte entstanden, die die Regierungen zunächst durch Vertreibung und schließlich 
durch Ausrottung zu lösen suchten. In Polen war offiziellen Angaben nach ein völkisch homo¬ 
gener Staat ohne belastende Minderheiten entstanden; insbesondere hatte sich das Problem einer 
deutschen Minderheit durch „Emigration, Aussiedlung oder Umsiedlung“, die aufgrund der Pots¬ 
damer Regelungen erfolgte, erledigt. Hierunter versteht die offizielle polnische Politik bis heute 
die völkerrechtswidrige, gewaltsame Entwurzelung der deutschen Bevölkerung, deren Ausmaß 
genozidalen Charakter hatte. Dabei kann man von der unfassbaren Größenordnung von über acht¬ 
einhalb Millionen Vertriebenen allein aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße ausgehen. Der 
Verfasser geht jedoch nicht nur auf einzelne Maßnahmen der Vertreibung selber ein, sondern 
versucht den bereits seit dem Jahr 1887 bestehenden Willen der Polen zu diesem Vorgehen zu 
dokumentieren; Hetzschriften der in der Schweiz ansässigen Auslandsverbindung ,Liga Polska’ 
lassen hieran keine Zweifel aufkommen. 

Nach Abschluss der Vertreibungsmaßnahmen durften die Deutschen das Land nicht verlas¬ 
sen; man brauchte sie aufgrund ihrer guten Ausbildung als Fachkräfte für den Wiederaufbau des 
Landes. Sie sollten zu Polen gemacht werden, um somit den „historischen“ Anspruch auf die 
sogenannten wiedergewonnenen Gebieten zu begründen. Falls sie sich als Deutsche nicht frei¬ 
willig zum Polentum bekannten, wurden sie durch eine Reihe von Gesetzen und Dekreten sowie 
durch die Anwendung unbestimmter Rechtsbegriffe und zum Teil unbestimmter Durchführungs- 
Vorschriften aus der Gesellschaft ausgeschlossen. Sie wurden auf das schärfste diskriminiert und 
einer rücksichtslosen Zwangspolonisierung unterworfen wie in Kapitel II aufgezeigt wird. 
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Um den weiteren Verlauf der Geschehnisse unter polnisch-kommunistischer Herrschaft besser 
einordnen zu können, werden die politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen in der Volks¬ 
republik Polen erläutert. - So das Staats- und Verfassungssystem, die amtliche Klassifizierung der 
deutschen Bevölkerung und die Frage der Staatsangehörigkeit. Der Abschluss von internationalen 
und bilateralen Verträgen und Abkommen wird bis in das Jahr 1983 dargelegt und damit aufge¬ 
zeigt, unter welchen Bedingungen sich der Aufbau einer deutschen Minderheitenorganisation, 
wie er in Kapitel III 3 geschildert wird, abspielte. In Anbetracht der beschriebenen Lage wie 
des beharrlichen Leugnens der Existenz einer deutschen Minderheit im polnischen Machtbereich 
war es jedoch ein nicht ungefährliches Unterfangen, sich für rechtlich verbriefte Freiheits- und 
Mitwirkungsrechte einzusetzen. Die Repressalien gegenüber den Deutschen zeigten, mit welchen 
brutalen Methoden die polnischen Behörden bzw. ihre ausführenden Organe jegliche Initiativen 
der Deutschen in Oberschlesien zur Wahrung ihrer kulturellen Identität zunichte machten. Mit der 
Anwendung dieser Maßnahmen verletzte die hierfür verantwortliche kommunistische Regierung 
jegliche Minderheiten- und Schutzabkommen. Irgendwelche Proteste hiergegen seitens des deut¬ 
schen Auswärtigen Amtes blieben aus. Stattdessen wurde die polnische Regierung wie zu sehen 
sein wird, mit Milliarden DM unterstützt. Im Auswärtigen Amt dachte man bezeichnenderweise 
nicht daran, die Zahlungen von der Einhaltung der Menschenrechte abhängig zu machen. 

Da sich aus Zahlenangaben Unterdrückungen und damit verbunden das unermessliche Leid, 
das die Deutschen zu ertragen hatten, nicht ablesen lässt, werden in Kapitel III zunächst Einzelak¬ 
tionen besonders mutiger Schlesier, die eine Veränderung ihrer bedrückenden Lage herbeisehnten, 
geschildert. Die detaillierte Darlegung der Schicksale der beiden Familien Gaida und Osmenda 
stehen hier stellvertretend für die endlose Kette gleicher Menschenrechtsverletzungen. So wird 
erst deutlich, mit welchen Problemen und Repressalien die Deutschen im polnischen Machtbe¬ 
reich zu kämpfen hatten, wie sie sich nach Angaben der Menschenrechtsgesellschaft AGMO e.V. 
bis Ende der 80er Jahre tagtäglich wiederholten. Die beiden Familien sollten im weiteren Ver¬ 
lauf der Geschehnisse entscheidend mit dazu beitragen, zunächst Initiativgruppen und dann den 
Deutschen Freundschaftskreis in Schlesien (DFK) ins Leben zu rufen. Die Deutschen suchten 
eine Veränderung ihrer hoffnungslosen Situation herbeizufuhren. Sie wurden durch ihr entschlos¬ 
senes und mutiges Handeln zu den bestimmenden Figuren für den „Aufbruch“ der Deutschen in 
Oberschlesien. Die polnische Führung sollte, wie zu sehen sein wird, für eine rasche Ausreise 
der unbequemen Anführer der Initiativgruppen sorgen, nachdem diese nach ihrer Auffassung zu 
großen Einfluss auf die deutsche Volksgruppe insgesamt gewannen. Dokumentiert sind die Ereig¬ 
nisse der Anfangszeit ausschließlich durch die AGMO e.V, die sich später in Gesellschaft zur 
Unterstützung der Deutschen in Schlesien, Ostbrandenburg, Pommern, Ost- und Westpreußen 
umbenennen sollte. 

Der Verfasser beschreibt die im weiteren Verlauf der Arbeit als Einzelschicksale erscheinen¬ 
den Fälle bewusst in dieser Ausführlichkeit, da es ihm wichtig erscheint, dass sich der mit den 
herrschenden Verhältnissen nicht vertraute Leser annähernd ein Bild davon machen kann, was 
es für die Betroffenen hieß, zehn oder mehr Anträge auf Ausreise oder Zulassung eines Vereins 
stellen zu müssen. Auch unter dem Hinweis der „anschließend einsetzenden Repressalien“ wird 
er nicht glauben, inwieweit die persönlichen Demütigungen und Misshandlungen durch die Voll¬ 
zugsbeamten der Behörden selbst bei Greisen und Kindern gingen. Wie in Kapitel II 2 dargelegt, 
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sollte es den Deutschen unter Hinnahme schwerster Repressalien Mitte der achtziger Jahre gelin¬ 
gen, eine eigene Organisation zu gründen. Es wird ausführlich beschrieben, welche Hindernisse 
ihnen dabei von den polnischen Behörden in den Weg gestellt wurden, aber auch wie wenig die 
Deutsche Botschaft in Warschau, das Auswärtige Amt in Bonn oder der verantwortliche Bundes¬ 
außenminister 

enscher dazu bereit waren, effektive Unterstützung zu leisten. Die Deutschen waren für die 
polnische Regierung rechtlich nicht existent und das Auswärtige Amt unterließ es, hiergegen Ein¬ 
spruch einzulegen. - Dies, obwohl dort bestens bekannt war, dass die deutsche Volksgruppe in 
Oberschlesien noch über eine Million deutsche Staatsbürger umfasste. Selbst als die Deutschen 
persönlich mit ihren Anliegen in der Deutschen Botschaft in Warschau vorstellig wurden, sollte 
sich zeigen, dass Bundesaußenminister Genscher keinerlei Interesse daran hatte, die Anliegen der 
Deutschen wahrzunehmen und sich für deren laut Grundgesetz bestehenden Rechte einzusetzen. 
Jahrzehntelang durfte in Polen über diese Geschehnisse nicht gesprochen werden, doch auch die 
westdeutschen Medien verschlossen sich dieser Thematik, obwohl hierzu kein Anlass bestand. 
Die Existenz der knapp eine Million starken deutschen Volksgruppe wurde nicht nur von den 
polnischen Machthabern selbst verschwiegen, sondern auch von den meisten westdeutschen Poli¬ 
tikern schlichtweg ignoriert. Bisweilen konnte man den Eindruck gewinnen, dass es den meisten 
von ihnen lieb gewesen wäre, das Problem der Deutschen in Polen existierte nicht, wie vor allem 
bei dem maßlos polenfreundlichen Außenminister Genscher festzustellen war. 

In Kapitel IV werden die Veränderungen in den deutsch-polnischen Beziehungen aufgezeigt, 
nachdem Bundeskanzler Kohl dem Auswärtigen Amt die Verhandlungsführung aus den Händen 
genommen hatte. Unter Leitung des Kanzleramtsberaters Dr. Horst Teltschik wurde diese neu 
aufgebaut und im November 1989 brachte sie als Ergebnis die Unterzeichnung der deutsch-polni¬ 
schen Gemeinsamen Erklärung. Der Durchbruch für die Deutschen wurde im Januar 1990 mit der 
Zulassung des ersten deutschen Kulturvereins erzielt; damit waren sie nunmehr offiziell existent. 
Von nun an sollten eine Vielzahl von Deutschen Freundschaftskreisen ins Leben gerufen werden, 
wenn auch mit mehr oder weniger großen Schwierigkeiten mit den polnischen Behörden. 

Es folgten der Abschluss des Vertrages über die Bestätigung der gemeinsamen Grenzen zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen mit der Folge, dass hierdurch 
114.140 km 2 deutsches Gebiet unter Verletzung des Völkerrechts preisgegeben worden sind. Im 
folgenden Kapitel wird hierzu die Rolle von Bundesaussenminister Genscher näher beleuchtet. So 
hat er fünf Monate nach Abschluss des Vertrages DM 500.000,-- Preisgeld für die „Verdienste um 
die Aussöhnung mit den ehemals sozialistischen Staaten“ erhalten. Nach § 5 Abs. 3 des Bundes¬ 
ministergesetzes haben Mitglieder und ehemalige Minister der Bundesregierung über Geschenke 
Mitteilung zu machen. Die Bundesregierung entscheidet über deren Verwendung und in den meis¬ 
ten Fällen werden die Geschenke beziehungsweise Gelder dem Bundeshaushalt zugeführt. Bis 
heute ist um dessen Verbleib jedoch nichts bekannt. Im weiteren wird der Zwei-plus Vier-Vertrag 
und der Vertrag über gute Nachbarschaft angeführt. Auf seine völkerrechtswidrigen Bestimmun¬ 
gen, die sich in der Souveränitätsbeschneidung Deutschlands zeigen, geht der Verfasser in Kapitel 
V 5 der Arbeit ein. Weiter werden unter Punkt V 3 knapp gefasst die Beteiligung der Deutschen an 
polischen Wahlen sowie die jeweils erzielten Erfolge aufgezeigt. Zunächst folgen die Ergänzungs¬ 
wahlen 1990, die ersten erfolgreichen Sejm- und Senatswahlen 1991 und dann ebenso 1997 über 
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weitere bis hin zu den Kommunalwahlen in das Jahr 1998 hinein. Der letzte Abschnitt in diesem 
Kapitel soll anhand einer Einschätzung des Verbandes der Sozial-Kulturellen Gesellschaften der 
Deutschen (VdG) einen Überblick über die politische und menschenrechtliche Lage der Deut¬ 
schen deutlich werden lassen. 

ln Kapitel V wird ein Überblick über die politische, wirtschaftliche und kulturelle Entwick¬ 
lung von 1999 bis 2015 aufgezeigt. Zunächst wird die jahrelang umstrittene Gebietsreform mit der 
entsprechenden Neueinteilung der Wojewodschaften und ihren neuen Grenzverläufen dargestellt, 
hieran anschließend die politischen Gegebenheiten sowohl in der Bundesrepublik Deutschland, 
als auch in der Republik Polen sowie die entsprechenden Forderungen seitens der deutschen Min¬ 
derheit. Im Jahr 1999 / 2000 wollte die rot-grüne Bundesregierung das deutsche Konsulat, die 
diplomatische Vertretung der Deutschen in Oppeln, schließen, obwohl es für etwa 400.000 Deut¬ 
sche in diesem Gebiet zuständig ist. Nach entsprechenden Protesten von politischer und gesell¬ 
schaftlicher Seite wird dieses Vorhaben jedoch fallengelassen. In den Jahren 2002 und 2011 sollen 
Volkszählungen anberaumt werden. Der Verfasser zeigt auf, mit welchen Streitigkeiten diese im 
Detail behaftet waren. Alleine die Frage der Nationalität entfachte einen großen Disput. 

Es folgt ein Blick auf den Beitritt der Republik Polen zur Europäischen Union. - Dessen poli¬ 
tischen Auswirkungen wie z.B. die Möglichkeit des Landerwerbs für Deutsche und die politische 
Auseinandersetzung um die Frage der Behandlung der vermögensrechtlichen Fragen, ebenso wie 
die Behandlung der noch fortbestehenden polnischen Dekrete hierzu werden beschrieben. Eine 
politische Bestandsaufnahme durch den Verband der Deutschen Sozialkulturellen Gesellschaften 
in der Republik Polen (VdG) wird aufgezeigt. Dieser stellt der polnischen Regierungen kein gutes 
Zeugnis aus, da zahlreiche Verstöße gegen Verträge und Vereinbarungen seitens der polnischen 
Seite zu verzeichnen waren. An dieser Stelle folgt ein Exkurs über die polnische Minderheit in 
Litauen, in dem aufgezeigt wird, dass diese ähnlichen Diskriminierungen wie die Deutschen in 
Oberschlesien unterworfen waren und noch sind. Knapp gefasst werden in Punkt 2.1 die Deut¬ 
schen im Spiegel politischer Wahlen zum polnischen Sejm, Senat, Kommunal- und Bezirkstag 
und die jeweiligen Ergebnisse zwischen den Jahren 2001 und 2011; ebenso werden die Wahlen 
zum Deutschen Bundestag im Jahr 2013 unter deutsch-schlesischer Beteiligung beleuchtet. 

Unter 2.2 folgt der Gesichtspunkt der Vertreibung der Deutschen und ihre politisch-rechtliche 
Betrachtung. Zunächst wird der Aufbau der Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ mit all’ 
seinen Widrigkeiten beschrieben. Die Präsidentin des Bundes der Vertriebenen Erika Steinbach, 
hat zusammen mit dem SPD-Politiker Peter Glotz den Gedanken eines Zentrums des Geden¬ 
kens angestoßen, um an das Unrecht von Vertreibungen zu erinnern. Der Verfasser beschreibt 
das Feilschen um dessen Konzeption und auch die personelle Besetzung des Stiftungsrates. Die 
Bundesregierung ließ sich dabei von der polnischen Seite politisch erpressen und so wurde die 
Berufung Steinbachs in den Stiftungsrat verhindert. Es folgt die Schilderung der Haltung der deut¬ 
schen und polnischen Kirche zur Vertreibung. Auch hier vermögen es die polnischen Bischöfe 
durch geschickte Formulierungen in der „Gemeinsamen Erklärung“ die polnischen Verbrechen an 
Deutschen zu relativieren. In Punkt 2.2.3 folgt die politisch-gesellschaftliche Wahrnehmung der 
Vertreibung der Deutschen in der Republik Polen. Diese wird dort wie auch in der Bundesrepublik 
Deutschland von der Politik gerne verschwiegen. Bundeskanzlerin Merkel äusserte im März 2015 
wohl wider besseren Wissens und zur Rechtfertigung der Vertreibung, dass die Deutschen den 
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Krieg „angezettelt“ hätten. Auch dass in den 1.255 polnischen Konzentrationslagern nach dem 
Zweiten Weltkrieg offiziell mindestens bis zu 80.000 Deutsche umkamen oder ermordet wurden, 
findet in der offiziell verordneten deutschen Wissenschaft keine Beachtung. In Polen selbst gab 
es einen Aufschrei in der Bevölkerung, als über nur einziges Nachkriegslager berichtet wurde, 
in dem die deutsche Zivilbevölkerung meist den Tod fand. Es handelte sich hier um deutsche 
Bewohner, die nicht schnell genug fliehen konnten. - Vom Säugling bis zum Greis. 

Der Verfasser beschreibt in diesem Kapitel weiter, wie der Krieg polnischerseits vorbereitet 
wurde. Bereits ab Mai 1937 schürte man die Propaganda und druckte Landkarten, auf den denen 
Polen dem Grenzverlauf nach bereits einen Teil Deutschlands eingenommen hatte; man siehe 
hierzu auch die Karikatur von Rydz-Smigfy vom März 1939 auf der ersten Seite des Buches. Am 
7. August 1939 informierte der Ilustrowany Kurjer aus Krakau seine Leser darüber, dass polnische 
Einheiten des Öfteren die Grenzen überschritten, deutsche militärische Objekte vernichteten und 
Teile davon auf die andere Seite mitnähmen. Gleichzeitig überschritt die polnische Kavallerie die 
deutsche Grenze in Ostpreußen, zündete angrenzende Dörfer an und kehrte schnell auf die pol¬ 
nische Seite zurück. Am 20. August 1939 wurde in der polnische Zeitung Warszawska Depesza 
darüber berichtet, dass im Kampf mit den Deutschen Blut fließen würde, wie es noch nie in der 
Welt stattgefunden hätte. Drei Tage später, am 23. August, wurde um 14:28 Uhr in der Nähe von 
Danzig ein deutsches Passagierflugzeug, das von Berlin über Danzig nach Königsberg geflogen 
war und sich nicht über polnischem Gebiet befand, sondern in der Nähe von Heistemest, auf der 
Halbinsel Heia, von polnischer Seite scharf beschossen. Die Maschine befand sich ungefähr sechs 
Seemeilen von der Küste entfernt und flog in einer Höhe von rund 50 Metern; nur durch Zufall 
wurde das Flugzeug nicht getroffen. Nur einen Tag später wurden zwei weitere Lufthansa-Flug¬ 
zeuge unter Beschuss genommen, am 25. August 1939 die nächste Maschine, am gleichen Tag 
ein deutsches Wasserflugzeug. In der Nacht vom 28. August und 1. September 1939 beschoss 
polnisches Militär die Stadt Beuthen mit Mörsern. Dafür gibt es Zeugen und wissenschaftliche 
Forschungen; Deutschland legte hiergegen Protest ein. - Zu vergessen ist auch nicht die polnische 
Mobilmachung vom März des Jahres 1939. 

Unter Punkt 2.2.4 werden die deutschen Reparationen und der Patentenraub beschrieben. Zah¬ 
len über Reparationsleistungen nach dem Zweiten Weltkrieg kennt die deutsche Bundesregierung 
bezeichnenderweise nicht, entsprechendes Zahlenmaterial läge nicht vor. Der Verfasser wird in 
diesem Kapitel jedoch den Versuch unternehmen, eine Auflistung vorzunehmen. Weiter schildert 
er den größten Technologieraub durch die Amerikaner, die hunderttausende deutsche Patente, 
Erfindungen und Gebrauchsmuster betraf. Ebenso angesprochen werden in diesem Kapitel die 
Kunstwerke, die im Lauf des Zweiten Weltkrieges als Beute nach Osteuropa gebracht wurden. 
Nicht geführte Verhandlungen seitens des Bundes führten zur entschädigungslosen Enteignung 
von 15 Millionen deutschen Heimatvertriebenen und der Annexion von einem Viertel des deut¬ 
schen Staatsgebietes. Kein deutscher Politiker traut sich, diese Tatsachen auch nur zu erwähnen. 

Im folgenden Punkt 3 zeigt der Verfasser die wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung auf. 
Es folgt die Kommunalstruktur und die entsprechende finanzielle Unterstützung durch die deut¬ 
sche Bundesregierung, die unter der rot-grünen Bundesregierung stark eingeschränkt wurde. Wei¬ 
ter eine Darlegung der wirtschaftlichen Entwicklung der Wojewodschaften Oppeln und Kattowitz 
als Zentren der Deutschen, die beide den Status einer sogenannte Wirtschaftssonderzone (SWZ) 
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von insgesamt vierzehn Wojewodschaften in der Republik Polen erhalten hatten. Sodann wird 
die Lage des muttersprachigen Deutschunterrichts beleuchtet und anhand von konkreten Zahlen 
ein Überblick über die herrschende Lage vermittelt. Dabei wird auch die rechtliche Situation 
nach polnischem Gesetz miteinbezogen. Im nächsten Punkt wird auf die Fortentwicklung der 
deutsch-sprachigen Seelsorge eingegangen, es folgt ein Blick auf ein deutschsprachige Medien¬ 
projekt als Beispiel für die kulturellen Aktivitäten. Da es hier bezeichnenderweise zu Auseinan¬ 
dersetzungen zwischen den Gesellschaftern des Fernsehsenders, der Deutschen Minderheit und 
dem Auswärtigen Amt, kam, scheiterte dieses hoffnungsvolle Projekt; ausschlaggebend war hier 
der Einfluss des Auslandsinstituts (IfÄ) in Stuttgart, eine Mittlerorganisation der Bundesregierung 
für die finanzielle Förderung und Sicherstellung von Projekten im Medienbereich, die einem in 
einheimischer Verantwortung liegenden Projekt ablehnend gegenüber stand. 

Im folgenden Punkt 4 werden neuere politische Entwicklungen aufgezeigt: zunächst der tödli¬ 
che Flugzeugabsturz der Präsidentenmaschine von Lech Kaczyiiski mit 95 weiteren hochrangigen 
Regierungsvertretem an Bord auf dem Weg in das russische Smolensk geschildert. Diese wollten 
an der Katyn-Gedenkfeier für die 4.566 polnischen Soldaten teilnehmen, die vor 70 Jahren vom 
sowjetischen Geheimdienst getötet wurden. Der Verfasser zeigt hier unterschiedliche Theorien 
auf, wie es wohl zu dem gewaltsamen Absturz gekommen sein könnte. Es folgt die Sicht nach 
dem Beitritt der Republik Polen zur EU 2004. Die Erwartungen der Deutschen an den polnischen 
Staat, als auch an die europäische Instutition waren hoch. Man wünschte sich eine erfolgreiche 
Integration Polens in die EU sowie eine Rückkehr der in Deutschland lebenden jungen Deutschen. 
Offene Defizite werden über Europaabgeordnete und auch über die AGMO und weitere Strö¬ 
me klar artikuliert. Weiter werden unter die seit 2007 aufkommenden Autonomiebestrebungen in 
Oberschlesien beschrieben, der sich Tausende verbunden fühlten. So konnte die Bewegung RAS, 
Bewegung für die Autonomie Schlesiens, ca. 6000 Anhänger dieses Gedankens dazu bewegen, 
Ihr Anliegen auf den Straßen von Kattowitz kund zu tun. Gleichzeitig fand jedoch auch eine große 
Welle der Abwanderung statt. 

Unter dem Punkt 5 weist der Verfasser anhand von Gesetzestexten nach, dass die Bundesrepu¬ 
blik Deutschland auch nach dem Zwei-plus-Vier Vertrag von 1990 nicht ihre staatliche Souverä¬ 
nität erhalten hat, vielmehr Feindstaat der UNO ist. Hierzu werden die einzelnen Bestimmungen 
in den Gesetzesartikeln sowie weitere Fakten angeführt. 

„Die im Zwei-plus-Vier-Vertrag souveränitätsbeschneidenden Bestimmungen, die fast alle 
von dem Überleitungsvertrag von 1954 übernommen wurden, werden ausdrücklich bestätigt und 
widersprechen eindeutig dem völkerrechtlich verbrieften Recht auf das Selbstbestimmung der 
Völker, folglich dem der Deutschen in West und Ost. — Und dies im Jahr 2015 (sic). Der Ver¬ 
fasser führt hierzu zunächst die Worte des Worte des Staatsrechtlers Jellinek, einem der Väter 
des Grundgesetzes und die des SPD-Abgeordneten Dr. Carlo Schmid aus, der sich bereits im 
September 1948 im Parlamentarischen Rat hinsichtlich der deutschen Hoheit sehr besorgt zeigte. 
Weiter werden die entsprechenden Bestimmungen unter juristischen Gesichtspunkten aufgezeigt, 
so dass sich der Leser eine gewisse Vorstellung davon machen kann, wie tiefgreifend die deutsche 
Souveränität beschnitten wird. Es wird ersichtlich, dass das Deutsche Reich nicht untergegangen 
ist, vielmehr noch besteht, lediglich handlungsunfähig ist. Dies hat das Bundesverfassungsgericht 
in seiner Entscheidung vom 31.07.1973 betätigt. Hierzu werden entsprechende völkerrechtliche 
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Bestimmungen des Zwei-plus-Vier-Vertrages beziehungsweise des Überleitungsvertrages von 
1954 umfangreich angeführt. So steht die Bundesrepublik Deutschland heute noch, im Jahr 2015, 
mit insgesamt 64 Staaten im Kriegszustand. Dass die BRD nicht souverän ist, bestätigen selbst 
der US-amerikanische Präsident Barack Obama öffentlich im Jahr 2009 und Minister Wolfgang 
Schäuble im Jahr 2011. Aber auch der Rechtsanwalt und Bundestagsabgeordneter Gregor Gysi 
und der SPD-Parteichef Sigmar Gabriel bestätigen diese Tatsache. Alle Beiträge sind auf www. 
youtube.com in Bild und Ton dokumentiert - Das Besatzungsstatut der Alliierten besteht fort 
(sic). Dabei berücksichtigt der Verfasser auch Worte des Staatrechtlers Jellinek, einem der Väter 
des Grundgesetzes oder die des SPD -Abgeordneten Dr. Carlo Schmid, der sich bereits im Septem¬ 
ber 1948 im Parlamentarischen Rat hinsichtlich der deutschen Hoheit sehr besorgt zeigte. 

Im Anhang folgt ein Verzeichnis der unveröffentlichten Quellen und Dokumente v.a. aus den 
Archiven der AG MO e. V. und der Landsmannschaft der Oberschlesier ,; sie sind nach aufsteigendem 
Datum geordnet. Zeitungs- und Zeitschriftenartikel sind gesondert aufgeführt. Es folgt ein Verzeich¬ 
nis der Autoren und ihrer Werke. Für diejenigen Leser, die zunächst nach einem bestimmten 
Autor suchen, ist angeführt unter welcher Anmerkung dieser im Buch zu finden ist. 

Im Index sind geographisaches Register, Personen- und Sachregister zusammengefasst. Am 
Ende befindet sich eine Zeittafel zum Überblick über die polnische beziehungsweise schlesische 
Geschichte. Weiter findet der Leser ein Verzeichnis über die Reichsminister des Auswärtigen 
des Deutschen Reiches von 1919 bis 1943, die Bundeskanzler seit 1949 und die entsprechenden 
Regierungen sowie die deutschen Aussenminister seit 1951 vor. 
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Geleitwort von Alfred-Maurice de Zayas 

Für mich als Amerikaner ist es kaum nachvollziehbar, warum die Deutschen ihre eigene Geschich¬ 
te so tabuisieren, dass es so schwierig ist, über die Vertreibung zu publizieren oder zu diskutieren, 
ohne schief angesehen zu werden - aber nicht etwa von Amerikanern oder Briten, sondern von 
den Deutschen selber. Es sind deutsche Meinungsmacher, Politiker, Professoren, Gymnasialleh¬ 
rer, die die Vertreibung der Deutschen tabuisieren, weil für sie diese Thematik nicht opportun ist, 
eben nicht „politisch korrekt“. Dies ist Hohn und Unbarmherzigkeit - Den Opfer gegenüber. Ich 
frage mich, warum zeigen die Deutschen so wenig Respekt vor sich selbst? Sie sagen überall „mea 
culpa, mea culpa“, respektieren aber nicht die eigenen Opfer. Sie bitten überall um Verzeihung- 
als wäre Deutschland eine Canossa-Republik geworden, eine Republik der Reue. Aber wenn man 
Moral zur Schau trägt, riskiert man, nicht sehr ernst genommen zu werden. Man kann einem Volk 
nicht trauen, das sich selbst bezichtigt. Diese normale Haltung wirkt auf viele Ausländer, nicht nur 
auf mich, als ein Ritual, eine Pflichtübung, unecht, überflüssig, schließlich sogar als respektlos. 
Um glaubwürdig zu sein, muss man auch bereit sein, ähnliche Verbrechen zu verurteilen, überall 
in der Welt, auch dann, wenn die Opfer Deutsche waren oder sind. 

Eigentlich sollte Übereinstimmung darin bestehen, dass aller Opfer von Krieg und Gewaltherr¬ 
schaft mit Erfurcht zu gedenken ist. Dies ist offensichtlich nicht so, denn die Opfer der Vertrei¬ 
bung werden systematisch heruntergespielt. Dies verstößt nicht nur gegen das Ethos der Wissen¬ 
schaft, sondern auch gegen den fundamentalen Gedanken der Menschenrechte und der Gleichheit 
der Menschen. Es ist einer freien Gesellschaft und einer freien Wissenschaft unwürdig, wenn man 
Zeithistorikem, die sich in seriöser Weise mit politisch heiklen oder gar unerwünschten Themen 
befassen, unterstellt, ihre Untersuchungen dienten bloß der „Aufrechnung“ oder „Apologie“ von 
Verbrechen. Das Bild einer Epoche wird unweigerlich verfälscht, wenn man um politischer Wir¬ 
kungen willen bestimmte Teilbereiche ausblendet. 

Die demographische Katastrophe der Vertreibung der Deutschen und ihre langfristigen Kon¬ 
sequenzen sind bisher weder in Deutschland noch in Amerika ausreichend diskutiert und verstan¬ 
den worden. Um sie besser anpacken zu können, wurden diese historischen und völkerrechtlichen 
Thesen verfasst. Nach den ethnischen Säuberungen im ehemaligen Jugoslawien und im Hinblick 
auf die Kriegsverbrecherprozesse in Den Haag, ist eine aktualisierte Fassung der Thesen notwen¬ 
dig geworden, um das Geschehen 1944/1950 in die Geschichte der Kriegsverbrechen und des 
Völkermordes besser einordnen zu können. 
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Historische Thesen 

Der Begriff Vertreibung als terminus technicus beinhaltet nicht nur die gewaltsamen Vertreibungen 
vom Sommer und Herbst 1945, sondern auch die Evakuierung der deutschen Bevölkerung seitens 
der deutschen Behörden ab dem Herbst 1944, die allgemeine Flucht im Frühjahr 1945 sowie die 
organisierten Zwangsumsiedlungen ab 1946. Der Begriff Vertreibung muss so verstanden wer¬ 
den, weil sowohl die Evakuierten als auch die Geflüchteten beabsichtigten, nach Beendigung der 
Kampfhandlungen in ihre Wohngebiete zurückzukehren. Sie wurden jedoch von den sowjetischen 
und polnischen Behörden daran gehindert und eben deshalb zu Vertriebenen gemacht. 

Nach der Niederwerfung Polens im September 1939 wandten Hitler und Stalin ähnliche 
Methoden zur dauerhaften Beherrschung ihres jeweiligen Beuteanteils an. Hitler ließ etwa 
650.000 Polen aus den Gebieten Westpolens, die in das Reich eingegliedert werden sollten, depor¬ 
tieren, wobei im Anschluss daran dort verschiedene deutsche Volksgruppen nach ihrer Rückfüh¬ 
rung aus der sowjetischen Einflusssphäre angesiedelt wurden. Währenddessen trachtete Stalin 
mittels Deportationen antisowjetisch eingestellter Polen und durch die Ermordung der polnischen 
militärischen Elite, Katyn 1940, die Macht über das Gebiet östlich der Ribbentrop-Molotow-Li- 
nie zu festigen. Im Ostfeldzug ab 1941 plante Hitler im europäischen Teil der Sowjetunion große 
deutsche Siedlungskomplexe durch Vertreibung der einheimischen Bevölkerung zu schaffen ... 

Nachdem das Prinzip der Zwangsumsiedlung Volksdeutscher („illoyale Minderheiten“) von den 
Alliierten akzeptiert worden war, wurde es im Zusammenhang mit der geplanten Westexpansion 
des polnischen Staates auch auf Reichsdeutsche (keine Minderheiten) in den östlichen Provinzen 
Deutschlands angewandt. Auf der Konferenz von Teheran vom 28. November - 01. Dezember 1943 
führte Stalins Forderung, Polen östlich der Curzon-Linie zu annektieren, zur Entscheidung, Polen im 
Westen auf Kosten Deutschlands zu entschädigen. Mit der territorialen Entschädigung war auch der 
Plan zur Aussiedlung der einheimischen deutschen Bevölkerung verbunden, ohne dass sich direkte 
Bezüge zu den nationalsozialistischen Vertreibungspraktiken im Osten feststellen ließen. 

Die einschlägigen Akten im ,Public Record Office’ in London und in den ,National Archives’ 
in Washington zeigen, dass die Experten im Foreign Office und im State Department bis zu den 
Konferenzen von Jalta und Potsdam dafür eintraten, die territorialen Entschädigungen an Polen - 
zunächst nur Ostpreußen, dann maximal bis zur Oder - und die damit verbundenen Umsiedlungen 
der Deutschen zu beschränken (zwischen zweieinhalb und sieben Millionen). Sie sollten durch 
eine sog. Population Transfers Commission beaufsichtigt werden, um einen stufenweise geord¬ 
neten Ablauf und eine Entschädigung für zurückgelassenes Eigentum zu gewährleisten. Dabei 
stützten sich die Diplomaten auf den Präzedenzfall des Bevölkerungsaustausches zwischen Grie¬ 
chenland und der Türkei 1923 bis 1926, der unter Aufsicht des Völkerbundes und auf der Basis 
des Lausanner Abkommens durchgeführt worden war. 

Auf der Potsdamer Konferenz im Juli 1945 wurde zwar der bekannte Artikel XIII über den Trans¬ 
fer der Deutschen angenommen, jedoch ist er häufig falsch ausgelegt worden, wenn behauptet wird, 
dass die Anglo-Amerikaner den Umfang der Umsiedlung befürwortet hätten. Im Gegenteil: Artikel 
XIII stellt eine Notmaßnahme dar, die in höchster Eile verfasst und angenommen werden muss¬ 
te, weil die nicht genehmigten, wilden Vertreibungen aus der Tschechoslowakei, aus Polen und aus 
den deutschen Ostgebieten eine völlig chaotische Situation in der amerikanischen und der britischen 
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Besatzungszone verursacht hatten, nicht zuletzt auch in Berlin, wie in unzähligen amerikanischen 
und britischen Berichten aus dieser Zeit belegt ist. Somit war Artikel XIII kein Blankoscheck für die 
Vertreiberstaaten. Vielmehr bezweckte er zunächst ein Vertreibungsmoratorium und die Übertragung 
der Zuständigkeit für Umfang und Zeitpunkt des Transfers an den Alliierten Kontrollrat in Berlin. 

Die amerikanische und die britische Regierung protestierten in Warschau und Prag wieder¬ 
holt wegen der inhumanen Behandlung der deutschen Bevölkerung und der Nichteinhaltung der 
Richtlinien des Artikels XIII. Die Umsiedlungen, die nach der Aufstellung eines Aufnahmeplans 
des Alliierten Kontrollrates im November 1945 erfolgten, verliefen weniger verlustreich. Jedoch 
urteilte 1950 die Walter-Kommission des amerikanischen Repräsentantenhauses in einem aus¬ 
führlichen Bericht über die Vertreibung der Deutschen, dass keine Phase der Vertreibung als 
human bezeichnet werden könne. 

Ein noch schwereres Schicksal traf mehr als anderthalb Millionen Verschleppter. Nur 55 Pro¬ 
zent überlebten. Hier ist die angloamerikanische Mitverantwortung gut belegbar, denn Churchill 
und Roosevelt akzeptierten am 11. Februar 1945 auf der Konferenz von Jalta das Prinzip, wonach 
deutsche Zwangsarbeit als Kriegsentschädigung zugelassen wurde. Durch diesen gemeinsamen 
Beschluss, der ebenfalls von Stalin unterzeichnet wurde, wurden Volksdeutsche aus Rumänien, 
Jugoslawien und Ungarn und Reichsdeutsche aus Ostpreußen, Pommern und Schlesien - Män¬ 
ner wie Frauen - zur Sklavenarbeit in die Sowjetunion verschleppt, gewissermaßen als „lebende 
Reparationen“. Flucht, Vertreibung und Verschleppung haben über zwei Millionen unschuldige 
Opfer das Leben gekostet - und dies zum Teil quasi als Friedensmaßnahmen bzw. nach der deut¬ 
schen Kapitulation . Ein solches Ereignis muss von der Welt zur Kenntnis genommen werden 
- ohne Polemik und ohne Vorwurf der Aufrechnung — eben als historisches Faktum. In diesem 
Zusammenhang muss auch der Verzicht auf Gewalt und Vergeltung in der Charta der Heimatver¬ 
triebenen vom August 1950 besonders gewürdigt werden. 
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Die Vertreibung der Deutschen war völkerrechtswidrig 

Das Selbstbestimmungsrecht der Völker, das als jus cogens anerkannt wird, beinhaltet notwen¬ 
digerweise das Recht auf die Heimat, denn man kann nur das Selbstbestimmungsrecht ausüben, 
wenn man aus der Heimat nicht vertrieben wird. Die Haager Landkriegsordnung von 1907 war 
im Zweiten Weltkrieg anwendbar. Artikel 42-56 beschränken die Befugnisse von Okkupanten in 
besetzten Gebieten und gewähren der Bevölkerung Schutz, insbesondere der Ehre und der Rechte 
der Familie, des Lebens der Bürger und des Privateigentums (Artikel 46), und verbieten Kollek¬ 
tivstrafen (Artikel 50). Eine Massenvertreibung ist mit der Haager Landkriegsordnung in keiner 
Weise in Einklang zu bringen. Auch gemäß der „Martenschen Klausel“ in der Präambel der IV. 
Haager Konvention von 1907 sind Vertreibungen rechtswidrig. 

Vertreibungen waren im Jahre 1945 völkerrechtswidrig, auch in Friedenszeiten, denn sie ver¬ 
letzen die Minderheitenschutzverträge, die Polen verpflichtete. Die Rechtsprechung des Internati¬ 
onalen Militär-Tribunals in Nürnberg verurteilte die Vertreibungen, die von den Nationalsozialis¬ 
ten durchgeführt worden waren, als Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschheit. Das 
Völkerrecht hat per Definition universale Geltung, und darum stellten die Vertreibungsaktionen 
gegen die Deutschen, gemessen an den selben Prinzipien, ebenfalls Kriegsverbrechen und Verbre¬ 
chen gegen die Menschheit dar. 

Artikel XIII des Potsdamer Protokolls konnte nicht und hat auch keine Legalisierung der 
Vertreibung der Deutschen bewirkt. Die Alliierten hatten keine unbeschränkte Verfügungsgewalt 
über das Leben der Ostdeutschen. Auch wenn es ein „Interalliiertes Transferabkommen“ gegeben 
hätte - und Artikel XIII stellt kein solches Abkommen dar müsste es nach völkerrechtlichen 
Prinzipien beurteilt werden. 

Nach dem Stand des heutigen Völkerrechts sind Zwangsumsiedlungen völkerrechtswidrig. 
Artikel 49 der IV. Genfer Konvention über den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten vom 
12. August 1949 verbietet Zwangsumsiedlungen. Sie sind ausnahmsweise nur dann gestattet, 
wenn zwingende militärische Gründe zu dem einzigen Zweck, die Bevölkerung zu schützen, eine 
Evakuierung erfordern. Solche Evakuierungen, die sowieso nur vorübergehend sein dürfen, sind 
illegal, wenn sie aus einer Lebensraumpolitik abgeleitet werden. In Friedenszeiten verstoßen Ver¬ 
treibungen gegen die UNO-Charta, gegen die Menschenrechtserklärung vom 10. Dezember 1948 
und gegen die Menschenrechtspakte von 1966. Für die Unterzeichner des Vierten Protokolls der 
Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten gelten Artikel 
3: „Niemand darf aus dem Hoheitsgebiet des Staates, dessen Staatsangehöriger er ist, durch eine 
Einzel- oder eine Kollektivmaßnahme ausgewiesen werden.“; und Artikel 4: „Kollektivauswei¬ 
sungen von Fremden sind nicht zulässig.“ 

In Kriegs- sowie Friedenszeiten stellen Vertreibung und Verschleppung völkerrechtliche Ver¬ 
brechen dar. Gemäß Artikel 8 des Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs gelten Vertrei¬ 
bungen als Kriegsverbrechen, gemäß Art. 7 als Verbrechen gegen die Menschheit. Vertreibung 
und Verschleppung können sehr wohl als Völkermord bezeichnet werden, wenn die Absicht des 
Vertreiberstaates nachweislich ist, eine Volksgruppe auch nur teilweise zu vernichten. Dies war 
zweifelsohne auch die Absicht Beneschs, wie in seinen Reden und in den Benesch-Dekreten aus¬ 
reichend belegt. Dies ist auch die Auffassung führender Völkerrechtslehrer u.a. von Felix Erma- 
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cora und Dieter Blumenwitz. Somit erfüllte die Vertreibung der Sudetendeutschen den Tatbestand 
des Völkermordes im Sinne der UNO-Völkermordskonvention von 1948. Auch Teilaspekte der 
Vertreibung der Deutschen durch Polen und Jugoslawien sind nachweislich Genozid. 

Die entschädigungslose Enteignung von Privateigentum fremder Staatsbürger ist völkerrechts¬ 
widrig. Wenn eine Enteignung im Zusammenhang mit einem Verbrechen gegen die Menschheit 
steht, bzw. Bestandteil eines Genozids ist, darf die Staatengemeinschaft diese Enteignung nicht 
anerkennen. Der Staat der Nationalität der Opfer dieser Enteignungen ist zum diplomatischen 
Schutz seiner Bürger verpflichtet, denn die Ausübung des diplomatischen Schutzes ist in diesen 
Fällen keine Ermessensfrage. 

Das Völkerrecht gilt gleichermaßen für alle. Darum sind die Staaten erga omnes verpflichtet, 
die Normen des Völkerrechts konsequent anzuwenden, ohne willkürliche Ausnahmen. Ein Staat 
gefährdet die Rechtssicherheit und stellt die Glaubwürdigkeit der völkerrechtlichen Rechtsord¬ 
nung in Frage, wenn er nach unterschiedlichen Maßstäben handelt. Völkermord und Verbrechen 
gegen die Menschheit müssen stets verurteilt werden , unabhängig von der Nationalität der Opfer. 

Flüchtlinge und Vertriebene haben ein Recht auf Rückkehr sowie ein Recht auf Restitution 
(siehe LTVO-Unterkommission für Menschenrechte, Resolutionen 2002/30 und 2005/21 sowie der 
Schlussbericht der Unterkommission über Vertreibung und die Menschenrechte UN Doc E/CN. 
4/Sub. 2/1997/23 und die Ausführungen des ersten UTV-Hochkommissars für Menschenrechte Dr. 
Jose Ayala Lasso vom 28. Mai 1995 in Frankfurt a.M. und 6. August 2005 in Berlin). 
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Schlussfolgerungen 

Allen Opfern von Krieg und Gewaltherrschaft muss mit Ehrfurcht gedacht werden. Der Versuch, 
manche Verbrechen zu verharmlosen oder gar zu verschweigen, verstößt nicht nur gegen das 
Ethos der Wissenschaft. Er ist Hohn und Unbarmherzigkeit den Opfern gegenüber. 

Die Vertreibung der Deutschen ist ein legitimer Gegenstand wissenschaftlicher Forschung. 
Sie gehört zu den folgenschwersten Ereignissen der Zeitgeschichte, weil durch sie ein in Jahr¬ 
hunderten gewachsenes Zusammenleben ausgelöscht wurde. Daher kann sie nicht einfach aus der 
gemeinsamen europäischen Erfahrung ausgeklammert werden. Trotzdem existiert immer noch 
eine gewisse Tabuisierung dieser Thematik, die zwar nicht die Forschung, wohl aber die offene 
Diskussion hemmt. Es ist einfach eine Frage der historischen Vollständigkeit, sich auch diesem 
Kapitel der Geschichte zu stellen. 

Es ist die wissenschaftliche und moralische Pflicht des Historikers, geschichtliche Vorgänge 
zu erforschen und darzustellen, indem er die Fakten feststellt und sie in größere Zusammenhänge 
einordnet. Es ist einer freien Gesellschaft und einer freien Wissenschaft unwürdig, wenn man 
Zeithistorikem, die sich in seriöser Weise mit politisch heiklen oder gar unerwünschten Themen 
befassen, unterstellt, ihre Untersuchungen dienten der „Aufrechnung“ oder „Apologie“ von Ver¬ 
brechen. Das Bild einer Epoche wird unweigerlich verfälscht, wenn man um politischer Wirkun¬ 
gen willen bestimmte Teilbereiche ausblendet. 

Die Vertreibung darf nicht als eine Frage von Schuld und Sühne betrachtet werden. Die Auf¬ 
gabe, die für Krieg und Kriegsverbrechen Schuldigen zu bestrafen, war den Nürnberger Prozessen 
übertragen, und sie stellten dazu ein neues völkerrechtliches Prinzip auf, das der persönlichen 
Haftung von Politikern und Soldaten für ihre Handlungen. Jedoch wurden 15 Millionen Deutsche 
vertrieben - oder zur Flucht gezwungen, was faktisch dasselbe bedeutet - offensichtlich, ohne 
nach ihrer persönlichen Schuld oder Unschuld zu fragen. Eine Strafe, die von der Berücksichti¬ 
gung persönlicher Schuld und der Verhältnismäßigkeit der Mittel absieht, ist juristisch und mora¬ 
lisch nicht vertretbar. 

Es gibt keine Kollektivschuld. Der Gedanke der Kollektivschuld ist, wie Victor Gollancz tref¬ 
fend feststellte, „ein unsinniger, unliberaler, antichristlicher, beklagenswert nazistischer Gedanke“ 
(Stimme aus dem Chaos, S. 320). Schuld ist, wie Unschuld, persönlich und eben nicht kollektiv. 
Darum kann ein Prinzip der Kollektivschuld ebenso wenig für die Vertreibung wie für den Krieg 
selbst angewandt werden. Es besteht jedoch sicherlich eine kollektive Sittlichkeit, die uns alle zu 
humanem Umgang miteinander verpflichten sollte. 

Es gibt keine humanen Zwangsumsiedlungen, dies ist ein Widerspruch in sich, denn der erzwun¬ 
gene Verlust der Heimat kann nie human sein. Die Erörterung der Vertreibung hat eine eminente 
Bedeutung für die Gegenwart. Sie ist kein abgeschlossenes Kapitel der Geschichte, denn es ereig¬ 
nen sich heute noch weitere Vertreibungen in der Welt, die von der Völkergemeinschaft verurteilt 
werden müssen, ln der neuen Weltordnung, die nach dem Ende des Kalten Krieges im Entstehen ist, 
braucht man vor allem historische Aufrichtigkeit und Objektivität. Es ist zu hoffen, dass die neue 
Generation der Historiker aus Polen, der Tschechischen Republik, der Slowakaei, Ungarns, Slowe¬ 
niens, Kroatiens, Serbiens und der Russischen Föderation die Vertreibung der Deutschen in ihrer 
geschichtlichen Tragweite - und Tragik - und damit den eigenen Teil an Verantwortung erkennt und 
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anerkennt. Gute Nachbarschaft verlangt gegenseitige Offenheit und die Bereitschaft, die eigenen 
Fehler zuzugeben. In der europäischen Union sollte dies selbstverständlich sein. 

Täter-Opfer: Es bedeutet eine geschichtliche Klitterung und sogar eine Verletzung der Menschen¬ 
rechte, die deutschen Vertriebenen als Täter zu diffamieren. Die Vertriebenen waren Opfer der 
Unmenschlichkeit der Sieger - und heute sind sie oft Opfer der Diffamierung durch die Medien 
und durch Zeitgeist-Historiker. Der absurden Täter- und Opferschablone muss konsequent wider¬ 
sprochen werden. 

Das Zentrum gegen Vertreibungen: Das Phänomen Vertreibung ist kein ausschließlich deutsches 
Problem. Die Armenier und die Griechen wurden im Ersten Weltkrieg vertrieben und massakriert. 
Griechische Zyprioten wurden 1974 in den Süden Zyperns verjagt. In den 90er Jahren wurden 
Kosovaren, Bosnier und Kroaten durch Serben ethnisch gesäubert, Serben wurden aus der Krajina 
vertrieben. Heute werden Menschen im Sudan (v.a. in Darfur) vertrieben. Darum will das Zen¬ 
trum gegen Vertreibungen in Berlin alle Vertreibungen dokumentieren und erforschen, um den 
Opfern zu gedenken und künftige Vertreibungen verhindern zu helfen. 

Mit herzlichen Grüßen an die Leser dieses Buches 

Prof Dr. iur. et phil. Alfred Maurice de Zayas 

Alfred-Maurice de Zayas, geboren am 31. Mai 1947 in Havanna, ein US-amerikanischer Völker¬ 
rechtsgelehrter, Historiker, Sachbuchautor und UN-Beamter. Seit 2012 ist er UN-Sonderbericht- 
erstatter für die Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen Ordnung. 
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Abkürzungsverzeichnis 

AGMO Arbeitsgemeinschaft flir Menschenrechtsverletzungen in Ostdeutschland in der 

Schlesischen Jugend; umbenannt in: Gesellschaft zur Unterstützung der Deutschen 
in Schlesien, Ostbrandenburg, Pommern, Ost- und Westpreußen 

AWS Wahlaktion der Gewerkschaft Solidamosc 

BdV Bund der Vertriebenen 

BGBl. Bundesgesetzblatt 

BMI Bundesministeriums des Inneren 

BVerfGE Bundesverfassungsgerichtsentscheidung 
COIG Zentrum für Wirtschaftsinformationen 

DFK Deutscher Freundschaftskreis (in Schlesien) 

DOD Deutscher Ostdienst 

DU Demokratische Union 

EKMS Deutsche Sektion der Europäischen Konferenz für Menschenrechte und Selbstbe¬ 
stimmung 

GG Grundgesetz 

HLKO Haager Landkriegsordnung 

IARA Inter-Alliierte Reparationsagentur 

Ifa Institut für Auslandsbeziehungen 

IPBPR Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte 

KLD Liberal-Demokratischer Kongreß 

KP Kommunistische Partei 

KPN Konföderation Unabhängiges Polen 

KSZE Konferenz zur Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

LPR Liga Polnischer Familien 

MdB Mitglied des Bundestages 

NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 

NSZZ Gewerkschaftsbund Solidamosc 

NTO Nowa Trybuna Opolska 

OMV Ost- und Mitteldeutsche Vereinigung (Landsmannschaft) 

OPZZ Polnischer Gewerkschaftsbund 

PIS Partei Recht und Gerechtigkeit 
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PK Palikot-Bewegung 

PKWN Polski Komitet Wyzwolenia Narodowego (Polnisches Komitee der 
Nationalen Befreiung) 

PL Partei: Bauern-Verständigung 

PO Bürgerplattform 

POC Bürgerverständigungs-Zentrum 

POW Geheime polnische Militärorganisation 

PPR Polska Partia Robotnicza (Polnische Arbeiterpartei) 

PPS Polska Partia Socjalistyczna (Polnische Sozialistische Partei) 

PSL Bauernpartei 

PVAP Polnische Vereinigte Arbeiterpartei 

PZPR Polska Zjednoczona Partia Robotnicza (Polnische Vereinigte Arbeiterpartei) 
RAS Ruch Autonomii Slaska (Bewegung Autonomie Schlesiens) 

SD Blockpartei 

SDRP Sozialdemokratische Partei 

SES Stiftung für die Entwicklung Schlesiens 

sic „so“, „wirklich so“ 


SKGD Sozial-Kulturelle Gesellschaft der deutschen Minderheit 

SLD Allianz der demokratischen Linken 

SWZ Sonderwirtschaftszone 

TSKN Sozial-Kulturelle Gesellschaft der Deutschen 

TVP Fernsehsender Oppeln 

UNESCO United Nations Scientific and Cultural Organization 
UNO United nations Organisation 

UW Freiheitliche 

VdG Verband der Sozial-Kulturellen Gesellschaften in Polen 





I. Abriss der Geschichte Schlesiens bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs 
1. Der schlesische Raum und seine Dialekte 

Das überwiegend zum mitteleuropäischen Tiefland zählende Schlesien stellt weder eine natur¬ 
räumliche noch eine historische Einheit dar. Es war seit dem Wiener Kongreß von 1815 verschie¬ 
denen Entwicklungen unterworfen worden. Geographisch gesehen gehört es unterschiedlichen 
Landschaftstypen an und erstreckt sich von Nordwesten bis Südosten in einer Länge von etwa 
250 km und einer Breite zwischen 100 - 150 km. Aufgrund seiner günstigen Verkehrslage war 
es schon vor Jahrhunderten ein wichtiges Durchgangsland für den europäischen Fernverkehr. Es 
verband den Norden mit dem Süden, den Osten mit dem Westen und war von der Adria, dem 
Schwarzen Meer und der flandrischen Küste etwa gleich weit entfernt. Auch die Sudeten bildeten 
verkehrsfreundliche Durchlässe: Bereits in vorgeschichtlicher Zeit führte eine der Handelsrouten 
in Mitteleuropa, die sogenannte Bemsteinstraße, auf der sich der Bemsteinhandel zwischen der 
Nord- und Ostseeküste und dem nördlichen Mittel meerraum abspielte, durch das Odertal und die 
Mährische Pforte ins Wiener Becken. Im Mittelalter hatte die Hohe Straße , die am Nordende des 
Mittelgebirges von Leipzig über Breslau und Krakau nach Kiew führte, für den Waren- und Per¬ 
sonenverkehr ebenfalls große Bedeutung; 1 sie war durch Querverbindungen über Frankfurt a.d. 
Oder auch mit Stettin und über Danzig verbunden. Aufgrund seiner wechselvollen Geschichte 
entzog sich das Land einer einheitlichen Prägung durch Staats- und Verwaltungsgrenzen. 

Jeder beliebige Querschnitt entlang eines Meridians durch das vielgestaltige Land, sei es bei 
15° östlicher Länge durch Görlitz, bei 17° durch Breslau oder bei 19° durch Kattowitz, zeigt von 
Süden nach Norden eine gleichartige Dreigliederung in Mittelgebirge, Gebirgsvorland und Flach¬ 
beziehungsweise Hügelland. Schlesien umfasst das Einzugsgebiet der oberen und mittleren Oder 
und reicht im Südwesten bis etwa zu den Sudeten, im Südosten bis zur Oberschlesischen Platte. 
Im Nordosten verläuft die Grenze im Wesentlichen durch das Tiefland auf der Wasserscheide 
zwischen Oder einerseits und Warthe und Weichsel andererseits. Die westliche Begrenzung im 
Norden liegt in der Lausitz mit Übergang zur Mark Brandenburg. Die Oder durchzieht mit ihren 
fast symmetrisch angeordneten Nebenflüssen das ganze Land etwa in seiner Mitte von Ratibor 
über Oppeln und Breslau bis über Glogau. Der Fluss entspringt in den Waldbergen des Mähri¬ 
schen Gesenkes westlich der Mährischen Pforte und mündet nach einem Lauf von 850 km in dem 
der Ostsee vorgelagerten Stettiner Haff. Von Ratibor an wechseln sich Eichenwälder und anderes 
waldreiches Land mit ausgedehnten Wiesen ab, die den Lauf des hier breiter werdenden Stromes 
säumen. Die Umrisse Schlesiens erinnern an das Wappen der Eichendorffs, das 1813 in Schle¬ 
sien gestiftet worden war, ebenso wie an ein Eichenblatt mit der Oder als Hauptrippe und ihren 
Nebenflüssen als Seitenrippen: Von der rechten, der östlichen Oderseite fließen ihr die Olsa, Ruda, 
Birawka, Klodnitz, Malapane, Stöber, Weide und Bartsch zu, von der linken, der westlichen, die 
Oppa, Zinna, Hotzenplotz, Glatzer Neiße, Lohe, Weistritz, Katzbach, Bober und die Lausitzer 


1 Vgl. F. Dörr und W. Kerl , „Ostdeutschland und die deutschen Siedlungsgebiete in Ost- und 
Südosteuropa“, München 1991, S. 19. 
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Neiße. Als einigendes langes Band prägt die Oder mit ihren Wald- und Wiesenauen das Gesicht 
der schlesischen Landschaft. 

Zwischen der Klodnitz und den Gebieten von Oder und Weichsel befindet sich das oberschle¬ 
sische Steinkohlebecken. Es hat die Form eines Dreiecks, dessen Spitzen im Norden bei Tamo- 
witz, im Süden bei Krakau und im Südwesten bei Ostrau liegen. Das Gebiet ist von der auf reichen 
Kohle- und Erzvorkommen gewachsenen Bergbau- und Industrielandschaft geprägt. Bereits im 
Mittelalter florierte der Handel mit Silber, Blei, Zink und Eisen, und in der zweiten Hälfte des 
18. sowie im 19. Jahrhundert entwickelte sich das Land zum herausragenden Bergbaurevier des 
deutschen Ostens. Lange Zeit förderte ganz Oberschlesien mehr als doppelt so viel Steinkoh¬ 
le wie das Ruhrgebiet, auch die Qualität der oberschlesischen Kohle ist mindestens doppelt so 
gut. Große Kalkvorkommen trugen zur Entwicklung der Zementindustrie bei; andere industrielle 
Zweige, wie chemische oder eisenverarbeitende, standen zu Beginn des 20. Jahrhunderts in voller 
Blüte. An dem Gesamtgebiet des Kohlebeckens waren vor der Teilung Oberschlesiens (1921) 
Preußen-Deutschland mit 33 %, Österreich-Ungarn mit 63 % und Rußland mit 4 % beteiligt. 2 Der 
deutsche Teil des oberschlesischen Industriereviers gehörte bis zum Ende des Ersten Weltkrieges 
dem preußischen Regierungsbezirk Oppeln und damit der Provinz Schlesien an. 

Etwa 15 Kilometer von Krakau entfernt befindet sich in Wieliczka ein Salzbergwerk, das ab dem 
13. Jahrhundert für lange Zeit als Quelle des Reichtums und finanzieller Kulturgrundlage des Lan¬ 
des galt; so entstand der Name des, Weißen Goldes’ für den Begriff des Salzes. In einerTiefe von 327 
Metern unter der Stadt erstreckt sich das Bergwerk mit einer etwa 300 Kilometern langen Tunnellän¬ 
ge und ist heute eine Touristenattraktion. Hier bestaunen jährlich übereine Million Besucher Salzfi¬ 
guren, unterirdische wundervolle Seen oder die prachtvolle St. Kinga Kapelle mit einem nach Leo¬ 
nardo Da Vinci gefertigten Salzrelief, dem »Letzten Abendmahl’. Der insgesamt 465 m 2 große und 
11 m hohe Raum wird durch imposante Kronleuchter erhellt und besticht durch zahlreiche Kunst¬ 
werke, ebenso durch einen Hunderte von Jahre alten aus Salz gehauenen Altarbereich. In der Tiefe 
befindet sich ein Sanatorium für Bürger mit Atembeschwerden oder Allergien. Das Bergwerk 
steht seit 1978 auf der Liste des UNESCO Weltkulturerbes. 

Um mit der Landesbeschreibung fortzufahren: Die Beskiden mit ihren Wäldern im Südosten 
des Landes ragen in den Westkarpaten mehr als 1700 Meter empor. Die ihnen nördlich vorge¬ 
lagerten Schlesischen Beskiden erreichen 1300 Meter. Westlich hiervon befindet sich das 1492 
Meter hohe Altvatergebirge, das den Ostsudeten zugehört. Eine weitere Erhöhung im Land stellen 
die im Südwesten parallel zur Oder verlaufenden Teile der Sudeten mit der 1602 Meter hohen 
Schneekoppe dar. Die sich nach Norden rechts der Oder anschließenden Hügelketten des Schle¬ 
sischen Landrückens mit dem Katzengebirge und den Trebnitzer Höhen sowie mit den Dalkau- 
er Hügeln bei Glogau erheben sich bis auf 230 und 260 Meter. Auf 385 Meter Höhe steigt der 
am Rande des oberschlesischen Muschelkalkrückens südlich von Oppeln gelegene Wallfahrtsort 
St. Annaberg an, der damit eine markante Erhebung im Lande darstellt. Das Kloster auf 
seiner Höhe ließ den Berg zu einem religiösen Mittelpunkt Oberschlesiens, seine strategische 


Vgl. Richard Breyer (Hrsg.), Ernst Bahr, Ekkehard Buchhofer, „Oberschlesien nach dem Zweiten 
Weltkrieg“, Marburg/Lahn 1975, hier Breyer, S. 1. 
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Bedeutung ihn zum Schauplatz der Aufstandskämpfe nach dem Ersten Weltkrieg werden. - Für 
Deutsche wie für Polen ein symbolträchtiger Ort. Seit Jahrhunderten ist der Annaberg das geis¬ 
tige und religiöse Zentrum in Oberschlesien. Auf dem Gipfel des Chelmgebirges befindet sich 
der historische Kalvarien-Klosterkomplex mit der Basilika, in der die heilige Anna Selbdritt im 
Mittelpunkt steht. Nicht nur für die Oberschlesier ist deren Verehrung ein wichtiger Bestandteil 
ihres Glaubens. Wie Eva Czeczor in Schlesien Heute schreibt, ist die Verehrung der heiligen Anna 
ein wichtiger Bestandteil ihres Glaubens. Bis heute kommen vor allem von März bis Oktober 
hunderttausende Pilger aus ganz Oberschlesien, Polen und auch Deutsche, um in der Wallfahrts¬ 
kirche zu beten. Jeder Oberschlesier kennt den Anblick von der malerischen zum Paradieshof und 
zur Basilika führenden Treppe aus in die weite, wunderschöne Landschaft. Im Jahre 1997 ist die 
Stiftung St. Annaberg ins Leben gerufen worden, die sich dem Schutz und der Rekonstruktion von 
sakralen Objekten und anderen Kulturgütern, insbesondere der Restaurierung der Kalvarienkapel- 
len widmet. Fast genau in der geographischen Mitte Schlesiens liegt das vulkanische Zobtenge- 
birge mit dem 718 Meter hohen Zobten, der sich weithin sichtbar aus der Ebene erhebt. Er ist ein 
kulturell bedeutsamer Berg. Wohl alle Völker, die jemals dort lebten, haben ihre Heiligtümer auf 
ihm errichtet. - Die übrige Landschaft Schlesiens ist vorwiegend flach. 

Das Schlesische, im Dialekt Schläsisch oder Schiäs sch , zusammengestaucht auch Schläsch, 
ist eine Dialektgruppe des Ostmitteldeutschen, der in Schlesien und angrenzenden Gebieten Nord¬ 
böhmens und Nordmährens gesprochen wurde. Die schlesischen Mundarten lassen sich in meh¬ 
rere Gruppen einteilen. Heute werden sie nur noch von einer Minderheit in Oberschlesien sowie 
vereinzelt in Niederschlesien oder der Oberlausitz gesprochen: 

• Breslauisch (Städterschlesisch) • Brieg-Grottkauer Mundart (Brieg-Grottkauer Schle¬ 
sisch) • Gebirgsschlesisch • Glatzisch • Kräutermundart • Neiderländisch • Nordböhmisch 

(Übergangsdialekt) • Oberlausitzisch (Ostoberlausitzisch) • Oberschlesisch. 

Die neiderländischen Mundarten waren im Norden Niederschlesiens um Grünberg (Schlesien), 
Glogau und Fraustadt verbreitet. Gebirgsschlesische Mundarten wurden mit Ausnahme des Lau¬ 
sitzer Gebirges und des Glatzer Landes, in den gesamten Sudeten sowie in deren nördlichem 
Vorland gesprochen - dazu zählt auch noch das Gebiet auf der böhmischen Seite des Gebirges 
um Trautenau bzw. Mährisch-Schlesien. Die Kräutermundart ist der Übergang zwischen Gebirgs- 
schlesischem und Neiderändischem und war im Breslauer Raum verbreitet, in Breslau selbst 
wurde ein ähnlicher Stadtdialekt gesprochen. Glätzisch war im Wesentlichen auf das Gebiet der 
alten Grafschaft Glatz beschränkt und vom gebirgsschlesischen Raum umschlossen, aber durch 
markante Gebirgszüge auch abgetrennt. 

Zwischen Breslau und Oppeln erstreckt sich das Verbreitungsgebiet der Mundart des 
Brieg-Grottkauer Landes. Östlich davon wurde, im Wesentlichen in städtischen Sprachinseln wie 
Gleiwitz, Beuthen, Königshütte, Guttentag, Pless, Bielitz und Kattowitz mehrheitlich Oberschle¬ 
sisch gesprochen. Im Heimatbuch Die Mundart der Liegnitzer Landschaft von Max Gehde von 
1927 heisst es, dass die Liegnitzer Landschaft die größte Mannigfaltigkeit in der Sprachentwick¬ 
lung vereinige. Nirgends in Schlesien überschnitten sich so viele Sprachgrenzen wie in Liegnitz 
- die Stadt sei geradezu der Treffpunkt. Die Landschaftsform - Heide, Bergland, Fruchtebene - 
seien auch in der Sprachkarte erkennbar. Das Schlesische habe besonders viel in Klang, Form und 
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Wesen mit dem Ostfränkischen gemeinsam. Das Schlesische kenne grundsätzlich weder ,ü’ noch 
,ö\ wie im Hochdeutschen Mühle oder schön, man spreche „Miehle“ oder „scheen“, „Bliemla 
bliehn“, statt Blühmchen blühen, „Teene“ statt Töne, „Techter“ statt Töchter, „Fisse“ statt Füße 
oder „Flisse“ statt Flüsse. 3 


2. Landes- und Siedlungsgeschichte 

2.1 Ur- und Frühzeit - 905 

Nach Forschungsergebnissen über die Vorgeschichte war der schlesische Raum bereits in der älte¬ 
ren und mittleren Steinzeit von unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen besiedelt: Einzelfunde 
belegten, dass Jäger und Sammler in der jüngeren Steinzeit (seit ca. 4200 v. Chr.) von einer ersten 
bäuerlichen Bevölkerung verdrängt wurden. Etwa um 2000 v. Chr., an der Grenze zur Kupfer¬ 
zeit, ist eine weitere Einwanderungswelle aufgrund von Geräte- und Schmuckfunden aus Kupfer 
nachweisbar. Die Siedler haben wohl gegen Ende der Kupferzeit (um 1800 v. Chr.) durch Assimi- 
lierung älterer Kulturformen eine nahezu alle schlesischen Landschaften umfassende weitgehend 
einheitliche Kulturgruppe, die sog. Marschwitzer-Kultur, gebildet. 4 Sie wurde vielfach auch als 
Streitaxt- oder Becher-Kultur bezeichnet. Nach Erkenntnissen, die man aus Quellen des Altertums 
gewinnen könne, so Wolff in seinem Werk ,Ostgermanien’, waren die in den Ostgebieten siedeln¬ 
den Bauemvölker indogermanischen und germanischen Ursprungs. Jene Gegenden waren das 
Hauptstammland Gesamtgermaniens, Deutschland das Kemland. Römische Belege deuteten dar¬ 
auf hin, dass zwischen Oder und Weichsel die germanischen Burgunden sesshaft wurden, beson¬ 
ders im Raum Warthe und Netze, der als das Kemgebiet des späteren Polen angesehen wird. 5 

In den folgenden Jahrhunderten, der älteren Bronzezeit (18. -13. Jhdt. v. Chr.), ist die Aunjeti- 
tzer-Kultur in Mittelschlesien, die Schwarmitzer Gruppe in Nordschlesien und die Trzciniec-Kul- 
tur im östlichen Schlesien festzustellen. Ende des 14. Jahrhunderts breitete sich in den Gebieten 
Mittel- und Südschlesiens die Umenfelder-Kultur aus. Ihr Name rührt von dem Brauch, die Reste 
der eingeäscherten Leichen in Urnen aufzubewahren und diese zu größeren Feldern zusammen¬ 
zustellen. Über deren ethnischen Zuordnung bestand zwischen westlicher und östlicher Wissen¬ 
schaft lange Zeit Uneinigkeit. So ging die polnische Forschung davon aus, dass sich die Lau¬ 
sitzer-Kultur als besondere Ausprägung der Umenfelder-Kultur nahezu über das ganze heutige 
Polen und im Süden über Böhmen und Mähren bis nach Ungarn hin erstreckt hat. Lange Zeit war 
die Theorie vorherrschend, dass es sich bei den Trägem dieser Kultur um sog. Urslawen gehan- 


3 Die Beispiele ließen sich noch weiter ausführen. Siehe hierzu auch Klaus Ulmann, Schlesien- 
Lexikon, 2. Band der Reihe ,Deutsche Landschaften im Lexikon’, u.a. zum „Wasserpolnischen“ 
siehe den Text zur Fußnote 30. 

4 Vgl. Winfried Irgang, Werner Bein, Helmut Neubach, „Schlesien - Geschichte, Kultur und 
Wirtschaft“, Köln 1995, Historische Landeskunde. Deutsche Geschichte im Osten , Band 4, 
Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen (Hrsg.), hier Irgang, S. 23. 

5 Vgl. Franz Wolff, „Ostgermanien“, Tübingen 1977, S. 13. 
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delt hatte; die moderne polnische Archäologie - obwohl stark in einer nationalistisch geprägten 
Denkweise befangen (d. Verf.) - hat hiervon inzwischen wieder Abstand genommen. Deutsche 
Historiker haben den Ausdehnungsbereich der Lausitzer-Kultur zumeist sehr viel enger gesehen, 
lediglich unter Einschluss von Niederschlesien. Die Träger der Umenfelder-Kultur in Mittel- und 
Südschlesien sind mit den donauländischen und balkanischen Illyrern und Venetern in Verbindung 
gebracht worden. Inzwischen ist auch die östliche Forschung der Auffassung, dass die Träger der 
Lausitzer beziehungsweise Umenfelderkultur mit dem verschollenen indogermanischen Volk der 
Veneter in Zusammenhang steht. 6 In diesem Zeitabschnitt der jüngeren Bronzezeit lässt sich auch 
ein deutlicher Anstieg der Bevölkerung beobachten. Die Tendenz zur Ausbildung lokaler Sonder¬ 
gruppen hat auch in der frühen Eisenzeit (700 - 500 v. Chr.) angehalten; sie wurde von einem star¬ 
ken zivilisatorischen Aufschwung und einer sozialen Differenzierung der Bevölkerung begleitet. 

Mit dem Ende des sechsten und dem Anfang des fünften Jahrhunderts trat ein großer Bruch 
in der Entwicklung ein: Wohl bedingt durch einen Vorstoß des Reitervolkes der Skythen aus 
dem südrussischen Raum verließen offensichtlich große Teile der Bevölkerung in Mittel- und 
Südschlesien ihre Siedlungen, wie sich aus den zahlreichen vergrabenen Hausschätzen und den 
zerstörten Befestigungsanlagen ablesen lässt. 7 8 Irgang geht von der Annahme aus, dass die von 
Norden her in die verlassenen Gebiete an der mittleren Oder eindringenden Träger der Gesichtsur¬ 
nen- beziehungsweise Glockenbecher-Kultur, die sich wohl aus der Vermischung der Lausitzer 
mit der ostpomeranischen Kultur im 6. Jahrhundert entwickelt hatte, das Land mit Ausnahme 
kleinerer Gruppen in Nordschlesien bereits im 4. Jahrhundert wieder verlassen haben. 

Seit etwa 300 v. Chr. sind Kelten nach Mittelschlesien und danach auch in das später als Ober¬ 
schlesien bezeichnete Gebiet eingewandert. Wohl ab 100 v. Chr. wurden sie von den erwandern¬ 
de Trägem der sog. Przeworsker-Kultur verdrängt beziehungsweise assimiliert. Nach deutscher 
Forschung waren dies wahrscheinlich vorwiegend aus Nordjütland und Mittelschweden stam¬ 
mende Wandalen. Ihr Name wird in schriftlichen Quellen erstmals seit dem zweiten Jahrhundert 
n. Chr. erwähnt, davor wurden sie anscheinend als Lugier oder Wandilier bezeichnet. Die Lugier 
waren in unterschiedliche Stämme gegliedert; im schlesischen Raum sollen sich die Nahama- 
valen, die Helvekonen und die Harier niedergelassen haben. Die seit dem dritten Jahrhundert in 
Schriftquellen fassbaren Silingen, deren Name ein Jahrhundert später ebenso wie derjenige der 
Hasdingen (vielleicht die Nachkommen der Harier) auf alle südöstlichen wandalischen Volksstei¬ 
le überging, waren wohl die Nachfolger der Nahamavalen. Mit dem Hunneneinfall, 375 n.Chr., 
wanderte ein beträchtlicher Teil der Silingen und Hasdingen nach Westeuropa aus und siedelte 
sich nach dem Jahr 409 in Südspanien an. Zahlreiche Grab- und Hortfunde bis zum Beginn des 
6. Jahrhunderts beweisen allerdings die Anwesenheit einer germanischen Restbevölkerung.* Der 
Verfasser weist darauf hin, dass selbst nach Errichtung des Wandalenreiches in Nordafrika die 
Verbindungen zu den ursprünglichen Siedlungsgebieten nicht vollständig abgerissen sind, da um 


6 Vgl. Irgang , „Schlesien - Geschichte, Kultur und Wirtschaft“, S. 24 - 25. 

7 Vgl. ebd., S. 25; nach dem Werk ,Germania’ von Johannes Scherr besaß jenes Volk eine germa¬ 
nische beziehungsweise althochdeutsche Sprache. 

8 Vgl. ebd., a.a.O. S. 25 - 27. 
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die Jahrhundertwende eine Gesandtschaft aus Schlesien um die Überlassung des Landbesitzes der 
Ausgewanderten ersucht haben soll. 

Die Völkerwanderung des 4. und 5. Jahrhunderts führte zur Bildung relativ kurzlebiger 
Kulturen. Erst die wohl seit Mitte des 6. Jahrhunderts aus dem Süden und Osten allmählich 
in das nunmehr dünn besiedelte Gebiet eindringenden Stämme bewirkten eine Stabilisierung 
der Siedlungsverhältnisse. Die jahrhundertelange Nachbarschaft von Germanen, Venetern und 
Kelten führte zur gegenseitigen Durchdringung der Kulturen und Assimilierung der Schwäche¬ 
ren; Anzeichen für eine gewaltsame Eroberung waren nicht erkennbar. Im schlesischen Raum 
vollzog sich eine allmähliche Umgestaltung und Weiterentwicklung der Kulturen. Aufgrund 
des Fehlens von schriftlichen Quellen können jedoch über diese Geschehnisse keine näheren 
Aussagen getroffen werden. Auch der archäologische Wissensstand für das 5. bis 7. Jahrhun¬ 
dert ist sehr ungenügend, der Kenntnisstand über das Frühmittelalter somit als bescheiden 
einzustufen. 9 Aufgrund dieser unsicheren Wissensbasis erscheint es widersprüchlich, dass die 
Geschichtsschreibung mit Gewissheit davon ausgeht, dass der Raum zwischen Elbe und Weich¬ 
sel nach der Besiedlung durch germanische Völkerschaften von sogenannten Slawen bevölkert 
wurde; nachprüfbare historische Belege fehlen hierfür offensichtlich. Es spricht vieles dafür, 
dass die in der jüngeren Literatur verbreitete „Umdeutung von „Sclavi sunt Wandali“ durch 
gezielte Dokumentenfälschung erreicht werden konnte. So wurde mit Spezialwerkzeugen das 
,c’ herausradiert und so entstand: Slavi sunt Wandali. 

Aus der handschriftlichen Chronik von Pommern des Thomas Krantzow (16. Jhdt.) werden 
Abwandlungen in der Sprach- und Schreibweise deutlich und damit insbesondere die nordische 
Herkunft der sogenannten Slawen bestätigt. Auszugsweise lautete es hier: „Dieselben Folcker 
und Lande seint nach Besag aller Historien ... uberal wendisch gewest ... irren Ursprunk aus der 
Wenden Geschlecht... ob wol ytzund der Wenden Nhame und Geschlecht bey uns so verachtet ist, 
das man einen zum Schimpfe einen Wend oder Slafen (welches in Dinck ist) nennt, so wollen wyr 
uns doch des Herkhomens mit nichte Schemen ... sie haben Italien, Rhom, Frankreich, Hispanien 
bekriegt... Und itzund haben sie noch inne Polen, Bohemen, Reussen und die ganze Slafonie am 
Adriatischen Mehre ... Aber ire Urahne und erster Stifter ist gewest Wandalus ... können sich die 
,Sclaui‘ Pommerns mit den ,Sclavi k hinter Ungarn verstehen und bei ihnen verwandte Sprachfor- 
men finden, die sich ,wie Niderländisch zu Sessisch 4 verhalten“. 10 

Wohl eines der ersten etwas ausführlichere Schriftzeugnis für den späteren schlesischen Raum 
stammt von dem „Bayerischen Geographen“, vermutlich einem Mönch des Regensburger Klos¬ 
ters St. Emmeram, aus der Mitte des 9. Jahrhunderts. Folgt man seiner ,Regensburger Völkerta¬ 
tei , so siedelten in diesem Gebiet zunächst vier Stämme: Im Nordwesten, zwischen dem unteren 
Bober und der Oder im Glogauer Gebiet, die Dadosesani - in späteren Quellen Dedosizen genannt 
— mit wohl 20 Civitates, Einzelsiedlungen, die später auch als Burgen bezeichnet wurden, die 
Opolini, später Opolane, beiderseits der Oder in der Gegend von Oppeln mit der gleichen Anzahl 
von Civitates, die Slenzanen mit 15 mitten in Schlesien um das spätere Breslau und die Golen- 


9 

10 


Vgl. ebd., S. 27. 

Zit. nach W. Steller „Grundlagen der deutschen Geschichtsforschung“, Wien 1975, S. 237. 
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sizen im Süden. Die Herkunft des Namens ,Slenzanen’ ist nicht genau gesichert. Er bezeichnete 
allgemein die Bewohner des Silinggaues, aus dem sich das spätere lateinische ,Silesia’ ableitete, 
das ins Polnische übersetzt ,Slask’ heisst; die Bezeichnung Schlesien’ geht letztendlich wahr¬ 
scheinlich auf den Stammesnamen der Silingen zurück. Erst später kamen die am mittleren und 
oberen Bober sich niederlassenden Boberanen und östlich davon an der Oder im Raum Liegnitz 
die Trebowanen hinzu; beide Stämme wurden erstmals in einer Urkunde von Kaiser Heinrich IV. 
von 1086 erwähnt. Über die innere Struktur der einzelnen Stämme weiss man sehr wenig; auch 
der Zusammenhalt zwischen ihnen scheint unterschiedlich eng gewesen zu sein." Die einzelnen 
Siedlungsgebiete waren durch Waldgürtel voneinander getrennt, die Burgen wahrscheinlich die 
Mittelpunkte der Siedlungszonen. Mit zunehmender sozialer Differenzierung der Bevölkerung 
sowie stärkerem Zusammenschluss innerhalb der einzelnen Siedlungskammem entwickelten sich 
Gauhauptburgen, denen sich frühstädtische Siedlungen anschlossen. 

2.2 Wechselnde Vorherrschaft 905 - 1138 

Seit sich in Ostmitteleuropa Staaten zu bilden begannen, konnten stärkere Nachbarn ihre Macht 
über schlesisches Gebiet ausdehnen. In der damaligen Zeit waren Eroberungen, Macht und Reich¬ 
tum standesgemäß und ehrenwert. Mit brutalen und eigennützigen Raubzügen zwangen die gott¬ 
gesandten Fürsten Völker und Volksstämme mit dem Segen der Kirche in ihre Abhängigkeit als 
Leibeigene und damit auch in die Armut. Bereits der mährische Fürst Svatopluk (*871 - + 894) 
hatte seinem Reich schlesische Gebiete einverleibt. Nach dem Zusammenbruch des Großmähri¬ 
schen Reiches im Jahr 906 gewannen die böhmischen Herzoge Wratislaus I. (* 894, f 921) und 
Boleslaus I. 12 (* 929, t 967) großen Einfluss. Ihre Heere eroberten bald den mittelschlesischen 
Raum links der Oder, und nach und nach konnten alle dort ansässigen Stämme in den böhmischen 
Machtbereich eingebunden werden. Die beiden Przemysliden schufen auch die staatliche Struktur 
Schlesiens und gründeten vermutlich die Stadt Breslau. Der Herrschaftsanspruch Böhmens stieß 
jedoch auf Widerstand: Der sogenannte Piastenfurst und Herrscher der Polanen l3 , Dago-Mesiko 
(* 931, f 992), polnischerseits als Mieszko I. bezeichnet, besetzte etwa im Jahr 960 das Gebiet der 
Dedosizen und eroberte wohl dreißig Jahre später den nord- und mittelschlesischen Raum; sein 
Herrschaftsbereich hatte noch keinen greifbaren Namen. 


11 Vgl. Norbert Conrads (Hrsg.), Peter Moraw, Peter Baumgart , Arno Herzig und Konrad Fuchs , 
„Schlesien“, Berlin 1994, ersch. i.d. Reihe Deutsche Geschichte im Osten Europas; hier Moraw, 
S. 56 - 58. 

12 Der Herzog Boleslaus von Böhmen war Lehnsmann des deutschen Königs und ihm treu ergeben. 

13 Vgl. hierzu auch Conrads , a.a.O.; Moraw gibt an, dass die namengebenden Polanen die Felder 
bestellten und sich die Bezeichnung hiervon ableitet, S. 48. Der Stamm der Polanen siedelte an 
der mittleren Weichsel und im Warthe-Neiße-Raum; häufig wird er auch als ,polani’ bezeichnet, 
das übersetzt ,Feldbewohner’ heißt. So wird auch im englischen Sprachraum seit jenen alten 
Zeiten nicht etwa von ,Polen’, sondern bis heute von ,Poland’ gesprochen (d. Verf.). 
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2. Landes- und Siedlungsgesch ichte 


Wolff gibt in seinem Werk ,Ostgermanien’ an, dass der Name Mieszko I. in Wirklichkeit auf 
den Beinamen Mesiko des normannischen Herzogs Dago zurückgeht, der aus dem im König¬ 
reich Norwegen sehr angesehenen Geschlecht der Daglinger stammt. Er sei von polnischer Seite 
verfremdet worden (S. 50-51). Dago-Mesiko war Gesandter skandinavischer Fürsten, der als 
Kundschafter und Unterhändler in das Land an Weichsel und Warthe gekommen war. Eine der 
polnischen Geschichte entnommene Sage machte aus ihm den Nachkommen eines einheimischen 
Bauern Piast. Da er weder den Namen Dago noch seinen Beinamen Mesiko oder Mesko behal¬ 
ten durfte, wurde er in Miesko beziehungsweise Mieczyslaw umgetauft (S. 61). Seine Gemah¬ 
lin war eine germanische Prinzessin aus Böhmen, und nicht wie polnischerseits stets behauptet, 
die „tschechische Königstochter Dombrowka“ (oder Dobrawka, vermutlich ursprünglich Dom¬ 
berta) - einen tschechischen König habe es niemals gegeben. Sie war vielmehr die Tochter des 
Fürsten Boleslaus von Böhmen (S. 152 u. 157); die kirchliche Propaganda des 13. Jahrhunderts 
machte aus dem Normannenfursten Dago-Mesiko den Polen Mieszko I. Der Sohn und Nachfol¬ 
ger Dago-Mesikos war Boleslaus der Kühne (* 992, f 1025), aus dem die polnische Geschichts¬ 
schreibung den „urpolnischen“ König ,Boleslaw Chrobry’ machte. Weder der Normannenherzog 
Dago-Mesiko, noch sein Sohn Boleslaus der Kühne waren Polen. Boleslaus war mit Kaiser Otto 
111. befreundet - dies bestätigte auch sein Titel „amicus imperatoris“, Freund des Kaisers. Er 
leistete ihm 1024 den Lehnseid. Er vollzog eine Wallfahrt zum Grabe des heiligen Adalbert und 
gründete das Erzbistum Gnesen, dem das kurz vorher errichtete Bistum Breslau unterstellt wurde. 
Der Kaiser ernannte den Herzog auch zum Römischen Patricius, zu seinem Statthalter. Im Jahr 
1025 erhielt er mit päpstlicher Billigung die Königswürde, auf die sein Sohn, Mesiko II. Lambert, 
jedoch später wieder verzichten musste. Boleslaus konnte in der Folgezeit das spätere Kleinpolen, 
Mähren, die Westslowakei und die Lausitz einnehmen. „Kleinpolen“ ist seit dem 13. Jahrhundert 
der übliche, seit dem 5. Jahrhundert der amtliche Name des ,jüngeren“ Teils des Königreichs 
Polen. Hierzu zählten die Wojewodschaften Krakau, Sandomir und Lublin, Podlachien, Wolhyni¬ 
en und Podolien. Boleslaus gewann auch noch den Rest Schlesiens hinzu. Trotz unbestreitbarer 
Forschungsergebnisse bezeichnet die polnische politische Propaganda in späteren Jahrhunderten 
- zum Teil bis zum heutigen Tag hin - die Gebiete Westpreußens, des Warthegaues und Schlesiens 
als „polnische“ oder „urpolnische Gebiete“. Wegen mangelnder historischer Kenntnisse und poli¬ 
tischer Opportunität wurde und wird diese Auffassung auch in der Bundesrepublik Deutschland 
vertreten. Der Verfasser verweist darauf, dass der Begriff,Polen’ bis in das 13. Jahrhundert hinein 
unbekannt war. 

Mit den Eroberungen von Boleslaus setzte ein 150 Jahre währender Dauerkonflikt zwischen 
beiden Fürstenhäusern ein, der besonders um Schlesien ausgefochten wurde. Das Wirken Böhmens 
ging Hand in Hand mit der christlichen Missionierung des Landes; wahrscheinlich wurden bereits 
im 10. Jahrhundert auch die ersten Kirchen in den Hauptburgen gebaut. Einen Höhepunkt der Aus¬ 
einandersetzungen stellten die dreißiger Jahre des 12. Jahrhunderts dar, die auch den Kaiserhof nicht 
gleichgültig ließen, nachdem schon 1109 König Heinrich V. für seinen böhmischen Vasallen nach 
Schlesien gezogen war. Erst der Glatzer Pfingstfrieden von 1137, der durch Vermittlung des Kaisers 
zustande kam, beendete die kriegerischen Auseinandersetzungen der beiden Nachbarn und führte 
zu einem fortan dauerhaften Frieden. Das Land zerfiel in mehrere Teilfurstentümer, der größte Teil 
Schlesiens verblieb bei Polen, nur der Glatzer Kessel und die südlich der Zinna gelegenen Sied- 
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lungen um Leobschütz, Jägemdorf und Troppau fielen an Böhmen. Siedlungstechnisch entstand 
dadurch die seinerzeit sehr ungewöhnliche Situation, dass die Grenzen zwischen beiden Mächten 
quer durch offenes Land verliefen, während der nun mährisch gewordene Teil Schlesiens von sei¬ 
nem neuen ,Mutterland’ durch eine Waldzone getrennt war. 

Die kirchliche Grenze wurde mit einer Verspätung von fast hundert Jahren der politischen 
angepasst. Der abgetrennte Teil Schlesiens wurde 1229 von Breslau gelöst und dem mährischen 
Bistum Olmütz zugeteilt. Die Geschehnisse von 1137 seien ein Beispiel dafür, wie ein ziemlich 
willkürliches Geschick des Augenblicks angeblich naturgegebene Phänomene wie die Sprache 
ohne weiteres zu regulieren vermochte. 14 Der Autor weist daraufhin, dass sich in der Moderne 
die einheimischen Dialekte nach und nach so entwickelt haben, dass, abgesehen vom Deutschen, 
einerseits polnisch, andererseits tschechisch gesprochen wurde - als ob es von jeher so gewesen 
wäre. Hauptfeind der Polen und Böhmen war die jeweils andere Herrschaft. Die Deutschen, die 
an einem Gleichgewicht der Dynastien interessiert waren, zählten nicht dazu. 

2.3 Deutsche Besiedlung 1163 - 1335 

Nach dem Tod Boleslaus des Kühnen zerfiel das geschaffene Großreich durch Erbteilung; Wladis- 
laus II. sollte der erste schlesische Herzog werden. Er überwarf sich jedoch mit seinen Halbbrü¬ 
dern und musste mit der Familie zu seinem Schwager Konrad III. ins Reich fliehen. Seine Söhne, 
Boleslaus und Mesiko, wuchsen beide am deutschen Kaiserhof auf und lernten so die Kräfte 
des westlichen Europas kennen und schätzen. Diese Zeit schien eine äußerst wichtige Lehrzeit 
gewesen zu sein und dürfte zur besonderen schlesischen Individualisierung innerhalb des damals 
nach wie vor wesentlichsten Faktors der europäischen und damit auch polnischen Geschichte, 
der hochadligen Dynastie, ansehnlich beigetragen haben. 15 Im Jahr 1157 zog Kaiser Friedrich I. 
Barbarossa mit seinem Heer gegen Polen und nahm Schlesien ein; sechs Jahre später begann die 
Herauslösung des Landes aus der Zugehörigkeit zu Polen. 16 Im gleichen Jahr nahm auch die vom 
deutschen Volk getragene Kolonisation Schlesiens ihren Anfang. Mit Unterstützung des Kaisers 
kehrten Boleslaus und Mesiko 1163 in ihr Geburtsland zurück, um dort das Erbe ihres inzwi¬ 
schen verstorbenen Vaters anzutreten. Dabei brachten sie nicht nur deutsche Fürstentöchter als 
Gemahlinnen mit nach Schlesien, sondern auch deutsche Ritter und ebenfalls deutsche Mönche, 
die das älteste Zisterzienserkloster Leubus bei Liegnitz gründeten. Friedrich Barbarossa bezeugte 
abermals sein großes Interesse an Schlesien, als er zehn Jahre später schlichtend eingriff und das 
Land wegen der Uneinigkeit der Brüder neu aufteilte. 17 


14 Vgl. Moraw , in „Schlesien“ (s. Anm. 11), S. 61; zu dem 150 Jahre währenden Dauerkonflikt, 
siehe S. 60. 

15 Ebd., S. 61-62. 

16 Vgl. Otto Ulitz , „Aus der Geschichte Oberschlesiens“, Bonn 1957, Bundesverband der 
Landsmannschaft Ostpreußen (Hrsg.), S.4. 

17 Vgl. Moraw a.a.O., S. 62. 
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2 . Landes- und Siedlungsgeschichte 


Boleslaus I. erhielt dabei fast ganz Niederschlesien, sein Bruder Mesiko den größten Teil 
Oberschlesiens, wo die Städte bereits von deutschen Koloniesiedlungen umgeben waren. Wäh¬ 
rend sich die niederschlesischen Fürsten ab der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts Herzoge von 
Schlesien nannten, bezeichneten sich die oberschlesischen als Herzoge von Oppeln. 1202 wurde 
in Polen die Senioriatsverfassung und damit die letzte Bindung der schlesischen Herzogtümer an 
Polen aufgehoben. Die meisten schlesischen Piasten hatten deutsche Fürstentöchter geheiratet, 
wie auch der schlesische Herzog Heinrich I., der „Bärtige“ (* 1201, f 1238). Er nahm die ihm 
ebenbürtige Hedwig von Andechs - Meranien zur Frau, die 14 Jahre nach ihrem Tode (1243) 
heiliggesprochen und Schutzpatronin Schlesiens wurde; Deutsche wie Polen verehrten sie in 
gleicher Weise. Um ihr Land kulturell zu heben, förderten die Herzoge die Kolonisation ihres 
Herrschaftsbereiches durch Ansiedlung deutscher Bauern, Handwerker und Händler in dem men¬ 
schenarmen, kulturell, wirtschaftlich und sozial unterentwickelten Land mit allen Kräften; jedem 
Einwanderer wurde dabei Wald- und Ackerboden übertragen. Die Leiter der neuen Kolonie erhiel¬ 
ten besondere Privilegien wie das Monopol für Mühle, Schank, Fleisch- und Brotbank zugestan¬ 
den, sie waren gleichzeitig Vorsitzende des Dorfschöffengerichts und bekamen ein Drittel aller 
eingenommenen Strafgelder; überdies waren sie während der ersten Jahre von Getreideabgaben 
und Geldzahlungen an den Staat befreit. Gemeinsam mit dem Adel errichteten die Siedler eine 
Herrschaft nach westlichen Erfahrungen und trugen so zur Blüte der Region bei. In das dünn 
besiedelte Land wanderten neben Franken, Thüringer und Hessen, Schwaben, Pfälzer und West¬ 
falen auch Holländer, Mährer und Böhmen ein. 

In der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts hatte die friedliche deutsche Besiedlung ihren 
Höhepunkt erreicht. Innerhalb eines Zeitraums von nur 150 Jahren entstanden in dem Gebiet des 
späteren Oberschlesiens 20 Städte und 213 Dörfer nach deutschem Recht. So strahlte deutsche 
Kultur auch auf Polen aus. Im Jahr 1217 wurde die Stadt Oppeln nach deutschem Recht gegrün¬ 
det, 1223 erhielt Neisse flämisches Stadtrecht, und 1224 wurde Leobschütz ebenfalls nach deut¬ 
schem Recht beurkundet, ln Niederschlesien entstanden insgesamt 63 Städte und etwa 1500 Dör¬ 
fer. 18 Heinrich von Treitschke bezeichnete die gewaltlose Besiedlung Schlesiens als „die größte 
Tat des deutschen Volkes in seiner Geschichte“. Heinrich II., der Fromme, Sohn Heinrichs I., der 
sich bereits viele Jahre an der Seite seines Vaters mit den Regierungsgeschäften vertraut gemacht 
hatte, vermochte zwar die väterlichen Erwerbungen zu behaupten, jedoch führte der Mongo¬ 
leneinfall im Jahr 1241 zu einem kurzfristigen Rückschlag für die schlesischen Hegemonialbe- 
strebungen: Der Herzog lieferte sich mit den Asiaten eine erbitterte Schlacht bei Liegnitz, bei der 
deutsche Ritter und polnische Adelige Schulter an Schulter kämpften und den Ansturm stoppen 
konnten; Heinrich selbst fiel. Zwar brannten die Eindringlinge Städte und Dörfer nieder und töte¬ 
ten oder verschleppten die Bevölkerung, ihr Zug hatte jedoch nicht die verwüstende Wirkung, die 
man ihr in der früheren Geschichtsschreibung beimaß; er berührte nur eine relativ schmale Zone 
des Landes. Verhängnisvoll wirkte sich dagegen aus, dass die Söhne des gefallenen Herzogs beim 
Tode des Vaters noch minderjährig waren und allem Anschein nach bald zum Spielball gegensätz- 


18 Vgl. Alfred Bohmann y „Menschen und Grenzen. Strukturwandel der deutschen Bevölkerung im 
polnischen Staats-und Verwaltungsbereich“, Köln 1969, S.396 - 397. 
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licher Interessengruppen wurden. |y Dies bedeutete den Verlust aller ausserschlesischen Besitzun¬ 
gen sowie die Teilung des Herzogtums Schlesien und damit dessen Zersplitterung. Es konnte die 
Kolonisation des Landes jedoch nur kurzzeitig aufhalten. In größerem Maße als vorher folgten 
nun deutsche Ritter, Mönche, Kaufleute, Handwerker, Bergleute und nicht zuletzt Bauern aus den 
übervölkerten Gebieten des Altreiches - vorwiegend aus Franken, Thüringen und Sachsen - dem 
Ruf der einladenden Piasten in die östlichen Gebiete. Die Bauern legten ihre neuen Dörfer neben 
schon vorhandenen Siedlungen an, erschlossen aber ebenso Gegenden, die die einheimischen 
Bewohner bisher ungenutzt gelassen hatten. Ihre Dreifelderwirtschaft war der bis dahin dort übli¬ 
chen primitiven Feldgraswirtschaft weit überlegen und sie erzielten das Vielfache der bisherigen 
Ernten. 

Um 1300 war die mittelalterliche deutsche beziehungsweise deutschrechtliche Besiedlung 
Schlesiens abgeschlossen. Innerhalb nur eines Jahrhunderts sollte sich das Siedlungsgebiet nicht 
nur hinsichtlich der Siedlungsform - es bestanden Waldhufendörfer und ummauerte Städte mit 
einem meist schachbrettartigen Straßennetz sowie einem rechteckigen Marktplatz - dem „Ring“ 
in der Mitte sondern auch hinsichtlich der Siedlungsdichte völlig verändern: Ein Netz von 
annähernd 130 Städten überzog nahezu gleichmäßig - mit einer durchschnittlichen Entfernung 
von etwa 18 km von einer Stadt zur anderen - das ganze Land. Berechnungen für die Mitte 
des 4. Jahrhunderts haben ergeben, dass Schlesien damals eine Bevölkerungszahl von annähernd 
450.000 Menschen hatte. Es gibt Schätzungen, nach denen bereits damals mehr als die Hälfte 
deutschsprachig war. 20 Der Zustrom freier deutscher, wallonischer und flämischer Bürger und 
Bauern sowie die Gewährung des deutschen Rechts an zahlreiche polnische Schlesier hatten nach 
Ansicht von Irgang nicht nur zu bedeutenden Veränderungen in der Sozialstruktur der Bevölke¬ 
rung geführt, auch das Rechts-, Verwaltungs- und Finanzsystem musste auf eine andere Grundlage 
gestellt werden. Das Prinzip der Erbteilungen führte zu einer immer stärker werdenden Aufspal¬ 
tung des Landes in eine Vielzahl kleinerer Territorien. Das Herzogtum Schlesien setzte sich um 
1285 aus mehreren Fürstentümern zusammen; sie lagen in Breslau, Liegnitz, Löwenberg, Jauer, 
Glogau, Sagan und Steinau und im Herzogtum Oppeln solche in Oppeln, Ratibor, Cosel-Beuthen 
und Teschen. 21 Diese Entwicklung setzte sich in fast jeder Generation fort, und es kam in einem 
kaum mehr überschaubaren Prozess zu Sonderungen, zu Veränderungen innerhalb der einzelnen 
Territorialkomplexe, zu Zusammenlegungen und zu erneuten Teilungen. Die kleinen Teilstaaten 
waren dem politischen Druck der beiden großen Nachbarn Böhmen und Polen ausgesetzt. In die¬ 
ser Zwangslage entschieden sich die oberschlesischen Herzoge, ihrer deutschen Gesinnung und 
dem Charakter der Bevölkerung entsprechend, für den Westen. 


19 Vgl. Irgang , in „Schlesien - Geschichte, Kultur und Wirtschaft“, S. 36. 

20 Vgl. ebd., S. 43 - 44. 

21 Ebd., S. 44-45. 
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2 . Landes- und Siedlungsgeschichte 


2.4 Unter böhmischer Lehnshoheit 1335 - 1526 

Im Jahre 1327 huldigten die Herzoge König Johann I. von Böhmen, einem Deutschen aus dem 
Hause Luxemburg und unterstellten ihre Gebiete der Oberhoheit der böhmischen Krone; in Nie¬ 
derschlesien waren es acht, in Oberschlesien neun einzelne Fürstentümer, die sich unter den 
Schutz der deutschen Luxemburger begaben. Mit dem am 24. August 1335 geschlossenen Vertrag 
von Trentschin , den der polnische König Kasimir III. Wielki von Polen, „der Große“ (* 1310, f 
1370), vier Jahre später ratifizierte, verzichtete er feierlich für „immer und auf alle Zeiten“ auf 
jeglichen Anspruch auf die unter böhmischer Lehnshoheit stehenden oder unter die unmittelbare 
Landesherrschaft des Königs von Böhmen getretenen schlesischen Gebiete. Damit erkannte er 
die seit 1163 bestehende Trennung des schlesischen Raumes von seinem Land an und Polens vor¬ 
übergehende Herrschaft über die schlesischen Herzogtümer endete hiermit unwiderruflich. 22 Im 
Jahre 1355 bestätigte er den Anschluss an das Heilige Römische Reich. Sein Nachfolger, König 
Ludwig von Ungarn, bekräftigte 1372 die Verbindlichkeit des Vertrages ausdrücklich für sich und 
auch seine Erben. In dem Vertrag sind die schlesischen Gebiete durch ihre Herzoge aufgeführt: 
Boleslaw von Liegnitz und Brieg, Heinrich von Sagan und Crossen, Konrad von Oels und Johann 
von Steinau. Es folgten die Herzoge von Oppeln, Falkenberg, Strehlitz, Cosel, Beuthen, Ratibor 
und Auschwitz, d.h. der Gebiete, die von etwa 1500 an Oberschlesien genannt werden. 2. Da die 
Herren Böhmens nun nicht mehr die Przemysliden, sondern die Luxemburger waren, wurde das 
inzwischen deutsch besiedelte Schlesien nun von Prag aus, deutsch regiert. Im Jahre 1348 war 
Schlesien Bestandteil der Böhmischen Krone und damit auch des Heiligen Römischen Reiches 
unter Kaiser Karl IV. geworden, in dessen langer Friedensherrschaft es zu voller Blüte gelangte. 
Wie Ulitz in seinem Band ,Aus der Geschichte Oberschlesiens’ anfuhrt, wurden während dieser 
Zeit Recht, Ordnung und Sicherheit geschaffen: „Der Wohlstand wuchs, die Städte und Dörfer 
deutschen Rechts bildeten ein dichtes Netz, selbst die Urkundensprache war im oberschlesischen 
Raume fast ausschließlich deutsch. Die Künste blühten auf, die Wissenschaft fand Pflegestätten.“ 

Für diese Westorientierung, die Entscheidung für Böhmen, mag vor allem die Furcht der schle¬ 
sischen Herzoge, ihre errungene Selbständigkeit wieder an das erstarkende Polen zu verlieren, 
entscheidend gewesen sein; zum anderen war die Mehrheit des schlesischen Neustammes durch 
Abstammung und die nicht nachlassende Verbindung zur alten Heimat erklärlicherweise in den 
deutschen Kulturkreis integriert. In der Zeit bis 1400 waren Ober- und Niederschlesien durch die 
geistigseelische Kraft des Christentums, durch die ordnende Kraft des deutschen Rechts, durch 
unermüdliche Arbeit mit Rodeaxt und Pflug, durch den Fleiss der Bürger, in friedlicher Leistung 
deutscher Menschen in den westeuropäischen deutschen Kulturkreis eingegliedert worden. Die 
deutsche Siedlung reichte nach Südosten weit über die Reichsgrenze von 1914 hinaus. 

Im 15. Jahrhundert geriet Schlesien unter nationaltschechische Bedrängnis, die der Bevölke¬ 
rung, insbesondere in Oberschlesien, große Lasten aufzwang. Von 1419 bis 1436 erfuhr die deut- 


22 Zu Polens Verzicht auf Schlesien vgl. u.a. Bolko Frhr v. Richthofen und Reinhold Robert Oheim , 
„Polens Traum vom Großreich. Von den Anfängen bis zur ersten Teilung“, Kiel 1985, S. 108 ff.. 

23 Vgl. Ulitz, „Aus der Geschichte Oberschlesiens“, S. 5. 
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sehe Kolonisation durch die Hussitenkriege einen schweren Rückschlag, den das oberschlesische 
Deutschtum nur schwer verwinden konnte. Die Hussiten, die sich gegen den König erhoben, ver¬ 
mochte kein Heer zu besiegen. Zahlreiche Städte und Klöster wurden niedergebrannt und ganze 
Landstriche verwüstet. Deutsche Städte und Dörfer verödeten, die deutsche Sprache wurde in 
den Amtsstuben und Kirchengemeinden zurückgedrängt, ebenso bisher geltendes deutsches Recht 
durch böhmisches ersetzt. 24 Nach Beendigung der kriegerischen Auseinandersetzungen, die durch 
diplomatisches Geschick erreicht wurden, kam das Land wegen der nicht nachlassenden Streitig¬ 
keiten zwischen Polen und Böhmen kaum zur Ruhe. In der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
fiel es sogar an Ungarn, doch nach dem Tod des ungarischen Königs 1490 wiederum an Böhmen. 

2.5 Prägung durch Österreich 1526 - 1740 

Mit dem frühen Tod des 20-jährigen Königs Ludwig II. von Böhmen und Ungarn trat der vertrag¬ 
lich abgesicherte Erbfall ein: Dem österreichischen Erzherzog Ferdinand, dem späteren Kaiser 
Ferdinand L, einem Bruder Karls V., fielen die Kronen Böhmens und Ungarns zu. Schlesien wurde 
damit habsburgisch. Es folgte eine fast 200 Jahre währende Friedenszeit, unterbrochen allerdings 
durch den Dreißigjährigen Krieg, in den auch Oberschlesien zwischen 1618 und 1648 einbezo¬ 
gen war. Das Deutschtum erlitt in ihm schwere Verluste: Äcker lagen brach, und Städte wurden 
entvölkert. Mit seinem Ende führte das katholische Habsburg die Gegenreformation mit für die 
Schlesier intolerablen Auflagen durch. Die harten Maßnahmen trafen hauptsächlich die deutsche 
Bevölkerung, da die evangelische Lehre dort weit mehr Zugang gefunden hatte, als in der polni¬ 
schen. Die Einwohner Schlesiens waren bis zu diesem Zeitpunkt wahrscheinlich bereits zu neun 
Zehnteln zum Protestantismus übergetreten. 200.000 von ihnen verließen in Treue zur Reformati¬ 
on das Land, um so dem Zwang des Glaubenswechsels zu entgehen. Im Westfälischen Frieden des 
Jahres 1648 wurden den evangelischen Schlesiern drei „Friedenskirchen“ zugestanden; sie lagen 
in Glogau, Jauer und Schweidnitz. 

Eine fremde Macht war nötig, um der konfessionellen Minderheit Schutz gegen die Maß¬ 
nahmen des Landesherren zu bieten. Dies geschah 1707, als der schwedische König Karl XII. 
als Fürsprecher der schlesischen Protestanten Kaiser Josef I. (1705 - 1711) in der Altranstädter 
Konvention zu Zugeständnissen zwang. 25 Aufgrund dieses Vertrages erhielten diese weitgehende 
Rechte: Sie sollten fortan nicht mehr zur Annahme des katholischen Bekenntnisses sowie zur 
Teilnahme am katholischen Gottesdienst gezwungen oder aufgrund des Glaubens von Ämtern 
ausgeschlossen und die Kinder nicht mehr zum Besuch katholischer Schulen genötigt werden. 
Zudem durften sie nicht mehr am Erwerb von Grundeigentum gehindert werden oder daran, sich 
in der Berufung gegen eine Entscheidung an das Oberamt oder den Kaiser zu wenden. Weiter soll¬ 
ten den Waisen und Mündeln keine katholischen Vormünder aufgedrängt werden. Bei Mischehen 


24 Vgl. Bohmann , „Menschen und Grenzen. Strukturwandel der deutschen Bevölkerung im polni¬ 
schen Staats- und Verwaltungsbereich“, S. 399. 

25 Vgl. Bein , in „Schlesien - Geschichte, Kultur und Wirtschaft“ (s. Anm. 4), S. 99. 






50 


2 . Landes- und Siedlungsgeschichte 


durfte die religiöse Erziehung der Kinder nach Belieben vorher vertraglich festgelegt werden. 26 
Zusätzlich zu den Friedenskirchen erhielten die Protestanten nunmehr sechs weitere Gnadenkir¬ 
chen, gelegen in den Ortschaften Hirschberg, Freystadt, Landeshut, Militsch, Sagan und Teschen. 
Bereits kurz nach dem Friedensschluss bildeten sich in Schlesien die Konfessionsgrenzen, wie sie 
bis 1945 bestehen sollten. Die immer wieder anzutreffende Gleichstellung von Niederschlesien 
mit evangelisch und Oberschlesien mit katholisch ist eine unpräzise Verallgemeinerung. Einer 
Schrift von Neubach ist der Hinweis zu entnehmen, dass auch die zu Niederschlesien gehören¬ 
de Grafschaft Glatz und die an sie nach Norden anschließenden Landkreise Frankenstein und 
Münsterberg fast ausschließlich katholisch waren. Nur der westliche Teil Niederschlesiens, der 
Regierungsbezirk Liegnitz, soll eine überwiegend evangelische Bevölkerung aufgewiesen haben, 
während der Regierungsbezirk Oppeln, also Oberschlesien, fast ausschließlich katholisch war. 27 

Während das Deutschtum in Mittel- und Niederschlesien die Folgen des 16. und 17. 
Jahrhunderts langsam überwand, war die deutsche Bevölkerung Oberschlesiens in ihrem 
Lebensnerv gelähmt. Es kamen keine neuen deutschen Siedler ins Land. Die dadurch in 
der deutschen Bevölkerung entstehenden Lücken wurden durch die natürliche Frucht¬ 
barkeit der polnischen Bewohner ausgeglichen. Von industrieller Ansiedlung konnte nicht die 
Rede sein; das Land begann zu veröden. Das Deutschtum hielt sich westlich der Oder und im 
Raume von Bielitz und Teschen. Der weitere Raum östlich der Oder schien verloren. „250 Jahre 
hatten aus Oberschlesien deutsches Land geschaffen. 250 Jahre lang musste dieses junge deutsche 
Kulturland die schwersten Schläge hinnehmen. Mittel- und Niederschlesien widerstanden, Ober¬ 
schlesien dagegen war nicht widerstandsfähig genug. Die bis zum Ende des 14. Jahrhunderts so 
glücklich verlaufene Entwicklung war unterbrochen. Das deutsche Volk schien seine kolonisato¬ 
rische Kraft verloren zu haben.“ 28 Das 18. Jahrhundert sollte die Wende bringen. 

2.6 Zugehörigkeit zu Preußen 1740 - 1945 

2.6.1 Von den Habsburgern zu den Hohenzollern 1740 - 1763 

Der Gegensatz zwischen Habsburg und den Reichsfürsten führte im 18. Jahrhundert zum Krieg 
zwischen dem inzwischen zur Großmacht aufgestiegenen Österreich und Preußen. Der preus- 
sische König Friedrich II. (der Große) nutzte die unzureichende Verankerung habsburgischer 
Herrschaft in Schlesien aus, als er Mitte Dezember 1740 in das Oderland einfiel und für wesent¬ 
liche Teile von Schlesien seine Rechtsansprüche geltend machte. Der überraschende Zugriff auf 
das Land war selbst im Zeitalter absolutistischer Kabinettspolitik umstritten und ist es in der 
Geschichtsschreibung bis heute geblieben. Über die Motive Friedrichs II. gibt es indessen heu- 


26 Vgl. Ulitz , „Aus der Geschichte Oberschlesiens“, S. 8. 

27 Vgl. Helmut Neubach , „Kleine Geschichte Schlesiens“, Bonn 1993, Bund der Vertriebenen - 
Vereinigte Landsmannschaften und Landesverbände (Hrsg.), S. 10. Der Verfasser hat auch diese 
sehr kurz gefassten Informationen zur Literatur hinzugezgen, da Neubach hier manche Details 
angibt, die in anderen Werken nicht erwähnt werden. 

Ulitz, a.a.O.. 
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te kaum mehr Zweifel: „Es ging nicht um einen Vollzug angeblicher Erbansprüche, wie sie in 
geschickt aufgemachten Streitschriften bereits kurz nach Kriegsausbruch dargelegt wurden. Die 
Motive lagen auch nicht im wirtschaftlichen Bereich. Ziel des Angriffs auf das benachbarte, mili¬ 
tärisch kaum geschützte Schlesien war vielmehr die Eingliederung Preußens in die Reihe der 
europäischen Großmächte.“ 29 

Der am 28. Juli 1742 zu Berlin geschlossene Friede, der den Ersten Schlesischen Krieg {Beginn 
1740) beendete, besiegelte endgültig die politische Teilung des historischen Raumes Schlesien: 
Der überwiegende Teil des Landes (35.786 km 2 ), die Grafschaft Glatz und die mährische Enklave 
Kätscher gerieten unter preußische Herrschaft, lediglich ein kleiner Streifen (4.839 km 2 ) ver¬ 
blieb beim Habsburgerreich: Österreichisch-Schlesien. Der Monarchin Maria Theresia soll es für 
lange Zeit sehr schwer gefallen sein, sich mit dem Verlust der militärstrategisch wichtigen wie 
ökonomisch leistungsfähigen Provinz abzufinden. Sie soll Schlesien auch als den wertvollsten 
Edelstein in ihrer Krone bezeichnet haben. Um diesen Ausdruck gab es vielfache Deutungen, 

heute weiß man jedoch, dass Maria Theresia durch den Verlust des wirtschaftlich überaus ertra- 

% 

greichen Landes einen entsprechend großen Ausfall des Steueraufkommens hinnehmen musste. 
Das als preußische Provinz eingegliederte Land war unmittelbar dem König unterstellt, der wie¬ 
derum Herzog von Schlesien für ewige Zeiten sowie souveräner Graf von Glatz wurde. Für die 
Verwaltung des Landes setzte er noch vor Beendigung des Ersten Schlesischen Krieges einen 
Provinzialminister ein, der das Land nach dem Vorbild anderer Gebiete organisieren und damit 
die Einheit des preußisch-schlesischen Raumes einschliesslich der Grafschaft Glatz sichern soll¬ 
te. Unter der Regentschaft des ,Geheimen Staatsrates’ Ludwig Wilhelm von Münchow wurde 
vornehmlich die katholische Bevölkerung wegen ihres Glaubens unterdrückt. Es wurde sogar die 
Versetzung aller katholischen Steuer- und Zollbeamten aus den Grenzorten angeordnet, später 
selbst die Entlassung aller katholischen Beamten. Das evangelische Deutschtum Niederschlesiens 
fühlte sich von vornherein zum preußisch-protestantischen Staatswesen hingezogen, die katholi¬ 
sche Bevölkerung Preußisch-Oberschlesiens blieb dagegen eher Wien zugeneigt. Nach Bohmann 
kam hinzu, dass die Bevölkerung östlich der Oder, abgesehen von der deutschen Restbevölke¬ 
rung, überwiegend polnisch war. „Da die konfessionelle Frage damals - anders als die nationale 
Frage - eine bedeutende Rolle spielte, war die Loyalität der oberschlesischen Bevölkerung Berlin 
gegenüber während der kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Preußen und Österreich 
großen Versuchungen und Belastungen ausgesetzt. Die Folge war, dass Oberschlesien gegenüber 
dem rein deutschen Niederschlesien benachteiligt wurde, später auch in nationaler Hinsicht. Die¬ 
ses Missverhältnis, das durch die Ungelöstheit der Bodenfrage, die geringe Fruchtbarkeit des 
oberschlesischen Waldlandes und die Abhängigkeit des Landvolkes von den Grundherrschaften 
nur noch verschärft wurde, veränderte sich erst gegen Ende des 18. Jahrhunderts, als mit der 
wirtschaftlichen Erschließung der Bodenschätze auch ein großer industrieller Aufschwung Ober¬ 
schlesiens einsetzte.“ 


29 Bein, in „Schlesien - Geschichte, Kultur und Wirtschaft“, (s. Anm. 4), S. 118; auch nach Ulitz ging 
es dem König vor allem um Landgewinn und den damit verbundenen Machtzuwachs, a.a.O., S. 10. 
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Oberschlesien umfasste bei der Abtretung im Jahr 1742 die Fürstentümer Münsterberg, 
Oppeln, Ratibor und die Standesherrschaften Pleß und Beuthen; Niederschlesien die sogenann¬ 
ten alten Fürstentümer: Breslau, Glogau, Sagan, Jauer, Liegnitz, Wohlau, Schweidnitz, Oels und 
Brieg sowie die Standeslandschaften Trachenberg, Beuthen, Carolath, Wartenberg, Militsch und 
Goschütz. Bereits 1740 waren die westlichen Kreise Falkenberg, Grottkau und Neisse nur noch 
von deutscher Bevölkerung bewohnt. Der Kreis Leobschütz war fast ganz deutsch, alle anderen, 
weiter westlich liegenden Kreise Oberschlesiens wiesen eine polnischsprachige Bevölkerung auf. 
Die nicht-deutsche Bevölkerung besaß aber bereits seit 1335 keine politische Beziehung mehr zu 
Polen. Ihre Sprache blieb auf einer Entwicklungsstufe des 13. Jahrhunderts stehen und wurde sehr 
stark mit tschechischen, mährischen und später in noch höherem Maße mit deutschen Lehnwör¬ 
tern durchsetzt. Es bildete sich mit der Zeit ein eigener Dialekt, die „oberschlesische Hausspra¬ 
che“ - das „Wasserpolnisch“ - heraus. 30 

Auch nach dem Zweiten Schlesischen Krieg im Jahre 1745 änderte sich nichts an den 
Zugehörigkeitsverhältnissen. Nachdem Friedrich II. den Gemahl Maria Theresias, Franz I., 
als römisch-deutschen Kaiser anerkannt hatte, wurde er durch den Frieden von Dresden vom 
25. Dezember 1745 im Besitz Schlesiens bestätigt. Dieser Friedensschluss bewahrte ihn vor einem 
militärischen Eingreifen wie vor dem finanziellen Ruin. Internationale Garantien im Rahmen des 
Aachener Friedens von 1748 sowie eine Reichsgarantie von 1751 sollten auf Wunsch des Königs 
zur Sicherung seiner Herrschaft in Schlesien beitragen. Die 1742 vollzogene und 1745 abermals 
bestätigte Zweiteilung des Landes im Verhältnis sieben zu eins zugunsten Preußens war aus 
österreichischer Sicht ein unersetzlicher Verlust, den die Erbin der großen Habsburgermonarchie 
unbedingt rückgängig machen wollte. 31 Ein Geheimartikel des Bündnisvertrages von Versailles, 
der 1756 mit Frankreich abgeschlossen wurde, gab Österreich die Zustimmung zur vollständigen 
Aufteilung Preußens. Einem ein Jahr später folgenden Ergänzungsabkommen nach sollte Schle¬ 
sien wieder an Österreich zurückfallen und die übrige Provinz Preußen unter dessen Nachbarn 
aufgeteilt werden. Im gleichen Jahr trat Rußland dem Bündnis bei, später auch Schweden. 

In dem 1756 ausbrechenden Dritten Schlesischen Krieg , dem Siebenjährigen, kämpfte Preu¬ 
ßen nicht mehr allein erfolgreich um Schlesien. Friedrich II. zwang die österreichische Herrsche¬ 
rin Maria Theresia im Frieden von Hubertusburg vielmehr auch zur Abtretung weiterer Gebiete. 
Preußen war erst durch die Eroberung Schlesiens zur Großmacht aufgestiegen, Österreich dage¬ 
gen sah sich von nun an in einer erheblich geschwächten Stellung. Der Wechsel Schlesiens aus 
dem Herrschaftsbereich der stärksten Macht des Deutschen Reiches in den einer weitaus kleine¬ 
ren führte nicht nur zum preußisch-österreichischen Dualismus, sondern war auch gleichzeitig 
ein Ereignis von geradezu weltgeschichtlicher Bedeutung. 32 Das Land, das sich von den Folgen 
des Dreißigjährigen Krieges noch kaum erholt hatte, wurde hierbei geteilt: Drei Viertel fielen 
an Preußen und wurden zum Musterland preußischer Verwaltung, wirtschaftlicher Fürsorge und 


30 Vgl. Bohmann, „Menschen und Grenzen. Strukturwandel der deutschen Bevölkerung im polni¬ 
schen Staats- und Verwaltungsbereich“, S. 399 - 400. 

31 Vgl. Baumgart , in „Schlesien“ (s. Anm.l 1), S. 376 - 383, hier S. 379. 

32 Vgl. Neubach , „Kleine Geschichte Oberschlesiens“, S. 6. 
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konfessioneller wie gleicherweise nationaler Toleranz. Der südliche Streifen von Jauemigk über 
Freiwaldau, Freudenthal, Jägemdorf, Troppau, Oderberg, Freistadt und Friedek bis Teschen und 
Bielitz blieb als Österreichisch-Oberschlesien bis 1918 bei Österreich. Die Städte Bielitz und 
Biala, die zu jenem Teil Oberschlesiens gehörten, der bei Österreich verblieb, wurden zu einem 
der größten Orte der Textilindustrie des Landes. Die Kräfte dieser »deutschen Insel’ wirkten anzie¬ 
hend auf die polnische Bevölkerung, deren dem deutschen Kulturkreis zugewandter Teil sich 
bewusst ,Schlonsaken’, Schlesier, nannte. Sie Fühlte sich innerlich vom Polentum geschieden, 
ging vielfach im Deutschtum auf und bildete starke Stützpunkte in den kleineren Städten. 33 Indus¬ 
trialisierung und Reformen von Wirtschaft und Verwaltung setzen in Oberschlesien nach 1763 
ein. Insgesamt hielt der deutsche Siedlungsstrom in die östlichen Gebiete unvermindert an und 
die Deutschen waren aufgrund ihrer tatkräftigen Aufbauleistung auch im damaligen Polen gerne 
gesehen und hoch geschätzt. 

2.6.2 Nationale und soziale Anstöße für ganz Deutschland 1806 - 1870 

Im nunmehr preußischen Schlesien wurde in jahrzehntelanger Arbeit der friedliche Aufbau des 
wirtschaftlich völlig heruntergekommen Landes mit Gründlichkeit vorangetrieben. Durch die 
groß angelegte ländliche Kolonisation wurden insgesamt 75 neue Kolonistensiedlungen mit 2.135 
Siedlerstellen geschaffen, die vom preußischen Staat mit einem Kostenaufwand von fast zwei 
Mio. Reichstalem finanziert wurden. 34 Dieser Prozess wurde jedoch durch den napoleonischen 
Krieg von 1806 / 1807 unterbrochen. Die Festungen Breslau, Glogau und Schweidnitz ergaben 
sich Napoleons Heer fast kampflos, Brieg und Neisse hielten etwas länger aus. Cosel, Glatz und 
Silberberg widerstanden bis zum Abschluss des Tilsiter Friedens (1807), der Preußen beträchtlich 
verkleinerte. Sechs Jahre später wurde die schlesische Hauptstadt Breslau zum Mittelpunkt der 
Erhebung gegen den Franzosenkaiser. „Hier trafen sich Stein und Hardenberg, die Väter vielfälti¬ 
ger Reformen,... um die nationale Erneuerung vorzubereiten, hier erließ König Friedrich Wilhelm 
III. den berühmten »Aufruf an mein Volk’, hier stiftete er das - in Gleiwitz gegossene - Eiserne 
Kreuz, und ebenfalls hier trat der junge Eichendorff aus Lubowitz im Kreis Ratibor, später der 
wohl bekannteste deutsche Romantiker, zusammen mit Emst Moritz Arndt, Theodor Körner und 
anderen Freiheitsdichtern in das Lützowsche Freikorps ein.“ Die 1913 fertiggestellte Jahrhun¬ 
derthalle erinnert daran, dass in jenem Jahr Breslau, wenn auch nur für Monate, zum Zentrum 
Preußens und sogar Deutschlands geworden war. 

Der Wiener Kongress, 1814/1815, veränderte die Landkarte Europas ganz erheblich. Das bis¬ 
herige Gebiet Polens wurde zwischen Preußen, Rußland und Österreich aufgeteilt und die deut¬ 
schen Siedler sollten damit zu drei voneinander getrennten Staats- und Kulturbereichen geschla¬ 
gen werden. „Während die Deutschen in den an Preußen gefallenen westpolnischen Gebiete sich 
nunmehr in einem deutschen Staat entfalten konnten und auch die im österreichischen Teilgebiet 
lebenden deutschen Siedler mindestens in kultureller Hinsicht, wenn auch nicht die Fürsorge, 


33 Vgl. Ulitz , „Aus der Geschichte Oberschlesiens“, S. 10. 

34 Vgl. ebd., S.12. 
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so doch den Schutz des Staates genossen, war die unter russische Herrschaft gefallene starke 
deutsche Siedlungsgruppe des polnischen Gebietes, im Verlauf dieses Jahrhunderts von allen 
Bindungen zum deutschen Muttervolk abgeschnitten und weitgehend auf sich selbst gestellt.“ 35 
Der preußisch gewordene Teil Oberschlesiens wurde zum Regierungsbezirk Oppeln der Provinz 
Schlesien und um die Kreise Neisse, Grottkau und Kreuzburg, die bereits 1740 eine fast rein 
deutsche Bevölkerung aufwiesen, erweitert. Eine wesentliche Vergrößerung erfuhr das Land im 
Zuge einer Gebietsreform, als weite Teile der Oberlausitz mit Görlitz, vormals sächsische Landes¬ 
teile sowie der ehemals brandenburgische Kreis Hoyerswerda an Schlesien angegliedert wurden. 
Der Oberpräsident in Breslau verwaltete nun die bevölkerungsreichste Provinz, die von der obe¬ 
ren Weichsel südlich von Pleß bis an die obere Spree und die Schwarze Elster bei Hoyerswerda 
reichte. Mit einer Bevölkerungszahl von 1,94 Mio. war das Land noch vor der Rheinprovinz mit 
1,87 Mio. Einwohnern zum bevölkerungsreichsten Landesteil Preußens geworden; 1848 sollteer 
bereits 3,06 Mio. Mitbürger zählen. 

Zur selben Zeit hatte eine starke polnische Zuwanderung aus Kongreßpolen nach Oberschle¬ 
sien eingesetzt, die sich in den Jahren nach der Reichseinigung, bedingt durch einen beträchtli¬ 
chen Zustrom aus Galizien, noch verstärkte. Hierdurch kam es zu einer deutlich wahrnehmbaren 
Bevölkerungsverschiebung zugunsten des polnischen Bevölkerungsanteils, besonders in einigen 
Grenzkreisen. Seit dieser Zeit wurden im preußischen Regierungsbezirk Oberschlesien, der seit 
1816 als eigene Verwaltungseinheit bestand, alle amtlichen Maßnahmen einheitlich durchgeführt. 
Selbst eine polenfreundliche wie die Einschränkung des deutschen Schulunterrichts zugunsten 
des polnischen, die 1848 von der Schulverwaltung verfügt werden sollte, hatte zehn Jahre lang 
Bestand. Der Oberpräsident von Schlesien schließlich ergriff gegen die seiner Meinung nach zu 
mächtig werdende polnische Volksgruppe politische Maßnahmen. Sie zeigten jedoch keine Wir¬ 
kung, und erst Bismarck sollte sich im Jahre 1885 dazu entschließen, die zugewanderten Ausland¬ 
spolen auszuweisen. Dies betraf jedoch nur eine verschwindend geringe Anzahl. Im Regierungs¬ 
bezirk Oppeln lebten am 1. Oktober 1884 insgesamt 7.763 polnische Einwanderer, von denen bis 
Ende 1887 genau 5.758 Personen des Landes verwiesen wurden, so dass Anfang 1888 noch 2.005 
Auslandspolen übrig blieben; von diesen mussten lediglich 30 das Land verlassen. 36 

Durch die Westverschiebung Preußens verlor Schlesien seinen Sonderstatus; es war jetzt nicht 
mehr die bevorzugte Provinz, sondern nur noch eine unter insgesamt neun. Durch die Gebiets¬ 
erweiterungen verschob sich das Konfessionsverhältnis zugunsten der Protestanten, da die neu¬ 
en Landesteile fast rein evangelisch waren. Im Jahr 1815 hatte eine Verwaltungsreform für das 
Königreich begonnen, die eine dreistufige Gliederung in Provinzen, Regierungsbezirke und 
Landkreise festlegte. Auch Oberschlesien sollte in diese Maßnahmen einbezogen werden und 
mit der kaum 4.000 Einwohner zählenden Stadt Oppeln einen der drei Verwaltungssitze zuge¬ 
standen bekommen. Die beiden anderen Verwaltungssitze der Regierungsbezirke waren Breslau 


35 Otto Heike , „Das Deutschtum in Polen 1918 - 1939“, Viöl 1995, ersch. i.d. Reihe Ostpolitische 
Studien , Bd. 8, S. 12 - 13. 

36 Vgl. Bohmann , „Menschen und Grenzen. Strukturwandel der deutschen Bevölkerung im polni¬ 
schen Staats- und Verwaltungsbereich“, S. 400 - 401. 
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und Liegnitz; zusammen sollten sie mit mehr oder weniger großen Veränderungen bis 1945 Fort¬ 
bestehen. Oppeln nahm mit 656.000 Einwohnern und nur 16 Landkreisen den dritten Platz ein - 
Breslau hatte 23 Landkreise und 918.000 Einwohner, Liegnitz 18 Kreise und 737.000 Bewohner; 
alle drei Bezirke waren flächenmäßig in etwa gleich groß. 37 Die staatlichen Reformen wie auch 
die kirchlichen bezogen sich hauptsächlich auf äußere Strukturen und wurden in der Bevölke¬ 
rung wenig beachtet. Große Aufmerksamkeit hingegen fand die sogenannte Verfassungsfrage, das 
heisst die Überlegung, wie man dem Reformprogramm des Freiherm von Stein entsprechend die 
Bürger an den politischen Entscheidungsprozessen im Staat beteiligen könnte. Gewisse Ansätze 
von Parlamentarismus waren zu verzeichnen, als die Städte im Herbst 1825 auf dem 1. Schlesi¬ 
schen Provinziallandtag Teilerfolge bezüglich der kommunalen Selbstverwaltung gegenüber dem 
König erzielten. Die Bauern hingegen unterlagen bei den Beratungen über die Landgemeindeord¬ 
nung den oberen Ständen, die eine Stärkung der Feudalherren erreichen konnten. 38 Die Frage der 
Selbstbestimmung sollte auch weiterhin große Aktualität behalten. 

Nachdem bereits 1848 insgesamt 55 Abgeordnete die 39 schlesischen Wahlkreise in der Frank¬ 
furter Nationalversammlung vertreten hatten, sollten in den sechziger Jahren auch von Schlesiern 
mehrere Parteien gegründet werden. Ferdinand Lassalle schuf 1863 den Allgemeinen Deutschen 
Arbeiterverein , der als Vorläufer der Sozialdemokratischen Partei gilt. Drei Jahre später grün¬ 
dete Graf von Bethusy-Huc die nationale Reichspartei, die Freikonservative Partei, der sich die 
reichsten Magnaten Schlesiens, unter anderem die Fürsten von Lichnowsky und Pleß, der Herzog 
von Ratibor sowie die Grafen Renard, Schaffgotsch und Frankenberg anschlossen. Ging es bei 
Lassalle um die Lösung der sozialen Frage, so stand bei der Reichspartei das nationale Moment 
im Vordergrund. Die Gruppierung, die Bismarcks Politik der Einigung Deutschlands am stärksten 
unterstützte, war zumindest in ihren Anfangsjahren eine überwiegend schlesische. 39 Nach Neu¬ 
bach sind soziale Anstöße auch von schlesischen Frauen ausgegangen: So gründete die in Bres¬ 
lau geborene Auguste Schmidt 1865 mit Luise Peters den Allgemeinen Deutschen Frauenverein. 
Ihre Landsmännin Lina Morgenstern schuf 1866 die erste ,Volksküche’; im Jahr 1866 entstand 
die durch den schlesischen Journalisten und Mitbegründer Rudolf Haym 40 ins Leben gerufene 
Nationalliberale Partei. Der Publizist hatte bereits im Jahr 1848 die nationalliberale Zeitung 
Kladderadatsch herausgegeben, die sich bald zum führenden politisch-satirischen Blatt Preußens 
entwickelte. Zehn Jahre später brachte Haym die preußischen Jahrbücher’ heraus, die zu den 
einflussreichsten Periodika des Kaiserreiches zählten. Im Jahr 1870 folgte schließlich die katho¬ 
lische Zentrumspartei mit dem aus Glogau stammenden und in Berlin wirkenden Missionsvikar 
Eduard Müller. Aus Furcht, in der Ausübung ihres stark ausgeprägten Glaubens beeinträchtigt zu 


37 Zur Vergrößerung und Neugliederung der Provinz vgl. Neubach , „ Schlesien - Geschichte, Kultur 
und Wirtschaft“ (s. Anm. 4), S. 148 - 150. 

38 Die nächsten Provinziallandtage fanden 1830, 1833 und 1837 statt; da jedoch die Anträge der 
Abgeordneten durch den Landtagsmarschall vorzensiert wurden, verloren die Parlamentarier das 
Interesse an einer Mitarbeit. 

39 Vgl. Neubach , „Kleine Geschichte Oberschlesiens“, S. 9. 

40 Vgl. Neubach , in „Schlesien - Geschichte, Kultur und Wirtschaft“ (s. Anm. 4), S. 176- 177. 
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werden, schlossen sich die das sogenannte wasserpolnisch sprechenden Oberschlesier, die fast 
ausschließlich der Arbeiter- und Kleinbauemschicht angehörten, mit ihren deutschen Landsleuten 
zu einer Einheitspartei gegen die preußische Regierung zusammen; 41 bis Anfang der neunziger 
Jahre sollte es ihr gelingen, soziale wie nationale Gegensätze durch die Betonung der gemeinsa¬ 
men Konfession zurückzudrängen. 

Mit der verkehrstechnischen Erschließung des oberschlesischen Reviers in den vierziger Jah¬ 
ren, vor allem durch die Eisenbahn, wurde der Raum besser mit seinen Absatzmärkten in Ost- und 
Mitteldeutschland sowie dem Ausland verbunden. Die sich ansiedelnden Industrien benötigten 
Arbeitskräfte in immer größerer Zahl, wodurch sich ein beachtlicher Wandel der sozialen Struktur 
vollzog. Der Bedarf an Arbeitskräften für die Bergwerke, Hütten und Fabriken wurde größtenteils 
aus dem oberschlesischen Landproletariat, später auch aus dem benachbarten Russisch-Polen und 
Galizien gedeckt. Als Folge des unaufhaltsamen Menschenstromes in das Land entstanden auf 
engstem Raum ohne Rücksicht auf die Infrastruktur rund um die Industriebetriebe große Arbeiter¬ 
kolonien. Neubach gibt die Steigerung der Einwohnerzahl der im Mittelalter gegründeten Städte 
Beuthen und Gleiwitz von etwa 2.000 im Jahre 1800 auf jeweils 60.000 im Jahr 1900 an. Er 
verweist darauf, dass ehemals kleine Dörfer wie Kattowitz oder Hindenburg sich durch Zusam¬ 
menlegungen und Eingemeindungen bald zu Großstädten entwickelten. Die Menschen wurden in 
den Arbeitsprozess eingegliedert und erhielten so die Möglichkeit, neue Lebensbedingungen zu 
schaffen. Jedoch sammelte sich in dem aus dem Boden gestampften Ballungsgebiet mit seinem 
Völkergemisch sozialer und später auch nationaler Sprengstoff an, der sich zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts in einem harten Nationalitätenkampf entladen sollte. 42 

2.6.3 Der „Kulturkampf 6 1871 - 1881 

Um 1870 hatte es in Oberschlesien noch keine ,polnische Frage’ gegeben. Die deutschen Schlesier 
kämpften im deutsch-französischen Krieg zusammen mit den polnischsprachigen Landsleuten für 
den Sieg Deutschlands. Die Einigung ihres Vaterlandes, die so zahlreiche schlesische Politiker 
und Publizisten jahrzehntelang gefordert hatten, wurde von den allermeisten Mitbürgern begrüßt; 
viele von ihnen waren mittlerweile echte Preußen geworden. Im Jahre des Sieges über Frankreich 
begann jedoch ein unglückseliger Streit zwischen dem protestantisch geprägten Staat und der 
katholischen Kirche. Der aus den konfessionellen Gegensätzen resultierende „Kulturkampf" wur¬ 
de in besonders feindseliger Weise ausgetragen. Er spaltete das Land in zwei Lager. Für Bismarck 
war der Beginn dieser Auseinandersetzung stark von der polnischen Seite bestimmt. Er vermutete, 
dass in Posen, Westpreußen und Oberschlesien polnisch sprechende Geistliche, insbesondere die 
Schulaufsicht ausübenden Beamte, ihren Einfluss dazu benutzten, deutsche Katholiken zu poloni- 
sieren. Die erste Maßnahme der preußischen Regierung hiergegen war folglich die Aufhebung der 
sogenannten ,Katholischen Abteilung’ im Kultusministerium. Im Jahr 1872 tauschte Bismarck 


41 Der Verfasser verweist darauf, dass schlesische Politiker an der Gründung der vier wichtigsten 
Parteien im Kaiserreich beteiligt gewesen waren. 

42 Vgl. Neubach , „Kleine Geschichte Schlesiens“, S. 10. 
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seinen streng kirchlich gesinnten Kultusminister gegen einen liberaleren aus; wenig später wurde 
ein Schulaufsichtsgesetz erlassen, das die geistliche Schulaufsicht durch die staatliche ersetzte. 

Die Ursachen für den ,Kulturkampf’ in Schlesien waren vielschichtig. Vor allem lagen sie in 
der Ungleichbehandlung der verschiedenen Konfessionen durch die preussische Regierung. Hier¬ 
durch fühlte sich die damalige knapp mehrheitlich sich zum Katholizismus bekennende Bevöl¬ 
kerung benachteiligt. So gab es keinen katholischen Oberpräsidenten, und selbst in überwiegend 
katholischen Städten und Landkreisen amtierten meist evangelische Bürgermeister und Landräte. 
Durch Wilhelm L, der 1861 den Thron bestieg, verstärkte sich diese Unausgewogenheit spürbar, 
da er den Katholiken weit weniger tolerant gegenüberstand als sein Vorgänger. Die katholische 
Kirche selbst war noch zu schwach, um ihrer Forderung nach konfessioneller Gleichberechti¬ 
gung mehr Gewicht zu verschaffen. Die römische Kurie erschwerte die ohnehin schon schwie¬ 
rige Lage nicht nur der schlesischen, sondern auch aller deutschen Katholiken gegenüber ihren 
meist evangelischen Landesherren durch zwei zumindest unzeitgemäße päpstliche Verkündun¬ 
gen, den antiliberalen Syllabus von 1864 und das Unfehlbarkeitsdogma von 1870. Sie verprellten 
nicht nur die Liberalen und Protestanten, auch zahlreiche katholische Intellektuelle sahen beides 
als eine zusätzliche Belastung des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat an. Das Unfehlbar¬ 
keitsdogma hatte stark zur gegenseitigen Abgrenzung beider Konfessionen beigetragen; selbst 
die meisten deutschen Bischöfe waren mit der Verkündung der päpstlichen Infallibilität nicht 
einverstanden. Bischof Förster verließ ebenso wie Bischof Ketteier frühzeitig das Vatikanische 
Konzil, um an der Abstimmungssitzung nicht teilnehmen zu müssen. Er bot dem Papst seinen 
Rücktritt an, doch unterwarf er sich später wie die übrigen deutschen Bischöfe den Beschlüssen 
der Konzilsmehrheit. 43 Unter Berufung auf die ,alte Lehre’ gründeten die Konzilsgegner 1871 
die ,Altkatholische Kirche’, die zwei Jahre später den Breslauer Theologieprofessor Reinkens zu 
ihrem ersten Bischof wählte. Wie Neubach ausführt, sei es bemerkenswert, dass von den beiden 
bedeutenden Los-von-Rom-Bewegungen im 19. Jahrhundert, dem Deutschkatholizismus ( Ronge ) 
und der Altkatholischen Kirche (Reinkens), die erste in Schlesien gegründet wurde und die zweite 
dort - neben München - ihre Wurzeln hatte. Die neue Kirche wurde aus nationalen Gründen vor 
allem von den preußischen Bundesstaaten unterstützt. Nach der staatlichen Anerkennung folgte 
bald die Übereignung einiger bisher katholischer Gotteshäuser, eine Maßnahme, die unter den 
katholischen Christen verständlicherweise Unruhe und Verbitterung auslöste und die der sonst fast 
sprichwörtlichen schlesischen Toleranz manchen Abbruch tat. Um den Einfluss der Kirche noch 
mehr zurückzudrängen, erließ die Regierung bis in das Jahr 1875 weitere Kulturkampfgesetze; sie 
sollten ihre Wirkung jedoch verfehlen. 

Bei den Wahlen zum Zweiten und Dritten Reichstag, 1874 und 1877, konnte der im ober¬ 
schlesischen Wahlkreis noch weitgehend unbekannte Geistliche Eduard Müller für das Zentrum 
gegenüber seinem Herausforderer von der konservativen Reichspartei , Herzog von Ratibor, einen 
beachtlichen Vorsprung an Stimmen erreichen. Dieses Duell, das nach Neubach zu den „interes¬ 
santesten Kapiteln in der Geschichte des deutschen Parlamentarismus“ zählt, erregte sehr großes 
Aufsehen. Hinzu kam, dass Müller nicht der einzige katholische Geistliche war, der einem mäch- 


43 Vgl. Neubach , in „Schlesien - Geschichte, Kultur und Wirtschaft“ (s. Anm. 4), S. 181. 
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tigen oberschlesischen Magnaten der Reichspartei den Wahlkreis abnahm. 44 Bismarck zeigte sich 
durch die sich immer mehr verändernde Mandatsverteilung im südöstlichen Teil des Reiches sehr 
beunruhigt. Hatte das katholische Zentrum der Reichspartei doch innerhalb eines Jahrzehnts einen 
Wahlkreis nach dem anderen entrissen, so dass im Jahre 1881 alle zwölf oberschlesischen Wahl¬ 
kreise sowie noch einige mittelschlesische in ihrer Hand waren. Lediglich der Kreuzburg-Ro¬ 
senberger Kreis mit seiner starken evangelischen Minderheit fiel ein Jahr später wieder an die 
konservative Partei zurück, die ihn bis 1918 behalten sollte. Mit der Ernennung von Georg Kopp 
zum Fürstbischof- die Schlesier waren hiermit nicht unbedingt einverstanden - endete der Kul¬ 
turkampf’ formell. Durch sein diplomatisches Geschick war es dem Geistlichen gelungen, man¬ 
che konfessionellen Gegensätze zu mildem. 

2.6.4 Erster Weltkrieg und Weimarer Republik 1914 -1933 

Nach Ausbruch des Ersten Weltkrieges im August 1914 war Oberschlesien zunächst von Kriegs¬ 
handlungen nicht ernsthaft bedroht worden und die weit vorrückende Front in den Jahren 1915/16 
ließ den Gedanken an eine mögliche Gefährdung von Osten her nicht aufkommen. Während 
des für Deutschland günstigen Kriegsverlaufs im Osten entstanden verschiedene Pläne für eine 
Besiedlung der Ostgebiete und eine Einbeziehung der besetzten Länder in den Interessenbereich 
des Deutschen Reiches. Gleichzeitig sollten die nicht-russischen Völker Osteuropas für eine 
Zusammenarbeit mit Deutschland gewonnen werden. Einerseits hätte das an der Seite der Mittel¬ 
mächte stehende Polen die militärische Lage zu seinen Gunsten beeinflussen können, andererseits 
hätte ein politisch unruhiges Polen möglicherweise deren Situation bedeutend verschlechtert. Die 
Landsmannschaft Ostpreußen vermittelte dagegen zu diesem Geschehnis den Eindruck, dass von 
Deutschland der Impuls zur Wiedergeburt des polnischen Staates ausgegangen sei. Als Beleg hier¬ 
für sei das Ostpreußenblatt vom 24. April 1971 angeführt: „Unbeeinflußt von dieser Entwicklung 
hat man sich in Deutschland Gedanken darüber gemacht, wie diese Frage gelöst werden könnte. 
Es sind hierzu zahlreiche Gespräche zwischen Deutschland und Österreich geführt worden. So 
kam es im November 1916 zur Neugründung des Königreichs Polen.“ 

Ein anderer Grund für das deutsch-österreichische Vorgehen läge nach Wellems , wie derselben 
Zeitung vom 27. Juli 1968 zu entnehmen ist, in der „Anerkennung der Tapferkeit der polnischen 
Legionen im Kampf gegen Rußland“. 4 ^ Im Zuge dieser Bestrebungen erfolgte am 5. November 
1916 die Proklamation des Königreichs Polen' durch den deutschen und den österreichischen 
Kaiser. Es sollte ein selbständiger Staat mit erblicher Monarchie und konstitutioneller Verfas¬ 
sung entstehen; die Beweggründe für diesen Schritt wurden unterschiedlich beurteilt. 46 Die mehr¬ 
heitlich durchaus deutschfreundlichen Polen hatten die Proklamation zunächst begrüßt, als sich 


44 Vgl. Neubach, ebd., S. 183. 

45 Gotthold Rhode , „Die Ostgebiete des Deutschen Reiches“, Würzburg 1955, 2. Aufl., S. 102. 

46 Vgl. Jürgen Danowski , „Polen und Wir“, Hamburg 1979, Staats- und Wirtschaftspolitische 
Gesellschaft e.V. (Hrsg.), S. 163 - 164.. 
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jedoch die Ablehnung der polnischen Gebietswünsche abzeichnete - gemeint ist hier die Wieder¬ 
herstellung der polnischen Ostgrenzen von 1772 - verhielten sie sich zunehmend zurückhaltend. 
Mit Ausrufung der Republik im Deutschen Reich am 9. November 1918 und dem zwei Tage 
darauf geschlossenen Waffenstillstand war der Erste Weltkrieg beendet. Wilhelm II. verzichtete 
noch am selben Tag auf seinen Thron. Der polnische Politiker Pilsudski übernahm für die Zeit bis 
zur Wahl einer verfassunggebenden Versammlung die Macht im Land. Der im Dezember 1867 
geborene Politiker war 1893 Mitbegründer der Polnischen Sozialistischen Partei (Polska Partia 
Socjalistyczna, PPS), in der er eine führende Rolle spielte. Neun Jahre später übernahm er die 
Führung der ^evolutionären Fraktion' der PPS. Nach mehrjähriger Tätigkeit in der militärischen 
Leitung, in der er hohes Ansehen erringen konnte, wurde er nach der Proklamation des König¬ 
reichs Polen durch die Mittelmächte Mitglied des Staatsrates; im Juli 1917 schied er wieder aus; 
im November 1918 wurde er zum Oberbefehlshaber der Streitkräfte ernannt, kurz darauf fiel ihm 
auch die Gewalt als Staatschef zu. 

Zwei Tage nach dem Thronverzicht wurde der Waffenstillstand auf der Grundlage der 14 Punk¬ 
te Wilsons unterzeichnet. Kein Deutscher glaubte an die Anwendbarkeit dieses politischen Pro¬ 
gramms auf Oberschlesien, bei den Polen dagegen wuchs die Gewissheit über die Wiederherstel¬ 
lung eines unabhängigen Staates. 47 Mit Unterstützung der Warschauer Regierung entfesselte die 
geheime polnische Militärorganisation POW am Heiligen Abend des Jahres 1918 einen Aufstand 
in der Provinz Posen, der diese wie das südliche Westpreußen unter ihre Gewalt kommen ließ. 
Für Oberschlesien - noch von deutschen Truppen gesichert - verhieß dies nichts Gutes, zumal der 
radikal deutschfeindlich eingestellte Führer der Nationaldemokratischen Partei, Roman Dmowski, 
bereits auf der am 18. Januar 1918 in Paris zusammengetretenen Friedenskonferenz vehement für 
die Annexion des Landes eingetreten war. Zwar konnte Polen, anders als in weiten Teilen Posens, 
hier nicht auf die Unterstützung einer verhältnismäßig homogenen polnischen Bevölkerungsmehr¬ 
heit hoffen, doch sollte es auf diplomatischem Wege versuchen, sich einer der reichsten Provinzen 
des Reichs zu bemächtigen. 48 Ende des Monats breitete sich in Oberschlesien ein vom Spartakus¬ 
bund ausgerufener Streik unter den Rüstungsarbeitem überraschend schnell aus. 

Die Warschauer Regierung erhob noch vor Friedensschluss unverhüllt territoriale Forderun¬ 
gen, die sie auch mit Gewalt durchzusetzen bereit war. Die Entscheidung über die Gebietsabtre¬ 
tungen hatte der Rat der Vier , der amerikanische Präsident Woodrow Wilson, der englische Pre¬ 
mierminister David Lloyd George, der französische Premierminister Georges Clemenceau sowie 
der italienische Ministerpräsident Vittorio E. Orlando, zu treffen. Die französische Seite wollte 
sämtlichen polnischen Forderungen bedingungslos nachkommen, um einerseits den ,Erzfeind' 
Deutschland zu schwächen und andererseits der Bedrohung durch das bolschewistische Rußland 
mit Hilfe eines ,cordon sanitaire’, zu dem ein starkes Polen gehören sollte, entgegenzutreten. Als 
diese Pläne bekannt wurden, löste das nicht nur Massendemonstrationen der Oberschlesier aus 
- zu Zehntausenden gingen sie am 9. beziehungsweise am 25. Mai 1919 zunächst in Oppeln und 
dann in vielen anderen Städten auf die Straße -, sondern auch der Deutschen im übrigen Reich. 


47 Vgl. Christian Theodor Stoll , „ Deutschlands Recht auf seine Ostgebiete“, Seeheim 1968, S. 94-95. 

48 Zu den agitatorischen Fähigkeiten dieses Politikers vgl. Kapitel II 1.1. 
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Die Bevölkerung sprach sich für den Verbleib Oberschlesiens bei Deutschland aus. Es wurde die 
Forderung laut, im Versailler Vertrag diesbezüglich eine Volksabstimmung vorzusehen. Bereits 
vier Tage später, am 29. Mai, überreichte die Reichsregierung unter Philipp Scheidemann (SPD) 
den Alliierten dieses schriftlich formulierte Votum. 49 Auf den englischen Premier hatten die Pro¬ 
teste wohl gewirkt, denn er verlangte nachdrücklich das Selbstbestimmungsrecht für Oberschle¬ 
sien. Nachdem bereits das Hultschiner Ländchen an die Tschechoslowakei und das Gebiet von 
Reichtal in Mittelschlesien ohne Volksbefragung an Polen abgetrennt worden war, entschied der 
Rat der Vier am 11. Juni 1919, den englischen Vorschlag anzunehmen und eine Volksabstimmung 
über das strittige Gebiet abzuhalten. 

Da vorauszusehen war, dass die polnischen Bewohner des Landes in der Abstimmung unter¬ 
liegen würden, versuchten polnische Verbände unter der Führung des ehemaligen Reichstagsab¬ 
geordneten Albert (Wojciech) Korfanty 50 im sogenannten Ersten Polnischen Aufstand am 17. 
August 1919 die deutsche Bevölkerung einzuschüchtem und Oberschlesien im Handstreich zu 
erobern. Die deutschen Sicherungs- und Polizeieinheiten wurden überrannt, doch der entschlosse¬ 
ne Einsatz der anrückenden Reichswehr, vor allem aber der Freikorps, warf den Aufstand nieder. 
Hierdurch wurde die Möglichkeit zur Durchführung einer Volksabstimmung gewahrt. Die polni¬ 
sche Exilregierung setzte bei den Alliierten jedoch durch, den fast ausschließlich von deutschspra¬ 
chiger Bevölkerung bewohnten westlichen Teil Oberschlesiens von der Abstimmung auszuneh¬ 
men. Um einen Meinungsumschwung in der polnischen Bevölkerung zu bewirken - ein Teil war 
durchaus bereit, für Deutschland zu stimmen - sollte Korfanty die Abstimmungskampagne leiten. 
Der von ihm aufgebaute Propagandaapparat war ein Meisterwerk der Demagogie: 

„Wenn die Kunst verlogener Intrige die Größe des Politikers ausmachte, stände Korfanty 
in der vorderen Reihe“, hieß es in einem Beitrag aus jener Zeit. Er schreckte vor nichts 
zurück, um die Bevölkerung für die Stimmabgabe zugunsten Polens zu bewegen. „Er 
kaufte beziehungsweise gründete hierzu Zeitungen in deutscher und polnischer Sprache, 
die seine Propaganda unter das Volk brachten. Der Landbevölkerung versprach er eine 
Bodenreform, die den Besitzlosen ein Haus, ein Stück Land und natürlich eine Kuh brin¬ 
gen sollte - alles auf Kosten der nach dem Wahlsieg enteigneten und vertriebenen Deut¬ 
schen.“ 51 

Die Industriearbeiter warb Korfanty mit der Parole „Die Gruben und Hütten werden Euch gehö¬ 
ren“. Des weiteren versuchte er die zutiefst katholische Bevölkerung gegen die Protestanten auf¬ 
zuwiegeln, indem er angebliche nationale Gegensätze zwischen ihnen hervorhob. Die durchgrei¬ 
fendste Waffe der polnischen Propaganda war jedoch der Psychoterror: Deutschland sei für immer 
geschlagen und werde nie mehr ein souveräner Staat werden, wirtschaftlich gesehen infolge der 


49 Vgl. Rolf Kosiek, „Jenseits der Grenzen. 1000 Jahre Volks- und Ausländsdeutsche“, Tübingen 
1987, Veröffentlichung aus Hochschule, Wissenschaft und Forschung, Bd. XII., S. 136. 

50 Zum weiteren Wirken Korfantys siehe Kapitel II 1.1. 

51 Siegmund Karski , „Polnische Agitation unverhohlen. Volksabstimmung rettete nur Teile 
Oberschlesiens für das Deutsche Reich“, Das Ostpreußenblatt , 30.03.1996. 
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horrenden Kriegslasten nie wieder auf die Beine kommen und für immer „Hunger leiden“. Die 
herannahende Hungerkatastrophe würde die deutsche Bevölkerung außer Landes treiben, Polen 
würde dagegen im „Überfluss schwelgen“. Die polnische Agitation war sehr geschickt aufgebaut, 
indem sie den Wählern einerseits ein Deutschlandbild wirtschaftlicher und politischer Ausweglo¬ 
sigkeit aufzeichnete, andererseits mit dem neu entstandenen, unbelasteten Polen die Vision „einer 
heilen, sozial gerechten Welt“ vermittelte. Viele Oberschlesier waren hiervon beeindruckt. 

Am 11 .Februar 1920 kam die Interalliierte Militärkommission unter Leitung des französischen 
Generals Le Rond - er galt als Polens großer Freund - nach Oberschlesien, um dem Lande eine 
neue Ära der Freiheit und Gerechtigkeit zu bringen. Dies bedeutete die Auflösung der deutschen 
Verwaltungsbehörden und die Ausweisung der deutschen Truppen aus dem Land. Das Abstim¬ 
mungsgebiet bildete nun einen eigenen Staat mit Passzwang gegenüber Deutschland. Selbst der 
für Oberschlesien zuständige Fürstbischof Kardinal Bertram aus Breslau erhielt keine Einreiseer¬ 
laubnis. Doch statt Frieden zu bringen oder zu gewährleisten, duldeten und förderten die 15.000 
Franzosen, weniger die Briten und Italiener, den zunehmenden polnischen Terror unter der Lei¬ 
tung Korfantys gegen die Deutschen. Mit seinen Stoßtrupps, den ,Bojowka polska’, überzog er 
das Land mit Angst und Schrecken. Der Terror richtete sich gegen alles Deutsche: „Gegen die 
nationalbewusste Bevölkerung, gegen Kultur-, Bildungs- und Verwaltungseinrichtungen, gegen 
Geschäfte, Fabriken und Gehöfte. Von Drohungen über Prügel, Überfälle, Bombenanschläge bis 
zum Mord war jedes Mittel recht“. 52 Im April 1920 äscherten seine Gefolgsleute das von Pro¬ 
testanten bewohnte Dorf Anhalt im Kreise Pleß ein; wenig später wurden zehn Deutsche umge¬ 
bracht. Gegner in den eigenen Reihen ließ er ebenso ermorden. Die Zeit des Plebiszitkampfes war 
für die Deutschen in Oberschlesien nicht leicht zu tragen; mehr als 3.000 von ihnen kamen damals 
gewaltsam um ihr Leben; die Zahl der Verwundeten und Verstümmelten lag um ein Vielfaches 
höher. 53 

Am 20. August 1920 wurde der Zweite Polnische Aufstand entfacht. Er brach an der Grenze 
östlich von Kattowitz aus, und nach blutigen Auseinandersetzungen, bei denen Hunderte von 
Toten zu beklagen waren - die Franzosen sahen tatenlos zu - gelangten mehrere oberschlesische 
Kreise in die Hand der Insurgenten. Wieder wurden Dörfer von ihnen völlig niedergebrannt; eine 
Massenflucht der Deutschen setzte ein. Alle deutschen Vereine wurden aufgelöst, während die 
polnischen jede Förderung erfuhren. Deutsche Richter wurden vielfach ausgewiesen, wenn sie 
keine Rechtsbeugung zugunsten der Polen vollziehen wollten; 54 sie traten schließlich in einen sie¬ 
benwöchigen Proteststreik. Die preußische Polizei wurde abgeschafft und größtenteils durch eine 
polnische ersetzt. Ebenso wurden polnische Bürgerwehren anerkannt, so dass die deutsche Bevöl¬ 
kerung keinen Schutz mehr hatte. Die gegen diese unhaltbaren Zustände von der Reichsregierung 
bei den Siegermächten eingereichten Proteste blieben wirkungslos. Zu der Abstimmung, die für 
den 20. März 1921 angesetzt wurde, kamen rund 170.000 Oberschlesier aus dem Reich und von 
anderswo in ihr Geburtsland, obwohl ihnen, den verräterischen Emigranten, Gewaltmaßnahmen 


52 Kosiek , „Jenseits der Grenzen. 1000 Jahre Volks- und Ausländsdeutsche“, S. 136 - 137. 

53 Vgl. Karski , a.a.O.. 

54 Vgl.ebd., S. 137. 
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angedroht und von der Interalliierten Kommission alle offiziellen Begrüßungen verboten wor¬ 
den waren. In den von beiden Seiten mit großem Engagement geführten Wahlkampf - die Polen 
betonten mehr die soziale, die Deutschen die nationale Komponente griffen die Franzosen wie 
auch Teile der katholischen Geistlichkeit offen zugunsten der polnischen Seite ein. 55 Obwohl sich 
bei der mangelhaften Sicherung der Wahlorte auf dem Lande durch die Abstimmungskommission 
mancher im Süden und Osten aus Sorge um sein Leben davon abhalten ließ, die schützenden 
und wegen der großen deutschen Mehrheit ruhigen Städte zu verlassen, um an dem dörflichen 
Geburtsort zu wählen, war auch hier das Ergebnis meist klar für Deutschland und gegen Polen. 
Insbesondere alle Städte in Oberschlesien, mit einer einzigen Ausnahme, wiesen deutliche deut¬ 
sche Mehrheiten auf. 56 

Am Wahltag, der ruhig verlaufen war, stimmten bei einer Beteiligung von 97,7 % dennoch 
707.554 Oberschlesier (59,6 %) für den Verbleib bei Deutschland und 478.820 (40,4 %) für eine 
Angliederung an Polen, es votierten insgesamt 85 % der Bürger in Kattowitz und sogar 90 % in 
Oppeln für Deutschland. 5 Die Auszählung nach Gemeinden ergab mit 664 gegen 579 eine klare 
deutsche Mehrheit. Auch dieses Plebiszit bestätigte aufs neue, dass in Oberschlesien Mutterspra¬ 
che und nationales Bekenntnis nicht gleichzusetzen waren. Auf deutscher Seite wurde aufgrund 
des Abstimmungsergebnisses gefolgert, dass Oberschlesien nicht geteilt werden dürfe. Die ent¬ 
täuschten Polen und zum Teil auch die Alliierten hingegen beriefen sich nun plötzlich auf die 
nicht eindeutige Formulierung des §88 des Versailler Vertrages, in der es hieß, dass in der „als 
Grenze Deutschlands in Oberschlesien anzunehmenden Linie ... sowohl der von den Einwoh¬ 
nern ausgedrückte Wunsch wie auch die geographische und wirtschaftliche Lage der Ortschaften 
Berücksichtigung“ finden muss. 58 Korfanty nutzte die nun folgenden Auseinandersetzungen um 
die neue Grenze, riss das von ihm beanspruchte Gebiet bis Lublinitz, Groß Strehlitz und Krappitz 
(,Korfanty-Linie’) gewaltsam an sich und stellte die Alliierten damit vor vollendete Tatsachen. Da 
er nach wie vor ganz Oberschlesien dem polnischen Staat eingliedem wollte, bereitete er den Drit¬ 
ten Polnischen Aufstand vor: Sechs Wochen nach der Abstimmung, am polnischen Nationalfeier¬ 
tag, dem 3. Mai. 1921, fiel er mit über 10.000 Bewaffneten in Oberschlesien ein. Die italienischen 
Truppen stellten sich den Aufständischen zunächst entgegen, die Franzosen als Hauptmacht der 
Alliierten Kommission duldeten dagegen diesen Bruch der Vertragsbedingungen. Sie unterstützen 
die Aufrührer sogar durch Lieferung von Waffen und Gewährung weiterer Begünstigungen. 

Während bewaffnete polnische Truppen die Grenze überschritten, wurden viele Deutsche 
von den Alliierten verhaftet oder des Landes verwiesen: „Wieder wurden Hunderte von Deut¬ 
schen erschlagen und bestialisch zugerichtet, Tausende wurden verschleppt, Frauen und Mäd¬ 
chen vergewaltigt und deutsches Eigentum geplündert. Nach kurzer Zeit waren nur noch größere 
Städte deutsche Inseln in dem ganz offen von Polen terrorisierten Lande, das einem Hexenkes- 


55 Vgl. Neubach , in „Schlesien - Geschichte, Kultur und Wirtschaft“ (s. Anm. 4), S. 214. 

56 Kosiek, „Jenseits der Grenzen. 1000 Jahre Volks- und Ausländsdeutsche“, S. 138. 

57 Vgl. Rhode, „ Die Ostgebiete des Deutschen Reiches“, S. 107. 

58 Vgl. Neubach (a.a.O.). 
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sei glich.“ 59 Die Aufständischen konnten in den französisch besetzten Gebieten ihre Herrschaft 
weitgehend etablieren. Der Protest der deutschen Regierung bei den Alliierten hiergegen zeigte 
keine Wirkung. Die französischen Besatzungstruppen unternahmen kaum etwas zum Schutz der 
deutschen Bevölkerung. Nachdem der deutschen Reichswehr ein Eingreifen von den Alliierten 
untersagt wurde, traten nach kurzer Zeit deutsche Selbstschutzgruppen zusammen, die sich unter 
der Führung General Höfers gegen die polnischen Truppen stellten. Nachdem die Franzosen einen 
deutschen Vormarsch verhinderten, konnten die Aufständischen dennoch am 21. Mai 1921 am 
Annaberg entscheidend geschlagen werden. Der Selbstschutz musste sich jedoch auf Druck der 
Franzosen zurückziehen und auflösen, der Zusammenschluss der Aufständischen ebenso. 

Trotz des eindeutigen Votums des Volksentscheids wurde am 20. Oktober des Jahres ein 
Schiedsspruch in Genf gefällt, nach dem Oberschlesien geteilt werden sollte: Ein Drittel des 
Abstimmungsgebietes (3.213 km 2 ) mit fast einer Million Einwohner wurde Polen zugesprochen. 60 
Deutschland verlor damit 92,5 % der Kohlevorkommen, die gesamten Zink- und Bleivorkommen 
sowie 75 % der Industrieanlagen. Mit der Zerschlagung dieses in beinahe 80 Jahren zu einem 
eng verzahnten Industrierevier zusammengewachsenen Ballungsraumes sollte die wirtschaftliche 
Kraft Deutschlands in ihrem Lebensnerv getroffen werden. - So folgten auch ungeheure wirt¬ 
schaftliche und soziale Probleme, die die Genfer Konvention vom 15. Mai 1922 entschärfen sollte. 
Es wurde eine deutsch-polnische Kommission geschaffen, die unter anderem über die Einhal¬ 
tung der in der Konvention enthaltenen Minderheitenschutzbestimmungen wachte; sie hatte bis 
zum Jahr 1937 Bestand. Anfang Juli 1922 übernahmen die Deutschen wieder die Verwaltung des 
dem Reich belassenen Teils Oberschlesiens, das nun ,West-Oberschlesien’ genannt wurde. Die 
von Polen geschaffene Wojewodschaft Schlesien umfasste mit insgesamt 4.232 km 2 Fläche und 
rund 1,3 Mio. Einwohnern das eroberte Ost-Oberschlesien sowie den östlichen Teil des Teschener 
Schlesien; Hauptstadt wurde Kattowitz. 

Nachdem schon bald eine repressive polnische Politik eingesetzt hatte, waren bis 1925 über 
110.000, bis Ende 1927 etwa eine Million Deutsche ins Reich abgewandert. Zehntausende von 
ihnen blieben in West-Oberschlesien, die übrigen zogen weiter nach Breslau, Berlin und in die 
Mitte Deutschlands. Aus der Provinz Posen kamen ebenfalls Zehntausende Deutsche ins schlesi¬ 
sche Land. Dies führte zum einen zu großer Wohnungsnot, zum anderen zu einem starken Anstieg 
der Arbeitslosigkeit. Wirtschaftliche Schwierigkeiten infolge des nunmehr auseinandergerissenen 
Industriereviers, das seit nahezu einem Jahrhundert zusammengewachsen war, blieben nicht aus. 
Die so vielfältigen und nachhaltigen Folgen, die aus dem Versailler Vertrag insbesondere für die 
Ostprovinzen erwuchsen, bewirkten nicht nur bei den Grenzlanddeutschen ein Gefühl der Ver¬ 
zweiflung und Ohnmacht; sie erzeugten bei ihnen auch eine wachsende Widerstandskraft, einen 
neuen Lebensmut und einen verstärkten Tatendrang. 61 Das Land, nun überwiegend von Einhei¬ 
mischen verwaltet, kam in der Zeit bis 1929 in kultureller wie wirtschaftlicher Hinsicht zu einer 
bisher nicht gekannten Blüte. Die meisten der Einwohner hatten sich aus kleinen Verhältnissen 


59 Kosiek , „Jenseits der Grenzen. 1000 Jahre Volks- und Ausländsdeutsche“, S. 139. 

60 Vgl. Rhode , „Die Ostgebiete des Deutschen Reiches“, S. 107. 

61 Vgl. Neubach , in „Schlesien - Geschichte, Kultur und Wirtschaft“ (s. Anm. 4), S. 217. 
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hochgearbeitet, was das Selbstbewusstsein in erheblichem Maße stärkte. Die so lange ersehnte 
und nun endlich erreichte Souveränität führte bei der Bevölkerung zu einem neuem Lebensgefühl, 
das insbesondere auf kulturellem Gebiet erstaunliche Früchte trug. Trotz des „Schattens von Ver¬ 
sailles“ sei das Jahrzehnt zwischen 1923 und 1933 das erfreulichste in der Geschichte des deut¬ 
schen Oberschlesiens gewesen wie Neubach dem mit der damaligen Situation nicht Vertrauten 
Glauben machen will. 62 Diese Einschätzung des Autors der Situation wird jedoch durch eine Rede 
des damaligen preußischen Ministerpräsidenten Otto Braun (SPD), die er am 24. November 1930 
bei einer Feierlichkeit in Königsberg hielt, widerlegt. Auszugsweise heißt es hier: „Ich bestreite 
nicht das Interesse Polens an einem Ausgang zum Meere. Aber wie er dem neuen tschechischen 
Staate durch Elbe und Hamburg gesichert wurde, könnte er Polen auch durch Weichsel und Dan¬ 
zig eröffnet werden, ohne dass Ostpreußen vom Mutterlande losgerissen. Hunderttausende deut¬ 
scher Volksgenossen ohne Befragung unter fremde Staatshoheit gepresst werden, wo sie jetzt 
schlimmstem Terror ausgesetzt sind oder gar aus ihrer Heimat verdrängt wurden. Gegen dieses 
Unrecht werden wir immer protestieren; die gewaltsam durchgeführte, willkürliche, ungerechte 
neue Grenzziehung werden wir niemals als berechtigt anerkennen. Sie wird immer einen Stachel 
im deutschen Volkskörper bilden und einer wahren Befriedung Europas hindernd im Wege ste¬ 
hen.“ 63 

Auch die deutschen Parteien protestierten energisch gegen die Unterdrückung der deutschen 
Minderheit in Polen. Der Vorstand des Zentrums fasste am 23. November 1930 eine Entschlie¬ 
ßung über die Lage der Deutschen in Oberschlesien: „Der Reichsparteivorstand des Zentrums hat 
von den unerhörten Terrorakten polnischer Kreise gegen die Deutschen in Ost-Oberschlesien zur 
Unterdrückung ihres deutschen Volkstums und zur Vergewaltigung ihrer durch Verträge verbrief¬ 
ten Rechte Kenntnis genommen. Der Reichsparteivorstand erhebt vor der ganzen Welt feierlichen 
Protest gegen diese der deutschen Minderheit angetane Unbill, versichert den betroffenen deut¬ 
schen Volksgenossen seine aufrichtige und hilfsbereite Teilnahme und erwartet von der Reichs¬ 
regierung alsbald Maßnahmen zur Erreichung einer entsprechenden Wiedergutmachung für die 
Geschädigten und zum Schutze der Deutschen in Polen für die Zukunft.“ Der Zentralvorstand der 
Deutschen Volkspartei , einer nationalliberalen Partei der Mitte, der der langjährige Außenminister 
Stresemann bis 1929 vorgestanden hatte, fasste am 1. Dezember 1930 folgende Entschließung: 

„Der Zentralvorstand der Deutschen Volkspartei begrüßt es, dass die Reichsregierung 
energischere Schritte eingeleitet hat, um den Schutz der deutschstämmigen Bevölkerung 
gegen polnische Verfolgung und Willkür sicherzustellen. Der Zentralvorstand erblickt 
in den empörenden Gewalttaten gegen zahlreiche Deutsche den neuen Beweis, dass der 
polnische Staat weder willens noch fähig ist, die von ihm übernommenen Verpflichtun¬ 
gen, den Minderheiten Recht und Schutz zu gewähren, zu erfüllen. Der Zentralvorstand 
der Deutschen Volkspartei erwartet, dass alle zivilisierten Länder in solchen jeder Kul- 


62 Vgl. Neubach , ebd. S. 219. 

63 In dem Artikel „Geschichtsblick über den üblichen Tellerrand hinaus“ von Martin Jenke wird 
die damalige Situation von mehreren führenden deutschen Politikern beschrieben. Der Schlesier, 
29.10.1992. 




I Abriss der Geschichte Schlesiens bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs 


65 


tur hohnsprechenden Methoden der polnischen Herrschaft eine Gefahr für den Frieden 
Europas und für den Ausgleich unter den Völkern erkennen und daraus bei den nächsten 
Beratungen in Genf die notwendigen Folgerungen ziehen. Deshalb erneuert der Zentral¬ 
vorstand der Deutschen Volkspartei die Forderung nach Revision der deutschen Ostgren¬ 
zen. Nur dadurch kann alte deutsche Kultur in der Ostmark gerettet, ihren Trägem die 
Möglichkeit zu friedlicher Arbeit gegeben und der Zusammenhang mit Ostpreußen wie¬ 
derhergestellt werden“ 

zitiert Jenke weiter. Der damalige SPD - Abgeordnete Stampfer äußerte in seiner Rede am 
10. Februar 1931 im Reichstag: „Wir als internationale Sozialisten erheben in dieser Stunde Pro¬ 
test nicht nur gegen die Unterdrückung unserer eigenen Stammesbrüder in Ost-Oberschlesien, 
sondern auch gegen die Unterdrückung und Vergewaltigung des unglücklichen ukrainischen Vol¬ 
kes.“ Der Politiker bezog sich dabei auf die Verfolgung von Weißrussen und Ukrainern in den 
1921 von Warschau annektierten Gebieten östlich der ,Curzon-Line\ wo Polen lediglich ein fünf¬ 
tel der Bevölkerung ausmachten, jedoch diese Gebiete wie den Korridor und Ost-Oberschlesien 
als „urpolnisches Land“ beanspruchten. 

„Was aber die Sache der Deutschen Minderheit betrifft, so möchte ich folgendes erklären: 

Wir deutschen Sozialdemokraten stehen zum deutschen Volke in der ganzen Welt. Wir 
vertreten das Recht der deutschen Volksgemeinschaft, der deutschen Kulturgemeinschaft. 

Wir erwarten von den deutschen Volksgenossen im Auslande, dass sie zu dieser Volks¬ 
gemeinschaft stehen und deren Menschenrechte verteidigen. Wo sie dies tun, da werden 
wir ihnen nach Kräften zu Hilfe kommen. Darum sind wir es gewesen, die den Schritt der 
deutschen Regierung in Genf in Sachen Oberschlesien verlangt haben ,..“. 64 

Mit Blick auf den jüngsten und einschneidensten Verzicht auf deutsche Ostgebiete zugunsten 
Polens anlässlich der Teilwiedervereinigung Deutschlands führt Jenke aus, dass es damals ledig¬ 
lich um den Korridor und Ost-Oberschlesien gegangen sei; die Reichstagsparteien wollten das 
Land und die Bevölkerung nicht preisgeben. Heute dagegen verzichtete die deutsche Bundesregie¬ 
rung auf ein Viertel des Territoriums des Deutschen Reiches, obwohl sie dazu keine Berechtigung 
hätte. „Man bekommt neue Maßstäbe, blickt man nur einmal über den Tellerrand der üblichen 
Bonner Geschichtskenntnisse hinaus.“ 

2.6.5 Unter nationalsozialistischer Herrschaft 1933 - 1945 

Die Machtergreifung der Nationalsozialisten vollzog sich in Schlesien ebenso wie im übrigen 
Reich. Nachdem Adolf Hitler am 30. Januar 1933 zum Reichskanzler ernannt wurde, feierten 
sie auch dort mit großen Aufmärschen. Doch die Partei fand nicht überall im Land volle Zustim¬ 
mung, wie sich auch an den Ergebnissen der letzten noch halbwegs freien Wahl zum Reichs¬ 
tag, am 5. März, ablesen lässt: Das Durchschnittsresultat der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei (NSDAP) für den ,Gau Schlesien’ betrug 49,1 % und damit erreichte sie im 
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Gegensatz zu den Ergebnissen in den Provinzen Ostpreußen, Pommern und Schleswig-Holstein, 
die ebenfalls die Auswirkungen des Versailler Vertrages auf sich zu nehmen hatten, nicht die 
absolute Mehrheit. Während die Machthaber in dem mehrheitlich evangelischen Niederschle¬ 
sien 51,2 % der Stimmen erhielten, waren es in dem überwiegend katholischen Oberschlesien 
„lediglich“ 43,2 %. Die Ergebnisse wurden bei den eine Woche später stattfindenden Wahlen 
zu den Provinziallandtagen bestätigt. Die nationalsozialistische Propaganda hatte es geschickt 
verstanden, die ungelösten sozialen wie nationalen Fragen für sich zu nutzen. In Niederschlesien 
gewann die NSDAP 52 %, in Oberschlesien hingegen „nur“ 45 %. Die Gründe für den Gesamter¬ 
folg in Schlesien waren jedoch wohl in den Bestimmungen von Versailles wie auch in der hohen 
Arbeitslosigkeit zu suchen: Von der 4,5 Mio. starken Bevölkerung waren Ende 1932 mehr als 
10 % davon betroffen, und so erreichten Hitlers Versprechen in den an Polen grenzenden Pro¬ 
vinzen erklärlicherweise eine stärkere Wirkung, als in den Gebieten, die von Versailles nicht so 
sehr berührt waren. 65 

Schon bald nach der Zustimmung des Reichstages zum Ermächtigungsgesetz, am 
25. März 1933, setzte eine vehemente Verfolgung oppositioneller Kräfte ein. Die Brutalität der 
Machthaber im Umgang mit politischen Gegnern zeigte sich nicht nur bei der Niederschlagung 
des ,Röhm-Putsches’ - über ein Viertel aller im Reich umgebrachten Oppositionellen waren 
Schlesier. Zwei Monate nach der ,Machtergreifung’ war die Polizeiführung ganz Schlesiens in der 
Hand der Nationalsozialisten, Widerstand kaum mehr möglich. Maßnahmen zur Gleichschaltung 
setzten ein und vollzogen sich ganz im Sinne des zentralistischen Einheitsstaates: Die Provinzi¬ 
allandtage und -ausschüsse wurden abgeschafft, die Oberbürgermeister in allen 14 schlesischen 
Stadtkreisen ausgetauscht, ebenso fast alle schlesischen Landräte. Schließlich ersetzte man etwa 
die Hälfte der demokratischen Verwaltungsbeamten durch einheimische Parteigenossen, auch 
wenn sie keinerlei Verwaltungserfahrung besaßen. 66 

Die Phase der Gleichschaltung dauerte bis in das Jahr 1934 hinein an. Die NSDAP 
wollte die geteilten Provinzen Nieder- und Oberschlesien wieder zusammenführen. Nach § 1 des 
Gesetzes über Gebietsbereinigungen in den östlichen preußischen Provinzen vom 21. März 1938, 
das die Bildung leistungsfähiger Provinzen im östlichen Raume vorsah, sollten die beiden Pro¬ 
vinzen wieder zu einer gemeinsamen zusammengeschlossen werden, Breslau seine alte Rolle 
als schlesische Hauptstadt wie vor 1919 zurückbekommen. Nach der Wiedervereinigung, die am 
1. April vollzogen wurde, hatte die Breslauer Regierung gehofft, dass das seit 1741 abgetrennte 
Osterreichisch-Schlesien ebenfalls an die Provinz zurückginge, jedoch wurde etwas später ledig¬ 
lich das auf Grund des Versailler Vertrages verlorengegangene Hultschiner Ländchen wieder ein¬ 
gegliedert. Hiermit wuchs die Provinz bis Mai 1939 auf insgesamt 4,8 Mio. Einwohner an. In der 
polnischen Wojewodschaft Schlesien, die sich um das Olsagebiet vergrößerte, das die Tschechos¬ 
lowakei im Oktober 1938 an Polen gleichzeitig mit dem Sudetenland an das Deutsche Reich 
abtreten musste, lebten etwa 1,5 Mio. Bürger. 


65 

66 


Vgl. Neubach , in „Schlesien - Geschichte, Kultur und Wirtschaft“ (s. Anm. 4), S. 227. 
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Die preußische Provinz erlebte in der Folgezeit einen beachtlichen wirtschaftlichen Auf¬ 
schwung, -jedoch erkannten die wenigsten, dass viele Projekte mit Rüstungsvorhaben zusam¬ 
menhingen, die der Schaffung wichtiger strategischer Voraussetzungen dienten. So wurde der 
Ausbau des Femstraßennetzes vorangetrieben, der Bau der von Berlin ins oberschlesische 
Industriegebiet geplanten Reichsautobahn teilweise verwirklicht, der Klodnitzkanal zu einer 
Großschiffahrtsstraße ausgebaut und neue Industrien angelegt. Durch die enormen Rüstungsan¬ 
strengungen wurde eine erhebliche Anzahl an Arbeitsplätzen geschaffen, infolgedessen die Zahl 
derjenigen, die Beschäftigung suchten, bis zum Jahr 1938 auf einige Zehntausend zurückging. 
Damit hatte Hitler eines seiner Versprechen eingelöst, wovon sich nicht wenige in der Bevölke¬ 
rung blenden ließen; von den Mißständen im Reich erfuhren sie kaum etwas. Prachtvolle Feiern 
und Aufmärsche, wie sie jeder Diktatur eigen sind, trugen ebenfalls nicht unerheblich dazu bei, 
trügerische Ruhe oder gar Zufriedenheit zu verbreiten. Auch die zunehmende Einschränkung 
der persönlichen Freiheit - massive Verfolgungen Andersdenkender wie oppositioneller Politi¬ 
ker, Wissenschaftler und Künstler bis hin zu den Juden - Hess die Bevölkerung zunächst nicht 
aufhorchen. 

Am 18. Februar 1937 war der im Jahr 1926 habilitierte Historiker und spätere schweizer Dip¬ 
lomat Prof. Carl J. Burckhardt vom Völkerbund zum ,Hohen Kommissar’ für die seit dem Ver¬ 
sailler Vertrag unter Völkerbundaufsicht stehenden Freie Stadt Danzig ernannt worden. Am 20. 
August des folgenden Jahres sollte er einen Brief an den Direktor der politischen Sektion des Völ¬ 
kerbundsekretariats in Genf richten, in dem er über ein Gespräch mit dem polnischen Aussenmi- 
nister Jozef Beck berichtete. Dieser hätte richtig erkannt, dass es ein zentraler Fehler Hitlers gewe¬ 
sen war, aus den Weimarer Erfolgen auf unbegrenzte Erfolgsmöglichkeiten in der Außenpolitik zu 
schließen. - Und dies wollte er sich zunutze machen. Burckhardt hätte konstatiert, dass Polen auf 
den höchsten Gewinn hoffte, einen Gewinn, der sich aus einer unvermeidlichen Katastrophe erge¬ 
ben würde. Aus diesem Grund habe man die Deutschen in Fehlhandlungen hineingetrieben und in 
Danzig die Extremisten mit Vergnügen triumphieren lassen. Gleichzeitig betonte man aber immer 
wieder das Festhalten an den äußeren Formen der Verträge. Eines Tages würde den Deutschen 
die Rechnung präsentiert werden und Polen könnte die Zinsen und Zinseszinsen geltend machen. 
Schon jetzt war es gelungen, im ganzen Westen, in Frankreich, England und Amerika, eine soli¬ 
darische Abneigung gegen jede Revision der Verträge zu schaffen, indem man in dieser Weise mit 
den Nationalsozialisten kollaborierte; dies sei 1932 ganz anders gewesen. Damals hätte sich die 
westliche Meinung in den großen Demokratien mehrheitlich für die deutschen Minoritäten einge¬ 
setzt. Man regte sich über schlecht gezogene Grenzen und über isolierte Provinzen auf. Dank der 
exzessiven Methoden des Nationalsozialismus war dies alles beendet worden und jetzt hoffte man 
im Stillen in Warschau nicht nur auf die bedingungslose Integration Danzigs in den polnischen 
Staatsbereich, sondern auf viel mehr, auf ganz Ostpreußen, auf Schlesien, ja auf Pommern. 

Bereits bis 1922 war die ursprünglich 1,1 Mio. Mitglieder starke deutsche Minderheit im 
,Korridor’ durch vielfältigen Druck um zwei Drittel dezimiert worden. Sieht man weiter auf die 
polnischen Großmachtträume, die in der Presse und Publizistik offen erörtert wurden, könnte man 
zu dem Schluss kommen, dass Beck wirklich meinte, was er sagte. Er beging jedoch den Fehler, 
eine Verständigung zwischen Deutschland und Rußland auszuschließen. Das sollte sich für Polen 
als Katastrophe erweisen. In den Standardwerken von Thamer, Winkler oder Benz aber kommt 
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Burckhardts Bericht jedoch gar nicht vor. - Nur ein Beispiel geschichtlicher Manipulation. Eine 
rühmliche Ausnahme stellen in ihrer analytischen Brillanz die Werke ,Logik der Mächte’ und 
,Zwei plus Fünf’ (Berlin 1999,2003) von Stefan Scheils dar. 6 

Am 23. März 1939 entschloss sich der polnische Aussenminister Beck zu einer Teilmobilma¬ 
chung einschließlich der Verteilung des Operationsplanes für den Marsch nach Berlin noch am 
gleichen Tag. Im wesentlichen wollte er wohl eine Krisenstimmung herbeifuhren, um dann das 
Bündnis mit England zu organisieren. Der britische Premierminister Chamberlain erklärte jedoch 
am 10. Juli 1939 vor dem Unterhaus, dass diese Mobilmachung der polnischen Armee alles ande¬ 
re als geeignet sei, günstige Voraussetzungen für weitere Verhandlungen zu schaffen. 68 Als Belege 
für die polnische Teilmobilmachung stehen ein Telegramm des deutschen Botschafters Moltkein 
Warschau an das Auswärtige Amt vom 24. März 1939: Er teilte hierin mit, dass in Polen kurzfris¬ 
tig drei bis vier Jahrgänge und Reserveoffiziere technischer Truppen eingezogen würden. 69 Des 
weiteren ein Bericht des deutschen Konsuls in Gdingen, Hofmann, an das Auswärtige Amt vom 
24. März 1939, in dem er ebenso die Einberufung von drei Jahrgängen meldete, die direkt vom 
Arbeitsplatz abberufen worden seien; die polnische Kriegsflotte sei bereits am 23. März 1939 aus¬ 
gelaufen, vier Kompanien der polnischen Armee auf der Halbinsel Heia stationiert worden. Auch 
eine Aufzeichnung von Fürst Bismarck von der politischen Abteilung des Auswärtigen Amtes in 
Berlin vom 25. März 1939 dokumentiert die polnischen Mobilisierungsmaßnahmen. 

Alles dies bezeugte den Willen Polens zum gewaltsamen Konflikt. Das wurde dann auch in 
einem Bericht des Leiters der Ostabteilung des britischen Foreign Office über eine ausgedehn¬ 
te Polenreise im Juni 1939 deutlich. Dort hieß es z.B. dass hochgestellte polnische Gesprächs¬ 
partner aus Politik und Militär von einer unabwendbaren kriegerischen Auseinandersetzung mit 
dem Deutschen Reich ausgingen, die man zwar nicht selber vom Zaune brechen wollte, die dann 
aber trotz eigener polnischer militärischer Überlegenheit zu einem europäischen Krieg eskalie¬ 
ren müsste. Die polnischen Gesprächspartner hätten ihrer Überzeugung Ausdruck gegeben, dass 
Polen bei dem erwarteten schnellen Sieg weitere Gebietsgewinne verzeichnen würde. Die Men¬ 
schen in Polen verlangten nach einem Vorgehen gegen die Deutschen und sie hätten „Appetit" 
auf deutsches Bauernland. 0 Ebenfalls im Juni 1939 hatte der polnische Marschall Rydz-Smigly 
vor polnischen Offizieren erklärt, dass Polen den Krieg mit Deutschland wolle und Deutschland ihn 


67 Vgl. Doris Neujahr , „Mythos von der Unschuld an der Eskalation“, in www.jfarchiv.de , 09/2004. 
Der unter dem Pseudonym eines weiblichen Autors firmierende Thorsten Hinz führt die damali¬ 
gen Gegebenheiten sehr präzise aus. 

68 Bereits am 20.03. erging vom englischen Aussenminister Lord Helifax ein Bündnisangebot an 
die UdSSR und an Polen, das gegen Deutschland gerichtet war. 

69 Michael Grandt weist im folgenden auf mehrere zeitgeschichtliche Dokumente hin: Dokument 
Nr. 204; abgedruckt in: Auswärtiges Amt Nr. 2/1939, Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges, 
Berlin 1939, S. 189; im weiteren die Dokumente 204 und 205, ebd.. 

70 Vgl. Heinz Kuhlmann, „Die polnische Mobilmachung im März 1939“, 
http:// www.swghamburg.de/Archiv/Beitrage aus der Rubrik - 
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nicht verhindern könne, selbst wenn es das wollte. 1 Die polnische Aggressivität war eine Folge 
des Garantieversprechens durch England an Polen vom 31. März 1939. Deutschland konnte sich 
sicher sein, dass die polnische Mobilmachung durchaus ernst gemeint war. Sie verstieß gegen die 
deutsch-polnische Erklärung, auch als Pilsudski-Hitler-Pakt bezeichnet; 72 sie wurde am 26. Januar 
1934 von Außenminister Konstantin Freiherr von Neurath im Namen der Regierung des Deutschen 
Reiches unter Adolf Hitler und dem Botschafter in Berlin, Jözef Lipski, im Namen der Regierung 
der Republik Polen unter Marschall Pilsudski in Berlin unterzeichnet. 

In dem auf zehn Jahre befristeten Nichtangriffspakt wurde vereinbart, zukünftige Streitfragen 
zwischen den Staaten friedlich zu lösen. Insbesondere die schwierige Situation der Gebiete, die 
Deutschland aufgrund der Regelungen des Versailler Vertrages abtreten musste, sollte auf diese 
Weise geregelt werden. Deutschland erhob Ansprüche auf Danzig, den polnischen Korridor und 
forderte eine Korrektur der Grenze in Oberschlesien. Nach einer verstärkten antideutschen Pres¬ 
sekampagne kam es jedoch zu Übergriffen gegenüber Deutschen vor allem im Korridor. Hier 
wurden bis zum September 1939 hunderte Deutsche von Polen ermordet, nur weil sie Deutsche 
waren, ln Danzig erhöhte Polen die Zahl der Zollinspektoren auf über einhundert, die den Han¬ 
delsverkehr in das ostpreußische Hinterland behinderten; so kam es zu ernsthaften Konflikten. Der 
Danziger Senat hatte am 3. Juni 1939 eine Protestnote an den polnischen Vertreter in Danzig über¬ 
geben, die eine Woche später jedoch zurückgewiesen wurde. Polen argumentierte, die Zahl der 
Inspektoren sei eher noch zu niedrig, im Verteidigungsfall sollten sie die Respektierung der pol¬ 
nischen Zollvorschriften sicherstellen; damit war indirekt eine Invasion angedroht. Einen Monat 
später, am 6. Juli, vermeldete Botschafter Moltke in Polen wegen Danzig eine aufgepeitschte 
Stimmung und die allgemeine Entschlossenheit in Polen zum Krieg. Es herrschte Vertrauen auf 
den Endsieg der Einkreisungsmächte, manche glaubten sogar, die Konstellation dafür sei nun¬ 
mehr günstig, denn die britische Rückendeckung war nie so stark wie jetzt gewesen. Am 17. 
Juli wies der polnische Generalkommissar Chodacki den Danziger Senatspräsidenten daraufhin, 
dass die einseitige Rückkehr Danzigs zum Reich für Polen absoluter Kriegsgrund sei. Auf die 
antideutsche Pressekampagne angesprochen, sagte er lediglich, man lasse sie aus propagandisti¬ 
schen Gründen gewähren. 

Am 22. Juli führte Polen Beschwerde über Behinderungen und Beleidigungen seiner Zollbe¬ 
amten. Der Senat schrieb am 31. Juli 1939 in einer Note, die Zahl der polnischen Zollbeamten sei 
nicht gerechtfertig, und die Versuche, ihre Befugnisse auszuweiten, würden nicht mehr anerkannt. 
Völkerbundkommissar Burckhardt versuchte die Situation zu entspannen. Er bat Chodacki, Polen 
solle einlenken, sonst werde Danzig Gegenmaßnahmen ergreifen, doch dieser erwiderte was 
Danzig denn schon tun könne, woraufhin Burckhardt die Öffnung der Grenze nach Ostpreußen 
nannte. Chodacki sagte hieraufhin nur, das dies Krieg bedeute. Am 4. August übergab er eine offi- 


71 Der Leser kann den polnischen Marschall auf der ersten Seite des Buches in seinem Element 
erleben, wie er sich bereits im März 1938 auf einem Schimmel reitend als Sieger durch das 
Brandenburger Tor in Berlin portraitieren liess. 

72 Lapter, K., „Pakt Pilsudski-Hitler“, in: Polsko-niemiecka deklaracja o niestosowaniu- prze mocy 
z 26 stycznia 1934. Warszawa 1962 (Cz II dok 11). 
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zielle Note an den Senat, in der schwere Vergeltung angekündigt wurde, falls die Anweisung, die 
Zollbeamten zu ignorieren, nicht rückgängig gemacht würde. Alle polnischen Beamten würden 
ab dem 6. August in Uniform und mit Waffe an allen für notwendig erachteten Punkten Stellung 
beziehen; der Senat wich zurück und sprach von einem Missverständnis. 73 Nach Ansicht von Bot¬ 
schafter Moltke waren die politischen Kreise in Polen davon überzeugt, dass sich das Land auf 
der Seite der künftigen Sieger befinden werde, dass täglich Scharen von hungernden deutschen 
Soldaten und Arbeitsmännem nach Polen desertierten, dass das deutsche Kriegsmaterial von sehr 
fragwürdigem Wert sei, dass es nur aus Ersatz bestehe und dass die deutsche Außenpolitik eine 
Niederlage nach der anderen erleide, ln vielen Gewaltakten drückte sich die Haltung aus, dass 
man vor den Deutschen keinen Respekt habe. Im weiteren Verlauf kam es zu Grenzzwischenfällen 
und zur Beschießung deutscher Flugzeuge über der Ostsee. Auf die Teilmobilmachung Polens 
folgte am 30. August 1939 die Generalmobilmachung, was zu dieser Zeit einer Kriegserklärung 
gleichkam. Polen hatte etwa 270.000 Mann unter Waffen, Deutschland dagegen nur etwa 100.000. 
Die Generalmobilmachung in Polen erfolgte am 24. August 1939, wurde aber erst am 29. August 
1939 öffentlich zugestellt. 74 

Auf den polnischen Terror beziehungsweise die Massaker an Deutschen folgte am 1. Sep¬ 
tember 1939 Hitlers militärische Invasion, nachdem Polen, gestützt auf Englands Garantie, auf 
keines der zahlreichen Angebote von deutscher Seite, den Danzig-Konflikt auf friedliche Wei¬ 
se beizulegen, eingegangen war. 75 Am 3. September ließ der britische König, George VI., seine 
Untertanen wissen, dass man sich nach „langen, vergeblichen Friedensbemühungen“ im Krieg 
befände. Wenig bekannt ist, dass diese Rede bereits eine Woche vor Ausbruch des Krieges ent¬ 
worfen wurde, wie ein bislang geheimes Redemanuskript belegt. In London rechnete man viel¬ 
mehr spätestens am 25. August mit dem Kriegsausbruch. Dies geht aus einem Schriftstück hervor, 
dass am 10. Dezember 2013 im Auktionshaus Sotheby für umgerechnet EUR 12.600 versteigert 
wurde. Es handelt sich hierbei um ein dreiseitiges Manuskript aus dem Nachlass des 1970 ver¬ 
storbenen Harold Vale Rhodes, einem hohen Regierungsbeamten, der im Verlauf des Krieges 
eine wichtige Rolle beim Aufbau des britischen Informationsministeriums spielte: 76 „In dieser 
schweren Stunde, vielleicht der schwersten in unserer Geschichte“ wendet sich der König an sein 
Volk und informiert es über die britische Kriegserklärung an das Deutsche Reich. Deutschland 
und seine Nazi-Partei seien aggressiv und tyrannisch und strebten danach, die schwächeren Nati¬ 
onen zu unterdrücken und bald die Welt mit brutaler Gewalt zu beherrschen, heißt es weiter. Man 


73 Doris Neujahr, „Mythos von der Unschuld an der Eskalation“, in www.jf-archiv.de . 07.01.2005. 

74 Vgl. dazu: Auswärtiges Amt (Hrsg): Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges, Berlin 1939; 
Alfred Schickei, „Deutsche und Polen. Ein Jahrtausend gemeinsame Geschichte“, Bergisch 
Gladbach 1984; Gotthold Rhode, „Geschichte Polens“, Darmstadt 1980; Hartmut Boockmann, 
„Ostpreußen und Westpreußen“, Berlin 1992. 

75 Vgl. Kapitel II 1.. 

76 Vgl. „London war vorbereitet“, Preußische Allgemeine Zeitung, Das Dokument ist betitelt unter 
„Draft King’s Speech 25/8/39“ (Entwurf der Rede des Königs, 25.08.1939) und damit eindeutig 
datiert; seine Provenienz und Echtheit sind ebenfalls eindeutig nachgewiesen. 
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kämpfe jedoch nicht nur für das Überleben Großbritanniens, sondern auch für etwas Größeres 
und Edleres, nämlich für die Prinzipien von Freiheit und Gerechtigkeit. Wie es in dem Artikel 
weiter heißt, ginge das Manuskript offensichtlich auf einen sogar noch früheren Redeentwurf aus 
der Feder von Rhodes zurück, denn dieser habe am Rand handschriftlich vermerkt, dass die Rede 
im Vergleich zu seiner ersten Fassung an zu komplexen Formulierungen und zu langen Sätzen 
litte; Gesprochenes müsse sofort auf den Punkt kommen. Und tatsächlich sei die Rede deutlich 
kürzer und prägnanter als der Entwurf. Jedoch würden weder Deutschland noch Hitler erwähnt, 
vielmehr sprach George VI. von denen, die England in einen Konflikt gezwungen hätten und die 
jetzt dessen Feinde seien. 

Die Kriegsrede des Königs gelte wegen ihrer großen moralischen Wirkung auf seine Lands¬ 
leute als eine der wichtigsten und bewegendsten öffentlichen Ansprachen des 20. Jahrhunderts. 
Zugleich war sie ein großer persönlicher Erfolg für den Monarchen, für den jede öffentliche 
Äußerung wegen seiner Neigung zum Stottern eine besondere Herausforderung war. Die spon¬ 
tane Deklaration eines unvermeidlichen Waffenganges war sie jedoch nicht, wie nach 74 Jah¬ 
ren durch einen Zufallsfund ans Licht gekommen ist. Damit wird natürlich auch deutlich, dass 
die Briten den Krieg gegen Deutschland unbedingt wollten, um es wirtschaftlich zu schwächen. 
Bereits nach wenigen Kriegstagen konnte die Wehrmacht das durch den Genfer Schiedsspruch 
abgetrennte Ost-Oberschlesien erobern, wo sie von der deutschen Bevölkerung stürmisch begrüßt 
wurde. Nach dessen Angliederung zusammen mit rein polnischen Gebieten mit rund 2,7 Mio. Ein¬ 
wohnern hatte die Provinz einen solchen Umfang erreicht, dass sie am 1. April 1941 erneut geteilt 
wurde. Die neu entstandene Provinz Oberschlesien bestand nun aus den Regierungsbezirken Kat- 
towitz und Oppeln, war jedoch nicht mit der bis zum Jahr 1921 bestehenden identisch. Die Polen 
bildeten hier die große Mehrheit der Bevölkerung. Für die Verwaltung des Landes wurden Beamte 
meist aus dem Reichsinnem in den Osten entsandt, die jedoch - von wenigen Ausnahmen abgese¬ 
hen - wenig Gespür für die Behandlung der Probleme der deutsch-polnischen Grenzbevölkerung 
zeigten. Im Jahr 1942 bildete sich der sogenannte ,Kreisauer Kreis’ um den aus Niederschlesien 
stammenden Grafen Helmut von Moltke, der sich die Beseitigung der MS-Diktatur und den Auf¬ 
bau eines demokratischen Deutschlands zum Ziel gesetzt hatte. Moltke wurde jedoch bereits im 
Januar 1944 verhaftet, die übrigen Verschwörer erst nach dem missglückten Attentat auf Hitler 
am 20. Juli 1944. Am Widerstand gegen den Nationalsozialismus beteiligten sich Schlesier aus 
fast allen Schichten und politischen Gruppierungen, ebenso zahlreiche Geistliche; viele mussten 
jedoch mit ihrem Leben dafür bezahlen. 


3. Exkurs: Die Entwicklung des Selbstbestimmungsrechts der Völker und 
Anfänge des Minderheitenschutzes 

Das Streben von Völkern und Volksgruppen nach Selbstbestimmung ihres politischen Schicksals 
ist so alt wie die Menschheitsgeschichte. Erste Anzeichen dafür, dass dieses Anliegen rechtliche 
Relevanz bekam, werden in der Amerikanischen Unabhängigkeitserklärung’ vom 4. Juli 1776 
gesehen. Den Bürgern wurde das Recht zugestanden, an der Staatsmacht zu partizipieren; sie 
sollten ihre Regierungs form selbst wählen dürfen. Nach Thomas Jefferson sollte jedermann und 





72 


3. Entwicklung des Selbstbestimmungsrechts der Völker und Anfänge des Minderheitenschutzes 


jede Menschengruppe auf Erden das Recht auf Selbstregierung besitzen - ein Recht, das alle Men¬ 
schen in ihrem Dasein aus den Händen der Natur empfangen, wie er im Jahre 1802 formulierte. 7 ' 
ln den Unabhängigkeits- und Befreiungskriegen des 19. Jahrhunderts erstarkte gleichzeitig der 
nationale Gedanke. Das Volk war jetzt nicht mehr nur Träger der Souveränität und somit Inha¬ 
ber der verfassunggebenden Gewalt, sondern forderte zur Durchsetzung dieses Anspruches einen 
eigenen Staat. Aufgrund der Vielzahl der Nationalitäten in zahlreichen Staaten war es jedoch 
nicht möglich, allen Nationen diese Selbstbestimmung zu ermöglichen. Die staatsbildende Kraft 
des Selbstbestimmungsrechts hatte in Vielvölkerstaaten zwangsläufig staatszerstörende Wirkung. 
Der Staat wurde in die Pflicht genommen, mehrere Nationalitäten zu deren Zufriedenheit zu ver¬ 
walten, denn die nationale Selbstbestimmung der einen Volksgruppe erwies sich meist als die 
nationale Unterdrückung der anderen. 78 Da ein reiner Nationalstaat, die völlige Entsprechung von 
Volk und Staat, nur selten zu verwirklichen war, 79 wurde das Selbstbestimmungsrecht der Völker 
Anfang des 19. Jahrhunderts um den Schutz nationaler und ethnischer Minderheiten erweitert; 
davor kannte man nur Schutzregeln zugunsten religiöser Minoritäten. Die erste echte Minder¬ 
heitenschutzbestimmung schuf der Wiener Kongreß im Jahre 1815, als sich Rußland, Österreich 
und Preußen bereit erklärten, Polen zur Erhaltung ihrer Nationalität nach der letzten Teilung ihres 
Staates gewisse Einrichtungen zuzugestehen. 

Mit der Haager Landkriegsordnung (HLKO) von 1899 beziehungsweise 1907 wurde eine 
Reihe von Übereinkünften getroffen, an die die kriegführenden Vertragspartner gebunden waren. 
Im Jahr 1899 waren es drei und 1907 insgesamt dreizehn Abkommen. 80 Ein großer Teil des aus 56 
Artikeln bestehenden Abkommens betrifft die Behandlung von Kriegsgefangenen; diese sollten 
mit Menschlichkeit behandelt und nach Friedensschluss binnen kürzester Frist in ihre Heimat ent¬ 
lassen werden. 81 Die Artikel 46 und 47 bekräftigten die Rechte der Familie, das Leben sowie die 
Unantastbarkeit des Privateigentums. Nach Art. 55 HLKO sind mögliche Siegerstaaten lediglich 
„Verwalter und Nutznießer“ öffentlicher Gebäude, Liegenschaften, Wälder und landwirtschaft¬ 
licher Betriebe, die sich im besetzten Gebiet befinden. Die sogenannte Martenssche Formel, die 
in Absatz 5 der Präambel der HLKO Aufnahme gefunden hat, besagt, dass bei Besetzung eines 
Landes die Bevölkerung und die Kriegführenden unter dem Schutz und der Herrschaft der Grund¬ 
sätze des Völkerrechts verbleiben, wie sie sich aus den unter den gesitteten Völkern feststehenden 


77 Vgl. Dieter Blumenwitz , „Volksgruppen und Minderheiten. Politische Vertretung und 
Kulturautonomie“, Bonn 1995, Forschungsergebnisse der Studiengruppe für Politik und 
Völkerrecht, Bd. 20, Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen (Hrsg.), S. 59. 

78 Ebd.. 

79 Lediglich im revolutionären Frankreich war das der Fall, ln dieser Staatsidee war jedoch für 
Gruppen anderer Herkunft oder Sprache kein Platz; deren Mitglieder liefen Gefahr, zwangsweise 
assimiliert zu werden. 

80 Vgl. Gilbert Gomig, Text des Vortrages „Das Recht auf die Heimat. Vertreibung -Enteignung - 
Haftung - Minderheitenschutz. Völkerrechtliche Überlegungen“, Essen 04.05.1996. 

81 Wie Gomig betont, sei die Vertreibungsproblematik der Haager Friedenskonferenz zu dieser Zeit 
noch nicht bekannt gewesen. 
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Gebräuchen, aus den Gesetzen der Menschlichkeit und aus den Forderungen des öffentlichen 
Gewissens ergeben. 

Mit dem Ende des Ersten Weltkrieges begann eine neue Epoche des Minderheitenschutzes. Die 
alten Verträge hatten ihre Wirksamkeit verloren, neue sollten abgeschlossen werden. Blumenwitz 
sieht die erneuten intensivierten Bemühungen vor dem Hintergrund der ungelösten Nationalitäten¬ 
frage der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchie, die von den verbündeten Westmächten 
als eine der Hauptursachen für den Ausbruch des Krieges angesehen wurde. Aus diesem Grund war 
eine umfassende Lösung das Anliegen aller Beteiligten. 82 Für die Aufnahme einer Regelung des 
Minderheitenschutzes in die Völkerbundssatzung war es noch zu früh. Doch dafür trat an die Stelle 
des Selbstbestimmungsrechts der Völker ein beschränkter Minderheitenschutz in Form von Min¬ 
derheitenschutzverträgen, deren Unterzeichnung Vorbedingung für die Aufnahme des betreffenden 
Staates in den Völkerbund war. Das gesamte System der Minderheitenschutzregelungen richtete 
sich zum größten Teil nach dem Vertrag der Hauptalliierten mit Polen, der gleichzeitig mit dem 
Versailler Vertrag am 28. Juni 1919 unterzeichnet wurde und am 10. Januar 1920 in Kraft trat. - 
Er wurde auch weithin als Mustervertrag für weitere Minderheitenschutzverträge angesehen. Die 
polnische Regierung musste sich gegenüber den Alliierten verpflichten, allen auf ihrem Staatsge¬ 
biet lebenden Angehörigen ethnischer, konfessioneller oder sprachlicher Minderheiten die Wahl zu 
lassen, die polnische Staatsangehörigkeit anzunehmen oder die gegenwärtige beizubehalten sowie 
ihnen die gleichen bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte wie den polnischen Staatsangehöri¬ 
gen zu gewähren. Hierzu zählte die volle Freiheit im Gebrauch der Sprache wie auch die Zulassung 
staatlicher Elementarschulen mit Unterricht in der Muttersprache. 

Nach Art. 1 des Minderheitenschutzvertrages hatten diese Schutzbestimmungen Verfassungsrang 
und konnten somit nicht durch konträre innerstaatliche Gesetze außer Kraft gesetzt werden. Eine 
Änderung der Bestimmungen war nur mit Zustimmung der Mehrheit des Völkerbundsrates mög¬ 
lich. Bei diesbezüglichen Meinungsverschiedenheiten sollte letztendlich der ,Ständige Gerichtshor 
entscheiden. Entgegen Art. 13, Abs. 1 der Völkerbundssatzung musste vor Anrufung keine Schlich¬ 
tung auf diplomatischem Wege versucht worden sein. Eine umfassende Rechtsschutzmöglichkeit 
für die Minderheitenangehörigen ergab sich aus der Möglichkeit, einerseits Beschwerden direkt 
an den Völkerbundsrat richten zu können oder nach dem Einlegen einer Beschwerde bei der dafür 
zuständigen höchsten Verwaltungsbehörde eine entsprechende Eingabe bei dem eigens eingerich¬ 
teten Minderheitenamt des Heimatstaates zu tätigen. 83 Diese unter den Schutz des Völkerbundes 
gestellten Verpflichtungen wurden von Polen jedoch immer wieder auf das gröbste verletzt, so dass 
es zu mehrmaligen Anklagen vor der Organisation in Genf kam. Das Land bekämpfte dabei nicht 
nur die Deutschen, sondern auch andere Minderheitenangehörige. Das Deutsche Reich, das durch 
keinerlei Minderheitenschutzbestimmungen im Versailler Vertrag gebunden war, schloss dagegen 
am 15. Mai 1922 ein Abkommen mit Polen, in dem der Minderheitenschutz der in Deutsch-Ober- 


82 Vgl. Dieter Blumenwitz , „Minderheiten- und Volksgruppenrecht. Aktuelle Entwicklung“, Bonn 
1992, Forschungsergebnisse der Studiengruppe für Politik und Völkerrecht, Bd. 15, Kultur Stiftung 
der deutschen Vertriebenen (Hrsg.), S. 37. 

83 Vgl. ebd., S. 38 - 39; s. auch S. 61. 
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Schlesien lebenden polnischen Bürger geregelt wurde. Wegen der zu dieser Zeit herrschenden natio¬ 
nalen Spannungen und der fehlenden Bereitschaft einer Vielzahl der betroffenen Staaten die Bestira- 
mungen zum Minderheitenschutz auch einzuhalten, scheiterten die Verträge noch vor dem Zweiten 
Weltkrieg. Der Minderheitenschutz habe, so Blumenwitz, nicht zuletzt deshalb weitgehend versagt, 
weil das System des Völkerbundes in erster Linie der Absicherung mehr oder weniger willkürli¬ 
cher Territorialgewinne seitens der Siegermächte des Ersten Weltkrieges dienen sollte, jedoch auch, 
weil dem Völkerbund die Kompetenz fehlte, den Vollzug der Vertragsbestimmungen durchzusetzen. 
Außerhalb des Völkerbundes wurde das Selbstbestimmungsrecht zur politischen Maxime erklärt, 
lediglich der Kommunismus ordnete es der Nation und nicht dem Volk zu. Den Status einer Nation 
durfte demnach nur ein Volk mit territorial geschlossener Siedlungsweise beanspruchen. Dadurch 
sei den verstreut lebenden Volksgruppen jede Berufung auf das Selbstbestimmungsrecht abgeschnit¬ 
ten worden. 






II. Die Deutschen unter polnisch-kommunistischer Herrschaft 

1. Annexion der Provinz Schlesien und Vertreibung der deutschen Bevölkerung 
1.1 Ideologische Wegbereiter und vorbereitende Maßnahmen 

Im August 1887 hatten die führenden Männer des polnischen Aufstandes von 1863 in der Schweiz 
die geheime Verbindung Liga polska gegründet. Etwa zur gleichen Zeit gruppierte sich die War¬ 
schauer patriotische Jugend um zwei Männer, Joseph Potocki und Johann Poplawski, die mit der 
von ihnen herausgegebenen Zeitung Glos versuchten, das nationale Gewissen der Bevölkerung 
aufzurütteln. Schon bald nach dem Anschluss dieses Kreises an die Liga polska gewann Poplawski 
immer größeren Einfluss und wurde rasch zum richtungsweisenden Denker. 84 Die Hauptaufgabe 
der Liga lag laut neuem Statut nunmehr darin, „Vorbereitungen dafür zu treffen, dass den Polen in 
dem bevorstehenden Kriege zwischen den Teilungsmächten eine Stimme gesichert und ihre Hal¬ 
tung von vornherein festgelegt werde“. Als bestimmender Ideologe vertrat Poplawski in der nati¬ 
onalen und antisemitischen Bewegung in Polen einen extremen und aggressiven Nationalismus. 
Bereits 1887 schrieb er in der Zeitung Glos , dass die Grundbedingungen für die Existenz eines 
polnischen Staates der „freie Zugang zum Meer wie der vollständige Besitz der Hauptwasserader 
des Landes“ seien: „Dieses ganze Flussgebiet von der Weichsel bis zur Mündung des Njemen, das 
einst so unachtsam zugleich mit Schlesien durch den polnischen Staat vertan wurde, muss durch 
das polnische Volkstum wiedergewonnen werden ... Unsere Politiker träumen noch von Wilna und 
Kowno, aber um Polen kümmern sie sich weniger; Danzig haben sie fast vollkommen vergessen, 
und an Königsberg und Oppeln denken sie überhaupt nicht. Es ist endlich Zeit,... nach so vielen 
Jahrhunderten des Umherirrens in Wahngebilden auf den alten Weg zurückzukehren, den zum 
Meere hin gebahnt haben die kräftigen Fäuste der Krieger aus der Piastenzeit.“ 85 

Die von Poplawski aufgestellten Theorien hinsichtlich der territorialen Gestaltung des zukünf¬ 
tigen polnischen Staates übten großen Einfluss auf den Anführer der im Jahre 1896 aus der Liga 
polska hervorgegangenen Nationaldemokratischen Partei, Roman Dmowski, aus. Sie stellten im 
Wesentlichen die Konzeption seines späteren nationaldemokratischen Territorialprogramms dar, wie 
er sie in seinen Denkschriften von 1917 - 1918 weiterentwickelt und näher dargelegt hat. Umfassen¬ 
den Aufschluss über die Tendenz dieses Manifests, das die polnischen Bürger als durchaus zeitge¬ 
mäß betrachteten, ergeben weitere Artikel Poplawskis, in denen er das polnische Volk zum Kampf 
gegen die Deutschen auffief, es solle seine nationale Zukunft sichern. Er verwies darauf, dass weder 
Preußen noch Deutschland freiwillig auf die östlichen Provinzen verzichten könnten; nicht nur 
wegen ihrer territorialen Lage, sondern vielmehr wegen der Rücksichtnahme auf die dort ansässigen 
drei Millionen Deutschen: „Der Verlust dieser Gebiete würde ein Todesstoß für die Macht Deutsch- 


84 Vgl. Walter Recke , „Die polnische Frage als Problem der europäischen Politik“, Berlin 1927, S. 159. 

85 Aus Poplawskis politischen Schriften Pismo Polityczne , Bd. II, S. 15, zit. nach Recke , ebd., 
S. 161. Poplawski stellte diese Forderungen sowohl in den Artikeln der Glos als auch in der ge¬ 
meinsam mit Dmowski redigierten Lemberger Zeitschrift Przeglad Wszechpolski (Allpolnische 
Rundschau). 
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lands sein:... Wir müssen also nicht nur mit Preußen, sondern auch mit ganz Deutschland, nicht nur 
mit einzelnen Parteien, sondern mit der ganzen deutschen Gesellschaft einen Kampf führen, einen 
Kampf auf Tod und Leben.“ 86 

Da nach Poplawski das Lebensinteresse beider Staaten zu berücksichtigen sei, müsste es zu 
einem unausweichlichen Kampf kommen, bei dem es Polen um seine nationale Zukunft, Deutsch¬ 
land um seine Macht ginge. Da es wüsste, dass es durch ein Nicht-Tätigwerden in jener Frage 
den Polen zum Sieg verhelfen würde, müsste es mit allen Mitteln versuchen, das Polentum zu 
schwächen oder doch wenigstens ein gewisses nationales Gleichgewicht zu erhalten. Obwohl 
Deutschland eine aggressive Politik betriebe, sei diese jedoch insgesamt als defensiv zu werten. 
Dies sei vorteilhaft, da sowohl in der Politik als auch in kriegerischen Auseinandersetzungen stets 
derjenige verliere, der sich verteidige. Der bevorstehende Kampf an den Westmarken sei daher 
nicht Sache eines Teiles, sondern die der ganzen Nation. „Dumm ist Polen ohne Posen. Armselig 
würde tatsächlich das künftige Polen ... nicht nur ohne Posen, sondern auch ohne Schlesien, ohne 
Zutritt zum Meere, also ohne Danzig und Königsberg sein ... Die jetzt zu Preußen gehörenden 
Provinzen bilden eine notwendige Bedingung für das Entstehen des Polenreiches, so wie sie heute 
die Hauptbedingung für die Erhaltung der deutsch-preußischen Macht sind.“ Ein Kompromiss in 
dieser Angelegenheit wäre für das polnische Volk nicht akzeptabel. Man dürfe auch nicht bei jeder 
Gelegenheit wiederholen, dass Polen ohne diese Landesteile bestehen könne. Zur Wiedergewin¬ 
nung dieser Provinzen, wenn auch in anderen Grenzen, müssten von Polen entsprechende Schritte 
eingeleitet werden. 

Im Februar 1902 erschienen in der Lemberger Zeitung Przeglad Wszechpolski, deren weite 
Verbreitung Dmowski schon damals großen Einfluss auf das gesamte Polentum bis nach Preußen 
hinein verschaffte - nach Angaben des Autors Fuchs wurde sie massenhaft eingeschmuggelt 
sehr beachtenswerte Aufsätze gleicher Tendenz: „In dem Nationalkampfe kann die Parole nur lau¬ 
ten: ,Wir oder Ihr’. Das ist wirklich ein Kampf auf Leben und Tod, denn es ist kein Polen denkbar 
ohne Oberschlesien, ohne Posen, ohne Westpreußen, auch sogar ohne Ostpreußen. Für den preu¬ 
ßischen Staat bedeutet der Verlust dieser Provinzen, deren Grenzen nur wenige Meilen von Berlin 
entfernt liegen, gleichsam Vernichtung und Umsturz seiner Macht, sogar Verlust seines Namens 
Preußen verlöre ein Viertel seiner Bevölkerung und würde zum Standpunkte und zur Benennung 
.Brandenburg’ zurückfinden ... Wir können nicht zugeben, dass man uns aus der Wiege unseres 
Landes und unserer Nation hinausdrängt und uns hindert, an das Meer zu gelangen, eine für die 
Entwicklung einer großen zeitgemäßen Nation unumgängliche Bedingung. Diesen Landstrichen, 
welche sich heute unter preußischer Herrschaft befinden, kann Polen um keinen Preis entsagen.“ 8 

Die sogenannte polnische Bewegung, die durch missionarische Sendboten wie Journalisten. 
Rechtsanwälte, Geistliche und Ärzte überwiegend aus der Provinz Posen in das Land hinein- 


86 Der Polenspiegel Nr. 441, 1899, zit. nach Werner Fuchs , „Der neue Polenspiegel. Selbstzeugnisse 

polnischen Eroberungswillens“, Berlin-Dahlem 1930, S. 159 - 160, neu ersch. i.d. Reihe 
Ostpolitische Studien , Bd. 2, Struckum 1988, Roland Bohlinger (Hrsg.); die weiteren Zitate sind 
der gleichen Quelle entnommen. 

Fuchs, ebd., S. 161. 
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getragen wurde und ähnlich fordernde Standpunkte vertrat, sollte sich zu einer bestimmenden 
Kraft im Land entwickeln. Die das , Wasserpolnisch’ sprechenden Oberschlesier gehörten fast aus¬ 
schließlich der Arbeiter- und Kleinbauemschicht an und aus Furcht, in der Ausübung ihres stark 
ausgeprägten Glaubens beeinträchtigt zu werden, schlossen sie sich mit ihren deutschen Lands¬ 
leuten in der katholischen Zentrumspartei zu einer Einheitsfront gegen die preußische Regierung 
zusammen. Dieser Gruppe Gleichgesinnter gelang es auch, bis Anfang der neunziger Jahre des 19. 
Jahrhunderts soziale wie nationale Gegensätze durch die Betonung der gemeinsamen Konfession 
zurückzudrängen. 

Nachdem der ,Kulturkampf’ beigelegt war, begann sich das gemeinsame konfessionelle 
Band zu lockern, wozu nach Ansicht von Neubach eine verschärft antipolnische Politik Bis¬ 
marcks mit beitrug. Da sich die Zentrumspartei mit der Regierung zu sehr arrangierte, zerriss 
der Zusammenhalt, und die Polen stellten 1903 erstmals eigene Kandidaten auf. Der bereits 
mehrmals erwähnte, aus einem kleinen Ort bei Laurahütte stammende Bergarbeitersohn Woj- 
ciech Korfanty (* 1873 - 1 1939), der aufgrund seiner demagogischen Fähigkeiten die polnische 
Bevölkerung hinter sich zu bringen vermochte, erhielt als erster Pole ein Reichstagsmandat für 
den Kreis Kattowitz-Hindenburg. Von nun an sollte er die oberschlesischen Polen anführen und 
zum Hauptakteur der polnischen Bewegung werden. Zur großen Überraschung der deutschen 
Parteien konnte die polnische Minderheit bei der vier Jahre später folgenden Wahl den Stim¬ 
menanteil von 6,2% auf 14,3% erhöhen und insgesamt fünf Mandate erringen; bei der nächsten 
Reichstagswahl im Jahr 1912 ging ihre Zahl auf vier zurück. 88 

Das im Jahre 1910 etwa 5,2 Millionen Einwohner zählende Schlesien war in der Folgezeit 
durch Kulturkampf, Sozialistenverfolgung sowie Nationalitätenkampf geprägt; nationalpolnische 
Ziele wurden sogar von Künstlern verfolgt. So hatte der Klaviervirtuose Ignaz Paderewski vor 
dem Ersten Weltkrieg seine Konzertreisen dazu benutzt, um weltweit für die Errichtung eines 
selbständigen Polens zu plädieren und damit Stimmung gegen Deutschland zu machen. Er gehörte 
neben Dmowski nach 1914 zu den führenden Persönlichkeiten des Polnischen Nationalkomitees , 
die zunächst allein, dann gemeinsam mit diesem in den Vereinigten Staaten wirkten und dabei 
gute Beziehungen zum Präsidenten der Vereinigten Staaten, Woodrow Wilson, aufbauten. Pade¬ 
rewski schien für den deutschen Osten ganz erhebliche Bedeutung zu gewinnen, als er Ende 1918 
aktiv zugunsten Polens in die kritische Lage in der Provinz Posen eingriff. So begab er sich ohne 
die erforderlichen Reisepapiere und unter Bruch der getroffenen Vereinbarungen - auch ungeach¬ 
tet der Proteste des Auswärtigen Amtes - in Begleitung einer englischen Olfiziersmission nach 
Posen, wo er am 26. Dezember 1918 beim Einzug in die gleichnamige Stadt von den Polen als 
Nationalheld groß gefeiert wurde. Dieser Vorgang wurde zum „Signal“ für den Ausbruch eines 
Aufstandes. Polnisches Militär besetzte den größten Teil der ganzen Provinz und schuf damit für 
die kommende Pariser Konferenz vollendete Tatsachen, denen diese bei Abschluss des Vertrages 
Rechnung trug. 89 Im Juni 1918 forderte Korfanty in einer Rede vor dem Reichstag die Angliede- 


88 Vgl. Neubach , „ Kleine Geschichte Schlesiens“, S. 12. 

89 Vgl. Fuchs , „Der neue Polenspiegel“, S. 163 - 164. Paderewski sollte am 06.01.1919 für knapp ein 
Jahr als Ministerpräsident an die Seite des Staatschefs Pilsudski berufen werden. 
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rung aller polnisch besiedelten Teile der deutschen Ostprovinzen an Polen. Er stützte sich dabei 
auf die 1910 in Preußen durchgefiihrte Volkszählung, in der man festhielt, welche Sprache im pri¬ 
vaten Bereich gesprochen werden sollte. Da der Großteil der oberschlesischen Bevölkerung hier 
das „Wasserpolnisch“ angegeben hatte, leiteten die Polen hieraus den Beweis eines polnischen 
Nationalbewusstseins ab. Man verschwieg jedoch, dass diese Mundart wenig gemeinsam hatte 
mit dem Hochpolnischen der Polen aus dem Kemland und dass die oberschlesische Bevölkerung 
keine ethnischen Beziehungen zu Polen besaß. 90 Die polnische Seite nutzte die sich abzeichnen¬ 
de Niederlage der Mittelmächte, um nach der Proklamation der Unabhängigkeit des Landes am 
7. Oktober 1918 in Warschau, Forderungen auf Posen und Galizien zu erheben sowie die Bezie¬ 
hungen zu Deutschland abzubrechen. 

Eine fleissige Agitation polnischer Nationalisten in England, Frankreich und den USA hatte 
diese polnischen Vorstellungen verbreitet. Der Einfluss der Amerikapolen, insbesondere derjenige 
Paderewskis auf den amerikanischen Präsidenten, war sehr wirksam gewesen. Der Reichstagsab¬ 
geordnete Korfanty berief sich bei seinen Forderungen auch auf den dreizehnten der 14 Punkte Wil¬ 
sons vom 8. Januar 1918, in dem es heisst: „Ein unabhängiger polnischer Staat soll errichtet werden, 
der die von einer unbestreitbar polnischen Bevölkerung bewohnten Gebiete umfasst, dem ein freier 
und gesicherter Zugang zum Meere gewährleistet und dessen politische und ökonomische Unab¬ 
hängigkeit sowie dessen territoriale Integrität durch einen internationalen Vertrag garantiert wird. 91 
Neun Monate später, am 8. Oktober 1918, wurde dem Präsidenten der Vereinigten Staaten eine 
zum größten Teil von Dmowski entworfene Denkschrift übergeben, die als ,Territorialprogramm’ 
der Nationaldemokratischen Partei galt. Fuchs bezeichnet sie als ,Magna Charta’ des polnischen 
Annexionismus, die eine gedrängte Zusammenfassung aller derjenigen Gebietsforderungen bot, 
wie sie in allen weiteren ... Zeugnissen bis in die jüngste Gegenwart hinein - selten nur gemildert, 
häufiger sogar gesteigert - immer wiederkehrten. 92 Ein kurzer Ausschnitt aus der einer Broschü¬ 
re gleichkommenden Denkschrift gibt hier näheren Aufschluss: „Das polnische Problem ist vor 
allem ein territoriales Problem. Gelegen zwischen Deutschland, dem größten Volke des Konti¬ 
nents, das immer die Verschlingung und Eroberung Polens anstrebte,... muss Polen für sich selbst 
ein starker, vollkommen unabhängiger Staat sein, der imstande ist, für sich selber zu sorgen und 
sich nach seiner eigenen Linie zu entwickeln. Es muss eine große schöpferische Demokratie in 
Osteuropa werden, eine Schanze gegen den deutschen Drang nach Osten. Und gleichzeitig muss 
es sich gegen zersetzende Einflüsse wehren ...“. 

Sodann wird in der Veröffentlichung auf die Lage in den verschiedenen Teilen des ethnogra¬ 
phischen und historischen polnischen Gebietes eingegangen und auf deren Bedeutung für die 
Zukunft des Landes hingewiesen: Das polnische Gebiet im preußischen Staat zerfiel in vier Pro- 


90 Vgl. Karski , „Polnische Agitation unverhohlen. Volksabstimmung rettete nur Teile Oberschlesiens 
für das Deutsche Reich“, Das Ostpreußenblatt , 30.03.1996. Zur „oberschlesischen Haussprache“ 
vgl. den Text zu Anm. 30, Bohmann , „Menschen und Grenzen. Strukturwandel der deutschen 
Bevölkerung im polnischen Staats- und Verwaltungsbereich“. 

91 Zit. nach Rhode, „Die Ostgebiete des Deutschen Reiches“, S. 103. 

92 Vgl Fuchs, a.a.O., S. 51. 
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vinzen: Posen, Westpreußen, Ostpreußen und Schlesien. Posen, Westpreußen und ein Teil Ost¬ 
preußens gehörten zum polnischen Staat bis zur ersten und zweiten Teilung Polens (1772 und 
1793). Schlesien und der Hauptteil Ostpreußens gehörten zur Zeit der Teilungen schon nicht mehr 
zu Polen, umfassten jedoch in ihrer Sprache aber noch polnische Gebiete. Für den Anschluss 
Oberschlesiens sowie dreier Kreise Mittelschlesiens an Polen sprachen nach Ansicht der Verfasser 
der Denkschrift mehrere sehr wichtige Gründe: In geschichtlicher Hinsicht handelte es sich um 
urpolnisches Land 93 , in dem die Deutschen nur einen sehr geringen Bruchteil der Bevölkerung 
ausmachten. Geographisch gesehen war es ohnehin zu Polen zu zählen, da dieses eine unbedingt 
nötige Verbindung zwischen Polen und der Tschechoslowakei bildete, und in wirtschaftlicher Hin¬ 
sicht würde die Gewinnung des schlesischen Kohlenbeckens eine sichere Grundlage für die indus¬ 
trielle Entwicklung Polens schaffen und das Land einen ernsthaften Konkurrenten Deutschlands 
auf den Märkten Osteuropas werden lassen. 94 

Die bewussten Irreführungen in der Denkschrift, mit denen Dmowski den amerikanischen 
Präsidenten für die allpolnischen Ziele zu gewinnen versuchte, überbot er schließlich noch bei 
dessen Abschiedsaudienz im November 1918 im Vorfeld der Kongresswahlen. Da nach seinem 
Willen deutsches Reichsgebiet überhaupt nicht an den zu errichtenden polnischen Staat abgetreten 
werden sollte, übte Dmowski offenen Druck auf Wilson aus, indem er auf die Stimmung unter den 
amerikanischen Polen hinwies: „Herr Präsident, Sie wissen zweifellos, wie Ihre amerikanischen 
Polen sich mit dieser Frage befassen - gemeint waren die polnischen Gebietsforderungen (d. Verf.). 
Die an ihrer Spitze stehenden Leute stammen hauptsächlich aus dem von Preußen geraubten pol¬ 
nischen Gebiete. Wenn wir heute nicht die gebührende Grenze gegenüber Deutschland erhalten, 
wenn wir nur Posen, aber Schlesien, unsere Ostseeküste mit Danzig nicht bekommen, wird kei¬ 
ner von ihnen verstehen, warum das geschah. Das sind aber Leute, die heute fest an Sie glauben 
,..“. 95 Recke weist daraufhin, dass Dmowskis Worte ihre Wirkung nicht verfehlten. Wilson hatte 
sie verstanden. Er wusste, dass es dem polnischen Politiker gelingen würde, die fast vier Millio¬ 
nen amerikanischen Polen gegen ihn mobil zu machen, indem er ihn der Deutschfreundlichkeit 
bezichtigte und so einen allgemeinen Sturm der Entrüstung gegen ihn entfachen konnte. Anfang 
November 1918 standen die Wahlen zum Kongreß vor der Tür, und Wilson brauchte jede Stim¬ 
me. 96 Deshalb, aber auch, weil der amerikanische Präsident vorher niemals europäischen Boden 


93 Der Verfasser verweist an dieser Stelle auf den 1335 geschlossenen Vertrag von Trentschin, des¬ 
sen Bedeutung bereits in Kapitel 1 2.4 dargelegt wurde; damit ist die stets von polnischer Seite 
verwendete Bezeichnung vom „urpolnischen“ Land eindeutig der Propaganda zuzuordnen. 

94 Vgl. Kozicki , „Die Frage der Grenzen Polens“, o. Ort u. Jahr, S. 170 ff.; zit. nach Fuchs , „Der 
neue Polenspiegel“, S. 51 - 55. 

95 P. Roth , „Die Entstehung des polnischen Staates“, Berlin 1926, S. 37, zit. nach Fuchs, ebd., S. 56. 
Korrekt übersetzt ist dieser Satz wohl bei Recke in seinem Werk ,Die polnische Frage als Problem 
der europäischen Politik’ (S. 320): „ ... wenn wir nicht nur Posen, sondern auch Schlesien, unser 
Ostseegebiet mit Danzig nicht erhalten 

96 Vgl. Roth, ebd., S. 320- 321. 
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betreten und auch nichts über die geschichtliche Entwicklung des deutschen Ostens und die dorti¬ 
gen ethnischen Verhältnisse gehört hatte, sollte Dmowski leichtes Spiel haben. 97 

Im Januar 1919 beauftragte Pilsudski den aus den Vereinigten Staaten zurückgekehrten Pade- 
rewski, die polnische Regierung bei der bevorstehenden Pariser Friedenskonferenz zu vertreten. 
Dieser übergab dem mit der Festlegung der polnischen Grenze betrauten Ausschuss eine Denk¬ 
schrift als offizielle Stellungnahme der polnischen Seite. Wenig später, am 28. Februar 1919, 
folgte eine besondere »Note’ über die künftigen Westgrenzen, in der die allgemeinen Ansprüche 
erläutert wurden. Die polnischen Annexionsabsichten auf Kosten des Deutschen Reiches traten 
hier offen zutage. Die Forderungen gingen in mehreren Punkten noch über das Annexionspro¬ 
gramm der Dmowskischen Denkschrift vom Herbst 1918 hinaus. Bezüglich der umfangreichen 
und detaillierten Gebietsforderungen hieß es darin auszugsweise: „Regierungsbezirk Oppeln mit 
Ausnahme der Kreise Neisse, Grottkau, Falkenberg, Neustadt; vom Regierungsbezirk Breslau die 
Kreise Namslau und Groß-Wartenberg sowie Teile des Kreises Militsch; ganz Posen; Westpreu¬ 
ßen außer den westlichen Teilen der Kreise Deutsch-Krone und Schlochau; der östliche Streifen 
Pommerns, nämlich die Kreise Lauenburg und Bütow und Teile des Kreises Stolp.“ Die polni¬ 
sche Grenze sollte östlich der Stadt Deutsch-Krone verlaufen, westlich der Städte Flatow und 
Schlochau, östlich von Stolp und weiter bis zur Ostsee, am Meeresufer entlang bis nach Brauns¬ 
berg; sie sollte das ganze Ermland und den südlichen Streifen Ostpreußens, Regierungsbezirk 
Allenstein und den Kreis Oletzko des Regierungsbezirkes Gumbinnen umfassen. Was das übrige 
von einer deutschen Bevölkerung bewohnte Ostpreußen anbetraf so forderte die Delegation eine 
Abtrennung vom Deutschen Reiche nach Ausscheidung des Landes auf beiden Ufern der unteren 
Memel mit der Stadt Memel und Tilsit. 98 Damit wurde nicht nur das Polen in den Grenzen von 
1771 gefordert, sondern weit mehr. 

In einer Sammeldenkschrift der polnischen Sachverständigenkommission auf der Pariser Frie¬ 
denskonferenz mit dem Titel ,Questions relatives aux territoires polonais sous la domination prus- 
sienne’ vom März 1919 legten die Verfasser dar, dass Danzig lediglich oberflächlich germanisiert sei 
und bald eine vorwiegend polnische Stadt werden würde. Um Attentate gegen das mit Polen vereinig¬ 
te Danzig zu verhüten, müsse das ganze Weichseldelta mit Elbing an Polen angeschlossen werden." 
Unter Verwendunggefalschter Dokumente und Volkstumskarten konnte diepoInischeDelegationdie 
Westalliierten - zumindest vorläufig - für sich gewinnen. So war im ersten Friedensvertragsent¬ 
wurf vom 7. Mai 1919 nicht nur der Anschluss Posens und Westpreußens vorgesehen, sondern 
auch der ganz Oberschlesiens sowie von Teilen Mittelschlesiens. Die dadurch ausgelösten Mas¬ 
senproteste nicht nur der Oberschlesier, sondern auch der Deutschen im ganzen Reich, aller politi¬ 
schen Parteien und vor allem der Reichsregierung unter Philipp Scheidemann (SPD) blieben nicht 


97 Vgl. Karski , „ Polnische Agitation unverhohlen. Volksabstimmung rettete nur Teile Oberschlesiens 
für das Deutsche Reich“, Das Ostpreußenblatt , 30.03.1996. 

98 Vgl. Roth , „Die Entstehung des polnischen Staates“, S. 73 f., zit. nach Fuchs , „Der neue 
Polenspiegel“, S. 57. 

Vgl. Fuchs , ebd., S. 65. 
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ohne Wirkung. Es wurde die Forderung nach Änderung des Vertragstextes zugunsten einer Volks¬ 
abstimmung laut, die die Reichsregierung am 29. Mai 1919 in schriftlicher Form überreichte. 100 

Das Problem der Westgrenze Polens und der zwangsweisen Aussiedlung der deutschen 
Bevölkerung aus den Polen zur Verwaltung überlassenen Gebieten sollte Rhode zufolge bei 
Kriegsbeginn im September 1939 - und nicht, wie häufig verkürzt angenommen wird, in den 
Abmachungen von Jalta und Potsdam von 1945 - für Polen aktuell werden: Der für die stra¬ 
tegische Lage Polens ungünstige Verlauf der deutschen Ostgrenze mit den für Überflügelung 
und Einkreisung günstigen Ausfallpositionen in Ostpreußen und Südostschlesien ließ noch vor 
Kriegsbeginn, insbesondere aber nach dem unglücklichen Verlauf der Kämpfe im September 
1939, in polnischen Führungskreisen den Wunsch nach Begradigung und Verkürzung der künf¬ 
tigen deutsch-polnischen Grenze unter Abkappung der ,Balkone‘ Ostpreußen, Oberschlesien 
und Ostpommern entstehen. Rhode verweist auf verschiedene Pläne der polnischen Exilregie¬ 
rung und auf Vorstellungen im polnischen Untergrund, die hinsichtlich der deutsch-polnischen 
Grenze entwickelt wurden, fuhrt sie jedoch im Einzelnen nicht weiter aus. Er geht im folgenden 
jedoch sehr genau auf die unterschiedlichen Vorstellungen unter den Alliierten ein, wie mit 
Polen bezüglich des festzulegenden Grenzverlaufs und der Frage der Behandlung der im Land 
verbliebenen Deutschen umzugehen sei. 101 

Die antideutsche Propaganda riss nicht ab, jedoch war zu der bereits seit 1887 geplanten 
Annexion deutscher Gebiete nunmehr der vor allem bei polnischen Nationalisten vorzufindende 
Gedanke der gewaltsamen Vertreibung der deutschen Bevölkerung mit aller Deutlichkeit hinzu¬ 
getreten. Ein Zeugnis hiervon bietet ein Ausschnitt aus dem Programm der Polnischen Arbeiter¬ 
partei (Polska Partia Robotnicza , PPR) vom 1. November 1943, das von dessen Generalsekretär, 
entworfen wurde. 102 Danach sollten sofort nach dem Hinauswerfen der Okkupanten aus dem Land 
die urpolnischen Gebiete dem eigenen Staat wieder einverleibt werden: „Im Westen und an der 
Ostsee müssen wir die ethnisch polnischen Gebiete wiedererringen, die besonders in der den Tei¬ 
lungen folgenden Zeit der Gefangenschaft und während der gegenwärtigen deutschen Besetzung 
entnationalisiert und durch Gewalt germanisiert worden sind ... 4 \ 103 

Auf dem für den 25. Februar 1945 einberufenen »Erweiterten Plenum des Zentralkomitees’ 
der PPR in Warschau hielt Gomulka eine für die Absichten der zukünftigen polnischen Regierung 
bezeichnende Rede, in der er seinen Standpunkt bekräftigte und abermals die Angliederung der 
deutschen Ostgebiete forderte. Durch die Eingliederung tausender in deutschem Besitz befindlicher 


100 Die Entscheidungsfindung hierüber und die Reaktion der Bevölkerung wurde bereits in Kapitel 
I 2.6.4 aufgezeigt. 

101 Vgl. Gotthold Rhode , „Die deutsch-polnischen Beziehungen von 1945 bis in die achtziger Jahre“, 
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11-12/88, 11.03.1988, S. 5. 

102 Der in der Polnischen Kommunistischen Partei als führendes Mitglied arbeitende Gomulka ope¬ 
rierte bereits seit 1942 im Untergrund gegen die deutsche Besatzungsmacht. 

103 „Ksztaltowanie sie podstaw programowych PPR w latach 1942 - 1945“, Warschau 1958, S. 144 fi, 
zit. nach Georg W. Strobel , „Deutschland - Polen. Wunsch und Wirklichkeit“, Eichstätt 1969, 
Edition Atlantik Forum, Bonn-Bruxelles-New York, S. 38. 
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Industriewerke, die einen sehr beträchtlichen Teil an der in Polen befindlichen gesamten Industrie 
ausmachten, könnte sich die wirtschaftliche Situation des Landes völlig verändern, das Land selbst 
sich von einem agrarisch-industriell geprägten in ein industriell-agrarisches verwandeln. Gomulka 
unterstrich in seiner Rede, dass das ganze Volk von großem Hass auf die Deutschen ergriffen sei 
und dies große Möglichkeiten zur Schaffung einer allgemeinen Volksfront biete. Angesichts der 
noch lange im deutschen Volke bestehenden Revancheabsichten musste man seiner Meinung nach 
versuchen, Verhältnisse zu schaffen, die eine neuerliche Aggression verhinderten. Hierbei ging es 
um die Entdeutschung der historisch polnischen Gebiete, an der das ganze polnische Volk beteiligt 
sein müsste: „Es ist ein riesiges Experiment, das bisher nicht seinesgleichen in der Geschichte 
besitzt. Vor uns steht das Problem der historisch-polnischen Gebiete, die infolge der deutschen 
Ostexpansion hunderte von Jahren von uns getrennt waren. Es ist klar, dass die Entdeutschung 
prinzipiell in der Weise erfolgen muss, dass die Deutschen aus diesen Gebieten hinausgeworfen 
werden und wir in die Westgebiete Polens hereindringen und uns dort ansiedeln werden 104 
Am 3. April 1945 wandte sich Gomulka schließlich auf einer öffentlichen Kundgebung in 
Warschau an die Bürger selbst und warnte dabei vor Deutschland und seiner Bevölkerung als neu¬ 
em Gefahrenherd. Er betonte, dass das von Natur aus friedliebende polnische Volk, ähnlich wie 
andere slawische Völker, eine Politik der Schonung Deutschlands ablehne, da dessen Bestrebung 
darin läge, in Zukunft einen neuen Krieg zu entfachen. „Eine Vorbedingung dafür, dass nach dem 
von Hitler-Deutschland angezettelten und begonnenen Krieg 105 ein dauerhafter Friede in Europa 
und in der Welt herrschen kann, ist die gänzliche Entblößung Deutschlands nicht nur von beses¬ 
senem Kriegsgerät, sondern vor allem von der Industrie, die diese Geräte produzieren kann. Nur 
auf eine solche Weise wird man die Psyche der kommenden Generationen in Deutschland ändern 
können, nur auf diese Weise wird man der Menschheit den Frieden am wirkungsvollsten sichern 
können ...“. 106 In diesem Zusammenhang forderte er auch eine Politik des engen Zusammenwir¬ 
kens aller slawischen Länder. 

1.2 Territoriale Ausbreitung, Vertreibung und Zwangsarbeit der Deutschen 

Bereits während des Zweiten Weltkrieges trafen die Alliierten ihre Entscheidungen über die 
territoriale Neuordnung Mitteleuropas. Nach den kriegerischen Auseinandersetzungen bekann¬ 
ten sich bereits am 14. August 1941 zunächst Amerika und England, am 24. September auch 
die Sowjetunion und Frankreich zu den Prinzipien der sogenannten Atlantik-Charta. Die spä¬ 
teren Siegermächte versprachen darin, dass nach Kriegsende keine territorialen Veränderungen 
Platz greifen sollten, die nicht mit dem frei zum Ausdruck gebrachten Willen der Völker über- 


104 Strobel , ebd., S. 38 - 39. 

105 Bundeskanzlerin Merkel sollte sich im Mai 2015 wider besseren Wissens des gleichen Sprach¬ 
gebrauchs bedienen 

106 Wladyslaw Gomulka , „Artykuly I przemöwiena“, Bd. 1, Warschau 1962, S. 232 fi, zit. nach 
Strobel, a.a.O., S. 39. 
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einstimmen. 107 Auf der Konferenz von Teheran Ende November 1943 jedoch hatten sich die 
USA, Großbritannien und die Sowjetunion grundsätzlich darauf geeinigt, das östlich der ,Cur- 
zon-Line’ liegende polnische Staatsgebiet der Sowjetunion zuzuschlagen. Als Ausgleich für 
diesen Verlust sollte Polen die deutschen Ostgebiete erhalten. 108 Um den Staat in seinen neu¬ 
en Grenzen jedoch nicht durch die Existenz einer starken deutschen Minderheit von vornher¬ 
ein zu gefährden, stimmten Churchill und Roosevelt der vollständigen Vertreibung der Deut¬ 
schen aus diesen Gebieten zu. Vor allem der britische Premierminister war es, der Stalin den 
später zur Vertreibung führenden Vorschlag einer Westverschiebung Polens machte. Anhand 
dreier Streichhölzer soll er ihm die Verschiebung Polens nach Westen illustriert haben. Am 
13. Dezember 1944 erklärte der britische Premierminister hierzu vor dem Unterhaus: „Natürlich 
würde ein Bevölkerungsaustausch im Osten und Norden die Folge sein. Die Umsiedlung von 
mehreren Millionen Menschen müsste vom Osten nach dem Westen oder Norden durchge¬ 
führt werden, ebenso die Vertreibung der Deutschen - denn das wurde vorgeschlagen: Völ¬ 
lige Vertreibung der Deutschen aus den Gebieten, die Polen im Westen und Norden gewinnt. 
Denn die Vertreibung ist, soweit wir in der Lage sind, zu überschauen, das befriedigendste 
und dauerhafteste Mittel. Es wird keine Mischung der Bevölkerung geben, wodurch endlo¬ 
se Unannehmlichkeiten entstehen, wie zum Beispiel in Elsaß-Lothringen reiner Tisch wird 
gemacht werden. Mich beunruhigt die Aussicht des Bevölkerungsaustausches ebenso wenig 
wie die großen Umsiedlungen, die unter modernen Bedingungen viel leichter möglich sind 
als je zuvor.“ 109 

Die polnische Arbeiterpartei war die treibende Kraft der Wiedererrichtung der polnischen 
Herrschaft in den wiedergewonnenen Gebieten gewesen. Um vollendete Tatsachen zu schaffen, 
sollten diese so schnell wie möglich politisch, wirtschaftlich und vor allem bevölkerungsmäßig 
integriert werden; dies wäre nicht mehr so leicht zu ändern. Bereits ab März 1944 war von der 
Partei die Initiative zur Bildung von Nationalräten im D^browaer und oberschlesischen Industrie¬ 
gebiet als Keimzellen der Volksmacht ausgegangen. Wenig später schlossen sich den Räten das 
Polnische Komitee der Nationalen Befreiung (Polski Komitet Wyzwolenia Narodowego, PKWN) 
sowie ein konspirativer »Wojewodschaft - Nationalst’ an. In diesem Kreis reiften die Vorstellun¬ 
gen einer bedingungslosen militärischen und moralischen Übernahme von Macht und Verwaltung 
im weitesten Sinne heran, die sich im Zuge der militärischen Ereignisse im Januar 1945 verwirk¬ 
lichen lassen sollten. 


107 Vgl. Alfred Theisen , „Die Vertreibung der Deutschen. Ein unbewältigtes Kapitel europäischer 
Zeitgeschichte“, Bonn 1995, 1. Aufl., Bund der Vertriebenen - Vereinigte Landsmannschaften und 
Landesverbände (Hrsg.), hrsg. anlässlich des Gedenkjahres ,50 Jahre Flucht und Vertreibung’, S. 15. 

108 Hierzu ausführlich Rhode , „Die deutsch-polnischen Beziehungen von 1945 bis in die achtziger 
Jahre“, Aus Politik und Zeitgeschichte , B 11 -12/88, 11.03.1988, S. 5 - 9. 

109 Zit. nach Theisen, a.a.O.. 
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Ebenfalls im März 1944 formierten sich ,Operationsgruppen’, die hinter der vorrückenden 
Front mit den Nationalräten Kontakt aufnahmen, um revolutionäre Veränderungen der politischen 
Realitäten und den Aufbau eines örtlichen Verwaltungsapparates voranzubringen. Die Leitung der 
Maßnahmen oblag der Polnischen Arbeiterpartei, die Koordinierung der Ressortgruppen dagegen 
unterstand einem Bevollmächtigten der provisorischen Regierung in Lublin. 110 Eine ,Schlesische 
Operationsgruppe’ fasste die Gebiete Polnisch-Oberschlesien, D^browa, und Deutsch - Ober¬ 
schlesien Oppeln in einer neuen Wojewodschaft Schlesien - D^browa’, Wojewödzto Sl^sko - 
D^browskie, zusammen; 111 formal wurde sie der polnischen Verwaltung mit Sitz in Kattowitz 
unterstellt. Um die Vereinigung mit D^browa zu betonen, hieß das Land zeitweise, Wojewod¬ 
schaft Schlesien - Industriegebiet*. Der Zusammenschluss umfasste zunächst die Kreise rechts 
der Oder, Beuthen, Hindenburg, Gleiwitz, Groß Strehlitz, Rosenberg, Kreuzberg und Oppeln), 
seit Mitte April 1945 auch diejenigen der anderen Oderseite, Ratibor, Leobschütz, Neisse, Cosel, 
Grottkau, Neustadt O.S. und Falkenberg O.S.. Als Ergebnis der Neugliederung des Gesamtgebie¬ 
tes verringerte sich die Anzahl der Gemeinden erheblich. An die Stelle von 1321 Landgemeinden 
traten bis Januar 1946 insgesamt 52 Städte, 295 Sammelgemeinden und 149 Dorfgemeinden. 
Drei Jahre später wurde die Wojewodschaft in 35 Landkreise, 13 Stadtkreise, 58 kreisfreie Städte 
und rund 290 Landgemeinden eingeteilt. 112 Die Städte Oppeln, Brieg, Ratibor und Neisse erhiel¬ 
ten polnische Bürgermeister oder Stadtpräsidenten. Auf der untersten Ebene, den Gemeinden, 
erfolgte die Einsetzung von »Schulzen’ und ,Wojten’. Die Übernahme der deutschen Gemeinden, 
Städte und Kreise in den ostdeutschen Provinzen in polnische Verwaltung schien zwar planmäßig 
organisiert worden zu sein, doch vollzog sie sich meist willkürlich und spontan: Es kam weit ver¬ 
breitet zu Plünderungen und Beutehandel, die zu einer wahren Landplage - polnisch „szaber“- 
eskalierten. 11 ’ Es herrschten chaotische Zustände. Aus diesem Grund ergab sich von Staats wegen 
der Zwang zu einer strafferen und zusammenfassenden Ordnung. Zunächst mussten organisato¬ 
rische Aufgaben wie die Ingangsetzung der Wirtschaft sowie des Gesundheitswesens bewältigt 
werden. 114 

Die Westalliierten hatten die Gefahren, die in einer weitergehenden Westverschiebung Polens 
bis an die Oder beziehungsweise Görlitzer Neiße lagen, erst auf der Konferenz von Jalta, die vom 
4. bis 11. Februar 1945 stattfand, erkannt. Stalin hatte diese Grenze gefordert, Molotow bean¬ 
spruchte zusätzlich auch Stettin, obwohl diese Stadt auf dem westlichen Oderufer lag. Nach de 
Zayas widersprach Churchill hiergegen energisch, da seiner Auffassung nach ein beachtlicher 
Teil der britischen öffentlichen Meinung entsetzt wäre, wenn vorgeschlagen würde, Deutsche 


110 Vgl. Breyer , in „Oberschlesien nach dem Zweiten Weltkrieg“, S. 10 - 11. 

111 Nach Breyer war die Bezeichnung der Wojewodschaft nicht völlig einheitlich. Während Behörden 
und Bevölkerung von der »Wojewodschaft Schlesien-D^browa’ sprachen, verwendet die offiziel¬ 
le Statistik den Namen »Wojewödztwo Sl^skie’ (Wojewodschaft Schlesien). 

112 Vgl. Breyer, a.a.O., S. 14. 

113 Vgl. Edmund OsmazyK „Slzjsk w Polsce Ludowej“, Warschau 1953, S. 93 ff., vgl. ebd., S. 16. 

114 Ebd., S. 12- 13. 
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in großer Anzahl auszuweisen. 115 Marschall Stalin dagegen behauptete auf der vierten Vollver¬ 
sammlung vom 7. Februar 1945, dass die Deutschen in den fraglichen Gebieten, einschließlich der 
Deutschen, die zwischen den beiden Flüssen Neiße wohnten, bereits vor der Roten Armee geflo¬ 
hen wären; diese Feststellung war jedoch ganz offensichtlich falsch. Nachdem etwa vier Millio¬ 
nen die Flucht ergriffen hatten, lebten dort noch mindestens fünf Millionen Deutsche. Obwohl die 
Sowjets versuchten, die Frage herunterzuspielen, bestand Churchill darauf, dass jede Umsiedlung 
im Verhältnis zu dem stehen müsste, was Polen verdauen und was nach Deutschland überführt 
werden könne. 116 

Auch in den folgenden Tagen konnten sich die Konferenzteilnehmer nicht auf eine verbindli¬ 
che polnische Westgrenze einigen, und so verabschiedete man diesbezüglich eine sehr unpräzise 
Formulierung: Es werde anerkannt, dass Polen beträchtlichen Landgewinn im Norden und Wes¬ 
ten erhalten müsste. Sie, die Konferenzteilnehmer, hielten es für angebracht, zu gegebener Zeit 
die Meinung der neuen provisorischen polnischen Regierung über den Umfang des Landgewinns 
einzuholen, die endgültigen Westgrenzen Polens aber einer Friedenskonferenz zu überlassen. De 
Zayas wertet die Weigerung, eine Entscheidung darüber zu treffen, als einen kläglichen Versuch 
der westlichen Alliierten, ihre Verhandlungsposition gegenüber den Russen zu behaupten. Roose- 
velt und Churchill hätten nicht die Absicht gehabt, an eine von den Sowjets beherrschte Regierung 
territoriale Zugeständnisse zu machen. So hofften sie, die Anerkennung von Polens Westgrenze als 
Gegenleistung für eine echte demokratische Repräsentativregierung in Polen einsetzen zu können. 

Am 18. März 1945 erfolgte die Übergabe deutschen Reichsgebietes seitens der sowjetischen 
Militärbehörden. Nach Ansicht von Breyer stand dies zweifellos im Widerspruch zu den Ver¬ 
einbarungen von Jalta und stellte einen folgenschweren Präzedenzfall für das weitere Schicksal 
ganz Ostdeutschlands dar: Hier waren vollendete Tatsachen geschaffen worden, die künftig 
- so in Potsdam - bei der Frage der staatlichen Zugehörigkeit der Oder-Neiße-Gebiete eine 
mitentscheidende Rolle spielen sollten. 117 So waren in den einzelnen Gruppen auch Angehörige 
der polnischen Minderheit in Deutschland tätig, die sich im Rahmen eines Bürgerkomitees des 
Oppelner und Breslauer Schlesien zur Verfügung gestellt hatten. Selbst der Generalsekretär 
der PPR , Wladyslaw Gomulka, gestand nachträglich Fehler bei den Durchführungsmaßnahmen 
ein. Bis zum Frühjahr 1946 sollte die Einrichtung der polnischen Verwaltung abgeschlossen 
sein. Die Westverschiebung des polnischen Staatsgebietes wurde schließlich offiziell zwischen 
dem 17. Juli und 2. August 1945 in Potsdam beschlossen; die Atlantik-Charta war völlig verges¬ 
sen. Polen verlor damit nahezu die gesamte Osthälfte seines Staatsgebietes mit 12,5 Millionen 
Einwohnern (35,2% der Gesamtbevölkerung) an die Sowjetunion. Als Ausgleich für diese im 
Jahr 1921 eroberten Gebiete, in denen allerdings rund 8 Millionen Ukrainer und Weißruthenen 


115 Vgl. Foreign Relations of the United States, The Conferences at Malta and Yalta , 189, zit. nach 
Alfred M. de Zayas , „Die Anglo-Amerikaner und die Vertreibung der Deutschen“, München 1981, 
6. erw. Aufl., S. 73. 

116 Vgl.ebd.. 

117 Vgl. Breyer , in „Oberschlesien nach dem Zweiten Weltkrieg“, a.a.O., S. 12. 
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lebten, 118 erhielt der polnische Staat im Westen die reichsdeutschen Gebiete Südostpreußen, 
Hinterpommem, Ost-Brandenburg, den östlich der Lausitzer Neiße liegenden Hauptteil Schle¬ 
siens sowie Danzig als sogenannte Kompensation. 

Noch während des Vormarsches der Roten Armee in Ostdeutschland und vor Abschluss der 
Konferenz von Jalta hatte der Vorsitzende des polnischen Legationsrats und spätere polnische 
Staatspräsident Bierut erklärt, dass seine provisorische Regierung unverzüglich die Zivilverwal¬ 
tung in Ostpreußen und Schlesien übernehmen werde. So vollzog sich die Übergabe der Verwal¬ 
tung durch die Rote Armee an die von der polnischen Regierung entsandten Delegationen zum 
Teil bereits im Frühjahr 1945, noch vor Abschluss der Kampfhandlungen, und war im Sommer 
im wesentlichen abgeschlossen. 119 Es handelte sich hierbei um deutsches Staatsgebiet mit einer 
Fläche von insgesamt 102.800 km 2 , das im Jahre 1939 von etwa 10 Millionen Deutschen bewohnt 
war. 120 Die seitdem von polnischer Seite immer wieder vorgebrachten Begründungen für die Not¬ 
wendigkeit, die deutschen Ostgebiete zu übernehmen, tragen nach Ansicht vieler Historiker sämt¬ 
lich den Charakter nachträglicher Rechtfertigung, derzufolge man für den Verlust der eigenen 
Ostgebiete an die Sowjetunion habe entschädigt werden musste. 121 Da sich die Alliierten über den 
künftigen völkerrechtlichen Status der Oder-Neiße-Gebiete nicht einigen konnten, beschlossen 
sie, diese bis zur endgültigen Festlegung der polnischen Westgrenze Polen nur zur Verwaltung zu 
übergeben. Bereits ab Februar 1945 erließ die polnische Regierung eine gewaltige Flut an Dekre¬ 
ten, Gesetzen und sonstigen Normen, in denen der Ausschluss aller Deutschen aus der Gesell¬ 
schaft verfügt, die Vertreibung „geregelt“ wurde. Die Entrechtungsverfügungen sind schwer zu 
kategorisieren, in vielen Normen gehen Enteignung, Bestrafung, Beschneidung oder Entzug von 
Grundfreiheiten systematisch ineinander über. Im folgenden sind die polnischen Entrechtigungs- 
verfügungen bzgl. Enteignung, Bestrafung, Beschneidung oder Vernichtung von Grundfreiheiten 
auszugsweise angeführt. 


118 Die Fläche betrug 179.649 km 2 (entspricht 46,2 % der Gebietsfläche von 1937). Vgl. Hans-Werner 
Rautenberg , „Deutsche und Deutschstämmige in Polen - eine nicht anerkannte Volksgruppe“, 
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50/88, 09.12. 1988, S. 14. 

119 Vgl. Rhode , „Die Ostgebiete des Deutschen Reiches“, S. 129. 

120 Vgl. Peter Mohlek und Mahulena Hoskova , „Der Minderheitenschutz in der Republik Polen, in der 
Tschechischen und in der Slowakischen Republik“, Bonn 1994, Minderheitenschutz im östlichen 
Europa 3 - Dokumentation und Analyse, Bd. 3, Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen (Hrsg.), 
S. 16. 

121 So Rautenberg , a.a.O., S. 14. Siehe auch Kapitel II 2.2, insbes. die Rede General Jaruzelskis 
anlässlich des 40. Jahrestages der „Rückkehr der Nord- und Westgebiete zum Mutterland' 
Zum Bevölkerungsaustausch zwischen Polen und der Sowjetunion siehe u.a. Bohmann . 
„Menschen und Grenzen. Strukturwandel der deutschen Bevölkerung im polnischen Staats- und 
Verwaltungsbereich“, S. 146 - 151. 
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Ausbürgerung und Entrechtung 

Dekret des polnischen Ministerrats vom 28. Februar 1945 über den Ausschluss feindlicher Ele¬ 
mente aus der polnischen Volksgemeinschaft; auszugsweise lautet es hier: 

Art. 6(1): Bürger des polnischen Staates, die nach dem 31. August 1939 in den vom Okku¬ 
panten zwangsweise in das Deutsche Reich eingegliederten Gebieten der Republik Polen 
sowie in das Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Danzig in die 2. Gruppe der Deutschen 
Volksliste eingetragen oder zu einer der vom Okkupanten privilegierten Gruppen gerech¬ 
net wurden, können einen Antrag auf Rehabilitierung stellen. 

Art. 7(1): Als rehabilitiert kann anerkannt werden, wer nachweist, dass er in die 2. Grup¬ 
pe der Deutschen Volksliste gegen seinen Willen oder unter Zwang eingetragen wurde und 
durch sein Verhalten seine polnische nationale Besonderheit bekundet hat... 

Art. 18 (1): In den Gebieten der Republik Polen, welche vom Okkupanten zwangsweise in 
das Deutsche Reich eingegliedert wurden sowie im Gebiet der ehemaligen Freien Stadt Dan¬ 
zig unterliegt der Erfassung und Beschlagnahme das sich dort befindende Vermögen von: 

a) Angehörigen des Deutschen Reiches (Reichsbürger) 

b) Personen deutscher Nationalität ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit 

c) Polnischen Staatsbürgern, die von den ehemaligen deutschen Besatzungsbehörden 
in die 1. oder 2. Gruppe der deutschen Volksliste eingetragen worden waren. 

d) Polnischen Staatsbürgern, die in dem ... sog. Generalgouvernement oder der 
Wojewodschaft Bialystok entweder ihre Zugehörigkeit zur deutschen Nationali¬ 
tät (Volkszugehörigkeit) oder ihre deutsche Abstammung (Deutschstämmigkeit) 
erklärt oder aber tatsächlich aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur deutschen Nationali¬ 
tät oder ihrer deutschen Abstammung besondere Rechte und Privilegien genossen 
haben. 

Gesetz vom 6. Mai 1945 über den Ausschluss feindlicher Elemente aus der polnischen Volksge¬ 
meinschaft: 

Al t- 21: Identisch mit Art. 18(1) des Dekrets vom 28. Februar 1945. 
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Entschädigungslose Enteignung 

Bezüglich der entschädigungslosen Enteignung heisst es im Gesetz vom 6. Mai 1945 überdas 
verlassene und aufgegebene Vermögen: 

Art. 1$1: Verlassenes Vermögen im Sinne dieses Gesetzes ist jedes bewegliche und unbe¬ 
wegliche Vermögen, das sich infolge des am 1.9.1939 begonnenen Krieges nicht im Besitz 
des Eigentümers ... befindet. 

Art. 2 gl: Jegliches bewegliche und unbewegliche Vermögen, das im Eigentum oder 
Besitz des deutschen Staates stand ... sowie das Vermögen deutscher Staatsangehöriger 
oder von Personen, die zum Feinde übergelaufen sind, ist aufgegebenes Vermögen im 
Sinne dieses Gesetzes ... 

Art. 14 §1: Auf Antrag der beteiligten Minister überträgt das Hauptamt für die vorläufige 
staatliche Verwaltung dem betreffenden Minister die im Antrag erwähnten ... Unterneh¬ 
men zur Verwaltung ... 

Art. 38: Der Staat bzw. die in Art. 14 genannten Personen oder Institutionen erwerben das 
Eigentumsrecht an dem aufgegebenem Vermögen mit Ablauf von 5 (fünf) Jahren, gerech¬ 
net vom Ende des Kalenderjahres, in dem der Krieg beendet wurde. 


Gesetz vom 3 . Januar 1946 betreffend die Übernahme der Grundzweige der nationalen Wirtschaft 
in das Eigentum des Staates: 

Art. 2(1): Ohne Entschädigung gehen in das Eigentum des Staates über Industrie-, Berg¬ 
bau, Verkehrs-, Versicherungs- und Handelsunternehmen: 

a) Des deutschen Reiches und der ehemaligen freien Stadt Danzig. 

b) Von Staatsangehörigen des Deutschen Reiches und der ehemaligen freien Stadt 
Danzig, es sei denn, sie sind polnischer oder einer anderen von den Deutschen 
verfolgte Nationalität... 

d) Von Gesellschaften, die durch deutsche oder Danziger Staatsangehörige, durch die 
deutsche oder Danziger Verwaltung kontrolliert werden ... 

Dekret vom 8. März 1946 über das verlassene und ehemals deutsche Vermögen: 

Art. 2.1: Kraft Gesetzes geht in das Eigentum des Staates über jegliches Vermögen des 
Deutschen Reiches und der ehemaligen Freien Stadt Danzig: 

a) Von Angehörigen des Deutschen Reiches und der Freien Stadt Danzig mit Ausnah¬ 
me von Personen polnischer oder einer anderen von den Deutschen verfolgten Nati¬ 
onalität. 
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b) Von deutschen und Danziger juristischen Personen mit Ausnahme von juristischen 
Personen öffentlichen Rechts. 

c) Aller durch deutsche oder Danziger Staatsangehörige oder aber durch die deutsche 
oder Danziger Verwaltung kontrollierten Gesellschaften ... 

Art. 2.4: Das Vermögen deutscher und Danziger juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts geht kraft Gesetzes in das Eigentum der entsprechenden polnischen juristischen 
Personen über... 

Art. 3.2: Alle Rechtsgeschäfte, welche sich auf das in Art. 2.1 und 2.4 umschriebene Ver¬ 
mögen sowie auf verlassenes Vermögen beziehen und dessen Übergang in das Eigentum 
des Staates ... oder dessen Übernahme durch das Berzirks-Liquidationsamt verhindern 
sollen, sind nichtig ... 

Normierung von Raub und Diebstahl 

Verordnung des Ministers für die „ Wiedergewonnenen Gebiete “ vom 24. März 1946 über die 
Durchführung einer Erfassung des ehemals deutschen beweglichen Eigentums: 

Um den Besitzern von ehemals deutschem beweglichem Vermögen den Erwerb des Eigen¬ 
tums zu ermöglichen, ordne ich ein Erfassung dieses beweglichen Vermögens innerhalb 
der Wiedergewonnenen Gebiete ... an: 

§ 1: Gegenstand der Erfassung ist das ehemals deutsche bewegliche Vermögen, das sich befindet. 

- In privaten Wohnräumen 

-In Dienstwohnungen, welche von Behörden und Ämtern ... ihren Angestellten als Pri¬ 
vatwohnungen überlassen wurden. 

- ln Handels-, Handwerks- und Gewerbeuntemehmen, sofern diese von Privatpersonen 
betrieben werden ... 

In Wohnungen, die noch gemeinsam von Deutschen und Polen benutzt werden, gilt der 
Pole als Besitzer allen beweglichen Vermögens ... 

§ 10: Im Erfassungsformular ist grundsätzlich alles in der betreffenden Wohnung vorhan¬ 
dene bewegliche Vermögen aufzufiihren. Insbesondere ... 

1. ausnahmslos alle Möbel..., 2. Wand- und Standuhren, 3. Decken und Tischlampen, 4. Flü¬ 
gel, Klaviere und andere Musikinstrumente, 5. Teppiche, Gobelins und Wandteppiche, 6. Bil¬ 
der und Plastiken, 7. wertvolle Hausratsgegenstände, 8. Schreib- und Rechenmaschinen ... 122 


122 „Pervertiertes Recht“, DOD — Informationsdienst des Bundes der Vertriebenen - Vereinigte 
Landsmannschaften und Landesverbände, 14.01.2000, zusammengestellt von Markus Leuschner. 
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Nach diesen Dekreten und Gesetzen ist das Grundeigentum der Bürger des Deutschen Reiches und 
polnischer Staatsbürger deutscher Volkszugehörigkeit Eigentum des polnischen Staates geworden. 
Rudi Pawelka weist darauf hin, dass es keine Rechtsgrundlage gäbe, die eine Rückgabe an Per¬ 
sonen deutscher oder anderer Volkszugehörigkeiten erlaube. Selbst die polnische Staatsangehö¬ 
rigkeit hielfe nicht, entscheidend sei die Abstammung. Der Europäische Rat habe im Jahr 1993 in 
Kopenhagen Kriterien für die Beitrittsländer festgelegt, in denen es hieße: „Als Voraussetzung für 
die Mitgliedschaft muss der Beitrittskandidat eine institutionelle Stabilität als Garantie für demo¬ 
kratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung 
und den Schutz von Minderheiten verwirklicht haben. Niemand dürfe wegen seiner Abstammung, 
seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat oder Herkunft benachteiligt oder bevorzugt werden.“ 
Dieser Grundsatz sei einer der wichtigsten Kennzeichen eines demokratischen Rechtsstaates und 
der europäischen Wertegemeinschaft. Es stelle sich die Frage, wie ein Staat diese Voraussetzun¬ 
gen erfüllen könne, wenn er so eklatant gegen das rechtsstaatliche Gleichheitsgebot verstoße. 123 

Von Mitte Mai an war das Jahr durch ,wilde Vertreibungen’ gekennzeichnet, deren Ergebnis 
vor allem dafür den Nachweis erbringen sollten, dass es in Ostdeutschland keine Deutschen mehr 
gäbe. Zuvor waren bereits etwa 3,6 Millionen Deutsche vor der heranrückenden Roten Armee 
geflohen beziehungsweise nach der Besetzung von Haus und Hof aus der Heimat fortgejagt wor¬ 
den. Die Vertreibung der Deutschen, Ansiedlung von Polen sowie Verifizierung von autochthonen 
Bevölkerungsgruppen 124 sollte sich nach den Gesichtspunkten einer von der polnischen Arbei¬ 
terpartei konzipierten Politik der revolutionären Veränderungen vollziehen. Dabei war zu berück¬ 
sichtigen, dass es im ,Oppelner Schlesien’, wie die in den Grenzen von 1937 gelegenen Kreise 
des Deutschen Reiches allgemein genannt wurden, noch niemals zuvor eine polnische Verwaltung 
gegeben hatte. 125 Zudem stand wenig fachlich ausgebildetes Personal zur Verfügung; es war ein 
dauerndes Kommen und Gehen von Verwaltungsleuten. 

Für die Durchführung der Vertreibung, mit der das polnische Heer beauftragt wurde, gab 
es entsprechende Befehle. Diese sind erst nach Publikation einer in Breslau verfassten Doktor¬ 
arbeit des Jahres 1966 bekannt geworden. Die dort benutzten und bis dahin geheim gehaltenen 
Quellen wurden von polnischer Seite erst spät freigegeben. So hieß es in einer Anordnung des 
Befehlshabers der 5. Infanteriedivision vom 21. Juni 1945: „Nun ist in der Geschichte Polens 
der historische Tag angebrochen, um den deutschen Unflat 126 aus diesen ewig polnischen 
Gebieten herauszuwerfen.“ Der Befehl Nr. 002 vom 22. Juni 1945 des Führers des I. Korps 


123 Rudi Pawelka, „Polnische Dekrete diskriminieren Deutsche in der Heimat“, DOD - 
Informationsdienst des Bundes der Vertriebenen - Vereinigte Landsmannschaften und 
Landesverbände , 15.09.2000. 

124 Die Bezeichnung ,Autochthone’ war in Polen ein Sammelbegriff für diejenigen deutschen 
Bevölkerungsgruppen, die ihr traditionelles Siedlungsgebiet vor allem in Oberschlesien, im 
südlichen Ostpreußen, in Hinterpommem und im Gebiet der ehemaligen Grenzmark Posen- 
Westpreußen hatten. Vgl. hierzu auch Kapitel II 2.3. 

125 Vgl. Breyer , in „Oberschlesien nach dem Zweiten Weltkrieg“, S. 13. 

126 Polnisch „plugastwo“, auch als „Schädlinge“ oder „Ungeziefer“ zu übersetzen. 
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lautete- Die Aussiedlung der Deutschen, die östlich der Oder wohnen, muss entschieden 
durchgeführt werden. Man muss daran denken, dass hier eine Aufgabe von großer Bedeutung 
vor uns liegt.“ 

Scholz weist auf den Autor Pasierb hin, der schrieb, dass die schnelle, kompromisslose Art der 
Aussiedlung, die das Heer praktizierte, beispielhaft für das Vorgehen einiger Zentren der Zivilver¬ 
waltung war. Bei der Planung der Aussiedlungsaktion besaß man keine fest umrissenen Organisa¬ 
tionsmodelle. Erst im Laufe der Zeit sammelte man Erfahrungen und arbeitete eine Organisation 
und Technik für diese Aktion aus. Aber alle, die sich mit der Aussiedlung befassten, waren sich 
in einem Punkt einig, nämlich, dass die Deutschen schnell und wirksam ausgesiedelt werden 
müssten. Daher hoffte man auf das Heer, das hierfür sorgen sollte. 12 Der Aussiedlungsbefehl war 
kurz und entschieden; die Modalitäten blieben den Führern der Unterabteilungen überlassen. Der 
unmenschliche Vollzug der Vertreibungen und Enteignungen war erschütternd und übertrifft die 
menschliche Vorstellungskraft. Über drei Millionen Deutsche in Schlesien waren davon betrof¬ 
fen. 128 Die Deutschen wurden in eingerichtete Transitlager, polnisch ,tranzytowych obozöw’, ver¬ 
bracht, die nicht weit entfernt von der Oder-Neiße-Grenze lagen; sie befanden sich in Leobschütz, 
Neisse, Glatz, Görlitz bis hin nach Stettin. Bis zum Jahr 1947 war die Vertreibung im Wesentli¬ 
chen abgeschlossen, die Gewaltmaßnahmen sollten jedoch bis 1950 andauem. Nach Angaben von 
Scholz verblieben noch etwa 200.000 bis 300.000 Deutsche, außer den 800.000 ,Autochthonen’, 
im Oppelner Schlesien. 129 

Die offizielle polnische Politik versteht bis heute unter der gewaltsamen Entwurzelung der 
dort seit Jahrhunderten siedelnden deutschen Volksstämme lediglich eine Umsiedlung oder einen 
Bevölkerungstransfer. Angloamerikanische Quellen bezeugen jedoch eindeutig den inhumanen 
und genozidalen Vertreibungscharakter der Vertreibungsmaßnahmen. Aufschluss hierüber bietet 
unter anderem das Memorandum des politischen Beraters der amerikanischen Militärregierung 
für Deutschland, Murphy, der seine Sicht der Lage am 12. Oktober 1945 dem State Department 
mitteilte. Erwies daraufhin, dass die Situation nur in der Wiedergabe persönlicher Eindrücke voll 
verstanden werden könne: 

„Der ständige Zufluss von Tausenden enteigneter deutscher Flüchtlinge aus den Ostge¬ 
bieten hält an. Sie schleppen sich längs der Autobahn hin, tragen viele Kleinigkeiten und 


127 Vgl. Bronislaw Pasierb , „Die Wanderung der deutschen Bevölkerung aus Nieder-schlesien in den 
Jahren 1944 -1947“, Wroclaw-Warzawa-Krakow 1969, hier S. 68. Vgl. auch Franz Scholz , „Zwei 
Tabus, die Polens Verständigung mit Deutschland behindern“, Politische Studien , Bd. 41, Heft 
314, 1990, S.720; siehe auch Franz Scholz , „Zwischen Staatsräson und Evangelium. Kardinal 
Hlond und die Tragödie der ostdeutschen Diözesen. Tatsachen - Hintergründe - Anfragen“, 
Frankfurt a.M. 1988, S. 38. 

128 Vg|. Heinz Nawratil, , „Die Deutschen Nachkriegs Verluste unter Vertriebenen, Gefangenen und 
Verschleppten“, Ulm 1987, Zeitgeschichtliche Forschungsstelle Ingolstadt, S. 73. Der Autor stützt 
sich aul die Zahlen des Statistischen Bundesamtes und gibt für Schlesien insgesamt 3,19 Mio. 
Vertriebene an. 

129 Vgl. Scholz, a.a.O., S. 38. 
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Reste von persönlichem Eigentum auf dem Rücken oder in kleinen Karren und auf Kin¬ 
derwagen. Die große Masse von ihnen sind Frauen, Kinder, alte Leute in allen Stadien 
der Ermüdung und Krankheit. Sie bieten ein erbarmungswürdiges Bild. Die meisten von 
ihnen wurden aus dem Land hinausgeworfen, aus den deutschen Städten Deutschlands 
östlich der Oder-Neiße-Linie ... Wer das Elend und die Verzweiflung dieser armen Teufel 
sieht, wer den Gestank ihrer von Schmutz gekennzeichneten Lebensbedingungen riecht, 
der erinnert sich an Dachau und Buchenwald. Hier wird Vergeltung in großem Ausmaß 
betrieben, aber nicht an den Parteibonzen, sondern an Frauen und Kindern, Armen und 
Kranken. Die große Mehrheit sind Frauen und Kinder. Es gibt nur wenig leistungsfähige 
Männer in der Altersstufe von zwanzig bis fünfzig. Und dies läuft mit Wissen des Depart¬ 
ments seit Wochen ohne Unterbrechung, das Ende lässt sich bis jetzt nicht absehen. Die 
Vereinigten Staaten kontrollieren die deutsche Ostzone nicht direkt, aus der die hilflosen 
und beraubten Menschen nach der Vertreibung aus ihren Wohnungen marschieren. Die 
direkte Verantwortlichkeit liegt bei der vorläufigen provisorischen polnischen Regierung. 
Was Polen erst kürzlich von den Deutschen erleiden mussten, zahlen sie den Deutschen 
ohne Gefühl wieder heim. 

In Potsdam haben die drei Regierungen vereinbart, dass der Bevölkerungstransfer in 
ordnungsgemäßer und humaner Art und Weise vonstatten gehen soll, und dass Polen ... 
ersucht werden sollte, die Zwangsausweisung der Deutschen kurzfristig auszusetzen. 
Trotz offizieller Zusicherungen scheint die Wirklichkeit zu zeigen, dass man sich um 
diesen Punkt zu wenig gekümmert hat, besonders in Polen. Botschafter Lane glaubt, 
dass Sowjetrussland in der Lage wäre, den Ausweisungen ein Ende zu machen ... Die 
Vereinigten Staaten sind nicht in der Lage, einen grausamen und unmenschlichen Pro¬ 
zess, der weitergeht, anzuhalten, daher sollte unsere Regierung ihre Haltung, wie sie in 
Potsdam zum Ausdruck gekommen ist, unmissverständlich klar machen.“ 130 

Eine einen Monat früher erstellte interne Notizen des Leiters der Deutschlandabteilung im For¬ 
eign Office, John Troutbeck, vom 8. September 1945 bestätigte, dass die Lage der Deutschen 
verheerend war: „Die Lage ist zweifellos schlimm, wir sind jedoch wirklich machtlos, irgend 
etwas zu tun. In Potsdam haben wir getan, was getan werden konnte, weitere Vertreibungen zu 
stoppen, und wir werden unsere Anstrengungen in dieser Hinsicht wiederbeleben ... Tatsächlich 
fürchte ich, dass die Lage dieser vertriebenen Deutschen praktisch unheilbar ist.“ 131 Eine Notiz 
von Sir Orme Sargent im Foreign Office vom 20. November 1945 gibt weiteren Einblick in das 
Umsiedlungsprogramm des Kontrollrates: 

„So wie wir in Potsdam von den Russen mit der Aussage, dass nur eineinhalb Mio. Deut¬ 
sche östlich der Oder und Neiße zu belassen sind, betrogen wurden, so werden wir jetzt, so 
vermute ich, feststellen, dass sich dort noch mehr als dreieinhalb Mio. Menschen befinden, 


130 Memorandum by the United States Political Adviserfor Germany (Murphy), zit. nach de Zayas , 
„Die Anglo-Amerikaner und die Vertreibung der Deutchen“, S. 261 - 263. Der Wortlaut der 
Originaltexte in englischer Sprache befindet sich im Anhang. 

131 Ebd., S. 259 - 260. 
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angenommen, dass ungefähr fünf Mio. bereits nach (Rest-) Deutschland vertrieben wor¬ 
den sind ... Wie man annehmen konnte, dass das heutige (Rest-) Deutschland sich daran 
machen kann, diese verhungernde Bevölkerung von etwa 14 Mio. zu absorbieren, das 
überschreitet mein Vorstellungsvermögen.“ 132 

Nach Scholz hat Churchill innerhalb des Kreises der Siegerstaaten den Gedanken der Vertreibung 
der Deutschen als erster ausgesprochen. Als engagierter Verfechter der „Curzon-Line“ zu Lasten 
Polens wollte er auf diese Weise dem Land Lebensraum für die aus Ostpolen zu erwartenden 3 - 4 
Mio. Vertriebenen sichern. Da es sich tatsächlich nur um 1,8 - 2,2 Mio. handelte, befürwortete 
jedoch selbst er nicht die Aussiedlung der 8 - 9 Mio. ansässigen Deutschen. Er war jedoch, genau¬ 
so wie die US-Präsidenten Roosevelt und Truman, der ausgefeilten Taktik Stalins unterlegen, wie 
ein Brief Trumans vom 5. Januar 1946 an Außenminister Byrnes verrät: 

„In Potsdam wurden wir vor vollendete Tatsachen gestellt und waren durch die Umstände 
geradezu gezwungen, der russischen Besetzung Ostpolens und der polnischen Besetzung 
des östlich der Oder gelegenen Teils Deutschlands zuzustimmen. Es war ein willkürlicher 
Gewaltakt.“ 133 

Trotz offizieller Leugnung der gewaltsam durchgeführten Vertreibungen - die Polen sprachen von 
„humanitärer Umsiedlung“ oder „Wanderschaft“ der Deutschen, wiesen selbst polnische Bürger 
daraufhin, dass es sich bei den Maßnahmen nicht um eine menschliche und geordnete Umsied¬ 
lung gehandelt haben kann. So berichtet der Priester der Erzdiözese Breslau, Franz Scholz , dass 
der damalige Apostolische Administrator in Oppeln, Dr. Kominek, die Lage der Deutschen in den 
Oder-Neiße-Gebieten als chaotisch und unmenschlich charakterisierte. Er betonte, dass es kaum 
zu beschreiben sei, was damals in Schlesien, Pommern, Danzig und im sogenannten Westpreußen 
geschah. „Wer diese Wanderungen von Menschen nicht mit eigenen Augen gesehen hat, kann sich 
das Schauspiel nicht vorstellen. Die polnischen Ortsbehörden nahmen die Vertreibung der deut¬ 
schen Bevölkerung sofort in Angriff... Die polnische Miliz war erst dabei, sich zu organisieren. 
Es war schwer, Ordnung in das herrschende Chaos hineinzubringen. Die Gewalt lag, wie man 
allgemein sagte,,auf der Straße’. In diesem Durcheinander fand der Austausch der deutschen mit 
der polnischen Bevölkerung statt.“ 134 

Wie die nüchtern kalkulierenden Notizen des Kirchenvertreters ausweisen, war die grausame 
Vertreibung der Deutschen für ihn anscheinend lediglich ein Verlegungsproblem technischer Art. 
An dieser Stelle erinnert der Verfasser daran, dass auch der vormalige deutsche Bundespräsident, 
Richard von Weizsäcker, bezüglich der unmenschlichen Vertreibung der Deutschen in zynischer 
Weise von „erzwungener Wanderschaft“ zu sprechen pflegte, was jedoch in der eher links gepräg- 


132 Ebd., S. 264. 

133 Scholz , „Zwischen Staatsräson und Evangelium“, S. 49. 

134 Scholz zitiert das Werk von J. Krucina y „Die Kirche in den Westgebieten. Ein Viertel Jahrhundert 
polnischer Kirchenorganisation“, Breslau 1971, S. 15, „Zwei Tabus, die Polens Verständigung 
mit Deutschland behindern“, Politische Studien , Bd. 41, Heft 314, 1990, S. 720. 
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ten bundesdeutschen Medienlandschaft keine Beachtung fand. Diese Haltung war jedoch nicht 
nur bei deutschen Politikern anzutreffen, auch die katholische Kirche in Polen spielte bei der Ver¬ 
treibung der Deutschen keine rühmliche Rolle. Eine zentrale Stellung nahm hier Kardinal Hlond, 
der damalige polnische Primas, ein. Der Geistliche kehrte 1945 mit der angeblichen päpstlichen 
Vollmacht von Rom in seine Heimat zurück, deutsche Bischöfe, Weihbischöfe, Generalvikare 
und Domkapitel in den ostdeutschen Gebieten aus ihren Ämtern zu entfernen. Damit folgte er der 
von Stalin leidenschaftlich verfolgten extremen Auslegung des Potsdamer Protokolls durch die 
polnische Hierarchie. 

Noch im selben Jahr begann die Polonisierung dreier ostdeutscher Diözesen und der Kardinal 
setzte für die katholischen deutschen Amts- und Würdenträger polnische apostolische Administ¬ 
ratoren ein. Scholz weist daraufhin, dass sich die am 7. Juli 1945 vom Staatssekretär im Vatikan 
erteilte Bevollmächtigung jedoch nur auf polnische, nicht aber auf die besetzten ostdeutschen 
Gebiete bezog - sie waren durch die Potsdamer Beschlüsse Polen und der Sowjetunion lediglich 
zur Verwaltung übergeben worden. Unter Vortäuschung falscher Tatsachen erreichte Hlond, dass 
der Kapitularvikar, Dr. Piontek, auf die Leitung des größten deutschen Bistums Breslau verzich¬ 
tete, analog hierzu bewirkte er den Rücktritt der Bistumsleitung von Ermland und Schneidemühl. 
Dieser Vorgang stellte in der Kirchengeschichte einen einmaligen Akt dar, doch Rom weigerte 
sich, das eigenmächtige Handeln Hlonds anzuerkennen. Priester Scholz bemerkt hierzu: 

„Rom hat seinen Einspruch gegen das unkanonische Vorgehen auch weltweit diskret bekun¬ 
det. Angesichts der innerpolitischen Spannung zwischen Partei und polnischem Staat einer¬ 
seits und der katholischen Kirche andererseits war dem Vatikan offene Kritik an Hlond nicht 
möglich. Eine solche wäre den Kirchenfeinden in Polen (Partei, Regierung) von großem 
Nutzen gewesen. Also musste Rom behutsam vorgehen. Rom tat es durch das auf der ganzen 
Welt verbreitete Jahrbuch ,Annuario Pontificio’. Hlonds 1945 eigenmächtig errichtete Neu¬ 
ordnung wurde im Annuario bis 1958 nicht zur Kenntnis genommen. In der amtlichen Sicht 
Roms existierten die von Hlond eingesetzten Apostolischen Administratoren, mit Ausnahme 
Dr. Wronkas in Danzig, nicht. Auch die vom polnischen Primas neu errichteten kirchlichen 
Amtsbezirke sind nicht vermerkt. Dagegen hält sich Rom an den kanonisch völkerrechtli¬ 
chen Stand. Im Sinne des preußischen Konkordates von 1929 wird Breslau weiterhin als 
Erzbistum ausgewiesen, Ermland und Schneidemühl als seine Suffragane.“ 135 


Priester Scholz führt hierzu weiter aus, dass der Apostolische Stuhl eigenen Angaben zufolge 
die Diözesengrenzen niemals endgültig zu ändern pflegte, solange nicht eventuelle Rechtsfragen 
durch Friedens Verträge geregelt worden sind und volle Anerkennung gefunden haben; doch gera¬ 
de diese Rechtslage habe in Breslau, Ermland und Schneidemühl nicht Vorgelegen. Um den zahl¬ 
reichen Gläubigen, die sich in diesem Gebiet niedergelassen haben, religiösen Beistand zu geben, 
hat der Heilige Stuhl diese Aufgabe seiner Eminenz Kardinal Wyszynski anvertraut. In einem 
Bericht an das vatikanische Staatssekretariat in der Frage der Kirchenverwaltung in den wieder- 


135 Franz Scholz , „Kollektivschuld und Vertreibung. Kritische Bemerkungen eines Zeitzeugen“, 
Frankfurt a. M. 1995, S. 240 - 241. 
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gewonnenen Gebieten vom 24. Oktober 1946 bat Kardinal Hlond den Heiligen Vater demütig um 
Verzeihung der von ihm begangenen Fehler und Unannehmlichkeiten; er bestätigte damit gleich¬ 
zeitig sein eigenmächtiges und unrechtmäßiges Vorgehen. Er sei damals der sicheren Überzeu¬ 
gung gewesen, im Sinne Roms zu handeln, objektiv jedoch nicht bevollmächtigt gewesen. Nach 
Auffassung von Scholz stellte dies kanonisch eine Rechtsanmaßung dar: 

„Hlond hatte für seine ,Schlüsselhandlung’ keinen römischen Auftrag. Er hat sich das 
nur persönlich eingebildet, wurde öffentlich von seiner ebenfalls messianistisch fühlenden 
Umgebung darin bestärkt, bis aus nicht mitgeteilten Gründen sich die Wahrheit selbst 
im Herzen Hlonds eine Gasse bahnte. Er zerstört damit logisch den Irrtum, den er selbst 
leidenschaftlich gefördert hat und durch andere fördern ließ: Gott selbst wirke über sei¬ 
ne Person und die von ihm eingesetzten Administratoren. Er brachte (angeblich) Gottes 
Auftrag für ,Neupolen’ vom fernen Rom ins polnische Land. Natürlich hätte Rom sich 
nach der Ideologie des Messianismus für Polen weit eröffnet und dem Primas außeror¬ 
dentliche Vollmachten zugedacht. Nach Dr. Kominek, 1945 Apostolischer Administrator 
in Oppeln, hätte Rom Hlond fast zum ,Papst’ des polnischen Neulandes im Westen und 
Norden gemacht. Im Schatten dieser Übersteigerung wurde auch in Gottes Auftrag die 
Vertreibung von Millionen betrieben. Es war nie zu spüren, dass die kirchliche Leitung 
Polens sich je zum Völkerrecht, Selbstbestimmungsrecht und Heimatrecht auch für andere 
ernstere Gedanken gemacht hätte.“ 136 

Das Dokument vom Oktober 1946 wurde weiten Kreisen jedoch erst nach 48 Jahren bekannt, als 
es nach Ansicht des Autors nicht mehr viel bewirken konnte. Hlond hatte seinen Machtwillen und 
damit schwer abzuändemde Fakten durchgesetzt. Das Oder-Neiße-Land sei zielbewusst polnisch 
geworden, während die Deutschen systematisch abtransportiert wurden. 137 

„Man versteht, dass die ,polnische Wirklichkeit’ immer weniger durch Sachgründe, dafür 
umso mehr durch Betonung der nackten Tatsächlichkeit begründet werden musste. Die 
Behauptung, Gott selbst hätte so verfügt, trat an die Stelle völkerrechtlicher Argumenta¬ 
tion ...[Das sei] aber eine fromme Siegerbehauptung, die dem Volksempfinden entsprach 
und sich gleichzeitig vorzüglich zur Rechtfertigung maßloser Unmenschlichkeiten eigne¬ 
te. Jedenfalls wurde die Begründung der polnischen Wirklichkeit’ in der Kirche Polens 
der Norm des Natur- und Völkerrechts entzogen und der positivistischen Machtnorm, die 
Sieger haben auch moralisch Recht, unterworfen.“ Das deutsche Volk habe unter dem 
Einfluss der Umerziehung weitgehend mitgespielt und sich in der Praxis demütig zum 
Machtpositivismus der Sieger bekehrt“. 138 

Für Primas Hlond und Dr. Kominek war die Vertreibung eine legale Maßnahme, die auf den 
Beschlüssen von Potsdam beruhte. So hatte auch der polnische Episkopat in dem Hirtenbrief 


136 Scholz, ebd., S. 230 -231. Ausführlich zur Übernahme der kirchlichen Amtsgewalt, s. auch Scholz , 
„Zwischen Staatsräson und Evangelium“, S. 50 - 56. 

137 Originaldiktion Hlond. 

138 Scholz , „zwischen Staatsräson und Evangelium“, S. 245 - 246. 
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von 1966 jede Schuld der polnischen Nation in Abrede gestellt. Die Chroniken der Vertrei¬ 
bung sagen jedoch etwas ganz anderes aus, doch werden sie weiterhin als Lügen und haltlose 
Propagandavorwürfe abgewertet. 139 Der Verfasser macht darauf aufmerksam, dass die polni¬ 
sche katholische Kirche seit Anfang der 90-er Jahre beim Vatikan entschieden darauf dräng¬ 
te, Kardinal Hlond, den verstorbenen Erzbischof und Primas der katholischen Kirche Polens, 
selig zu sprechen. Der deshalb seitens der römischen Amtskirche eingeleitete Prozess rief ver¬ 
ständlicherweise stärksten Widerspruch vor allem bei den Vertriebenen hervor. Sollten sich 
doch gerade Selige und Heilige durch hohe Sittlichkeit wie einen vorbildlichen Lebenswandel 
auszeichnen; hierzu zählen auch Tugenden wie Liebe, Verzeihen oder Versöhnungswillen. Bei 
Kardinal Hlond suchte man diese Eigenschaften jedoch vergebens. Er tat sich vielmehr durch 
einen übersteigerten polnischen Nationalismus bis hin zum Chauvinismus hervor. Zum heu¬ 
tigen Zeitpunkt im Jahre 2015 ist noch nicht endgültig über die Seligsprechung entschieden. 

Ein bislang in der deutschen Publizistik nicht aufgegriffenes Thema ist das der Zwangs¬ 
arbeit von Deutschen und Gewalt an Deutschen nach Kriegsende. Wie das Regensburger Bis¬ 
tumsblatt vom 25. Januar 2000 berichtete, waren hiervon rund 500.000 deutsche Zivilisten aus 
den Oder-Neiße-Gebieten betroffen; sie wurden zur Zwangsarbeit in die UdSSR deportiert und 
für Jahre ausgebeutet. Allein auf den Transporten nach Rußland starben bereits zehn Prozent 
der Deportationsopfer an Misshandlungen, Hunger und Kälte. Aber der Transport war erst die 
Vorhölle. Fast die Hälfte der sogenannten Reparationsverschleppten starb in Lagern. Über die 
entmenschlichten Zustände in den ,Kolyma-Lagem\ die zu den schlimmsten der Sowjetunion 
zählten, berichtete eine deutsche Jüdin entsetzt und fragend über das Schicksal junger Frauen: 
„Warum brachen sowjetischen Offiziere, siebzehnjährigen Mädchen die Schlüsselbeine und traten 
ihnen die Rippen mit schweren Militärstiefeln ein? Das Leben der Frauen in den Kolyma-Lagem 
war unglücklich und kurz.“ 

Wie aus unterschiedlichen Quellen hervorgeht, wurden nach 1945 in den besetzen Gebie¬ 
ten vom kommunistischen polnischen Sicherheitsdienst insgesamt 1.255 Konzentrationslager 
Für 250.000 bis 300.000 deutsche Gefangene eingerichtet. 140 Nach offiziellen Angaben kamen 
bis 1948 etwa 60.000 bis 80.000 Deutsche ums Leben, sie wurden meist auf bestialische Weise 
ermordet; hierunter waren Säuglinge, Minderjährige und auch Greise. 141 Allein im Lager Lams- 
dorf starben von rund 8.000 Insassen 6.048. Auch in anderen oberschlesischen Zwangsarbeiterla- 
gem war die Todesrate hoch, es herrschte unbeschreibliche Grausamkeit, ln Polen wurde darüber 
nie gesprochen, so dass offiziell darüber auch keiner Kenntnis hat, - ebenso nicht in Deutschland. 

Interessant an dieser Stelle ist die Rolle des bereits verstorbenen Marceli Reich-Ranicki (A iRR\ 
auch als der „Literaturpapst“ bekannt. Am 2. Juni 1920 in einer polnischen Kleinstadt geboren, lebte 
er ab 1929 in Berlin. Weil er jedoch jüdischer Abstammung war, wurde er Ende 1938 wie auch wei- 


139 Vgl. hierzu u.a. Scholz , „Zwei Tabus, die Polens Verständigung mit Deutschland behindern“, 
Politische Studien , Bd. 41, Heft 314, 1990, S. 724. 

140 So gab es Lager für die zivile deutsche Bevölkerung und für die Mitglieder der NSDAP. 

141 Vgl. „Zivilverschollenenliste des Suchdienstes des Deutschen Roten Kreuzes“, Band III, 
1962/1963, Deutsches Bundesarchiv Koblenz. 
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tere 17.000 jüdische polnische Staatsbürger nach Polen ausgewiesen. Er gelangte nach Warschau, 
wo er schließlich ab November 1940 in das dortige „Ghetto“ verbracht wurde. Doch hier sollte 
er aufgrund seiner guten Sprachkenntnisse zum Chefdolmetscher der Nationalsozialisten berufen 
werden. Somit hatte er alle erdenklichen Freiheiten und musste auch keinen Judenstern tragen. 
Seine Frau sollte an sog. arische Papiere gelangen, was vieles erleichterte. Im Jahr 1944 trat MRR 
in die neu gebildete polnische kommunistische Partei ein und wurde als Ungedienter zum Leiter 
der polnischen Geheimpolizei UB , dem Amt für Verfassungsschutz in Kattowitz, ernannt. 142 Nach 
Angaben des jüdischen Autors John Sack wurden zu dieser Zeit etwa 80.000 deutsche Jugendli¬ 
che, Frauen und Greise in den ehemaligen Auschwitz-Nebenlagem von den MRR unterstellten 
Truppen umgebracht. Allein etwa 20.000 Frauen, die zuvor von ihren Vergewaltigern mit Syphilis 
angesteckt wurden, entledigte man sich meist per Kopfschuss. 143 ln Polen wurde wie auch in der 
Bundesrepublik Deutschland hierüber nie gesprochen, so dass offiziell auch keiner näher bescheid 
weiß. Alf dies ist mit Emotionen und mit unermesslichem Leid verbunden. Aber die Aufgabe eines 
Wissenschaftlers ist es, darzustellen wie es war, auch wenn dies politisch nicht korrekt sein sollte. 


2. Politische und rechtliche Rahmenbedingungen in der Volksrepublik Polen 
2.1 Staats- und Verfassungssystem 

Die Sowjetregierung hatte bereits im Dezember 1941 ein polnisches Komitee’ ins Leben gerufen, 
dem sich im Mai 1943 der ,Verband polnischer Patrioten’ anschloss. Ein Jahr später erkannten des¬ 
sen Mitgliederdas Polnische „Komitee der Nationalen Befreiung“, das sogenannte Lubliner Komi¬ 
tee, als alleinige politische Vertretung Polens an. Die Gruppierung begann sofort damit, eine kom¬ 
munistisch orientierte Verwaltung aufzubauen. Bereits am 21. Januar 1944 wurde eine provisorische 
Regierung in Warschau gebildet, an der auch Mitglieder der polnischen Exilregierung in London 
beteiligt waren. Die Polnische Arbeiterpartei (Polska Partia Robotnicza, PPR), die am 22. Juli 1944 
die Macht im Land übernahm, vertrat noch bis September 1948 den Standpunkt, dass unter den 
polnischen Bedingungen die Diktatur des Proletariats vermeidbar sei; sie erklärte diese nun für den 
einzig gangbaren Weg zum Sozialismus. Der neue politische Kurs der PPR hatte eine Verschärfung 
des Kampfes sowohl gegen die Opposition, als auch gegen die verbündeten Blockparteien und alle 
der PPR- Führung unbequemen Kräfte innerhalb der eigenen Partei zur Folge. Nach Säuberungsak¬ 
tionen in der Polnischen Sozialistischen Arbeiterpartei (Polska Partia Socjalistyczna, PPS) und der 
PPR schlossen sich im Dezember 1948 beide Parteien zur Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei 
(Polska Zjednoczona Partia Robotnicza, PZPR) zusammen. Die weiteren noch existenten nichtkom¬ 
munistischen Parteien verloren ihre Selbständigkeit und galten fortan als „Transmissionsriemen“ der 
PZPR zu den nichtproletarischen Schichten. Mit dem Gesetz ,Über die territorialen Organe der ein¬ 
heitlichen Staatsmacht’ vom 20. März 1950 wurde der gesamte Staatsapparat umgewandelt und die 


142 Vgl. H. Kartei , „Prof. Dr. Marceli Reich-Ranicki. Der Eichmann von Kattowitz“, Zittau 1999. 

143 John Sack , „Auge um Auge. Die Geschichte von Juden, die Rache ftir den Holocaust ... Die 
Geschichte von Juden , die Rache für den Holocaust suchten“, Hbg. 1993. 
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territoriale Selbstverwaltung beseitigt. „Der überkommene Dualismus der örtlichen Verwaltungs¬ 
organe als Organe der Staats- und Selbstverwaltung wurde aufgehoben und die beiden Funktionen 
in den Nationalräten und ihren Organisationen vereinigt, die nach dem Prinzip des demokratischen 
Zentralismus dreistufig organisiert wurden.“ 144 

Die PZPR eignete sich schließlich das Führungsmonopol in Staat und Gesellschaft an. Der 
gesetzgebende Sejm erließ am 22. Juli 1952 eine Verfassung für die Volksrepublik Polen nach 
dem Vorbild der Stalinschen Verfassung von 1936. Sie spiegelte die damalige politisch-öko¬ 
nomische Situation sowie die herrschende marxistisch-leninistische Ideologie wieder. Sie trug 
der ausschlaggebenden Rolle der PZPR Rechnung und erklärte Polen zur Volksdemokratie. Die 
Bestimmungen der Verfassung waren sehr allgemein gehalten und erlaubten daher eine den aktu¬ 
ellen Bedürfnissen angepasste Interpretation. So waren auch keine Institutionen vorgesehen, die 
etwa die Verwirklichung der grundlegenden Verfassungsprinzipien effektiv zu sichern imstande 
gewesen wären. Auch nach der zehnten und umfangreichsten Novellierung der Verfassung, die am 
16. Februar 1976 verabschiedet wurde, änderte sich im Kern der Bestimmungen nichts Wesentli¬ 
ches. 145 Artikel 5 der Verfassung sagte den Bürgern des Landes die Beteiligung an der Machtaus¬ 
übung und die Unterstützung bei der Entwicklung der verschiedenen Formen der Selbstverwal¬ 
tung zu. Nach Art. 67 Absatz 2 sollten alle Bürger der Volksrepublik Polen die gleichen Rechte 
unabhängig von Nationalität, Rasse oder gesellschaftlicher Herkunft und Stellung erhalten. Art. 
81 präzisierte diese Rechte und benannte auch sämtliche Lebensbereiche - staatliche, politische, 
wirtschaftliche, gesellschaftliche und kulturelle - in denen sie Anwendung finden sollten. 

Die Verletzung dieses Grundsatzes durch irgendeine direkte oder indirekte Bevorzugung oder 
Beschränkung der Rechte war strafbar. Die Art. 82 bis 86 sollten eine Vielzahl von Freiheits¬ 
rechten garantieren, wie man sie nur in westlichen Staaten kannte: So war die Möglichkeit der 
freien politischen Entfaltung, der freien Bildung von Vereinigungen und das Recht, sich an alle 
Staatsorgane mit Klagen und Beschwerden wenden zu können, gegeben. Die in Art. 87 aufgefuhr- 
ten Rechte und Freiheiten seien hier wörtlich angeführt, um sie an der vor allem in Kapitel III 
beschriebenen Wirklichkeit messen zu können: 

1. Die Volksrepublik Polen gewährleistet den Bürgern die Unverletzlichkeit der Person. 
Dem Bürger kann die Freiheit nur in gesetzlich bestimmten Fällen entzogen werden. 

Ein Festgenommener ist zu entlassen, falls binnen 48 Stunden vom Zeitpunkt der Fest¬ 
nahme kein Haftbefehl des Gerichts oder des Staatsanwalts zugestellt wird. 

2. Das Gesetz schützt die Unverletzlichkeit der Wohnung und das Briefgeheimnis. 
Die Durchführung einer Hausdurchsuchung ist nur in gesetzlich bestimmten Fällen 
zulässig. 


144 Dies war die Einteilung in Gemeinde beziehungsweise Stadt oder Stadtgemeinde, Kreis und 
Wojewodschaft, vgl. hierzu Siegfried Lammich , in „Verfassungen der kommunistischen Staaten“, 
Paderborn — München - Wien - Zürich 1979, hrsg. von Georg Brunner und Boris Meissner , S. 331. 

145 Vgl. ebd., S. 333 - 334. Auch in dieser Fassung sind die „wiedergewonnenen Gebiete, die zu 
Polen zurückgekehrt“ sind, angeführt (d. Verf.). 
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3 Die Entziehung des Eigentums kann nur in gesetzlich bestimmten Fällen 
aufgrund einer rechtskräftigen Entscheidung erfolgen“ 146 


2.2 Amtliche Klassifizierung der deutschen Bevölkerung und Frage der 
Staatsangehörigkeit 

Nach Abschluss der Vertreibungsmaßnahmen begriff sich die Volksrepublik Polen im Gegen¬ 
satz zu Vorkriegspolen als völkisch homogener Staat ohne belastende Minderheiten. Insbeson¬ 
dere hatte sich das Problem einer deutschen Minorität nach polnisch-kommunistischer Rechts¬ 
auffassung erledigt, 147 womit sich auch die Gewährung jeglichen kulturellen Rechtes oder 
Gruppenrechtes gegenüber den Deutschen erübrigte. Nach Angaben von Stoll waren nach der 
Verwaltungsübemahme durch Polen noch mindestens 1,8 Mio. Deutsche, die nach polnischer 
Sichtweise keine einheitliche Bevölkerungsgruppe darstellten, im Land zurückbehalten wor¬ 
den. Dies waren die deutschen Reichsangehörigen beziehungsweise Danziger und die Volks¬ 
deutschen. Erstere galten als integrationsfähig oder wurden für die Wirtschaft unentbehrlich 
befunden. Die Mehrheit von ihnen waren die sogenannten Autochthonen, - nach polnischer 
Darstellung „Alteingesessene polnischer Herkunft, die nach jahrhundertelanger nationaler 
Unterdrückung im Jahr 1945 befreit und zum Mutterland zurückgekehrt“ seien. 14 * 

Wesensmerkmal dieser Volksgruppe war das sogenannte schwebende Volkstum, das nach 
objektiven Gesichtspunkten keine nationale Zuordnung erlaubte - Sprache und nationale Identität 
standen nicht im Einklang. Nach Reichling lebten im deutsch-polnischen Grenzraum mehrere 
mundartliche Gruppen, die im Hausgebrauch eine eigene Gruppensprache benutzten, daneben 
aber auch Deutsch, Polnisch oder beide Sprachen beherrschten. Soweit diese Gruppen innerhalb 
der Grenzen des Deutschen Reichs von 1937 lebten, wie der Teil der Oberschlesier im Regie¬ 
rungsbezirk Oppeln, hatten sich diese bereits vor Ausbruch des Zweiten Weltkriegs nahezu völlig 
in das Deutschtum eingegliedert. 149 Nach der Volkszählung vom 17. Mai 1939 bekannten sich 
von den 9.621.000 Einwohnern der damaligen Bevölkerung in den später polnisch verwalteten 
Gebieten Deutschlands östlich von Oder und Neiße 99,5% als Deutsche; 1933 waren es 98,7 % 


146 Lammich, ebd., S. 348. 

147 Die Deutschen machten angeblich nur noch 1,5 % der Gesamtbevölkerung aus. Vgl. K. Ker¬ 
zen, „Przemiany struktury narodowosciowej Polski po II wojnieswiatowej. Geneza wyni- 
ki 4 (Wandlungen in der nationalen Struktur Polens nach dem Zweiten Weltkrieg. Entstehung 
und Ergebnisse), in Kwartalnik Historyczny 76 (1969), S. 337 - 366, zit. nach Rautenberg , 
„Deutsche und Deutschstämmige in Polen - eine nicht anerkannte Volksgruppe“, Aus Politik und 
Zeitgeschichte , B 50/88, 09.12.1988, S. 14. 

148 Vgl. Christian Theodor Stoll , „Die Deutschen im polnischen Herrschaftsbereich nach 1945“, 
Wien 1986, S. 7; s. auch Rautenberg, ebd., S. 16. 

149 Vgl. Gerhard Reichling, „Die Aussiedler aus dem polnischen Machtbereich“, zit. nach Wilhelm 
Arnold (Hrsg.), „Die Aussiedler in der Bundesrepublik Deutschland. Abhandlungen zu 
Flüchtlingsfragen“. Wien 1980, Bd. XII/1, S. 15. 
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und 1925 genau 98 %. Nach der polnischen Volkszählung vom 8. Dezember 1970 lebten in diesen 
Teilen Deutschlands östlich von Oder und Neiße 679.669 Personen im Alter von fünfundzwanzig 
und mehr Jahren, deren Geburtsort in diesen Gebieten gelegen hatte. Nach polnischer Geburten¬ 
statistik kommen noch etwa 500.000 Abkömmlinge dieser Personen hinzu, die am 8. Dezember 
1970 unter fünfundzwanzig Jahre alt waren. Berücksichtige man die „schwer feststellbaren Assi- 
milierungsverluste nicht, wohl aber den Wohnsitzwechsel Deutscher aus den Gebieten, die am 31. 
Dezember 1937 zu Polen gehörten, in die Reichsgebiete und umgekehrt, so belief sich die Zahl 
der Deutschen, über die die Volksrepublik Polen faktisch die Macht ausübt, Ende 1976 auf 1,1 bis 
1,2 Mio. Menschen.“ 150 

Ungeachtet ihrer deutschen Staatsangehörigkeit und ihres nationalen Bekenntnisses wur¬ 
den die Deutschen gemäß Art. 1 des Gesetzes vom 28. April 1946 über die polnische Staats¬ 
angehörigkeit von Personen polnischer Nationalität, die in den wiedergewonnenen Gebie¬ 
ten wohnhaft waren, zwangsweise in das polnische Staatswesen eingegliedert. Dies geschah 
überwiegend durch das sogenannte Verifizierungsverfahren der Jahre 1945 - 1949, in dessen 
Verlauf die Deutschen ihre polnische Volkszugehörigkeit durch eine Verifikationskommission 
nachgewiesen bekommen haben. Zudem mussten sie ein Loyalitätsbekenntnis zum polni¬ 
schen Staat ablegen. Ein Teil der deutschen Bevölkerung konnte sich bis 1951 erfolgreich 
gegen diese Maßnahmen wehren. Die Zurückgebliebenen wurden schließlich nach Art. 3 des 
neuen polnischen Staatsbürgerschaftsgesetzes über die polnische Staatsangehörigkeit vom 8. 
Januar 1951 summarisch in die polnische Staatsbürgerschaft einbezogen; 151 die zuständigen 
Behörden waren befugt, Personen als polnische Staatsbürger anzuerkennen, die in Polen min¬ 
destens seit dem 9. Mai 1945 wohnhaft waren. Ausgenommen hiervon waren diejenigen, die 
als Ausländer nach Polen gekommen waren; etwa 900.000 Personen allein in West - Ober¬ 
schlesien wurden auch als solche behandelt. 

Auf die bestehende verfassungsrechtliche Situation sei ausdrücklich hingewiesen. Nach 
Art. 1161 Grundgesetz ( GG ) für die Bundesrepublik Deutschland ist Deutscher, wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit 
oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stan¬ 
de vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat. 152 Der Besitz der deutschen Staatsangehö- 


150 Verletzungen von Menschenrechten , Auszug aus der Dokumentation Rechtsverpflichtungen zum 
Schutz der Menschenrechte gegenüber Deutschen in den Gebieten des Deutschen Reiches östlich 
von Oder und Neiße und außerhalb der Grenzen des Deutschen Reiches“, Bonn 1980, Bund der 
Vertriebenen (Hrsg.); auszugsweise dokumentiert und zusammengestellt von der AG MO, 2. neu 
bearb. Aufl., S. 26. 

151 Vgl. Christian Theodor Stoll , „Zur Frage des Staatsangehörigkeits- und Vermögensverlustes 
von Spätaussiedlern aus dem polnischen Herrschaftsbereich“, Hildesheim 1977, ungebunde¬ 
ne Ausgabe, Haus des Deutschen Ostens , München, S. 10. In Buchform erschien das Werk im 
Jahrbuch für Ostrecht , 1979. Näheres zum Gesetz über die polnische Staatsbürgerschaft vom 
08.01.1951 und die Frage der verifizierten Bevölkerung, siehe Stoll , „Die Rechtsstellung der 
deutschen Staatsangehörigen in den polnisch verwalteten Gebieten“, S. 154 ff.. 

152 Auf dieses Datum wird der Verfasser noch in Kapitel V 5 eingehen. 
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rigkeit bestimmt sich nach dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 und 
den zu seiner Änderung und Ergänzung ergangenen Rechtsvorschriften. Deutsche Staatsangehö¬ 
rige sind danach auch diejenigen jenseits der Oder-Neiße lebenden Personen, die die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben und nicht wieder verloren haben. Nach herrschender Meinung im 
Westen hat die Abtrennung der Gebiete östlich von Oder und Neiße die Rechtsstellung der dort 
lebenden beziehungsweise verbliebenen deutschen Staatsangehörigen nicht berührt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat bereits in seinem Urteil vom 7. Juli 1975 verbindlich für 
alle Staatsorgane und Gerichte festgeschrieben, dass denjenigen Personen, die die deutsche Staats¬ 
bürgerschaft legal besaßen und sie nun von neuem beanspruchten, ihnen zuerkannt werden muss. 
Nach Art. 116 II GG besteht die staatliche Verpflichtung, frühere Staatsangehörige, denen zwi¬ 
schen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen Gründen 
entzogen worden ist, auf Antrag wieder einzubürgem. Nach Art. 16 1 GG darf und durfte die 
Staatsangehörigkeit nicht gegen den Willen des Betroffenen entzogen werden. Die durch Gesetz 
oktroyierte polnische Staatsangehörigkeit war nicht rechtsgültig gewesen, da gegen damaliges 
Völkerrecht verstoßen wurde. Dieser Personenkreis hat folglich nach vorausgegangenem Abstam¬ 
mungsnachweis auch das Recht auf einen Bundespersonalausweis. Die Staatsangehörigkeit der 
Deutschen in den Oder - Neiße - Gebieten - also auch derjenigen in Oberschlesien - ist jedoch 
mit keinerlei Herrschaftsansprüchen der Bundesrepublik Deutschland verbunden; ihre praktische 
Bedeutung besteht allein darin, dass die Betreffenden Anspruch haben, als Deutsche behandelt zu 
werden, wenn sie sich in das Bundesgebiet begeben oder in einer deutschen Botschaft um Schutz 
bitten. An diesen aufgezeigten Staatsangehörigkeitsverhältnissen hatte sich auch durch Abschluss 
des Warschauer Vertrages vom Dezember 1970 nichts geändert; staatsangehörigkeitsrechtliche 
Fragen wurden hier nicht behandelt. Zu beachten ist jedoch insbesondere der Vorbehalt der Bun¬ 
desrepublik Deutschland bezüglich dieser Frage in der Erklärung des Bundesaußenministers in 
den Warschauer Verhandlungen vom 4. November 1970. 153 Auch den in diesen Verträgen enthal¬ 
tenen Grenzvereinbarungen kann ein Einfluss auf die Staatsangehörigkeitsverhältnisse nicht ent¬ 
nommen werden. Gleiches gilt im Hinblick auf Art. 16 I GG für die 1990 beschlossene Änderung 
der Präambel des Grundgesetzes und die Entschließungen von Bundestag und Volkskammer vom 
21. Juni 1990 zur deutsch-polnischen Grenze. 154 

Neben den Autochthonen wurden etwa 120.000 Personen als Deutsche anerkannt, jedoch 
behielt man sie ebenfalls als Fachkräfte für die Industrie und Landwirtschaft im Land zurück. 
Nach vorübergehender schwerer Diskriminierung erlangten sie den Status einer Quasi - Minder¬ 
heit, namentlich in Niederschlesien und Pommern; sie sollten zwischen 1951 bis 1959 teilweise 
nach Deutschland ausreisen dürfen. 155 Die Existenz einer wachsenden Zahl sich zum Deutschtum 
bekennender Personen wurde meist erst im Zusammenhang mit finanziellen Forderungen zugege¬ 
ben. Der Bund der Vertriebenen wies daraufhin - die polnischen Behauptungen deutlich widerle- 


153 Vgl. Bulletin , Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Bonn 1970, S. 1819 u. 1821. 

154 Vgl. Heinz Seifert und Dieter Hömig (Hrsg.), „Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland. 
Grundgesetzkommentar“, Baden - Baden 1991, S. 554 - 558. 

155 Stoib „Die Deutschen im polnischen Herrschaftsbereich nach 1945“, S. 7 - 8. 








102 


2 . Politische und rechtliche Rahmenbedingungen in der Volksrepublik Polen 


gend - dass seit der Beendigung der Massenvertreibungen bis Ende 1979 etwa 605.000 Personen, 
davon etwas mehr als ein Viertel nach den Ostverträgen, als Deutsche in die Bundesrepublik 
Deutschland kamen. 156 Im Gegensatz zu den Reichsdeutschen waren die Volksdeutschen meist 
Personen bzw. deren Eltern, die als polnische Staatsbürger im Vorkriegspolen wohnhaft waren. 
„Die Angehörigen dieser Personengruppe, die seit Langem in Altpolen ... siedelten oder nach der 
Abtrennung ostdeutscher Gebiete durch den Versailler Vertrag für Polen optiert hatten, bildeten 
im polnischen Staatsverband besonders in Ost-Oberschlesien eine zahlenmäßig starke und aktive 
deutsche Minderheit, die trotz der rabiaten polnischen Verdrängungspolitik und zuletzt wegen 
der offenen Verfolgung vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieges noch mindestens 1,2 betrug.“ 157 
Sie war prozentual gesehen mit 2,3 % die drittstärkste Minderheit, der während der deutschen 
Besetzung im Jahr 1939 meist die deutsche Staatsangehörigkeit verliehen wurde. Diejenigen von 
ihnen, die nach dem Krieg im Land zurückblieben, waren in den ersten Jahren schweren Verfol¬ 
gungen und gesellschaftlicher Erniedrigung ausgesetzt. Sie wurden einer strengen Überwachung 
und national-polnischen Erziehung beziehungsweise Umerziehung unterworfen, ohne dass ihnen 
auch nur die geringste Möglichkeit einer eigenständigen kulturellen Betätigung gewährt wurde. 
Nicht einmal der Gebrauch der deutschen Sprache wurde geduldet, dieser vielmehr als Zeichen 
einer polenfeindlichen Provokation und Aufsässigkeit gewertet und auch verfolgt. 

2.3 Internationale und bilaterale Abkommen 

Nach dem Zweiten Weltkrieg schloss die Volksrepublik Polen zahlreiche Abkommen und Ver¬ 
einbarungen auf internationaler sowie bilateraler Ebene und verankerte ein Diskriminierungsver¬ 
bot in ihrer Verfassung, woraus sich zweifelsfrei Verpflichtungen ergaben beziehungsweise auch 
heute noch ergeben, die sie gegenüber den im Lande verbliebenen Deutschen erfüllen muss: Bei 
der Unterzeichnung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte durch 56 Mitgliedsstaaten 
der Vereinten Nationen, der Nachfolgeorganisation des Völkerbundes, am 10. Dezember 1948, 
enthielt sich die polnische Regierung noch der Stimme, und obwohl diesem Abkommen zunächst 
keine rechtliche Bindewirkung zukam, bestand dennoch eine große moralische und politische 
Verpflichtung. Die Organisation unternahm nach Angaben von Blumenwitz nach Beendigung des 
Zweiten Weltkrieges keine vergleichbaren Anstrengungen wie der Völkerbund, den Minderhei¬ 
tenschutz völkerrechtlich abzusichem, da deren Mitglieder davon ausgingen, dass das Minder¬ 
heitenschutzsystem dieser Zeit ohnehin versagt habe. Man glaubte, der Schutz des Individuums 
sollte primär durch die Menschenrechte abgesichert werden, der Minderheitenschutz in Form von 
Gruppenrechten erschien überflüssig. 159 


156 Vgl. Verletzungen von Menschenrechten, (s. Anm. 150), S. 25. 

157 Das Deutsche Reich verlor an Polen 46.122 km 2 Boden mit einer Vorkriegseinwohnerschaft von 
3,853 Mio. Personen. Davon stammten allein 490.000 Bewohner aus Ost-Oberschlesien, vgl. 
Stoll , a.a.O., S. 9. 

158 Vgl. ebd., S. 17. 

159 Vgl. Blumenwitz , „Minderheiten- und Volksgruppenrecht. Aktuelle Entwicklung“, S. 4L 
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Nach den Bestimmungen des Art. 2 des Völkerrechtspaktes sollte unterschiedslos jeder Mensch 
Anspruch auf die in der Erklärung proklamierten Rechte und Freiheiten haben: So gewährleiste Art. 7 
die Gleichheit vor dem Gesetz, Art. 3 das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und einen 
beliebigen Wohnsitz zu wählen. Nach den Bestimmungen des Art. 15 hatte jeder Mensch Anspruch auf 
eine Staatsangehörigkeit, die nicht willkürlich entzogen werden durfte; auch der Wechsel der Staatsan¬ 
gehörigkeitstand frei. Art. 21 sollte das Recht verbürgen, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegen¬ 
heiten innerhalb des jeweiligen Staates unmittelbar oder durch gewählte Vertreter teilzunehmen. Heute 
vertritt man die Auffassung, dass die einzeln aufgeführten Rechte im Laufe derZeit zu Völkergewohn¬ 
heitsrecht geworden sind. Begründet wird dies mit der immer häufigeren Inbezugnahme der Erklärung 
durch Resolutionen der Vereinten Nationen und in völkerrechtlich verbindlichen Verträgen. Der Ver¬ 
fassererinnert hieran die Verurteilung von Vertreibungen und ethnischen Säuberungen durch die UNO- 
Generalversammlung und die UNO-Menschenrechtskommission. Das Recht auf die angestammte 
Heimat hat sich als zwingendes Völkerrecht etabliert. Hingewiesen sei auch auf die Worte des Hoch¬ 
kommissars für Menschenrechte, Jose Ayla Lasso, zur Gedenkveranstaltung am 28. Mai 1995 in der 
Paulskirche zu Frankfurt: „Das Recht, aus der angestammten Heimat nicht vertrieben zu werden, ist 
ein fundamentales Menschenrecht 

Es folgten die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
vom 4. November 1950 sowie der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte (), 
der am 16. Dezember 1966 zusammen mit dem Weltpakt über wirtschaftliche, soziale und kultu¬ 
relle Rechte von der Generalversammlung der Vereinten Nationen angenommen wurde. Er galt 
als Meilenstein für die Minderheitenschutzarbeit der Organisation. Nach dessen erstem Artikel 
obliegt jedem Vertragsstaat die Verpflichtung, die in diesem Pakt anerkannten Rechte zu achten 
und sie allen in seinem Gebiet befindlichen und seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Personen 
ohne Unterschied wie insbesondere der nationalen Herkunft, der Geburt oder der Sprache, zu 
gewährleisten. So hat jeder Vertragsstaat dafür Sorge zu tragen, dass jeder, der in seinen in diesem 
Pakt anerkannten Rechten oder Freiheiten verletzt worden ist, die Möglichkeit besitzt, eine wirk¬ 
same Beschwerde einlegen zu können, selbst wenn die Verletzung von jemandem begangen wor¬ 
den ist, der in amtlicher Eigenschaft gehandelt hat, des weiteren, den gerichtlichen Rechtsschutz 
der Beschwerdeführer auszubauen sowie den Beschwerden Geltung zu verschaffen. 

Nach Art. 12 IPBPR steht es jedermann frei, seinen Wohnsitz beliebig zu wählen oder auch 
jedes Land, in dem er sich befindet, zu verlassen. Diese Rechte dürfen nur eingeschränkt wer¬ 
den, wenn es gesetzlich vorgesehen ist und unter anderem zum Schutz der nationalen Sicher¬ 
heit, der öffentlichen Ordnung oder der Rechte und Freiheiten anderer dient. Art. 22 IPBPR räumt 
das Recht ein, sich frei mit anderen zusammenzuschließen sowie zum Schutz seiner Interessen 
Gewerkschaften zu bilden und ihnen beizutreten. Die wichtigste Bestimmung enthält Art. 27 IPB¬ 
PR, in der es heißt: „In Staaten mit ethnischen, religiösen oder sprachlichen Minderheiten darf 
Angehörigen solcher Minderheiten nicht das Recht vorenthalten werden, gemeinsam mit anderen 
Angehörigen ihrer Gruppe ihr eigenes kulturelles Leben zu pflegen, sich zur eigenen Religion zu 
bekennen und sie auszuüben oder sich der eigenen Sprache zu bedienen“. 160 


160 Vgl. Blumenwitz, ebd., S. 48. 
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Nach Blumenwitz wurden trotz allgemeiner Befürwortung des Minderheitenschutzes Beden¬ 
ken zum Inhalt dieses Artikels laut. So seien dessen Rechtsgarantien sehr allgemein gehalten und 
entsprächen damit nicht der herrschenden Ansicht, nachdem ein wirksamer Minderheitenschutz 
nur durch Verankerung konkreter Maßnahmen zu erreichen sei. ln Art. 27 IPBPR würden lediglich 
drei Grundrechte genannt, ohne jedoch genauer darauf einzugehen, auf welchen Gebieten diese 
Rechte zur Anwendung gelangen könnten. Ebenso wären keine Maßnahmen der betreffenden 
Staaten normiert, die diese zum Schutz und zur Förderung der Minderheiten zu ergreifen hätten. 

In dem von 55 Staaten Unterzeichneten und am 3. März 1970 ratifizierten Abschlusspapier ver¬ 
pflichtete sich auch die Volksrepublik Polen, verschiedene klassische Freiheitsrechte, wie das auf 
Ausreisefreiheit und Schutz der Minderheiten, zu gewähren. Hinsichtlich der bilateralen Rege¬ 
lungen, 161 die deutsche Minderheit betreffend, ist der zu den Brandtschen Ostverträgen zählende 
Warschauer Vertrag über die Grundlagen der Normalisierung der gegenseitigen Beziehungen 
vom 7. Dezember 1970 von Bedeutung. Die Volksrepublik Polen hatte sich darin bereit erklärt, 
Verpflichtungen auf dem Gebiet der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu erfüllen. Bei den 
Verhandlungen spielte Rhode zufolge auch das Schicksal der in Polen verbliebenen Deutschen 
und die Möglichkeit ihrer Ausreise eine Rolle, zumal die Ausreisebewilligungen seit 1968 zurück¬ 
gegangen waren und 1970 einen Tiefstand von 5.624 erreicht hatten, wie es ihn seit 1956 nicht 
gegeben hatte. Rhode gibt in seinem Beitrag umfangreiche und detaillierte Hintergrundinforma¬ 
tionen bezüglich der bilateralen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik Polen an. 162 

Die polnische Regierung sprach dagegen weit überhöht von 400.000 Ausgesiedelten zwischen 
1955 und 1969 und war nicht damit einverstanden, dass Personen polnischer Nationalität ein 
Nachgeben in dieser Frage zur Emigration ausnutzten. Dafür war sie jedoch bereit, Personen, die 
aufgrund ihrer unbestreitbaren deutschen Volkszugehörigkeit in einen der beiden deutschen Staa¬ 
ten auszureisen wünschen, die Ausreise zu gestatten. Offiziell handelte es sich dabei jedoch ledig¬ 
lich um einige zehntausend Personen, und die zögerliche Genehmigungspraxis der polnischen 
Regierung bezüglich der Ausreiseanträge sollte in den folgenden Jahren beibehalten werden. Bis 
zum Jahr 1970 waren diese von insgesamt 255.000 Deutschen aus dem polnischen Machtbe¬ 
reich nicht bearbeitet worden. Im Durchschnitt wurde wie sich aus der Befragung in Friedland 
ergab, die Genehmigung der Ausreise erst nach dem sechsten Antrag erteilt. Es sind aber auch 
Fälle bekannt, in denen Anträge mehrere Dutzend mal abgelehnt worden sind. Siehe hierzu die 
exemplarischen Fälle, dargestellt in Kapitel III. So brachte der Vertrag von Warschau noch nicht 
den Durchbruch zu einer Entspannung im Verhältnis zwischen beiden Staaten, obwohl gewisse 
Ansätze zu verzeichnen waren. 


161 Bereits am 15. Mai 1922 war ein deutschpolnisches Abkommen bezüglich des Minderheiten¬ 
schutzes für die Polen in Deutsch-Oberschlesien abgeschlossen worden. 

162 Rhode , „Die deutsch-polnischen Beziehungen von 1945 bis in die achtziger Jahre“, Aus Politik und 
Zeitgeschichte , B 11-12/88, 11. März 1988, S. 17. Zum Zustandekommen und den Auswirkungen 
des Warschauer Vertrages siehe auch Jörg K. Hoensch , „Der Normalisierungsprozess zwi¬ 
schen der Bundesrepublik Deutschland und Polen“, Aus Politik und Zeitgeschichte , B 50/88, 
9. Dezember 1988, S. 44 - 47. 
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Im Rahmen der Konferenz zur Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) konnten 
in der Folgezeit wesentliche Fortschritte erzielt werden, Minderheitenschutzbestimmungen ver¬ 
traglich festzuschreiben. Ausschlaggebend hierfür war nach Angaben von Blumenwitz die Rolle 
der Organisation bei der Überwindung des Ost-West-Konfliktes sowie der Zusammenhang zwi¬ 
schen dem Verschwinden des Eisernen Vorhangs und Wiederaufleben der Minderheitenproble¬ 
me. So wurde am 1. August 1975 mit Unterzeichnung der Schlussakte von Helsinki der Min¬ 
derheitenschutz zum ersten mal ausdrücklich in einem Vertrag erwähnt. Es wurde hiermit zwar 
kein Instrument zum wirksamen Schutz von Menschenrechten geschaffen, jedoch kommt ihr 
wegen der darin enthaltenen deklaratorischen Bekräftigung grundlegender Menschenrechte als 
Prinzip des allgemeinen Völkerrechts wiederum elementare Bedeutung zu. Nach Bestimmungen 
des Vertrages, die die Familienzusammenführung betrafen und im sogenannten Korb 3 enthalten 
sind, sollten die Unterzeichnerstaaten Gesuche von Personen, die mit Angehörigen ihrer Familie 
zusammengeführt werden möchten, möglichst zügig in positivem und humanitärem Geist behan¬ 
deln. Solange Angehörige derselben Familien nicht zusammengefiihrt werden konnten, waren 
Begegnungen und Kontakte zwischen ihnen vorgesehen. 

Am Rande der Konferenz verpflichtete sich Bundeskanzler Helmut Schmidt gegenüber dem 
polnischen Parteichef Gierek nach mehrstündigen Verhandlungen zu Milliardenzahlungen an 
Polen: Über DM 1 Mrd. als Kredit sowie DM 1,3 Mrd. für die pauschale Abgeltung von Ren¬ 
tenansprüchen polnischer Staatsangehöriger. Aufgrund eines niedrigen Zinssatzes von nur 2,5% 
jährlich für den gesamten Kredit mit einer Laufzeit von 20 Jahren sollte dies die Bundesrepublik 
Deutschland nochmals DM 950 Mio. an Zinsen kosten, da man dieses Geld wegen Finanzknapp¬ 
heit am internationalen Kapitalmarkt zu handelsüblichem Bedingungen aufnehmen musste. 163 
Nach den Kriterien der Weltbank bedeuteten diese Zahlungen in Wirklichkeit einen Erlass von 
6% der Schulden. Dabei ist ungeklärt, ob die Gelder jemals die Anspruchsberechtigten erreicht 
haben. 164 Den Finanzhilfen folgten noch weitere Bankkredite von mindestens DM 6 Mrd., die 
zweifellos bedeutende Hilfen für die in der Ära Gierek besonders optimistisch gestimmte pol¬ 
nische Volkswirtschaft darstellten. Dies steigerte allerdings auch die hemmungslose Investi- 
tions- und Konsumpolitik des Staates. Der damalige stellvertretende Außenminister Romuald 
Spasonski beschrieb in seinem 1986 erschienenen Buch, „Abschied von Warschau“, mit wel¬ 
chem Leichtsinn in den Planungskomitees des Ministerrates viele Millionen Dollar für Fabriken 
verplant wurden, die eigentlich niemand brauchte. 165 

Aufgrund dieser für die Volksrepublik überaus günstigen Gegebenheiten verbesserten sich 
auch die Bedingungen für weitere Ausreisegenehmigungen für deutsche Antragsteller. So ver¬ 
pflichtete sich die Regierung nach einem am 9. Oktober 1975 zwischen dem polnischen und 
deutschen Aussenminister, Olszowski und Genscher, ausgehandelten Ausreiseprotokoll , 120.000 


163 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung , 4. August 1975. 

64 Vgl. Bolko Reinhold Freiherr v. Richthofen, Robert Oheim , „Die Wahrheit in der Geschichte der 
deutsch-polnischen Beziehungen“, Vaterstetten 1979; hier v. Richthofen, S. 19. 

Vgl. Rhode , „Die deutsch-polnischen Beziehungen von 1945 bis in die achtziger Jahre“, Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 11-12/88, 11.03.1988, S. 20. 
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bis 125.000 Menschen deutscher Volkszugehörigkeit im Laufe von vier Jahren ausreisen zu las¬ 
sen. Nach 1979 sollten die Ausreisegenehmigungen nicht gestoppt werden. Diese Zahlenangaben 
bezogen sich auch auf die Prüfung und Bearbeitung von bereits eingereichten Ausreiseanträgen 
von Personen, deren nächste Familienangehörige in der Bundesrepublik Deutschland aus unter¬ 
schiedlichen Gründen nicht zu ihren Familien in Polen zurückgekehrt waren. Angesichts von 
13.476 Ausreisen im Jahr 1972, auf die 1973 und 1974 genau 8.902 beziehungsweise 7.825 folg¬ 
ten, 166 stellte die nunmehr im Ausreiseprotokoll festgelegte Zahl aus polnischer Sicht ein großes 
Entgegenkommen dar. 

Für dieses Zugeständnis der polnischen Regierung sollte die deutsche Bundesregierung der 
Volksrepublik jedoch einen weiteren Kredit in Höhe von insgesamt DM 2,3 Mrd. einräumen und 
zudem nochmals ein Rentenabkommen abschließen, das ebenfalls mit erheblichen Kosten ver¬ 
bunden war. 167 Die Genehmigungen der Ausreise sollten zum einen in dem vorgegebenen Zeit¬ 
raum möglichst gleichmäßig erteilt werden und zum anderen ohne Beschränkung für diejenigen 
Antragsteller, die die im Protokoll genannten Kriterien erfüllten. Mitglieder der Arbeitsgruppe 
, Vertriebene und Flüchtlinge’ der CDU/CSU - Bundestagsfraktion hatten den Außenminister noch 
vor dessen Reise in die Volksrepublik Polen ihre Bedenken gegenüber diesem Abkommen wis¬ 
sen lassen. Nach Angaben des Deutschen Roten Kreuzes sei von der erheblich größeren Zahl 
von insgesamt etwa 280.000 Ausreisewilligen deutscher Nationalität auszugehen und es wäre 
daher für sie, die Parlamentarier, nicht hinzunehmen, dass von den polnischen Behörden eine 
rein willkürliche Zahl festgelegt würde. Angesichts der weiteren mit diesem Protokoll vorgesehe¬ 
nen Abkommen, die mit erheblichen finanziellen Zuwendungen an die Volksrepublik verbunden 
waren, wandten sich die Abgeordneten auch dagegen, dass Menschen gegen Geld freigekauft 
würden, obwohl sich die Volksrepublik Polen in Korb 3 der KSZE-Schlussakte von Helsinki von 
1973 auch zur Familienzusammenführung ohne Benachteiligung für die Betroffenen und ohne 
finanzielle Gegenleistung verpflichtet hatte. 168 

Für die in der Opposition stehenden Christdemokraten und deren Vorsitzenden Dr. Helmut 
Kohl waren die neuen Abmachungen ebenso wie der deutsch-polnische Vertrag selbst „schlecht 
ausgehandelt“; sie berücksichtigten die deutschen Interessen nicht in erforderlichem Maße: Wäh¬ 
rend die polnischen Wünsche auf klarer vertraglicher Basis eindeutig geregelt waren, hätte das 
Protokoll über die Ausreisemöglichkeiten von Deutschen aus Polen keinen vergleichbaren Rang. 
Der Oppositionsführer verwies dabei auch auf das Schicksal der 160.000 übrigen Deutschen, wor¬ 
über das Protokoll kein Wort verlor. Auf Drohung der Landtagsabgeordneten der CDU/CSU hin, 
dem Vertrag im Bundesrat nicht zuzustimmen, wurde schließlich die zahlenmäßige wie zeitliche 
Beschränkung der Ausreisewilligen durch ein intensives Nachverhandeln der Bundesregierung 


166 Ebd.,S. 19. 

167 Protokoll vom 09.10.1975, Warschau, Drucksache 7/418, Deutscher Bundestag, 7. Wahlperiode, 
Bonn. 

168 Vgl. „Genscher unterschreibt das Ausreiseprotokoll. Proteste der CDU- Vertriebenen im Gepäck“, 
Kölner Rundschau , 09.10.1975. 
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mit der polnischen Seite fallen gelassen. 169 An dieser Stelle sei angemerkt, dass das hierfür ver¬ 
antwortliche Auswärtige Amt die Verantwortung dafür trug, dass ein Vielfaches an Zahlungen an 
die Republik Polen geleistet wurde, ohne für die Deutschen in entsprechendem Maße die ihnen 
zustehenden Rechte erhalten zu haben. 

Der CSF-Bundestagsabgeordnete Dr. Hans Klein rechnete mit rund 900.000 Menschen, 
für die man das Recht auf Ausreise offen halten müsste, gleichgültig, wie viele hiervon auch 
Gebrauch machten; dies sei für ihn von zweitrangiger Bedeutung. 170 Auch die CDD-CSD-Fraktion 
übte heftige Kritik an den zwischen Kanzler Schmidt und Parteichef Gierek in Helsinki getroffe¬ 
nen Vereinbarungen: Grundtenor der Oppositionskritik war die Frage an die Regierung, wie viele 
finanzielle Zusagen Bonn noch in Warschau werde machen müssen, damit schließlich die Umsied¬ 
lung von Deutschen aus Polen in die Bundesrepublik wirklich in Gang kommen könne. Bereits 
beim Abschluss des Warschauer Vertrages im Dezember 1970 seien alle polnischen Forderun¬ 
gen erfüllt worden, ohne dass zugleich Gesichertes für die Deutschen vereinbart worden sei. 171 
Die Kritiker sprachen davon, dass ein Preis der ,Leichtfertigkeit’ gezahlt wurde, die SPD-FDP- 
Regierungskoalition dagegen von dem der Abgeltung der deutschen Schuld, was der Normalisierung 
der Beziehung zuträglich sei. Für die polnische Regierung war die Zahlung von DM 2,3 Mrd. eine greif¬ 
bare Gegenleistung für ihre Zusage, Deutsche ziehen zu lassen. Die Mitglieder der CDU-CSU-Frak- 
tion forderten Bundesaußenminister Genscher dazu auf, die polnische Regierung daraufhinzuweisen, 
dass die im Oder-Neiße-Gebiet zurückgebliebenen Deutschen die deutsche Staatsbürgerschaft besä¬ 
ßen und somit den Schutz der Deutschen Botschaft in Warschau beanspruchen könnten. 172 Infolgedes¬ 
sen bedürften sie für ihre Ausreise auch keiner Genehmigung polnischer Regierungsstellen. 

Der Präsident des Bundes der Vertriebenen , der CDU - Abgeordnete Dr. Herbert Czaja, begrüß¬ 
te zwar die Tatsache, dass weitere bisher zurückbehaltene Deutsche den Machtbereich Warschaus 
verlassen durften, jedoch sei man im Verband angesichts der Größenordnung von mehr als 100.000 
Ausreisewilligen sehr besorgt. Er würde sich auch nicht damit abfinden, dass den Deutschen auf 
ewig die Übersiedlung in die Bundesrepublik versagt werde. Im Gegensatz zu den geschilderten 
ablehnenden Haltungen zu dem Vertragsabschluß begrüßten auffälligerweise der FDP-Vorsitzen¬ 
de Mischnik sowie der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Metzger für ihre Partei die Ver¬ 
einbarung und äußerten die Hoffnung, dass sie bald verwirklicht werde. Nach längerer Zeit folgte 
am 6. September 1983 das Abschließende Dokument des Madrider KSZE -Folgetreffens. In dessen 
Prinzipien 9 und 11 unterstrichen die Teilnehmerstaaten ihre Entschlossenheit, ungeachtet ihres poli¬ 
tischen, wirtschaftlichen und sozialen Systems, die wirksame Ausübung der Menschenrechte und 


169 Vgl. „Der Polenvertrag einstimmig gebilligt“, Frankfurter Allgemeine Zeitung , 13.03.1976 
sowie „Abmachungen mit Polen schlecht ausgehandelt“, Die Welt , 29.10.1975. 

170 Vgl. „Warschau zögert mit der Antwort“, Kölner Rundschau , 09.03.1976. 

171 Frankfurter Allgemeine Zeitung , 04.08.1975; die folgenden Stellungnahmen der verschiedenen 
Persönlichkeiten sind alle der selben Quelle entnommen. 

In Kapitel III geht der Verfasser auf die wohl offensichtlich verletzte Schutzverpflichtung der 
Deutschen Botschaft und des Auswärtigen Amtes beziehungsweise des hierfür verantwortlichen 
Bundesaußenministers Genscher ein. 
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Grundfreiheiten in Übereinstimmung mit der Schlussakte mit dem Ziel einer weiteren und steti¬ 
gen Entwicklung auf diesem Gebiet in allen Teilnehmerstaaten zu sichern. Weiter erinnerten sie an 
„das Recht des Individuums, seine Rechte und Pflichten auf dem Gebiet der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten zu kennen und auszuüben“ sowie daran, in den jeweiligen Ländern die notwendi¬ 
gen Maßnahmen zur wirksamen Gewährleistung dieses Rechts zu ergreifen. Die Unterzeichner¬ 
staaten, zu denen auch die Volksrepublik Polen zählte, betonten die Bedeutung ständiger Fortschrit¬ 
te bei der Gewährleistung der Achtung und des tatsächlichen Genusses der Rechte von Personen, 
die nationalen Minderheiten angehören sowie beim Schutz ihrer legitimen Interessen, wie dies in 
der Schlussakte vorgesehen war. Bei Gesuchen auf Familienzusammenführung wollten die Staaten 
im Normalfall binnen sechs Monaten entscheiden. Die Teilnehmerstaaten des KSZE- Folgetreffens 
bekräftigen in dem Abschließenden Dokument die ethnische, kulturelle, sprachliche und nationale 
Identität nationaler Minderheiten auf ihrem Territorium zu schützen und Bedingungen für die För¬ 
derung dieser Identität zu schaffen. Bis zur politischen Wende in der Volksrepublik Polen im Herbst 
1989 sollten zu diesem Themenkreis keine weiteren Verträge mehr folgen. 


3. Schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen und ihre rechtliche Bewertung 
3.1 Vertreibung und Polonisierung von Deutschen 

Diejenigen Deutschen, die man in der Industrie als Fachkräfte brauchte und deshalb nicht aus 
ihrer angestammten Heimat vertrieben hatte, wurden unter Androhung des sofortigen Verlustes 
der Wohnung, des Arbeitsplatzes, der Lebensmittelkarten, der Sozialunterstützung oder der Weg¬ 
nahme der Kinder gezwungen, ihre Verbindung und ihr loyales Verhalten zum polnischen Staat 
durch besondere Kommissionen „verifizieren“ zu lassen. 173 Sie wurden in entwürdigender Weise 
genötigt, sich von der - durch zahlreiche Schutzvorrichtungen des Versailler Vertrages seinerzeit 
gesicherten - Jedoch als illegal bezeichneten Zugehörigkeit wie dem Bekenntnis zum deutschen 
Volkstum, loszusagen und als Polen rehabilitieren zu lassen. Denjenigen Personen, die hierfür 
keine persönlichen Anträge stellten oder sich diesem Verfahren nicht unterwarfen, sollte ohne 
Willensbefragung durch Sammeleinbürgerung die polnische Staatsbürgerschaft aufgezwungen 
werden. Stoll untersucht die Rechtsfragen, die mit der Einbeziehung der Autochthonen in die 
polnische Staatsgemeinschaft Zusammenhängen. Ausgehend von der Situation vor 1945 prüft er 
insbesondere die Rechtsgrundlagen, die zur Feststellung der polnischen Volkszugehörigkeit und 
zur staatlichen Eingliederung geführt haben. Ebenso beleuchtet er die Frage, w ie diese Maßnah¬ 
men vom Standpunkt des \ ölkerrechts und des deutschen Staatsrechts aus zu beurteilen sind. 1 4 

Deutsche Staatsangehörigkeitsausweise und Zuzugsgenehmigungen wurden beschlagnahmt, 
die Tätigkeit der alliierten Permitstellen für Deutsche wurde beschränkt. Die Betroffenen wurden 


173 Vgl. hierzu BVerfGE 40 . 160 f.. 

14 Vgl. Christian Theodor Stoll . „Die Rechtsstellung der deutschen Staatsangehörigen in den pol¬ 
nisch \erwalteten Gebieten. Zur Integration der sogenannten Autochthonen in die polnische 
Nation**. Frankfurt a.M. - Berlin 1968. S. 88 ff.. 
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listenmäßig erfasst und als polnische Staatsangehörige deklariert. Deutsche Vor- und Nachnamen 
wurden gegen beziehungsweise ohne Zustimmung der Betroffenen polonisiert. Das Verfahren wur¬ 
de meist von Amts wegen durchgefuhrt. Dabei wurde zwischen der phonetischen und schriftlichen 
Angleichung der Namen an die polnische Sprache, der sogenannten Festlegung des Familienna¬ 
mens und der Änderung von Vor- und Zunamen unterschieden. Einzelheiten regelte nach Aufhe¬ 
bung des Dekrets vom 10. November 1945 das Gesetz vom 15. November 1956 in der Fassung vom 
13 November 1963 nebst Ausführungsbestimmungen. 175 Einer der bedeutendsten europäischen 
Menschenrechts- und Minderheitenexperten, Prof. Felix Ermacora, bezeichnete die Vertreibung 
der Sudetendeutschen - man kann sie derjenigen der Deutschen aus Oberschlesien qualitativ gese¬ 
hen wohl gleichsetzen - als Völkermord, ln Schlesien hatte sie genozidalen Charakter; allein 
dort waren sogenannte Nachkriegsverluste, d.h. ungeklärte Fälle, in einer Höhe von mindestens 
466.000 zu verzeichnen. „Der Jurist muss die Art des Unrechts als einen Tatbestand klar kenn¬ 
zeichnen, damit er erkennen kann, was ,Vergeltungsrecht’ und eine neue Ungerechtigkeit nicht 
sind! Das Unrecht der Vertreibung ist ein spezifiziertes völkerrechtliches und innerstaatliches 
Delikt. Es ist Völkermord im Sinne allgemeinen Völkerrechts und der Völkerrechtskonvention. 
Von langer Hand geplant, mit dem Willen, ein Volk oder eine Volksgruppe auf ihrem angestamm¬ 
ten Boden zu zerstören, steht im Mittelpunkt des Tatbestands.“ 176 

Im Wörterbuch des Völkerrechts urteilt Prof. Hans-Heinrich Jeschek , dass sich die Vertrei¬ 
bung der Deutschen aus den Ostprovinzen und aus Ost- und Südeuropa vielfach unter Bedin¬ 
gungen abgespielt hat, die nichts anderes als Völkermord darstellen. 17 Der Tatbestand des Völ¬ 
kermords umfasst Handlungen gegen die Mitglieder einer ethnichen, nationalen, rassischen oder 
religiösen Gruppe, die in der Absicht begangen werden, die Gruppe als solche ganz oder teilweise 
zu zerstören; darunter fielen die Tatbestandsmerkmale wie die Tötung von Mitgliedern der Grup¬ 
pe, Verursachung von schweren körperlichen oder seelischen Schäden an ihren Mitgliedern oder 
aber auch Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre körperli¬ 
che Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen. I7S Der Völkerrechtler Ermacora betont, dass 
es diese Bewertung bereits vor den Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen gegeben habe, dies 
früher jedoch als „Barbarei“ bezeichnet wurde. Das sei wichtig, da man daraus eine klare abend- 


175 Vgl. Dziennik Ustaw Rzeczyspolitej Polskiej 1945, Nr. 56, zit. nach Verletzungen von 
Menschenrechten , s. Anm. 149., S. 130. 

176 „Rechtsgutachten für die Regierung des Freistaates Bayern“ (1991), zit. nach Fritz Wittmann , 
„Professor Dr. Felix Ermacora verstorben“, Deutscher Ostdienst , Nr. 9,3. März 1995 (Dr. Wittmann 
war bis Mai 1998 Präsident des Bundes der Vertriebenen, Vereinigten Landsmannschaften und 
Landesverbände). 

177 1 Schlochauer( Hrsg.), Berlin 1960, S. 658. 

178 Vgl. „Die internationale Genocidium - Konvention vom 09.12.1948 und die Lehre vom vom 
Völkerstrafrecht“, Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft , Bd. 66 1954. Zur Definition 
sowie Beurteilung des Genozids siehe auch Patrick Carroll Campbell , „§220 StGB. Der richtige 
Weg zur Verhütung und Bestrafung von Genozid ? “, Frankfurter Studien , B 17, Frankfurt a. 
Main - Bern - New York 1986. Vgl. auch Brockhaus Enzyklopädie , Mannheim 1994, Bd. 23, 

19. Aufl., S. 407 - 408. 
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ländische Schlussfolgerung ziehen könne: Zum einen verjähre Völkermord strafrechtlich nicht 
und mache zum anderen Konfiskationen ungültig. Eigentumsverluste seien in diesem Fall nicht 
nur zu entschädigen, sondern auch rückgängig zu machen. Das Recht auf Heimat sei kein terri¬ 
torialer staatlicher Anspruch, sondern ein individuelles und kollektives Recht auf Ausübung der 
Selbstbestimmung mit den Forderungen nach Einreisefreiheit, Wohnsitzfreiheit und Freizügigkeit 
des Vermögens. Die Totalkonfiskation von beweglichen und unbeweglichen Gütern im Zuge der 
Vertreibung teile ihren Charakter als Völkermord und sei unter Bedachtnahme auf die allgemein 
anerkannten Regeln des Völkerrechts und das Recht internationaler Organisationen zu widerrufen 
und wieder gut zu machen. Sei es, dass Eigentum zu restituieren ist, sei es, dass für die Vermö¬ 
gensverluste adäquate Entschädigung zu leisten ist. 

Entgegen den Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung wurde bei Kriegsende jegliches 
deutsches Eigentum durch Gesetze vom 6. Mai 1945 und 3. Januar 1946, durch das Dekret vom 
8. März 1946 und durch Verordnung vom 24. März 1946 entschädigungslos vom polnischen Staat 
eingezogen. Betroffen davon waren sowohl die geflüchteten und vertriebenen Deutschen als auch 
diejenigen, denen die Ausreise durch Aushändigung amtlicher Papiere gelang. Auch ihnen wurde 
ihr zurückgebliebenes Vermögen genommen, sie wurden bis heute nicht durch den Urheber dieser 
völkerrechtswidrigen Handlung, den polnischen Staat, in die Verfügungsgewalt über ihr Eigentum 
wieder eingesetzt, noch für diese rechtswidrige Enteignung entschädigt. Aufgrund einer Verord¬ 
nung vom 18. Mai 1970 konnten lediglich Verwandte ersten und zweiten Grades innerhalb von 
sechs Monaten nach Genehmigung der Ausreise den Antrag auf Übertragung des zurückgelasse¬ 
nen Grundbesitzes stellen, sofern sie über landwirtschaftliche oder gewerbliche Praxis verfug¬ 
ten. Nach Ansicht des Bundes der Vertriebenen blieb dabei unklar, ob die Verwandten lediglich 
als Pächter und Treuhänder seitens der Volksrepublik behandelt würden. Die Verfügungsgewalt 
deutscher Vertriebener über ihr Eigentum im Erbgang wurden und werden von der Volksrepublik 
Polen nicht anerkannt, Aussiedler wiederum durften vor der Ausreise über ihr bestehendes Eigen¬ 
tum keine Erbverfügung treffen. 

Aus optischen Gründen versuchten die meisten polnischen Behörden die Deutschen vor Aus¬ 
händigung der Ausreisedokumente zu einer privatrechtlichen Verfügung über ihr Eigentum zu 
Gunsten des polnischen Staates nach Art. 179 des polnischen Zivilgesetzbuches zu veranlassen; 
die Aushändigung der Ausreisepapiere wurde häufig davon abhängig gemacht. Zusätzlich muss¬ 
ten für die Übertragung des Eigentums an den Staat hohe notarielle, Stempel- und Gerichtsge¬ 
bühren seitens der Betroffenen gezahlt werden. Diese gängige Praxis widersprach eindeutig den 
Regeln des Völkerrechts und der Staatenpraxis, insbesondere denjenigen der Haager Landkriegs¬ 
ordnung . ,79 Mit der Vertreibung der Deutschen verstieß die Volksrepublik Polen gegen allge¬ 
meine Regeln und verbindliche Normen des Völkerrechts, gegen die Bestimmungen der Haager 
Landkriegsordnung (HLKO) ]w und auch gegen die Gebote der Menschlichkeit. Zwar werde nach 


179 Vgl. Verletzungen von Menschenrechten , a.a.O., S. 34 - 35. Vgl. dazu auch BVerfGE 40 160,177. 

180 Vgl. RGBl 1910 , S. 107 ff.. Vgl. Dieter Blumenwitz , „Fortentwicklung des Minderheitenschutzes 
und der Volksgruppenrechte in Europa“, Bonn 1992, Staats- und völkerrechtliche Abhandlungen der 
Studiengruppe für Politik und Völkerrecht, Bd. 11, Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen (Hrsg) 
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dem renommierten Völkerrechtler Prof Gornig in der Haager Friedensordnung auf die Deportati¬ 
onsfrage nicht expressis verbis eingegangen, da zu dieser Zeit die Vertreibungsproblematik noch 
nicht bekannt war, gleichwohl lasse sich hieraus die Völkerrechtswidrigkeit von Vertreibungen 
ableiten Im Falle des Kriegszustandes habe der ein Land besetzende Staat nach Art. 43 HLKO 
nach Möglichkeit die öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben wiederherzustellen und auf¬ 
rechtzuerhalten, und zwar unter Beachtung der Landesgesetze. 181 Auch seien die Artikel 46 und 
47 HLKO , die die Rechte der Familie, deren Leben und das Privateigentum schützten, eindeutig 
verletzt worden. Unter Beachtung der Landesgesetze geschehe dies jedoch nicht, wenn man die 
eingesessene Bevölkerung vertreibe. Das Vertreibungsverbot sei als Tatbestand eines völkerrecht¬ 
lichen Delikts auch in das Statut des Nürnberger Militärgerichtshofs aufgenommen worden. Nach 
dessen Art. 6 c wurden Vertreibungen als Verbrechen gegen die Menschlichkeit, nach Art. b als 
Kriegsverbrechen bewertet. Der französische Hilfsankläger hatte den Angeklagten vorgeworfen, 
die Massendeportationen befohlen und damit gegen internationale Konventionen, die Kriegsge¬ 
setze und -gebrauche sowie die allgemeinen Grundsätze des Strafrechtes, wie sie sich aus den 
Strafgesetzen aller zivilisierten Nationen herleiteten, verstoßen zu haben. 

Die Vertreibung aus der Heimat verbiete sich ferner, da sie die auf Völkergewohnheitsrecht 
beruhende, nur durch individuellen Abwanderungsentschluss aufhebbare Verbindung zwischen 
der Bevölkerung und dem angestammten Siedlungs- und Kulturraum zerreißt. 182 Darüber hinaus 
ließe sich das Recht auf Heimat auch mit dem im Völkerrecht anerkannten Verbot der Massen¬ 
ausweisung belegen. Die Vertreibungen seien durch die Bestimmungen des Potsdamer Proto¬ 
kolls , durch die die im Gange befindlichen Gewaltmaßnahmen in humanitäre Bahnen gelenkt 
beziehungsweise beendet werden sollten, nicht gemildert worden. 183 Das in dem Abkommen in 
Abschnitt XII enthaltene Gebot der „ordnungsgemäßen Überführung deutscher Bevölkerungstei¬ 
le“ könne nicht als Rechtfertigung der Vertreibung betrachtet werden. Unabhängig von der Frage 
der Rechtsnatur des Potsdamer Abkommens sei diesem Abschnitt kein Umsiedlungsvertrag zu 
entnehmen. Ein solcher verlange die Einigung zweier Staaten, die des abschiebenden mit dem 
des die Personen aufnehmenden. Da Vertreter Deutschlands wie der Volksrepublik Polen nicht an 
den Verhandlungen in Potsdam beteiligt waren, konnten beide Staaten auch keine Partner eines 
Umsiedlungsvertrages sein. 184 

Nach polnisch - kommunistischer Rechtsauffassung durfte es nach der Vertreibung keine Deut¬ 
schen mehr in den Gebieten östlich von Oder und Neiße geben. Deutsche Staatsangehörige waren 
rechtlich nicht mehr existent. Der Staatenbericht der Volksrepublik Polen an die Menschenrechts¬ 
kommission der Vereinten Nationen verschwieg die Existenz von über einer Million Deutscher als 
Volksgruppe. Den einzelnen war es nicht gestattet, sich zu ihrer deutschen Volkszugehörigkeit zu 
bekennen. Wagte dies jemand dennoch, wurde er auf das schwerste diskriminiert, wozu die Anwen- 


'81 Vgl. Gilbert Gornig , Text des Vortrages „Das Recht auf die Heimat. Vertreibung - Enteignung - 
Haftung - Minderheitenschutz. Völkerrechtliche Überlegungen“, Essen 24.05.1996. 

182 Ebd. 

183 Vgl. „Verletzungen von Menschenrechten“ (s. Anm. 150), S. 26. 

,8 4 Vgl. Gornig, a.a.O.. 
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düng zahlreicher unbestimmter, zum Teil auch unveröffentlichter Rechtsvorschriften sowie verwal- 
tungsintemer Richtlinien und Anweisungen beitrug. So mussten sie mit dem sofortigen Verlust der 
Wohnung, des Arbeitsplatzes, dem Einzug der Lebensmittelkarten, der Streichung der Sozialunter¬ 
stützung oder der Wegnahme der Kinder rechnen. Ihre Verbindung sowie loyales Verhalten zum 
polnischen Volk mussten sie durch besondere Kommissionen verifizieren lassen. Durch dieses Ver¬ 
fahren sollten deutsche Staatsangehörige mit ständigem Wohnsitz in den sogenannten wiedergewon¬ 
nenen Gebieten erfasst werden, die ihre Verbindung mit dem polnischen Volk unter anderem durch 
Kenntnisse der polnischen Standardsprache, einen polnischen Dialekt, die Verwandtschaft mit Polen 
oder einen polnisch klingenden Namen beziehungsweise durch die Pflege polnischer Gebräuche 
bewiesen hatten. Schließlich sollte die positive Verifizierung durch die Abgabe einer Treueerklärung 
gegenüber dem polnischen Volk und Staat bekräftigt werden. Wer sich dem widersetzte, musste mit 
Verfolgung und Diskriminierung rechnen. So blieb alleinstehenden Frauen, deren Männer im Krieg 
gefallen waren, meist keine andere Wahl, als diese Verfahren zu durchlaufen. 185 Galt es doch vor 
allem, die Kinder vor Zugriffen der polnischen Behörden zu schützen. Ebenso zwang man Deut¬ 
schen, die sich dem Verifizierungsverfahren verweigerten, die jedoch als Fachkräfte für Aufbauleis¬ 
tungen im Land benötigt wurden, gegen ihren Willen ,ipso de jure 4 die polnische Staatsbürgerschaft 
durch Gesetz vom 8. Januar 1951 auf; etwa eine Million Deutsche waren hiervon betroffen. Deut¬ 
sche Staatsbürgerschaftsausweise und Zuzugsgenehmigungen wurden beschlagnahmt, die alliier¬ 
ten Permitstellen für Deutsche beschränkt. Dieses Verfahren entsprach nicht den völkerrechtlichen 
Regeln über die Verleihung der Staatsangehörigkeit an fremde Staatsangehörige und verstieß auch 
gegen die Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung . 

Insgesamt wurden fünfzehn bis zwanzig Prozent der ausgesiedelten Deutschen nicht aus der 
polnischen Staatsangehörigkeit entlassen. 186 Sie wurden in entwürdigender Weise gezwungen, 
sich von ihrer - durch zahlreiche Schutzvorschriften des Versailler Vertrages seinerzeit gesicher¬ 
ten - nationalen Zugehörigkeit und dem Bekenntnis zur deutschen Minderheit loszusagen und 
sich als Polen zu rehabilitieren. Für Personen deutscher „nationaler Besonderheit“ aus den vor 
Kriegsausbruch zu Polen gehörenden Gebieten, die sich nicht rehabilitieren ließen oder sich wei¬ 
terhin zu ihrem Volkstum bekannten, wurde mit Dekret vom 13. September 1946 die Vertreibung, 
der Vermögensentzug, der Verlust der Erbfähigkeit sowie sämtlicher Leistungen aus der Sozial¬ 
versicherung und des Rechtes auf Arbeit verfügt; dies auch für diejenigen Personen, die vorher 
den Beitritt zu nationalsozialistischen Organisationen verweigert und sich ablehnend gegenüber 
deren Herrschaft verhalten hatten. 187 


185 Vgl. Mohlek undHoskova , „Der Minderheitenschutz in der Republik Polen, in der Tschechischen 
und in der Slowakischen Republik“, hier Mohlek, S. 18 -19. Näheres zu dem Verifizierungsverfahren 
bei Stoll , „Zur Frage der Deutschen im polnischen Hoheitsbereich“, Osteuropa 1971, S. 493 ff; 
Siehe hierzu auch Thomas Urban , „Deutsche in Polen. Geschichte und Gegenwart einer 
Minderheit“, München 1994, 2. aktual. Auf!., S. 67 - 80. 

186 „Verletzungen von Menschenrechten“ (s. Anm. 150), S. 34. 

187 Vgl. ebd., S. 28. 
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Diese Maßnahmen verhinderten nicht nur die individuelle wie auch gemeinschaftliche Selbst¬ 
bestimmung der Deutschen in der angestammten Heimat, sondern verletzten auch ihre Individu¬ 
al- und Gruppenrechte auf Erhaltung ihrer Kultur und Eigenart. Letztendlich waren die Bestim¬ 
mungen darauf ausgerichtet, die Existenz der Deutschen als nationale Gruppe auszulöschen. Dem 
dienten nicht nur Vertreibung und fortwirkende Diskriminierungsmaßnahmen, sondern auch die 
gelenkte Einwanderung von Polen in diese Gebiete, die zwangsweise die ethnische Verteilung 
der Bevölkerung veränderte. 188 Mit der gezielten Polonisierung wurden den Deutschen jegliche 
Gruppenrechte genommen. Ein eigenes deutsches kulturelles Verbands- oder Vereinswesen war 
strengstens verboten, ebenso wie der Zusammenschluss in deutschen Sportvereinen. 189 Kinder 
und Jugendliche waren besonders durch das Fehlen von deutschen Kindergärten und Schulen 
betroffen. Hierdurch wurden die Gleichheitsrechte der Deutschen sowie ihre Rechte auf nationale 
Existenz als Deutsche und als ethnische Gruppe auf das schwerste verletzt; den Deutschen, insbe¬ 
sondere den Kindern, wurde durch die zwangsweise Polonisierung schwerster seelischer Schaden 
zugefügt. 

3.2 Verweigerung der Ausreise 

Angesichts fortwährender Unterdrückungsmaßnahmen und völliger Leugnung der Existenz einer 
deutschen Volksgruppe im polnischen Machtbereich durch die Behörden sowie die katholische Kir¬ 
che Polens sahen viele Deutsche den Weg der Ausreise als den noch einzig möglichen an. Seit Ver¬ 
hängung des Kriegsrechts im Dezember 1981 war die Abwanderung der deutschen Bevölkerung vor 
allem aus Oberschlesien stark angestiegen. Sie stellte die dortige Administration jedoch vor erheb¬ 
liche Probleme. Zwar schöpften die Deutschen seit den freiheitlichen Erfolgen der unabhängigen 
Gewerkschaft Solidamosc gewisse Hoffnung auf einen positiven Wandel im Land, doch in Anbe¬ 
tracht der bedrückenden Lage waren sie nicht mehr bereit, länger zu bleiben. Mit immer größer wer¬ 
dendem Nachdruck forderten sie ihr vertraglich verbrieftes Recht auf Ausreise ein. Nach offiziellen 
amtlichen Angaben war jedoch sämtlichen Anträgen auf Familienzusammenführung entsprochen 
worden, und damit lebten keine Deutschen mehr auf polnischem Territorium; folgerichtig war auch 
eine Ausreise dieser Personen nicht mehr möglich. Die durch Lech Walesa vertretene Dachorganisa¬ 
tion unabhängiger polnischer Gewerkschaften Solidarnosc konstituierte sich am 2. September 1980 
nach vorausgegangener Streikwelle, ln dem zwischen Streikkomitee und Regierung im folgenden 
Monat geschlossenen Danziger Abkommen wurde die Bildung unabhängiger Gewerkschaften sowie 
das Recht auf Streik durchgesetzt; die Organisation selber konnte am 24. Oktober 1980 offiziell regis- 
tnert werden. Innerhalb weniger Monate wurde sie zur Massenbewegung für eine Demokratisie¬ 
rung Polens, der sich insgesamt rund zehn Millionen Bürger anschlossen. Obwohl in dem Danziger 


Vgl, ebd. S. 29. Der Verfasser weist daraufhin, dass der fortdauernde Vertreibungsdruck und die 
Isolierung der Deutschen durch eine Reihe oberstgerichtlicher deutscher Urteile bestätigt wurde (so 

z.B.: BVerwGE, 10.11.1976 und 16.03.1977 wie ^//-Entscheidung RZW 1971/456, 1972/101, 
1974/39). 

Polnische Vereinigungen in der Bundesrepublik besaßen hingegen volle Freiheiten. 
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Abkommen die parteipolitische Neutralität der Gewerkschaft festgelegt wurde, entwickelte sie sich 
zu einer politischen Bewegung, die das herrschende politische System in Frage stellte. Seit Verhän¬ 
gung des Kriegsrechts wurde sie von staatlicher Seite massiv unterdrückt, ein Jahr später ganz verbo¬ 
ten; damit verschlechterte sich auch die menschenrechtliche Lage der Deutschen spürbar. 

Zu diesem Zeitpunkt forderte der Abgeordnete für Oppeln im Sejm, Edmund Jan Osmänc- 
zyk, vehement die sofortige Einstellung der Aktion Familienzusammenführung’. Er prangerte die 
tatsächlich eingetretene Überschreitung der im Protokoll von 1975 festgelegten Richtzahlen der 
Aussiedler scharfan und machte dafür den inzwischen gestürzten Parteichef Edward Gierek ver¬ 
antwortlich, der ohne jede Rückfrage bei der Gesellschaft dieses unter dem Gewicht von Schul¬ 
den in Milliardenhöhe von Mark in der Bundesrepublik Deutschland zu ihrem größten Schaden 
habe geschehen lassen. 190 Giereck meinte hierzu, dass die weitere Duldung der Ausreise in keiner 
Weise gerechtfertigt sei, sie vergrößere den politischen und ökonomischen Schaden immer mehr 
und führe schließlich zu einer weiteren Verelendung des ohnehin schon abgemagerten Volksver¬ 
mögens. Dem Aussiedlungswillen der Betroffenen lägen nach Auffassung des Politikers unlautere 
Motive zugrunde, die nichts mit dem Wunsch der meisten Aussiedler, als Deutsche unter Deut¬ 
schen zu leben, zu tun hatten. 191 

Der erstmaligen Bekundung eines Ausreiseanliegens folgte meist eine unerträgliche Verschär¬ 
fung der Diskriminierung in allen gesellschaftlichen, nationalen und kulturellen Bereichen über 
Jahrzehnte hinweg; oftmals bedeutete das den Verlust des Arbeitsplatzes und damit finanzielle und 
materielle Not der betroffenen Familien. Die Verhinderung der Ausreise der Deutschen aus der 
Volksrepublik Polen stand im Widerspruch zu den in Art. 12 des Internationalen Pakts über bür¬ 
gerliche und politische Rechte enthaltenen Bestimmungen, die die Vertragsstaaten zur Gewährung 
der Ausreisefreiheit ohne zeitliche und zahlenmäßige Beschränkung verpflichtet haben sowie ent¬ 
gegen den in Korb 3 der Schlussakte von Helsinki enthaltenen Verpflichtungen. Unter den rund 
255.000 nicht bearbeiteten Ausreiseanträgen befanden sich etwa 20.000 dringliche Härtefälle, die 
bei der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Warschau anhängig waren. Seit Abschluss 
des Warschauer Vertrages im Jahre 1970 und auch nach dem fünf Jahre später folgenden Ausreise¬ 
abkommen in die Bundesrepublik war es zum Normalfall geworden, mehr als zehn Anträge stellen 
zu müssen. Es gab jedoch viele Fälle, in denen Anträge zwanzig- oder dreißig mal abgelehnt wor¬ 
den sind, sogar ein Beispiel der siebenundvierzigfachen Ablehnung ist bekannt. 192 

Nach der Ausreise von 124.966 Personen deutscher Volkszugehörigkeit in den Jahren 1976 
bis 1980 konnten in den folgenden beiden Jahren zwar weitere 81.000 Deutsche in die Bun¬ 
desrepublik emigrieren, die meisten jedoch lediglich unter Zuhilfenahme eines Touristenvisums. 
Angesichts eines beginnenden Arbeitskräfteengpasses in der Volksrepublik Polen distanzierte 
sich die Warschauer Führung nunmehr von ihrer Zusage und erklärte, nicht jeden, der behauptet. 


190 Vgl. Andrezej Sakson , „Wyjazdy z Polski do RFN“ (Ausreisen aus Polen in die Bundesrepublik 
Deutschland), Fakty 26, S. 3 - 4, zit. nach Rautenberg , „Deutsche und Deutschstämmige in Polen 
- eine nicht anerkannte Volksgruppe“, Aus Politik und Zeitgeschichte, B50/88, 09.12.1988, S. 21. 

191 Vgl. ebd., S. 23. 

192 Vgl. Verletzungen von Menschenrechten (s. Anm. 150), S. 31. 
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deutscher Abstammung zu sein und Verwandte in der Bundesrepublik zu haben, ziehen lassen zu 
können. Wie einem Kommentar in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 4. August 1975 zu 
entnehmen ist, hätte ein möglicher Wegzug Zehntausender qualifizierter Arbeitskräfte eine erheb¬ 
liche Belastung für den Staatshaushalt dargestellt; die polnische Regierung verwies darauf, dass 
deren Ausbildungsplatz staatliche Gelder beansprucht hätte. Zudem wäre eine Kettenreaktion zu 
befürchten gewesen, wenn polnische Bürger mit Verwandten in anderen westlichen Ländern mit 
Recht ebenfalls eine Familienzusammenführung gefordert hätten. Die aus deutscher Sicht unbe¬ 
friedigende Zahl von 125.000 stellte nach polnischer Auffassung ein beachtliches Entgegenkom¬ 
men dar, nachdem man bereits seit den fünfziger Jahren rund eine halbe Million Deutsche hatte 
ausreisen lassen. Der Kommentator stellt in seinem Beitrag abschließend die Frage, wieso eine 
solche Vereinbarung zwischen beiden Staaten nicht schon eineinhalb Jahre früher getroffen wur¬ 
de. Rhode weist hierzu daraufhin, dass zwar die 1970 genannte Zahl von einigen Zehntausenden 
um ein Vielfaches überschritten worden sei, kritisiert jedoch, dass sich die polnische Regierung 
weigerte, den verbliebenen und sich zum Deutschtum bekennenden Personen irgendwelche Rech¬ 
te zuzubilligen. 193 

Nach Angaben im Ostpreußenblatt vom 19. Juni 1976 hatten insgesamt 285.000 Deutsche 
die Ausreise beantragt, doch wurden 160.000 Deutsche trotz der gewaltigen Geldzahlungen sei¬ 
tens der Bundesregierung von der polnischen Regierung nicht berücksichtigt. Die Respektierung 
der Menschenrechte musste mit Milliardensummen erkauft werden, obwohl ihre Achtung auf der 
ÄSZ£-Konferenz feierlich vereinbart worden ist. Das Blatt bemerkt hierzu, dass Kanzler Schmidt 
und KP-C hef Gierek als verantwortliche Regierungschefs gegen die Vereinbarungen verstießen, 
noch ehe die Tinte ihrer Unterschrift trocken war. 194 Doch nicht nur einheimische Zeitungen 
kamen zu diesem ernüchternden Ergebnis, zahlreiche ausländische Blätter sahen dies ebenso. 
Die bekannte holländische Zeitung Telegraaf in Amsterdam beispielsweise kritisierte das erkaufte 
Ausreiserecht, das nur durch eine totalitäre Regierung aufgezwungen werden konnte und stellte 
fest, dass es bitter sei, dass die deutsch-polnische Vereinbarung, bei der mit Menschen gehandelt 
werde, bei der Gipfelzusammenkunft über Sicherheit und Zusammenarbeit zwischen Ost und 
West in Helsinki getroffen wurde. Dies zeigte aber auch, was unter Zusammenarbeit verstanden 
werde. 195 


193 Rhode, „Die deutsch-polnischen Beziehungen von 1945 bis in die achtziger Jahre“, Aus Politik und 
Zeitgeschichte , B 11-12/88, 11. März 1988, S. 19. Zu den Zahlenangaben vgl. auch Informationen 
des Auswärtigen Amtes, Nr. 1103 B/83. 

Vgl. „Deutsche Steuergelder für den Weltkommunismus“, Das Ostpreußenblatt , 19.06.1976, 
zit. nach v. Richthofen und Oheim , „Die Wahrheit in der Geschichte der deutsch-polnischen 
Beziehungen“, S. 19. 

Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung , 06.08.1975; unter dem Abschnitt,Stimmen der anderen’, S. 2. 
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3.3 Sonstige Behinderungen und Verstöße 

Bevor die Deutschen den für sie ungewissen und oft folgenreichen Schritt eines Ausreisebegeh¬ 
rens angesichts dieser für sie schwer einzuschätzenden politischen Lage wagten, versuchten vor 
allem die jüngeren unter ihnen zunächst gewisse Zugeständnisse zumindest im Bereich der Spra¬ 
che zu erlangen. Darüber berichtete von den größeren Zeitungen in Westdeutschland erstmals die 
Tageszeitung Die Welt. Der federführende Journalist Ingo Urban führte in der Ausgabe vom 11. 
November 1983 die Bestrebungen mehrerer siebzehn- bis neunzehnjähriger Schüler aus deutschen 
Familien im Oppelner Raum an, die bei den Verwaltungsbehörden einen Antrag auf Deutschun¬ 
terricht gestellt hatten; aufgrund der angespannten Haushaltslage wurde dieser jedoch abgelehnt. 
Als daraufhin die Eltern das erforderliche Geld für die Bezahlung der Lehrkräfte aus eigenen 
Mitteln zur Verfügung stellten, erklärte der Wojewodschaftsangehörige, dass dies automatisch das 
Entstehen von Organisationsstrukturen der Deutschen in Polen nach sich ziehen würde und dies 
der polnische Staat nicht zulassen könnte. 196 

ln den ländlichen Regionen, in denen die Deutschen noch etwa achtzig Prozent der Bevölke¬ 
rung ausmachten, durfte Deutsch weder öffentlich gesprochen noch als erste oder zweite Fremd¬ 
sprache an den Schulen gewählt werden; deutsche Gastspiele oder Programme des deutschen 
Kulturaustausches waren ebenso wenig gestattet. Die staatlichen Rundfunk- und Femsehanstalten 
durften keine deutschen Hörprogramme oder deutsche Filme ausstrahlen. - Dies war lediglich in 
anderssprachiger Synchronisation erlaubt. Das öffentliche Lesen deutscher Schriften war ebenso 
wie das Eintreten für den geltendem Völkerrecht entsprechenden Status der von Polen besetz¬ 
ten Gebiete strafbar; es galt als staatsfeindliche Flüsterpropaganda beziehungsweise Gutheißen 
des Faschismus. Um eines jener Vergehen nachweisen zu können, wurden meist die Wohnungen 
belauscht. Selbst Touristen, die sich mit ihren Angehörigen auf der Straße deutsch unterhielten, 
wurden von der Polizei dazu angehalten, polnisch zu sprechen. Der private Gebrauch der deut¬ 
schen Sprache wurde bis in die achtziger Jahre hinein - wenn auch in abnehmendem Maße - ver¬ 
folgt und bestraft, da dies als Beleidigung des polnischen Volkes angesehen wurde. 197 Hierdurch 
wurden die Deutschen in starkem Maße diskriminiert, ebenso durch die restriktive Auslegung von 
Bestimmungen und Gesetzen in Zivilrechts- und Strafrechts verfahren. 

Ebenso waren deutsche Gottesdienste und religiöser Kult in deutscher Sprache untersagt, 
sogar das Sprechen eines deutschen Gebetes. Für die religiös gebundenen Deutschen bedeutete 
dies eine schwere Diskriminierung. Nach Angaben des Bundes der Vertriebenen gab es deut¬ 
sche Seelsorge noch vereinzelt in der Stadt Breslau, wo jedoch nur noch wenige Deutsche zu 
finden waren, dagegen nicht in den Bezirken Oppeln und Kattowitz, wo Hunderttausende Deut¬ 
sche wohnten wie auch in anderen Bezirken, in denen Deutsche in sehr großer Zahl lebten. Die 
Polonisierungsmaßnahmen gingen sogar soweit, deutsche Grabinschriften zu entfernen oder 


196 Vgl. „Deutsche unter Warschaus Druck“, Die Welt , 11.11.1983; hier stellt sich die Frage, wie eine 
Organisation hätte entstehen sollen, wenn nach offiziellen Angaben keine Deutschen mehr im 
Land anwesend waren. 

197 Vgl. Verletzungen von Menschenrechten (s. Anm. 150), S. 36 - 37. 
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Friedhöfe auf denen fast ausschließlich Deutsche begraben waren, einzuebnen. 198 An dieser 
Stelle macht der Verfasser darauf aufmerksam, dass in zahlreichen Kirchen Schlesiens oder 
andernorts heute noch Inschriften an Heiligenbildern in deutscher Schreibweise vorzufinden 
sind. Man hat hier wohl einfach vergessen, die deutsche Vergangenheit zu beseitigen und in 
eine polnische umzuwandeln. 

Denjenigen, die den Wunsch hatten, eine Ehe mit einem im Westen lebenden Partner einzu- 
eehen, wurden große Schwierigkeiten auferlegt. So erkannte die Volksrepublik Polen die von den 
Behörden der Bundesrepublik Deutschland im Einklang mit der internationalen Praxis bei der 
Geburtsortbezeichnung ausgestellten Ehefähigkeitszeugnisse nicht an. Dies bedeutete, dass eine 
Ausreise vor Eheschließung kaum möglich war und die Eheschließung fast ausschließlich nur vor 
einem polnischen Standesamt vorgenommen werden konnte. Personen, die das amtliche Procede¬ 
re erfolgreich abschließen konnten, wurde die Ausreise zu ihrem Ehepartner oftmals erst erheblich 
später erlaubt. Dies verstieß eindeutig gegen die in der Schlussakte von Helsinki , insbesondere 
der in Korb 3 enthaltenen Bestimmungen. Auch hier wurden die zurückbehaltenen Ehepartner 
in fast allen Fällen schwer diskriminiert. Aufgrund der Schwere und Nachhaltigkeit der von den 
Machthabern der Volksrepublik Polen zu verantwortenden Menschenrechtsverletzungen, die auch 
nach Auffassung von Völkerrechtlern neutraler Staaten als friedensgefährdend angesehen wur¬ 
den, könnte sich daraus die Pflicht sowohl der Völkergemeinschaft als auch einzelner Staaten 
zu humanitären Interventionen im Sinne der Resolution 2625 der Vereinten Nationen vom 24. 
Oktober 1970 über die Prinzipien des internationalen Rechts, die eine authentische Interpretation 
der Rechte und Pflichten der UNO - Charta ist, ergeben haben. 199 Hiernach wäre es die Pflicht der 
einzelnen Staaten gewesen, bei der Volksrepublik Polen auf die Wahrung der ethnischen Gruppen¬ 
rechte der Deutschen hinzuwirken. Ein Staat, der die Menschenrechte verletze, könne sich nicht 
auf das Interventionsverbot berufen. Die UNO - Charta habe nicht den Schutz ethnisch einheit¬ 
licher Staaten zum Ziel, sondern wollte auch multinationale Gemeinschaften in einem Staat mit 
gleichen Rechten geschützt wissen. Der Schutz der Staaten gegen Sezession sei abhängig gemacht 
worden von der Beteiligung aller Nationalitäten an einer freiheitlichen innerstaatlichen Ordnung 
und von der Beteiligung ihrer politischen Vertreter an der Staatsfuhrung. 200 Kein Deutscher mit 
polnischer Staatsangehörigkeit aber konnte sich im polnischen Machtbereich zur Wahl in eine 
öffentliche Vertretung aufstellen lassen oder etwa gewählt werden, da Deutsche wie beschrieben 
nur als verifizierte oder rehabilitierte Personen existent sein durften. 


198 Vgl. ebd., S. 30 . 

199 Vgl. die Auffassung des weltweit angesehenen indischen, also blockfreien Völkerrechtlers 
Subrata Roy Chowdhury , in „The Status and Norms of Self-Determination in Conemporary 
International Law“, Netherlands, International Law Review, 1977, S.72 ff. 

Zit. nach ebd., S. 78. 
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4. Die deutsche Volksgruppe und die Leugnung ihrer Existenz 

Nach der Vertreibung der deutschen Bevölkerung, die im Jahr 1950 im wesentlichen als abge¬ 
schlossen galt sowie der später erfolgten Familienzusammenführung in den Jahren 1956 - 1959 
waren die Verantwortlichen in der Volksrepublik Polen dazu übergegangen, das Thema der in 
ihrem Machtbereich verbliebenen Volksgruppen zu tabuisieren. Nach offizieller polnischer Les¬ 
art, der sich auch die Kirche verpflichtet fühlte, war ein ethnisch homogener Staat ohne belas¬ 
tende Minderheiten entstanden. 201 Insbesondere hatte sich das Problem einer deutschen Min¬ 
derheit angeblich durch Emigration, Aussiedlung oder Umsiedlung, die aufgrund der Potsdamer 
Abmachungen erfolgte, erledigt. Hierunter verstand man die völkerrechtswidrige, gewaltsame 
Entwurzelung der dort seit Jahrhunderten beheimateten deutschen Volksstämme, deren Ausmaß 
genozidalen Charakter hatte. 202 Das sogenannte schwebende Volkstum - die Autochthonen - wur¬ 
de von vornherein als polnisch gezählt, denn diejenigen, die sich als Deutsche fühlten, hätten 
die Möglichkeit gehabt, das Land zu verlassen. Eventuell Verbliebene wurden administrativ im 
Eingliederungsprozess aufgelöst; sie waren nach offiziellen Angaben „verdunstet“ oder einfach 
nicht mehr da. Auf dieser Argumentationsbasis gab es seit dem Jahr 1959 keine Deutschen mehr 
im polnischen Machtbereich; ihre Existenz wurde fortan hartnäckig geleugnet. 203 Aus der elf Jah¬ 
re später durchgeführten polnischen Volkszählung vom 8. Dezember 1970 ging jedoch hervor, 
dass insgesamt noch etwa 1,5 Mio. Deutsche in den Oder-Neiße-Gebieten verblieben waren. 204 
Diejenigen Deutschen, die einen altpolnischen, mit vielen Germanismen durchsetzten Dialekt 
sprachen, wurden von der Vertreibung verschont. Sie wurden unter anderem als Beweis dafür 
zurückbehalten, dass man auf urpolnisches Gebiet zurückgekehrt sei. Primas Wyszynski behaup¬ 
tete einmal, dass sogar die Steine polnisch sprächen. 205 Ein Vergleich der Volkszählung von 1910 
mit den Abstimmungsergebnissen von 1921 zeigt jedoch, dass die Sprache nicht unbedingt als 
nationales Bekenntnis gewertet werden konnte. 206 Nach Schätzungen von Sachverständigen des 
Auswärtigen Amtes vom Dezember 1983 lebten Anfang der 80er Jahre im polnischen Machtbe¬ 
reich rund 1,1 Mio. deutsche Staatsangehörige und deutsche Volkszugehörige im Sinne des Art. 
116IGG, nach kirchlichen Kreisen Deutschlands davon etwa 500.000 allein in Oberschlesien. Für 


201 Angesichts von Tausenden von Ukrainern, Weißruthenen, Litauern, Slowaken, Tschechen, 
Zigeunern, Juden und der über eine Million noch in den 80er Jahren in den Oder-Neiße-Gebieten 
lebenden Deutschen war dies nach Ansicht des Verfassers jedoch ideologisch begründete 
Zweckpropaganda. 

202 Siehe hierzu Kapitel II 1.2. 

203 Vgl. Scholz , „Zwei Tabus, die Polens Verständigung mit Deutschland behindern“, Politische 
Studien , Bd. 41, 1990, S. 728. 

204 Vgl. Arnold (Hrsg.), „Die Aussiedler in der Bundesrepublik Deutschland. Abhandlungen zu 
Flüchtlingsfragen“, Bd. XII/I, S. 14. 

205 Vgl. Joachim Piegsa , „Zur Situation der deutschen Minderheit in Polen“, Schriftenreihe der 
Apostolischen Visitatur Breslau, „Versöhnung in Wahrheit und Liebe“, Münster 12/1991, S. 32. 

206 Siehe hierzu auch Kapitel I 2.6.4. 
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die Bundesrepublik bestünde gegenüber diesen Deutschen eine besondere Schutzpflicht, die zu 
erfüllen sei, wie der damalige Staatsminister Mertes am 14. Dezember auf eine Anfrage im Parla¬ 
ment hin betonte. 207 Die ausgesprochen gereizten Reaktionen aus Warschau hierzu zeugten nach 
Rautenberg von der Wahrhaftigkeit dieser Feststellung. So erklärte der polnische Regierungsspre¬ 
cher Jerzy Urban auf einer Pressekonferenz am 4. Januar 1984: 

„Mit großer Empörung nehmen wir jene Pressestimmen aus Westdeutschland auf, die im 
Gefolge einer Äußerung des Staatsministers im Auswärtigen Amt, Mertes, erschienen sind. 

Es handelt sich hier um dessen Antwort auf eine Anfrage im Bundestag, die sich auf angeb¬ 
liche Deutsche bezieht, die in großer Masse in den polnischen Westgebieten leben. Ich 
möchte hier erklären, dass die polnische Regierung diese Ansprüche, die mit der in der 
BRD bestehenden Konzeption der Staatsbürgerschaft verbunden sind, zurückweist, dass 
sie diese Gesetzgebung nicht anerkennt ... Hinter diesen Ansprüchen versteckt sich eine 
Negierung der Souveränität Polens auf diesem Territorium.“ 208 

Die polnisch - katholische Kirche nahm ebenfalls eine ablehnende Haltung gegenüber den Deut¬ 
schen ein. So bestritt der polnische Primas Jözef Kardinal Glemp am 15. August 1984, dem hohen 
katholischen Feiertag Mariae Himmelfahrt, in einer Predigt vor 200.000 Gläubigen in Tschen- 
stochau die Existenz der deutschen Volksgruppe jenseits von Oder und Neiße. Er fragte wörtlich: 

„Welche Deutschen und welches Unrecht“ gemeint seien, wenn in der Bundesrepublik die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten der deutschen Volksgruppe in Schlesien und ande¬ 
ren Teilen Ostdeutschlands eingefordert werden. „Wenn sich jemand nach vierzig Jahren 
in Polen als Ausländer bezeichnet, obwohl er weder die Sprache noch die Kultur dieses 
angeblichen Vaterlandes kennt, so haben wir es hier mit einem künstlichen Prozess zu tun, 
der eher durch niedrige Beweggründe ausgelöst wurde, durch Geld, den Willen zu einem 
leichteren Leben und Bequemlichkeit und manchmal mit dem Wunsch danach, sich von 
den Mühen des Kampfes für eine bessere Zukunft zu befreien.“ 209 

Die Kirche könne nicht mit gutem Gewissen Andachten in einer fremden Sprache für Leute orga¬ 
nisieren, die diese Sprache nicht kennen und sie erst im Gebet lernen wollen. Es handele sich 
hier um ein künstlich am Leben erhaltenes Problem. Die seit Jahrzehnten radikal abgelehnten 
Ansprüche der im heutigen Polen verbliebenen ehemaligen deutschen Staatsbürger seien durch 
den Prozess der Integration gleichsam verschwunden, womit der Kardinal deren Aufgehen im pol¬ 
nischen Volkstum meinte. 210 So entsprach er auch nicht den zahlreichen Bitten nach Lesung deut- 


207 Antwort des Staatsministers auf eine Anfrage des Bundestagsabgeordneten Dr. Lenz, die vom Pressereferat 
des Auswärtigen Amtes als Information Nr. 1103 B/83 veröffentlicht wurde, Dezember 1983. 

208 Zit. nach Rautenberg , „Deutsche und Deutschstämmige in Polen - eine nicht anerkannte 
Volksgruppe“, Aus Politik und Zeitgeschichte , B 50/88, 09.12.1988, S. 23. 

209 Der Text der Predigt ist in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 18.08.1985 abgedruckt. 

210 Scholz hält es für wichtig, dass der Kardinal überhaupt nicht der Frage nachgegangen ist, warum 
diese Leute die deutsche Sprache nach vierzig Jahren nicht mehr beherrschen. 
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scher Messen. Schließlich habe der Staat durch seine Maßnahmen das „Verdunsten der deutschen 
Volksgruppe“ erreicht, ln einem Heimatbrief der Katholiken des Erzbistums Breslau widerspra¬ 
chen jedoch zwei Apostolische Visitatoren, Winfried König und Hubert Thienel, in nachdrückli¬ 
cher Form. Sie wandten sich gegen die an Chauvinismus grenzenden Aussagen des polnischen 
Primas und warfen ihm vor, hierdurch nicht nur unter den Vertriebenen, sondern auch unter dem 
deutschen Klerus tiefe Betroffenheit ausgelöst und der deutsch-polnischen Aussöhnung schweren 
Schaden zugeftigt zu haben. Zu einem Interview des Kardinals in der Wochenzeitung Die Zeit 
erklärten sie unter anderem: 

„Kardinal Glemp führt in diesem Interview, wie übrigens schon in seiner Ansprache am 
15. August 1984 in Tschenstochau (d.Verf) persönliche, schmerzliche Erfahrungen an, 
die offensichtlich seine weiteren Aussagen beeinflussen. Auch wir haben persönliche, 
schlimme Erfahrungen, die wir vergeben, aber nicht vergessen können. Wir sind nicht 
,alle geflohen’, wir wurden nicht einfach ,umgesiedelt\ Wir sind in Viehwagen gepfercht 
worden, nachdem die polnische Miliz uns auch des wenigen Gepäcks, das wir mitnehmen 
durften, beraubt hatte. Von ,humaner Umsiedlung’ kann wirklich nicht die Rede sein ... 
Wir wünschten dem Kardinal die Begegnung mit den betroffenen Menschen, die seit 20, 

25 Jahren und auch länger die Ausreise beantragt haben und immer neu abgelehnt beka¬ 
men, die dafür Berufsverlust, wirtschaftliche Einbußen in Kauf nahmen, deren Familien 
auseinandergerissen wurden.“ 

Auf die Frage der deutschen Gottesdienste eingehend, forderten König und Thienel, deutsche 
Messen auch in Oberschlesien zuzulassen; zwar wäre dies bereits an vier oder fünf Orten in Polen 
der Fall, jedoch nur dort, wo keine Deutschen lebten. 211 Im Herbst 1984 sprach der Erste Sekre¬ 
tär der kommunistischen Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei, Wojciech Jaruzelski, vor jungen 
polnischen Offizieren davon, dass man nun „das fingierte Problem der über eine Million starken 
deutschen Minderheit in Polen erfindet, um eine ,ethnische Teilung’ anzustreben.“ Ein halbes 
Jahr später, am 7. Mai 1985, erklärte er auf einer Festveranstaltung anlässlich des 40. Jahrestages 
der „Rückkehr der West- und Nordgebiete zum Mutterland“ in Breslau, dass das „Kapitel einer 
nationalen deutschen Minderheit für immer abgeschlossen“ sei. 212 Der Politiker führte hierfür die 
Maßnahmen zur Lösung „humanistischer Probleme“ an, die in den Potsdamer Abmachungen, der 
polnischen Zusatzerklärung vom 7. Dezember 1970 sowie in der KSZE-Schlussakte von Helsinki 
verankert wurden. 

Nach Meinung von Stoll war Polen im östlichen Europa das einzige Land, das die Deutschen 
in seinem Bereich formell überhaupt nicht zur Kenntnis nahm, ihr Vorhandensein vielmehr leug¬ 
nete und unter Verletzung eigener Verfassungsgrundsätze und völkerrechtlicher Verpflichtungen 
systematisch alles unternahm, sie als nationale Gruppe auszulöschen. Dieter Bingen weist darauf 
hin, dass Jaruzelski auf jener Veranstaltung in Anwesenheit des damaligen Staatsratsvorsitzenden 
Henryk Jabfonski sowie des ZK-Sekretärs und Politbüromitglieds Niko Ryshkow auch erstmals- 


211 „Ein offenes Wort an Kardinal Glemp“, Der Schlesier , 15.11.1985. 

212 Vgl. Stoll , „Die Deutschen im polnischen Herrschaftsbereich nach 1945“, S. 100. 
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von der bundesdeutschen Öffentlichkeit und den Medien kaum wahrgenommen - sein Mitgefühl 
für diejenigen Deutschen bekundete, die ihre Heimat verlassen mussten. Er erklärte unter anderem 
wörtlich- „Uns leitete kein Rachebedürfnis. Wir verstehen heute und haben damals verstanden, dass 
die Notwendigkeit, das Elternhaus zu verlassen, für viele Deutsche ein schweres Erlebnis war. Mit¬ 
unter verband sich diese Notwendigkeit mit verständlichem menschlichem Leid.“ 213 Die Aussagen 
von Jaruzelski deuteten nach Bingen auf den Beginn einer Veränderung im polnischen Denken über 
die historische Problematik in den deutsch-polnischen Beziehungen hin. Sie waren um so bemer¬ 
kenswerter, als der Politiker in seiner Ansprache vor dem Mythos von der Existenz einer sogenann¬ 
ten deutschen Minderheit gewarnt hatte. 214 Es gab aber auch deutsche Politiker wie den damaligen 
Oppositionsführer Hans-Jochen Vogel, der 1984 bei seinem Besuch der Volksrepublik der dortigen 
Propaganda der Nichtexistenz der Deutschen in den Oder-Neiße-Gebieten voll zustimmte. 

Inder Volksrepublik Polen wurde die tabuisierte Existenz der Deutschen bisweilen auch diffe¬ 
renzierter betrachtet, wenn man Aussagen von Vizepremier Rakowski zum damaligen Zeitpunkt 
zur Beurteilung heranzieht: „Wenn Sie glauben, dass wir hunderttausend deutsche Bergleute aus 
Oberschlesien ziehen lassen, dann täuschen Sie sich. Was dann passieren würde, wissen Sie genau: 
Unsere Kohleförderung bräche zusammen, und Kohle ist nun mal Polens Exportschlager Nr. 1. 
Eher räumen wir ihnen Minderheitenrechte ein; darüber ließe sich verhandeln.“ 215 Anscheinend 
war man sich in der polnischen Führung jedoch nicht einig, wie das Thema der Deutschen öffent¬ 
lich zu behandeln sei, denn der Vertreter der Volksrepublik Polen erklärte auf der in Genf stattfin¬ 
denden 32. Tagung des UNO - Ausschusses für Rassendiskriminierung im August 1985 wieder¬ 
um, dass es in seinem Land keine deutsche Minderheit mehr gäbe, da alle polnischen Bürger, die 
sich als deutschstämmig betrachteten, Polen in Übereinstimmung mit der KSZE - Schlussakte auf 
eigenen Wunsch verlassen hätten. Der Protest des Bonner Auswärtigen Amtes gegen diese wahr¬ 
heitswidrigen Behauptungen war sehr verhalten; nur wenige verantwortliche Politiker des freien 
Deutschlands fanden hier klare Worte. 216 

Die polnische Publizistik begann seit Mitte der achtziger Jahre, die Leser sehr vorsichtig auf 
Aspekte der Präsenz von Deutschen in Polen hinzuweisen. Bingen erwähnt hierbei eine wohl¬ 
wollende Rezension eines Buches über Pommern des Autors Christian Graf von Krockow in der 
Wochenzeitung Polityka vom August 1985. 217 In seinem Werk beschreibt der Autor seine Lebens¬ 
geschichte und die Wiederbegegnung mit der Heimat nach über vierzig Jahren. Der Redakteur 


213 Trybuna Ludu , 08.05.1985, zit. nach Dieter Bingen , „Deutsche Steine - polnisches Erbe. 
Historische und moralische Dimensionen in den deutsch-polnischen Beziehungen“, Osteuropa , 
Heft 5,38. Jhrg., 05/1988, S. 396. 

214 Vgl. S/o//, a.a.O., S. 100. 

215 Elisabeth u. Peter Rüge , „Welche Deutschen? Welches Unrecht?“, Die Welt , 22.05.1985; s. auch 

E u.P. Rüge , „Nicht nur Steine sprechen deutsch ... Polens deutsche Ostgebiete“, München 1986, 
6. Aufl., S. 144. 

21b „Ohne Freiheit kann man nicht Mensch sein. Die Not der Deutschen jenseits von Oder und 
Neiße“, AKZENT, 01/02 1986. 

Mit dem Titel: „Die Reise nach Pommern. Bericht aus einem verschwiegenen Land“. 
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Krzeminski urteilte darüber folgendermaßen: „Es wäre lohnenswert, dieses Buch bei uns heraus¬ 
zugeben, zum einen als Zeugnis dafür, dass, wenn auf diesem Boden die Steine mitunter deutsch 
sprechen, dies sich nicht immer gegen uns richtet, zum anderen, damit die heute in Stolp oder 
Leba Lebenden besser den historischen Charakter dieses Teils unseres Landes kennenlemen.“ 218 
Der Artikel rief jedoch nicht nur Zustimmung, sondern auch eine starke Kontroverse hervor, die 
sich in verschiedenen Leserbriefen widerspiegelte. Zwei Monate später sah sich der Rezensent 
veranlasst, daraufhinzuweisen, dass er lediglich die Psyche von Deutschen aufzeigen wollte, die 
ihre einstige familiäre Umgebung als polnisch ansähen, gleichzeitig jedoch nicht auf ihre eigene 
Erinnerung und Geschichte verzichteten. Das einstige materielle Werk ihrer Vorfahren sei jetzt 
ein Teil der Wirklichkeit geworden. Es ginge nicht um das Verschweigen slawischer Inseln in 
Pommern oder das Bagatellisieren des aggressiven Junkertums. 219 Bingen bezweifelt, dass sich 
der Leser überhaupt vorstellen kann, welche Brisanz für einen polnischen Leser in der Aussage 
lag, dass es in Pommern sog. ,slawische Inseln’ gäbe. - Bedeutete dies doch zugleich, dass das 
Meer anscheinend deutsch war. Krzeminski erwähnte in der Zeitung Polityka weitere im Land 
zwischen Deutschen und Polen strittige Sachverhalte und meinte, dass sich beide Völker bei der 
seit kurzem intensivierten Beschäftigung mit dem historischen Erbe der jüngsten Vergangenheit, 
der Nachkriegszeit, auf ein dorniges Gebiet begeben hätten; jedoch hatte das neue Denken über 
deutsche Steine und deren polnisches Erbe bereits eingesetzt, von der Politik waren vorsichtig 
Zeichen gesetzt worden. Von beiden Seiten wurde hier viel Einfühlungsvermögen in die Empfind¬ 
lichkeiten des anderen gefordert, vor allem aber Behutsamkeit. 220 

In einem sehr ausführlichen Artikel in der Trybuna Ludu vom 22. Januar 1987 wurde wie¬ 
derum über die angebliche Existenz einer deutschen Minderheit in Polen sowie den Ursprung 
und den Stand einer revisionistischen Fiktion berichtet. Der parlamentarische Staatssekretär im 
Ministerium für innerdeutsche Beziehungen, Ottfried Henning, hatte in einem Interview für die 
Tageszeitung Die Welt erklärt, dass sich insgesamt noch etwa 1,1 Mio. Deutsche in den Ostgebie¬ 
ten befanden, die ihr Recht auf Selbstbestimmung nicht wahmähmen und somit ihre Minderhei¬ 
tenrechte nicht nutzen könnten. Da dies nach Angaben der polnischen Zeitung nicht zutreffe, griff 
man ihn verbal scharf an: „Die Aussage von Henning, der die These von der angeblichen Existenz 
einer ,deutschen nationalen Minderheit’ in Polen lanciert, ist das jüngste Beispiel eines seit Jahren 
ständig wiederholten Repertoires von revisionistischen Forderungen, die von verschiedenen nati¬ 
onalistischen Gruppierungen, landsmannschaftlichen Organisationen und CDU/CSU- Regierungs¬ 
kreisen erhoben werden.“ Charakteristisch sei jedoch, dass seit dem Koalitionswechsel der FDP 
die Bonner Regierung diese Forderungen zu einem Hauptanliegen gegenüber Polen mache.“" 1 


218 A. Krzeminski, Polityka Nr. 35,31.08.1985, zit. nach Bingen , „Deutsche Steine — polnisches Erbe. 
Historische und moralische Dimensionen in den deutsch-polnischen Beziehungen“, Osteuropa , 
Heft 5, 38. Jhrg., 05/1988, S. 398. 

219 Vgl. Polityka , Nr. 43, 26.10.1985, zit. nach ebd., S. 399. 

220 Vgl. ebd., S. 398. 

221 Diese Aussagen in der polnischen Zeitung sind nicht nachvollziehbar, da eine entsprechende Haltung 
seitens der Freien Demokraten bzw. ihres Ministers Genscher nicht bekannt ist. 
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Einhergehend mit dieser revisionistischen Politik folgten dann auch Bestrebungen, diese Min¬ 
derheit diplomatisch, kulturell und bildungsmäßig durch Bonn betreuen zu wollen. Diese politi¬ 
sche Kampagne sei seinerzeit von Staatsminister Alois Mertes eingeleitet worden, als dieser am 
14 Dezember 1983 in einer mit Absicht organisierten Interpellation eines Bundestagsabgeord¬ 
neten feststellte, dass in Polen, insbesondere in den westlichen und nördlichen Gebieten, über 
eine Million Deutsche lebten. Er forderte damals, den Deutschen ihre vertraglich zugesicherten 
Minderheitenrechte zuzubilligen und der Bundesregierung die Möglichkeit einzuräumen, ihrer 
Verpflichtung, diese Rechte auch zu schützen, nachzukommen: 

„Die in der Aussage Mertes enthaltenen Thesen tauchten in der Folgezeit in zahlreichen 
Aussagen nicht nur von Berufsrevisionisten, sondern auch von einigen Mitgliedern der 
Bundesregierung auf, die sich bis zum heutigen Tage auf Mertes beinahe wie auf einen 
Klassiker revisionistischer Forderungen im Verhältnis zu Polen berufen.“ Die These von 
der angeblichen Existenz einer deutschen nationalen Minderheit in Polen sei nicht neu. „Sie 
ist eine der Ausdrucksformen der revisionistischen Staatsdoktrin, und sie gründet sich auf 
eine Rechtsfiktion des Fortbestandes des Deutschen Reiches innerhalb der Grenzen vom 
31. Dezember 1937 ... und auf Art. 116 des Grundgesetzes der Bundesrepublik aus dem 
Jahre 1949 in Bezug auf den Begriff des , Deutschen 4 .“ 222 

Die Tabuisierung der Deutschen sollte auch weiterhin Bestandteil der polnischen Politik bleiben. 
Der staatliche Rundfunksender, Radio Poloma , sendete am 13. Februar 1988 in seinem allwö¬ 
chentlichen Hörerforum mit Inka Jasicek einen Beitrag zum Thema der deutschen Minderheit. 
Die Moderatorin versuchte die Frage, ob diese ihre Existenz aufgegeben habe oder nicht, unter 
Zuhilfenahme einer Höreranfrage von Herrn Bertram aus E. zu beantworten. Dieser wollte wis¬ 
sen, ob nicht doch ein Fünkchen Wahrheit daran bestünde, dass eine deutsche Minderheit in Polen 
existierte und er richtig in der Annahme ginge, dass diese wohl Identitätsschwierigkeiten habe 
oder die Identitätsfindung verhindert wurde. Da sich der Verfasser nicht sicher war, ob die ange¬ 
führte Anfrage nicht fiktiv war und dieses „Stilmittel“ zum üblichen Repertoire der polnischen 
Propaganda gehörte, versuchte er Kontakt zu dem Anfragenden aufzunehmen; da der angegebene 
Name sowie die Anschrift korrekt waren, gelang dies auch. Herr Bertram stellte dem Verfasser 
seinen gesamten von April 1986 bis Juli 1994 dauernden Schriftverkehr mit der Redaktion von 
Radio Polonia zur Verfügung. Darunter befanden sich insgesamt 65 Anfragen, die zumeist aktu¬ 
elle politische Ereignisse betrafen, woraufhin 23 Antworten im selben Zeitraum erfolgten. Wie 
der Korrespondenz und den dazugehörigen Zeitungsartikeln zu entnehmen ist, bedienten sich die 
Redakteure der Sendeanstalt bis zur politischen Wende in Polen der verschiedenen Leserbriefe, 
um Sachverhalte aussprechen zu können, die sonst im Land zu diesem Zeitpunkt nicht berührt 
werden durften. Auch ein Vergleich der Zahl der Antworten der Zeitungsredaktion auf Herrn Ber- 
trams Briefe ist möglicherweise ein Indiz hierfür: von den 23 Antworten entfielen 19 auf den Zeit¬ 
raum bis Ende 1989, die übrigen vier auf die Zeit danach. Als Antwort hierauf holte die Redak- 


222 


Trybuna Ludu , „Genesis und gegenwärtiger Stand einer revisionistischen Fiktion“, Übersetzung 
vom 10.05.1987. 
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teurin Jasiczek weit aus und gab an, dass der Prozentsatz der nationalen Minderheiten in Polen, 
gemessen an der polnischen Gesamtbevölkerung vor 1939, zu diesem Zeitpunkt insgesamt bei 
etwa 35% gelegen habe und bis zum Jahr 1988 auf ungefähr 1-2% gesunken sei. Zurückzuführen 
sei diese starke Verringerung hauptsächlich auf die Exterminationspolitik der Hitler-Faschisten, 
der fast die gesamte vor dem Kriege rund drei Millionen zählend jüdische Bevölkerung zum Opfer 
fiel. Hinzu käme die Veränderung der polnisch - sowjetischen Grenze, die Rückführung eines 
großen Teils verschiedener Minderheitenangehöriger in ihre Heimatstaaten sowie die Aussiedlung 
der deutschen Bevölkerung aufgrund der Beschlüsse der Potsdamer Konferenz. 

Noch in den fünfziger und sechziger Jahren hätte man von einer deutschen Minderheit in 
Polen sprechen können, was die Moderatorin damit begründete, dass es zu diesem Zeitpunkt die 
Sozial - Kulturelle Gesellschaft und eine deutschsprachige Zeitung gegeben habe. Im Verlauf 
der Ausreisen, der Familienzusammenführung verminderte sich jedoch die Zahl der Deutschen 
immer mehr. Die Zeitung hätte zu wenig Leser, die Schulen zu wenig Schüler. Heute gäbe es 
lediglich in Walbrzych, früher Waldenburg, noch eine Gesellschaft mit 120 Mitgliedern. An dieser 
Stelle sei auf Äußerungen polnischer Funktionäre hingewiesen, die gerne auf das Bestehen jener 
deutschen Gesellschaft in Waldenburg hinwiesen, um einerseits die Verankerung von Minder¬ 
heitenrechten zu dokumentieren, andererseits um deutlich zu machen, dass Deutsche in größerer 
Anzahl im Land nicht mehr vorhanden seien. So hatte zum Beispiel Dr. Przemyslaw Mackowiak 
vom Justizministerium am 23. Mai 1986 gegenüber Radio Polonia erklärt: „Wir haben auch eine 
deutsche Gesellschaft in den westlichen Gebieten der Volksrepublik Polen, die aber so vor sich hin 
schmachtet wegen Mangels an Leuten, die der Gesellschaft angehören wollen ... Kann man also 
von einer Zwangspolonisieung sprechen, wenn es keine deutsche Gesellschaft gibt ...?“ 223 Von 
einer Erschwerung der Identitätsfindung könne daher keine Rede sein. Die nationale Minderheit 
der Deutschen, wenn man überhaupt diesen Begriff gebrauchen könne, sei sehr zusammenge¬ 
schmolzen, hätte praktisch ihre Existenz selbst aufgegeben. Jasiczek räumte zwar ein, dass noch 
eine geringe Anzahl Deutscher im Land verblieben sei, diese aber keine eigene Nationalität dar¬ 
stellten, da sie noch nicht einmal ihre eigene Sprache beherrschten. Wenn diese Leute nach ihren 
deutschen Vorfahren oder nach Volksdeutschen in der Familie suchten, dann täten sie dies doch 
zumeist weniger aus einem Nationalgefiihl heraus, sondern aus materiellen Gründen, zum Erwerb 
harter Valuta. In der jüngsten Geschichte Polens sei das Problem der Deutschen mehr als einmal 
politisch ausgespielt worden, weshalb die Alliierten es nach Beendigung des Zweiten Weltkriegs 
für die Sicherheit in Polen und in Europa für unbedingt notwendig hielten, die deutsche Bevölke¬ 
rung aus Polen auszusiedeln. Die Moderatorin beendete ihre Sendung mit den Worten: „Wunden 
sollte man zu heilen versuchen und nicht dazu beitragen, sie neu aufbrechen zu lassen.“ 

In der Bundesrepublik bemühten sich die großen gesellschaftlichen Gruppen wie Kirchen und 
Parteien seit den 60er Jahren darum, der moralischen Dimension des Verständnisses zwischen 
Deutschen und Polen gerecht zu werden. So stand die Aktion Sühnezeichen für die unzähligen Ini- 


223 Zit. nach Anmerkung der AG MO zu der Entscheidung des Wojewodschaftsamtes Kattowfc 
vom 19.07.1988, vgl. auch „Die nationale Minderheit der Deutschen in Polen hat praktisch ihre 
Existenz selbst aufgegeben“, Bundespresseamt , Bonn 16.02.1988. 
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tiativen die eigene Vergangenheit zu verarbeiten. Es könne nach Auffassung von Bingen nicht um 
ein Aufrechnen der Toten und Quadratkilometern gehen. Beim Verhältnis zur Vergangenheit sollte 
immer gelten, was der polnische Historiker Jerzy Borejza in einem Interview folgendermaßen 
ausdrückte: Jeder muss für den Bereich der Geschichte der eigenen Nation einen moralischen 
Standpunkt einnehmen, erst dann mag er sich dafür interessieren, ob es woanders ähnliche Phäno¬ 
mene gab.“ 224 Der Bund der Vertriebenen verzichtete bereits in seiner am 5. August 1950 in Stutt¬ 
gart auf einer Großkundgebung in Gegenwart von Mitgliedern der Bundesregierung, der Kirchen 
und der Parlamente erstmals verkündeten Charta der Heimatvertriebenen auf jegliche Form der 
Rache und Gewalt und forderte die Schaffung eines geeinten Europas, in dem sämtliche Völker 
ohne Furcht und Zwang leben könnten. Gleichzeitig forderten die Vertriebenen jedoch auch die 
Anerkennung und Verwirklichung des Rechts auf Heimat: Solange dieses Recht nicht verwirklicht 
sei, wollten sie nicht untätig sein, sondern in neuen Formen wirken. Die Völker müssten erkennen, 
dass das Schicksal der deutschen Heimatvertriebenen wie das aller Flüchtlinge ein Weltproblem 
sei, dessen „Lösung höchste sittliche Verantwortung und Verpflichtung zu gewaltiger Leistung“ 
forderte. Aus diesem Grund riefen die Unterzeichner der Charta dazu auf, tätig zu werden, damit 
aus Schuld, Unglück, Leid, Armut und Elend für alle der Weg in eine bessere Zukunft gefun¬ 
den werde. 225 Dr. Czaja betonte, dass in den Bundesversammlungen des Bundes der Vertrie¬ 
benen immer wieder darauf verwiesen wurde, dass Fortschritte auf dem Weg der Erfüllung von 
Menschenrechten jenseits des Eisernen Vorhangs nur durch gemeinsame Verhandlungen erreicht 
werden könnten. Das Recht der Heimat der Deutschen mit einer umfassenden Selbstverwaltung 
sollte europäisch gewährleistet werden; dabei sollte die Beachtung der Würde, der Existenz und 
der freien Entfaltung die Nachbarn und die Deutschen in engem Schulterschluss zum materiellen 
und geistigen Wiederaufbau des vom Niedergang bedrohten ganzen Europa zusammenführen 226 


-4 Zit. nach Bingen , „Deutsche Steine - polnisches Erbe. Historische und moralische Dimensionen in 
den deutsch-polnischen Beziehungen“, Osteuropa , Heft 5,05/1988, S. 397. 

225 Vgl. Charta der deutschen Heimatvertriebenen , Bonn 1950. Die Charta war'nach dem Zweiten 
Weltkrieg der erste Entwurf für eine Verständigung zwischen den Staaten, Völkern und 
Volksgruppen ganz Europas unter Wahrung der Rechte Deutschlands und der Deutschen. 

Vgl. Herbert Czaja , „Die Charta als Grundlage einer gesamteuropäischen Friedensordnung“, 
z it. nach „Recht aut Heimat“, Bonn 1950, Charta der deutschen Heimatvertriebenen, Bund der 
Vertriebenen (Hrsg.). 















III. Aufbau einer Organisation der deutschen Volksgruppe 
in den 80er Jahren 

1. Erste Bestrebungen um Anerkennung verbriefter Rechte 

1.1 Verlangen nach Freizügigkeit 

Viele Deutsche in Oberschlesien, die einen Antrag, ein Gesuch oder eine Beschwerde Unter¬ 
zeichneten, waren daraufhin inakzeptablen Maßnahmen vielfältiger Art seitens der Behörden 
ausgesetzt. In solch einer, für die Betroffenen oftmals verzweifelten Lage, führten sie häufig 
spontane Aktionen durch, um die Öffentlichkeit im Westen auf ihr Schicksal aufmerksam zu 
machen. Wagten sie es, den Wunsch nach Ausreise aus dem Land zu äußern und Unterzeichneten 
das Gesuch gar mit ihrem Namen in deutscher Schreibweise, verschärften sich die Schikanen 
und Repressalien, wie zu sehen sein wird, auf das äußerste. Die Wahrnehmung jener Vorgänge 
in der Volksrepublik Polen war für das breite Publikum im Westen jedoch kaum möglich, da 
hierüber, d.h. über die Verletzung von Menschenrechten, in den westlichen Medien so gut wie 
überhaupt nicht berichtet wurde. Eine Ausnahme bildete lediglich der zuvor erwähnte Journalist 
Ingo Urban , der in der Welt durch seine Artikel auf dieses Problem aufmerksam machte. Es sei 
auch daran erinnert, dass es vor allem die Arbeitsgemeinschaft Menschenrechtsverletzungen in 
Ostdeutschland in der Schlesischen Jugend (AGMO) war, die die westdeutsche Öffentlichkeit 
seit 1982 über die Entwicklung der menschenrechtlichen Lage der Deutschen in Oberschlesien 
unterrichtete. 

Das politisch Machbare oder Gewollte im deutsch-polnischen Verhältnis wurde bereits in 
Kapitel II 2.3 anhand geschlossener vertraglicher Abkommen aufgezeigt. Demnach hatte die 
Volksrepublik Polen zuletzt am 6. September 1983 das Abschließende Dokument der Mad¬ 
rider KSZE- Folgekonferenz mit seinen weitreichenden Minderheitenschutzbestimmungen 
unterzeichnet. Es wäre nunmehr Aufgabe des Auswärtigen Amtes beziehungsweise des Bun¬ 
desaußenministers gewesen, bei Pflichtverletzungen durch den polnischen Vertragspartner ein¬ 
dringlich auf die Einhaltung der Vertragsbestimmungen hinzuwirken. Ob dies geschehen ist, 
wird im weiteren Verlauf der Arbeit zu sehen sein. Die langwierige Prozedur eines Ausreise¬ 
verfahrens, die viele tausend Deutsche aufgrund eines entsprechenden Vorhabens hinnehmen 
mussten, sei hier anhand der Familie Gaida nachgezeichnet: Nachdem der in Roschkau im Kreis 
Ratibor lebende Norbert Gaida sein Studium im Jahr 1979 beendet hatte, stellte er kurz danach 
für sich und seine Familie zum ersten mal einen Antrag auf Ausreise aus der Volksrepublik 
Polen mit der Begründung, nicht länger unter den bedrückenden Verhältnissen im Lande leben 
zu wollen: Alle Familienmitglieder seien Deutsche, sie dürften jedoch weder ihre Mutterspra¬ 
che in der Öffentlichkeit gebrauchen, noch deutsche Gottesdienste besuchen oder ihre Kinder 
auf deutsche Schulen schicken, da dies bekanntlich nicht zugelassen sei. Auch könnten sie nicht 
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die Konsequenz daraus ziehen und ihre Heimat Schlesien verlassen, um in den freien Teil des 
Vaterlandes umzusiedeln. 227 

Eine Antwort hierauf blieb aus, dafür setzten von nun an Repressalien seitens der Behörden 
ein: Zunächst begrenzten sie Gaidas Aufstiegsmöglichkeiten als Berufsschullehrer, kürzten sein 
Gehalt und entbanden ihn wenig später von der Stellung als Klassenlehrer; zusätzlich „befrei¬ 
ten“ sie ihn noch von der Unterrichtung von Abiturklassen, was abermals zu einer Kürzung 
seines Lohnes führte. Aufgrund dieser für Gaida nicht verständlichen Maßnahmen wandteer 
sich im November 1979 an die in Madrid tagende KSZE- Folgekonferenz mit der Bitte, ihn bei 
seinen Ausreisebemühungen zu unterstützen. Nachdem die polnischen Behörden hiervon erfuh¬ 
ren, verhaftete ihn die örtliche Miliz ohne ersichtlichen Grund auf offener Straße. Während der 
anschließenden tagelangen Verhöre wegen seines Ausreisevorhabens wurde er so brutal miss¬ 
handelt, dass er in ein Krankenhaus eingeliefert werden musste. 228 Gaida gab jedoch nicht auf 
und stellte weitere Anträge, die jedoch entweder abschlägig oder überhaupt nicht beantwortet 
wurden. So entschloss sich die Familie, einen anderen Weg, den schweren Schritt der Trennung, 
zu gehen: Die 70-jährige Mutter Sophie gelangte im September 1981 mit einem Besuchervisum 
zu Verwandten in die Bundesrepublik, wo sie auch verblieb; hier wollte sie verstärkt auf das 
Schicksal ihrer zurückgehaltenen Familie aufmerksam machen. Eine Reaktion der polnischen 
Seite auf die eigenmächtige Aussiedlung ließ nicht lange auf sich warten. Norbert Gaida wurde 
am 15. März 1982 vom Schuldirektor ohne vorausgegangene Unstimmigkeiten oder gar Strei¬ 
tigkeiten fristlos aus seiner beruflichen Tätigkeit als Lehrer entlassen. 229 Im Zuge mehrerer von 
ihm angestrebter arbeitsgerichtlicher Verfahren konnte er lediglich eine stundenweise Wieder¬ 
einstellung erreichen. 230 

Als Gaidas Mutter in Deutschland im Laufe des Jahres schwer erkrankte, beantragte er bei 
den polnischen Behörden ein Besuchervisum. Die Genehmigung wurde ihm jedoch verwehrt, 
und weder das polnische Rote Kreuz, an das er sich wendete, noch die Tatsache, dass er im Mai 
des Jahres die deutsche Staatsangehörigkeit zugesprochen bekam, konnte an dieser Ablehnung 
etwas ändern. Etwa zur gleichen Zeit weiteten sich die Repressalien auch auf seinen inzwischen 
elfjährigen Sohn Michael aus, der gegenüber seinen Mitschülern offensichtlich benachteiligt wur¬ 
de und unter anderem nicht mehr an außerschulischen Veranstaltungen teilnehmen durfte. Da die 
daraus resultierenden seelischen Belastungen nach Ansicht der Eltern für ihn zu groß wurden, 
bemühten sie sich um einen Platz in einem Ferientransport von Kindern aus der Diözese Kattowitz 
nach Westdeutschland. Über Beziehungen gelang dies auch, und Michael verblieb schließlich 


227 Vgl. „Neue Menschenrechts-Initiative der Schlesischen Jugend. Menschenrechte für Familie 
Gaida“, ,Die Seite der Schlesischen Jugend’, Der Schlesier , 06.04.1984. Nach dieser Quelle 
nahm die Tragödie bereits im Jahr 1970 ihren Anfang. 

228 Vgl. „Ein Fall, der gelöst werden konnte. Das Schicksal der Familie Gaida aus Oberschlesieif, 
April 1985, s. auch Ingo Urban , „Ein Verband der Deutschen in Polen kann die Ausreisewelle 
stoppen“. Die Welt , 11.11.1984. 

229 Vgl. Schreiben des Schuldirektors vom 15.03.1982, AZ Nr S-22 / 508 / - 82. 

230 Vgl. Ein Fall, der gelöst werden konnte“, a.a.O.. 
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bei seiner Großmutter. Die Eltern erhofften sieh, so einen gewissen Druck auf die polnischen 
Behörden ausüben zu können und die Chancen auf Genehmigung ihrer lang ersehnten Ausreise 
zu verbessern. 231 Im Glauben, dass sie durch westliche Institutionen unterstützt würden, wandte 
sich Norbert Gaida an die Europäische Menschenrechtskommission in Straßburg und bat darum, 
ihm bei der Verwirklichung seines Lebensziels, das brutal unter Missachtung aller internationalen 
Abkommen von der polnischen Regierung zunichte gemacht wurde, behilflich zu sein. 232 

Zu diesem Zeitpunkt trat die AG MO verstärkt in Erscheinung und wandte sich in Hunderten 
von Petitionen an Politiker, Bischöfe, Journalisten und amtliche Stellen sowohl in der Bundes¬ 
republik Deutschland als auch in der Volksrepublik Polen und forderte dazu auf, sich für die 
Familie Gaida einzusetzen. 233 Der Bundestagsabgeordnete Helmut Sauer trug den Fall schließ¬ 
lich persönlich im Auswärtigen Amt vor. Zudem übersandte er sämtlichen Europaparlamentariem 
umfangreiches Material über die Lage der Deutschen in der Volksrepublik Polen, woraus die von 
der polnischen Regierung zu verantwortenden Menschenrechtsverletzungen ersichtlich wurden. 
Daraufhin stellten schließlich fünf Abgeordnete - unter ihnen so namhafte Persönlichkeiten wie 
Otto von Habsburg und Philipp von Bismarck - am 10. Dezember 1983 im Europaparlament einen 
Sonderantrag zum Fall Gaida. Zudem reichten sie eine allgemeine Anfrage wegen der menschen¬ 
rechtlichen Lage der Deutschen in der Volksrepublik Polen ein. Sie wiesen dabei insbesondere auf 
die Repressalien nach Stellung von Ausreiseanträgen, die Nicht-Anerkennung deutscher Vorna¬ 
men für Kinder sowie die fehlende Möglichkeit zur Wahrnehmung des Deutschunterrichts in den 
Schulen hin. Sie beklagten aber auch das Nicht-Vorhandensein deutscher Bücher in Bibliotheken 
und die große Zahl Ausreisewilliger unter den noch über eine Million dort verbliebenen Deut¬ 
schen, die im Land zurückbehalten würden. 2 ’ 4 

Die Dinge schienen in Bewegung zu geraten. Zwei Tage später, am 12. Dezember 1983, verab¬ 
schiedete der Ring Christlich-Demokratischer Studenten eine Entschließung, in der die „flagran¬ 
ten Verstöße“ der polnischen Regierung gegen gültige UN-Menschenrechtspakte angeprangert 
und die polnische Regierung aufgefordert wurde, die Familie Gaida ausreisen zu lassen. Am 21. 
Februar des nächsten Jahres schaltete sich Bundesaußenminister Genscher persönlich in den Fall 
ein und nahm Kontakt zum polnischen Botschafter in Bonn auf. Dieser deutete jedoch lediglich 
an, die Angelegenheit an das Warschauer Außenministerium weiterzuleiten. Am nächsten Tag 
folgten die Gaidas einer Aufforderung seitens der Deutschen Botschaft in Warschau, dort persön¬ 
lich mit ihrem Anliegen vorstellig zu werden. Nach der Begegnung beklagten sie jedoch, nicht 
korrekt behandelt worden zu sein. So hatte der zuständige Botschaftsangehörige den zweistün¬ 
digen Besuch mit der Bemerkung beendet, dass es jetzt dauern könne mit ihrem Anliegen: Wie 


231 Hatte Norbert Gaida doch bis zu dieser Zeit bereits zehn Ausreiseanträge bei den Behörden gestellt. 

232 „Petition an die Europäische Menschenrechtskommission“, Roschkau 20.11.1983. 

233 Die Arbeitsgemeinschaft hatte für die Bonner Abgeordneten detaillierte Fragen und mögliche 
Zusatzfragen ausgearbeitet, die die einzelnen Fälle betrafen und im Deutschen Bundestag in einer 
Aktuellen Stunde gestellt werden sollten. Vgl. Kapitel III 2.2. 

234 Vgl. „Neue Menschenrechts-Initiative der Schlesischen Jugend. Menschenrechte für Familie 
Gaida“, ,Die Seite der Schlesischen Jugend’, Der Schlesier, 06.04.1984. 
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sollte die Botschaft in der Sache mit den polnischen Behörden weiter sprechen, wenn die Gaidas 
so „unartig seien und dazu noch einen Verband der Deutschen in der Volksrepublik Polen“ ver¬ 
langten. 235 

Die AG MO, die von diesem Vorgang durch die Gaidas unterrichtet wurde, informierte wie¬ 
derum die Bonner Parlamentarier. Daraufhin nahm sich abermals der CDU- Abgeordnete Sauer 
der Angelegenheit an und richtete ein Schreiben an Staatsminister Mertes im Auswärtigen Amt, 
worin er das fragwürdige Verhalten der Angehörigen der Botschaft gegenüber der Familie Gaida 
anprangerte. Die Intervention blieb jedoch ohne Folgen. 

Hartmut Koschyk, der Bundesvorsitzende der Schlesischen Jugend , übergab Staatsminis¬ 
ter Friedrich Vogel ein Schreiben an Bundeskanzler Kohl mit der Bitte, sich persönlich für das 
Schicksal der oberschlesischen Familie einzusetzen. Ein daraufhin folgender Ausreiseantrag der 
Gaidas wurde jedoch am 28. März 1984 erneut negativ beschieden. Noch am gleichen Tag legte 
Norbert Gaida hiergegen beim Innenminister in Warschau Widerspruch ein und führte in seinem 
Schreiben aus: „Dieser Ablehnungsbescheid ist nicht nur nicht mit den in Polen geltenden Geset¬ 
zen vereinbar, sondern verletzt gleichfalls die fundamentalen Menschenrechte auf Freiheit und 
Recht auf Besitz der Heimat. Man kann nicht in Zweifel ziehen, dass die Gebiete, in denen wir 
offiziell eine ethnische Minderheit unseres Volkes sein wollen, deutsches Eigentum waren, und 
dass eine ganze Reihe von Menschen, die unwiderlegbar die deutsche Herkunft haben, sich nicht 
nur als Deutsche fühlen - wie man es ihnen suggeriert - sondern dies tatsächlich sind.“ 236 

Kurz nach der erteilten Ablehnung des Antrags erkundigte sich das polnische Rote Kreuz bei 
den Gaidas, weshalb sie noch nicht ausgereist seien. Als die Anfragenden über die bestehende 
Sachlage informiert wurden, traf das auf völliges Unverständnis, da es in einem an sie gerichte¬ 
tes Telefax aus Warschau hieß, sofort nachzuforschen, ob die Familie das Land schon verlassen 
habe und, falls dies nicht geschehen sei, nachzufragen, wann die Ausreise erfolgen würde. Die 
Betroffenen selbst bewerteten das konfuse und unkoordinierte Vorgehen der Behörden als für sie 
eventuell nützlich und stellten aus diesem Grund am 2. April 1984 beim Deutschen Bundestag den 


235 Vgl. „Menschenrechte überall in Deutschland - auch jenseits von Oder und Neiße“, ,Die Seite 
der Schlesischen Jugend’, Der Schlesier , 1 6 . 11 . 1984. 

Dem Verfasser stellt sich zu diesem Zeitpunkt das erste Mal die Frage, ob für die deutsche 
Botschaft und damit das für sie verantwortliche Auswärtige Amt die Vertretung deutscher 
Interessen, insbesondere die der eigenen Staatsangehörigen in der Volksrepublik Polen nicht 
so sehr im Vordergrund stand wie eher das ungestörte Verhältnis zu den kommunistischen 
Machthabern, die ihre Minderheitenangehörigen mit allen zur Verfügung stehen den Mitteln zu 
unterdrücken wussten. Im weiteren Verlauf der Geschehnisse wird dies zu verfolgen sein. 
Bezüglich der gleichzeitig laufenden Versuche Gaidas, einen Verband der Deutschen zu gründen, 
siehe Kapitel III 2.1. Der besseren Übersichtlichkeit wegen hat es der Verfasser vorgezogen, die 
Geschehnisse zunächst thematisch und dann nach Zeitablauf zu gliedern. 

236 Widerspruch gegen die Entscheidung Nr. SA. 1-6015-74-84 , Roschkau 28.03.1984. Aus einem per¬ 
sönlichen Brief von Norbert Gaida an seine Mutter und seinen Sohn in der Bundesrepublik geht her 
vor, dass er es nicht verstehen könne, weshalb die Unterredung zwischen Außenminister Genscher 
und dem polnischen Botschafter nichts bewirkt habe. 
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Antrag auf Suspendierung des, Bundes der Polen’ in Deutschland. 237 Eine Woche später lehnte die 
Passabteilung in Warschau den Widerspruch vom 28. März endgültig ab. - Die Ausreisegenehmi¬ 
gung wurde erneut verwehrt. Am 18. Mai sendete das polnische Fernsehen einen halbstündigen 
Beitrag zum Thema der deutschen Volksgruppen in der Volksrepublik Polen, wobei der Korres¬ 
pondent den Namen der Familie Gaida mehrmals erwähnte. 238 Fünf Tage später beantragten die 
Deutschen erneut die Ausreise. Um dem Begehren mehr Nachdruck zu verleihen, bat die AGMO 
Bundeskanzler Kohl noch am selben Tag, sich persönlich für das Schicksal der Familie zu ver¬ 
wenden. Als Reaktion auf den Antrag wurden diesmal jedoch beide, Norbert wie seine Ehefrau 
Sophie, die ebenfalls an einer Schule unterrichtete, einen Tag später vom Vizekanzler des Kurato¬ 
riums für Bildung und Erziehung des Wojewodschaftsamtes in Kattowitz, Norbert Gorol, fristlos 
aus ihren Anstellungen entlassen. Nach dessen Ansicht wären sie als Deutsche nicht in der Lage, 
polnische Jugendliche zur Liebe zur Heimat und zur Achtung der Verfassung der Volksrepublik 
Polen als einem sozialistischen Staat zu erziehen. 239 

Wie aus einem Schreiben von Peter Oprzondek, dem Vorsitzenden der AG MO, hervorgeht, 
stürzte die fristlose Kündigung und der dadurch bedingte Verlust des Einkommens die Familie 
Gaida in einen schweren Kampf um ihre Existenz. Um größeren Druck auf die polnischen Macht¬ 
haber auszuüben, trat die Jugendorganisation der Landsmannschaft Schlesien, die Schlesische 
Jugend , zusammen mit der AGMO mit einer Menschenrechtsinitiative Ende Mai 1984 an die 
Öffentlichkeit. 240 Sie riefen die in Freiheit lebenden Deutschen zur aktiven Solidarität mit ihren 
unterdrückten Landsleuten jenseits von Oder und Neiße auf. Da sich deren Lage seit Verhängung 
des Kriegsrechtes im Jahre 1981 drastisch verschlechtert hätte, die breite Öffentlichkeit darüber 
jedoch kaum etwas erführe, organisierten sie überall im Bundesgebiet Informationsveranstaltun- 


237 Die Antragstellung erfolgte auch in der Absicht, bei den deutschen Parlamentariern wiederholt 
auf sich aufmerksam zu machen. Der ,Bund der Polen’, genannt ,Zgoda‘ mit Zentren in Ruhr- und 
Rhein-Main Gebiet sowie in Hamburg, konnte als Interessenvertretung der in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Polen von Anfang an alle Freiheiten des bundesdeutschen Vereinsrechts 
genießen, obwohl diese Vereinigung als verlängerter Arm des kommunistischen Regimes in 
Warschau anzusehen war. 

238 Über die Tendenz des Femsehberichts wird in dem Beitrag, „Menschenrechte überall in 
Deutschland - auch jenseits von Oder und Neiße“, nichts ausgesagt. Vgl. die ,Seite der 
Schlesischen Jugend’, Der Schlesier , 16.11.1984. 

239 Vgl. „Ein Fall, der gelöst werden konnte. Das Schicksal der Familie Gaida aus Oberschlesien“, 
04/1985. 

240 Die Schlesische Jugend untergliederte sich in mehrere Teilorganisationen. Eine davon war die 
AGMO , die in menschenrechtlichen Fragen der zuständige Ansprechpartner war. Standen jedoch 
kostspielige Unternehmungen bevor, wurde aus finanzierungstechnischen Gründen offiziell im¬ 
mer die Schlesische Jugend benannt. Die Mitglieder beider Gruppierungen waren die gleichen. 
Wenn der Verfasser abwechselnd die Schlesische Jugend und dann die AGMO für ein und die 
selbe Unternehmung als Hauptakteur angibt, übernimmt er damit lediglich die entsprechenden 
Angaben in den Dokumenten. 
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gen verschiedenster Art. Dabei sammelten sie über 20.000 Unterschriften zur Bekräftigung eines 
an die Volksrepublik Polen gerichteten Appells, in dem sie die polnische Regierung dazu auffor¬ 
derten, den 1,1 Mio. Deutschen in den Gebieten östlich von Oder und Neiße die der Würde des 
Menschen innewohnenden Menschenrechte und Grundfreiheiten zu gewährleisten, wozu sie sich 
durch Unterzeichnung und Ratifizierung mehrerer internationaler Menschenrechtsabkommen ver¬ 
pflichtet habe. 241 So dürften die Deutschen in Nieder- und Oberschlesien, Ost- und Westpreußen 
sowie Pommern und Danzig weder ihre Muttersprache gebrauchen, noch ihre kulturelle Eigenart 
pflegen, Vereine gründen oder deutsche Gottesdienste abhalten; ebenso könnten sie ihre Kinder 
nicht in der deutschen Muttersprache unterrichten lassen, oder auch nur deutsche Literatur aus der 
Bundesrepublik Deutschland empfangen. 

Die Schlesische Jugend bat deshalb die deutsche Bundesregierung eindringlich, unter Beru¬ 
fung auf den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPBPR) vom 16. 
Dezember 1966 gegenüber der polnischen Regierung darauf zu drängen, dass diese den Deut¬ 
schen zustehenden kulturellen und muttersprachlichen Rechte, die durch Art. 27 IPBPR beson¬ 
ders geschützt seien und bis heute verwehrt würden, zu gewährleisten. 242 Die Forderungen nach 
Gewährung verschiedener Anrechte lauteten unter anderem: Unterrichtung der Kinder in deut¬ 
scher Sprache, Einführung deutscher kultureller Vereinigungen wie beispielsweise in Ungarn, 
die Möglichkeit des Empfangs deutscher Literatur aus der Bundesrepublik Deutschland oder die 
Abhaltung deutscher Gottesdienste. 243 

Die Warschauer Regierung sollte nach Ansicht der Schlesischen Jugend auch dazu aufgefor¬ 
dert werden, die ihrer Schätzung nach über 200.000 vorliegenden Ausreiseanträge Deutscher in 
kurzen Fristen positiv zu bescheiden; bislang waren Wartezeiten bis zu zehn und mehr Jahren an 
der Tagesordnung. Ausreisewillige Deutsche müssten dabei mit teils schwerster Diskriminierung 
rechnen, was nicht hinzunehmen sei. Die Regierung sollte zudem auch der Frage nachgehen, ob 
die 20.000 Unterschriften nicht zu dem Bereich der Eingaben von nichtstaatlichen Organisationen 
gehörten, die das Menschenrechtszentrum der Vereinten Nationen bearbeitete. 244 Die Jugendorga¬ 
nisation der Landsmannschaft Schlesien konnte zur Unterstützung der politischen Bemühungen 
der Bundesregierung bei ihrer Unterschriftensammlung auch über 100 Abgeordnete des deutschen 
Bundestages und verschiedener Landtage sowie Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens zur 
Unterzeichnung des Appells gewinnen. Zu ihnen zählten der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe 
im Deutschen Bundestag, Dr. Theo Waigel, der Bonner Oberbürgermeister Dr. Hans Daniels. 
MdB , der Fraktionsvorsitzende der CDU im Hessischen Landtag, Gottfried Milde, der Chef der 
Bayerischen Staatskanzlei, Dr. Edmund Stoiber, der Europaabgeordnete Dr. Otto von Habsburg. 


241 Vgl. „Über 20.000 Unterschriften für Appell an die Volksrepublik Polen“, DeutschlandUnion 
Dienst , Nr. 21/84. 

242 Zum Inhalt des Vertrages vgl. Kapitel II 2.3. 

243 Vgl. „Schlesische Jugend appelliert an Polen“, Frankfurter Allgemeine Zeitung , 24.05. 1984 
„Eine Million Deutsche vergessen“, IDEA-SPEKTRUM , Informationsdienst der Evangelischen 
Allianz, 03.11.1984. 

_44 Vgl. „Über 20.000 Unterschriften für Appell an die Volksrepublik Polen“, a.a.O.. 
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der ehemalige Bundesminister Erich Mende sowie der Präsident des Bundes der Vertriebenen , Dr. 
Herbert Czaja, um nur einige wenige Namen zu nennen. 245 An dieser Stelle sei angemerkt, dass 
sich unter den Unterzeichnern des Appells auffälligerweise kein einziges Mitglied der FDP-Bun- 
destagsfraktion befand, obwohl doch gerade diese Partei über Jahrzehnte die Verantwortung für 
außenpolitische Angelegenheiten trug und damit auch für die deutschen Staatsangehörigen im 
Ausland. 

An einem symbolträchtigen Tag, dem 23. Mai 1984 - 35 Jahre nach Inkrafttreten des Grundge¬ 
setzes der Bundesrepublik Deutschland, das auch für jene Deutschen gelten sollte, denen es versagt 
war, daran mitzuwirken empfing Staatsminister Friedrich Vogel im Auftrag von Bundeskanzler 
Helmut Kohl eine Delegation der Schlesischen Jugend mit ihrem Bundesvorsitzenden Koschyk 
sowie dem stellvertretenden Landesvorsitzenden des Bundes der Vertriebenen , Helmut Sauer, MdB , 
im Bundeskanzleramt. Hier überreichten sie den an die Warschauer Regierung gerichteten Appell 
zusammen mit den Unterschriften und erinnerten an die laut Verfassung bestehende Schutzpflichtung 
der Bundesregierung für die Deutschen in den Gebieten östlich der Oder und Neisse. Diese sollte 
wirksam wahrgenommen werden, indem vom Vertragspartner Polen die Erfüllung dieser Vertrags- 
pflicht eingefordert werde. Staatsminister Vogel versicherte, dass Bundeskanzler Kohl es sich zur 
Aufgabe und Verpflichtung gemacht habe, das Bewusstsein der staatlichen und nationalen Einheit 
Deutschlands und der gemeinsamen deutschen Kultur und Geschichte wach zu halten. Er verwies in 
diesem Zusammenhang auf dessen Regierungserklärung vom 4. Mai 1983, in der er als bestimmende 
Grundlage der Deutschlandpolitik das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland sowie mehrere 
vertragliche Abkommen genannt hatte. 246 Der Staatsminister stellte ausdrücklich fest, dass sich die 
Bundesregierung in diesem Sinne auch für die Landsleute in den Oder-Neiße-Gebieten verwende: 
„Die Bundesregierung wolle die Ostverträge mit Leben erfüllen und es sei selbstverständlich, dass 
sie sich im Rahmen eines realistischen und offenen Dialogs auch für die grundlegenden Rechte der 
Deutschen in Schlesien wie in anderen Teilen Ostdeutschlands sowie ganz Osteuropas einsetzt.“ 247 

Eine besondere Forderung richtete die Schlesische Jugend in ihrem Appell an die Warschauer 
Führung hinsichtlich der sogenannten illegalen Fälle. Hierbei handelte es sich um Deutsche, die 
ein Besuchervisum in den freien Westen dazu genutzt hatten, für immer in der Bundesrepublik 
Deutschland zu bleiben. Da jedoch in der Mehrzahl der Fälle nur einzelne Familienmitglieder ein 
derartiges Visum erhielten und die übrigen Familienangehörigen Zurückbleiben mussten, blie¬ 
ben Tausende von Familien über Jahre hinweg getrennt; dies war mit den Rechtsverpflichtungen, 
die sich aus Art. 12 Abs. 2 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte 
ergaben, nicht zu vereinbaren. Die Zahl der ohne Ausreisegenehmigung in der Bundesrepublik 


245 Vgl. „Über 20.000 Unterschriften für die Menschenrechte in Ostdeutschland“, ,Seite der 
Schlesischen Jugend’, Der Schlesier , 01.06.1984. 

246 Dies waren der ,Deutschlandvertrag 4 , die ,Ostverträge\ die Briefe zur ,Deutschen Einheit , die 
.Entschließung des Deutschen Bundestages’ vom 17.05.1972, der Grundlagenvertrag 1 und die 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts vom 07/1973 und 07/1975. 

247 „Beitrag der Vertriebenen und Flüchtlinge zum Aufbau der Bundesrepublik Deutschland , Bulletin , 
Nr. 59, Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 24.05.1984, S. 525. 
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verbliebenen Deutschen aus dem polnischen Machtbereich betrug allein in den Jahren 1978 bis 
einschließlich 1982 insgesamt 80.400 Menschen; hinter dieser Zahl verbarg sich tragisches Leid 
von Tausenden von zerrissenen Familien. 

Hartmut Koschyk, der Bundesvorsitzende der Schlesischen Jugend , übergab Staatsminis¬ 
ter Vogel ein Schreiben an Bundeskanzler Kohl mit der Bitte, sich persönlich auch für das 
Schicksal der oberschlesischen Familie Gaida zu verwenden. 248 Der Staatsminister würdigte 
das große Engagement der landsmannschaftlichen Jugendorganisation, die mit ihrer Aktion an 
jene Deutschen erinnerten, an die viele nicht mehr dächten. Ihre Unterschriftenaktion sei eine 
Ermutigung für die Bundesregierung, ihre politische Linie fortzusetzen. Er ließ keinen Zweifel 
daran, dass die Bundesregierung die Ostverträge zwar als uneingeschränkt gültig betrachtete, 
dass sie darin aber einen ,Modus vivendi’ zwischen den Vertragspartnern sähe, der solange ein 
friedliches Miteinander regeln sollte, bis auch die Möglichkeit des Gesprächs über die Bereini¬ 
gung von Rechtsfragen, die immer noch offen stünden, gegeben sei. 249 

Nach Angaben von Koschyk hatte sich Bundesaußenminister Genscher noch im Februar 1984 
dafür ausgesprochen, dass in den deutsch-polnischen Beziehungen Leistung und Gegenleistung 
in einem angemessenen Verhältnis stehen sollten. 250 Jedoch sei es der Bundeskanzler gewesen, 
der der Leugnung der Existenz einer deutschen Volksgruppe durch die Warschauer Führung ent¬ 
schieden entgegengetreten sei und sich zum Sachwalter der Interessen jener Deutschen erklärt 
hatte: Diejenigen, so Kohl, die in ihrer Heimat bleiben wollten, hätten ein Anrecht darauf, dass 
sie ihre kulturelle Eigenheit, die Sprache und das Brauchtum pflegten und entfalten könnten. So 
wollte es auch der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte. Wenn Polen seine 
Verpflichtung aus diesem Vertrag wirklich ernst nähme, wäre ein solider Pfeiler für die Brücke 
der deutsch-polnischen Verständigung gebaut. 251 Mit Zielrichtung auf die Freien Demokraten for¬ 
derte Koschyk in seinem Beitrag, dass diese klare Haltung des Bundeskanzlers auch Richtlinie 
einer auf mehr Freiheit und mehr Menschenrechte gerichtete Außenpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland sein müsste. Allein die menschenrechtliche Lage der Deutschen in Schlesien und 
anderen Teilen Ostdeutschlands sei und bliebe Gradmesser der deutsch-polnischen Beziehungen. 

Die Vorgehensweise der polnischen Behörden und die erneute Ablehnung eines weiteren Aus¬ 
reiseantrages der Gaidas veranlasste das Ehepaar aus Verzweiflung zu einem ungewöhnlichen 
Schritt. Um ihr Vorhaben zu bekräftigen, reisten sie in das weit entfernte Warschau und begaben 
sich in die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland. Sie weigerten sich, diese wieder zu ver- 


248 Vgl. Memorandum der Schlesischen Jugend an die Bundesregierung zur Lage der Deutschen im 
polnischen Machtbereich, Bonn 23.05.1984. 

249 „Schlesische Jugend im Bundeskanzleramt empfangen“, Deutscher Ostdienst , 24.05. 1984. 

250 So Genscher in einem Schreiben an einen Bundestagsabgeordneten. Vgl. Hartmut Koschyk* 
„Warschau geht verschärft gegen Deutsche vor. Schätzt das Auswärtige Amt die Lage falsch ein. > 
AKZENT , September 1986. Angesichts des nachweislichen Nicht-Tätigwerdens des Auswärtigen 
Amtes, wie zu verfolgen sein wird, war dies eine kaum zu verstehende Aussage (d. Verf.). 

251 Vgl.ebd.. 
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lassen, bevor sie nicht eine verbindliche Zusage für ihre Ausreise bekämen. 252 Erst als ihnen nach 
einem dortigen einwöchigen Aufenthalt der Botschafter persönlich versicherte, dass der polnische 
Innenminister den nächsten von ihnen gestellten Ausreiseantrag - inzwischen der einundzwan¬ 
zigste (sic) - positiv bescheiden würde, verließen sie die deutsche Vertretung. Als Norbert Gaida 
daraufhin am 1. Juni 1984 voller Erwartung den verlangten Antrag stellte, geschah seitens der 
Behörden jedoch überhaupt nichts. Zwei Wochen später, am 14. Juni, teilte das Bundeskanzler¬ 
amt dem Bundesvorsitzenden der Schlesischen Jugend , Koschyk, im Auftrag des Bundeskanzlers 
lediglich mit, dass der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in Warschau Ende Mai noch¬ 
mals im polnischen Außenministerium interveniert habe. Die Bundesregierung hoffe daher, durch 
ihre Unterstützungsmaßnahmen eine baldige Familienzusammenführung der Gaidas im Bundes¬ 
gebiet zu erreichen. 

Es sollte gut ein viertel Jahr dauern, bis am 14. September die Familie Gaida erneuten Druck 
von der Staatsgewalt zu spüren bekam. Auf Befehl des Bezirksstaatsanwaltes Jerzy Zientek aus 
Ratibor fand bei ihnen eine Hausdurchsuchung statt, um Beweisgegenstände, insbesondere Propa¬ 
gandamaterial revisionistischen Inhalts zu finden, wie es in dem Durchsuchungsbefehl hieß. Nach 
der zwei Stunden dauernden Aktion wurde Norbert Gaida mit auf die Kommandantur genommen 
und zu Verhören insgesamt drei Tage lang festgehalten. Angemerkt sei an dieser Stelle, dass nach 
Art. 87 der zu diesem Zeitpunkt gültigen polnischen Verfassung, wie in Kapitel II 2.1 angeführt, 
die Unverletzlichkeit der Person festgeschrieben war und Festgenommene ohne Haftbefehl bin¬ 
nen 48 Stunden wieder freigelassen werden mussten. 

Am 28. Oktober 1984 erhielt der Deutsche vom Leiter der Behörde für Innere Angelegenheiten 
in Kattowitz eine erneute Absage seines Antrages auf Ausreise, woraufhin dieser jedoch beim pol¬ 
nischen Innenminister Einspruch einlegte. 253 ln einem persönlichen Schreiben an seine „Lieben“ zu 
Hause drückte Norbert Gaida sein Unverständnis darüber aus, dass bestimmte Absprachen zwischen 
ihm, dem Botschafter und dem Innenminister gebrochen worden seien. Genau acht Wochen später 
erreichte die Familie ein Telegramm von der deutschen Botschaft in Warschau, worin sie erneut um 
persönliche Rücksprache gebeten wurde. Da Sophie und Norbert Gaida glaubten, dass ihr dortiges 
Erscheinen für ihre Ausreise äußerst wichtig sei, machten sie sich am 3. Januar 1985 bei schlechten 
Wetterbedingungen erneut auf den äußerst weiten Weg in die polnische Hauptstadt." 54 Nach ihrer 
Ankunft wollte der Botschaftsangehörige Ranner jedoch lediglich wissen, zu welchem Zeitpunkt 
die letzte Absage eingegangen wäre und was sie in der Sache des Verbandes der Deutschen unter¬ 
nommen hätten. Nach einer ausführlichen Darlegung der Fakten, die nach Meinung der Gaidas der 


252 Das ZDF-Magazin vom 17.10.1984 sendete einen Beitrag zur menschenrechtlichen Lage der 
über eine Million in den Oder-Neiße-Gebieten lebenden Deutschen; insbesondere wies man hier¬ 
bei auf das Schicksal der Familie Gaida hin, die Aktivitäten der AGMO wurden ebenso erwähnt. 

253 Roschkau, 29.11.1984. 

254 Wie einem an die bereits 70-jährige Schwiegermutter in Deutschland gerichteten Briel Frau 
Gaidas zu entnehmen ist, reichte für die 800 km lange Reise nicht einmal die Benzinration für 
Januar und Februar aus, Roschkau 04.01.1985. 
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Botschaft jedoch hätten bekannt sein müssen, 255 stellten sie die Gegenfrage, was die deutsche Vertre¬ 
tung in Warschau beziehungsweise das Auswärtige Amt für sie, die Deutschen, die eine Minderheit 
ihrer Nation sein wollten, getan hätten. Ranner antwortete daraufhin ganz lapidar, dass aufgrund 
fehlender Möglichkeiten in dieser Angelegenheit nichts zu bewegen sei, da man sich mit der polni¬ 
schen Regierung nicht verfeinden könne, denn die Existenz der Deutschen Botschaft sei von dieser 
abhängig. 256 

Ein kurzer Blick auf die politische Bühne in der Bundesrepublik zeigt, dass die Deutschen in Ober¬ 
schlesien mit ihren Problemen nicht mehr allein waren. Vom 16. bis 17. November 1984 fand in Bonn 
eine gemeinsame Tagung der Europäischen Konferenz für Menschenrechte und Selbstbestimmung 
und der Schlesischen Jugend zum Thema „Menschenrechtsverletzungen in Ostdeutschland 44 statt. Im 
Rahmen einer abgehaltenen Podiumsdiskussion forderten die Teilnehmer vor allem die volle Realisie¬ 
rung der Menschenrechte für ihre Landsleute. 257 So betonte der Präsident des Bundes der Vertriebenen , 
Dr. Herbert Czaja, dass dies vor der Lösung anderer deutsch-polnischen Streitigkeiten geschehen 
müsse; die im Lande lebenden Polen würden ebenso durch eine grausame Diktatur unterdrückt und 
dies sei in keiner Weise zu tolerieren. Der Präsident plädierte dafür, die deutsche Frage offen zu halten 
und ohne Gewalt für einen friedlichen Wandel einzutreten. 

Der ehemalige Bundesminister und Vizekanzler Dr. Erich Mende ging auf die Berichterstat¬ 
tung der bundesdeutschen Medien zur Menschenrechtsproblematik ein und kritisierte sie scharf. 
Menschenrechtsverletzungen an Deutschen im polnischen Machtbereich würden verschwiegen, 
dagegen aber fortlaufend über Diskriminierungen in Chile, Nicaragua oder Südafrika umfang¬ 
reich berichtet. 258 Er machte darauf aufmerksam, dass durch offenes Anprangem von Menschen¬ 
rechtsverletzungen in den Ostblockstaaten wesentlich mehr erreicht werden könnte, als durch 
vorsichtige Diplomatie, womit er die außenpolitische Linie Genschers meinte. Deutliche Angriffe 
richtete auch der Chefredakteur der Rheinischen Post , Dr. Joachim Sobotta, gegen die verhängnis¬ 
voll einseitig informierende westdeutsche Presse, die sich mehr um Menschenrechtsverletzungen 
in Südamerika oder anderswo kümmere, als in den Ostblockstaaten. Er plädierte dafür, Leistungen 
der Bundesrepublik von solchen Polens für die dortigen deutschen Bürger abhängig zu machen. 25 
Die Diskussionsteilnehmer forderten den Bundesaußenminister dazu auf, sich bei seiner Polen- 


255 Frau Gaida empörte sich über eine derartige Behandlungsweise, da sie und ihr Mann schließlich 
alle Schreiben, die sie an die Behörden gerichtet haben, ebenso wie diejenigen, die sie erhielten, 
der Botschaft zur Information übersandt hatten. 

256 Nach Ansicht des Verfassers konnte jedoch angesichts der immensen Transferleistungen der 
Bundesrepublik Deutschland an die Volksrepublik Polen wohl eher von einer umgekehrten 
Abhängigkeit ausgegangen werden. 

257 Die Diskussionsrunde bildete den Abschluss der Tagung unter dem Leitthema „Die Sorge unuf* e 
Deutschen in den Oder-Neiße-Gebieten“, vgl. „Menschenrechte der Deutschen in Polen einfor- 
dem“, Katholische Nachrichtenagentur (KNA), Nr. 271, 18.11. 1984. 

258 Als noch viel offenkundiger bezeichnete er hier die Einseitigkeit der „linken Medienmafia von 
Spiegel, Zeit bis hin zur Süddeutschen Zeitung “. Vgl. „1,1 Mio. Deutsche von allen vergessen“, 
IDEA-SPEKTRUM, 23.11.1984. 

259 „Die Mauer des Schweigens einreißen“, Deutschland-Union-Dienst , 29.11.1984. 
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reise ab 21. November 1984 für die Menschen- und Volksgruppenrechte der Deutschen in den 
Oder-Neiße-Gebieten einzusetzen. Insbesondere sollte er sich des Falles der Familie Gaida anneh¬ 
men, die ein besonders schweres Schicksal zu tragen hätte. Die AG MO hatte dem Auswärtigen 
Amt hierfür einen von über 1.000 Personen unterschriebenen Appell an die Volksrepublik Polen 
übergeben, in dem die sofortige Genehmigung der Ausreise gefordert wurde. 260 

Einem vom 22. März 1985 datierten internen Schreiben,der^GA/0-sie betreute den Fall nun¬ 
mehr bereits seit Mitte 1983 - ist zu entnehmen, dass innerhalb der Organisation ernsthafte Zwei¬ 
fel aufkamen, ob die Deutsche Botschaft beziehungsweise das hierfür verantwortliche Auswärtige 
Amt ihrer Sorgfaltspflicht gegenüber den Deutschen Genüge getan habe. Auszugsweise heißt es 
hierzu: „Unsere Arbeitsgemeinschaft ging bislang davon aus, dass sich die Deutsche Botschaft in 
Warschau des besonderen Schicksals dieser Familie mit entsprechender Sorgfalt und Intensität 
annimmt. Dies wurde uns gerade auch von Bundesaußenminister Genscher und anderen Mitar¬ 
beitern des Auswärtigen Amtes immer wieder versichert. Inzwischen liegen uns jedoch zwei an in 
der Bundesrepublik lebende Verwandte gerichtete Briefe des Ehepaars Gaida vor, die ernsthafte 
Zweifel aufkommen lassen, ob die Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in Warschau der 
von Verfassung wegen bestehenden Schutzpflicht gegenüber diesen deutschen Staatsangehörigen 
nachgekommen ist.“ 261 

1.2 Ringen um Anerkennung der deutschen Staatsangehörigkeit 
und weitere Rechte 

Ebenso exemplarisch wie bedeutend für die deutsche Bewegung in Oberschlesien sollten die Akti¬ 
vitäten der Familie Osmenda aus Tichau bei Kattowitz werden. 262 Sie hatte sich wie die Gaidas 
seit 1979 um die Ausreise aus dem entgegen dem Ergebnis der Volksabstimmung von 1921 dem 
polnischen Machtbereich zugeschlagenen Ost-Oberschlesien bemüht. 263 Die Prozedur der zuvor 
geschilderten zahlreichen Antragstellungen und daraufhin folgenden Ablehnungen bei der Fami¬ 
lie Gaida war in etwa die gleiche. Auch die Gesuche der Osmendas wurden von den Behörden 
bis in das Jahr 1984 hinein immer wieder aus „wichtigen gesellschaftlichen Gründen“ abschlägig 


260 Vgl. IDEA-SPEKTRUM , a.a.O.. 

261 Zur Einhaltung der den Minister verpflichtenden Schutz- und Fürsorgepflicht gegenüber allen 
Deutschen und ihre rechtliche Bedeutung wird in Anm. 357 hingewiesen. 

262 Die Bezeichnung „deutsche Bewegung“ kann lediglich im Nachhinein von einem äusse¬ 
ren Betrachter der Geschehnisse gewählt werden. Die Deutschen selber hatten zum damali¬ 
gen Zeitpunkt keinen Überblick, wer von ihren Landsleuten in welcher Gemeinde ähnliche 
Unternehmungen initiierte oder welche Gruppen sich wo zusammenschlossen. Dies änderte sich 
erst, als immer mehr von ihnen Kontakt mit der AGMO aufnahmen und sich dadurch ein reger 
Austausch von Adressen und Informationen entwickelte. 

263 Es handelte sich hierbei um den 1950 geborenen Familienvater Andreas Osmenda, dessen drei 
Jahre jüngere Ehefrau Maria, seinen 1975 geborenen Sohn David sowie seine drei Brüder Eugen, 
Roman und Thomas (geboren 1954, 1956, 1965). 
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beurteilt; wohl auch deswegen, weil sich die Familie nicht nur für die eigenen, sondern zuneh¬ 
mend für die Rechte der deutschen Volksgruppe insgesamt einsetzte. 

Nachdem die AGMO die menschenrechtliche Betreuung der Osmendas im Jahr 1984 über¬ 
nommen hatte, machte sie mit Eingaben bei den deutschen Behörden und Abgeordneten beson¬ 
ders auch auf das Schicksal dieser Familie aufmerksam. Eine Sendung des Deutschen Fernsehens 
im selben Jahr förderte ebenfalls die Publizität des Falles. Einen besonders schwierigen Stand 
hatte der jüngste der vier Brüder, Thomas Osmenda. Er weigerte sich wie es heisst, ein einmali¬ 
ger Vorgang - mit Erreichen seiner Volljährigkeit im Jahre 1983 standhaft, einen polnischen Per¬ 
sonalausweis und damit die polnische Staatsbürgerschaft anzunehmen. Nachdem er mehrmaligen 
Aufforderungen zur Ableistung des Militärdienstes in der polnischen Armee nicht nachgekommen 
war, musste er verschiedene Geldbußen, Gefängnisstrafen, Misshandlungen und fast vier Jahre 
Arbeitslosigkeit auf sich nehmen. Am 6. Februar 1984 teilte ihm der Staatsrat der Volksrepu¬ 
blik Polen mit, dass die von ihm vorgebrachten Ansichten beziehungsweise Rechte, die seine 
Staatsangehörigkeit beträfen, für den Staat ohne Belang seien und die Gesuche auf Anerkennung 
der deutschen Staatsbürgerschaft nicht weiter behandelt würden. Neun Tage später entgegnete 
der Deutsche in einem für die damaligen Verhältnisse mutigen Widerspruch, dass das polnische 
Staatsbürgerschaftsgesetz auf ihn keine Anwendung finden könnte, da er die polnische Staats¬ 
angehörigkeit nie besessen habe und wie er bereits mehrmals erklärt habe, diese auch niemals 
annehmen würde: „Keines von diesen Gesetzen wird aus mir einen Staatsbürger der Volksrepublik 
Polen machen. Es gibt keinen Zwang, eine Staatsbürgerschaft anzunehmen und, falls es so etwas 
gibt, dann zeigen Sie mir bitte das Gesetz, das zur Entgegennahme dieser Staatsbürgerschaft 
zwingt... Jeder Mensch hat das Recht, in seinem Vaterland zu leben, und niemand wird mir die¬ 
ses Recht nehmen. Ich verlange abermalig die Ausgabe eines Reisepasses. Wenn die polnischen 
Behörden ein solches Dokument nicht besitzen, so bitte ich, die Behörden der Bundesrepublik zu 
ermächtigen, dieses zu erstellen oder mich auch ohne ein Dokument herauszulassen.“ 264 

Die Behörden wussten auf diese Provokation zu antworten und setzten den uneinsichtigen 
Deutschen unter Druck, indem sie ihm einerseits die Gewährung einer Arbeitserlaubnis verwei¬ 
gerten, auf der anderen Seite aber die Nichtaufnahme der Arbeit vorhielten und ihn deshalb, wie 
wegen der Nichtannahme der polnischen Personaldokumente, mehrmals verhafteten und jeweils 
durch zivile Schnellgerichte verurteilten. Die Familie war jedoch nicht zu verunsichern. Wie aus 
einer Dokumentation der AGMO hervorgeht, wagte sie am 9. März 1984, nunmehr nach der neun¬ 
ten Ablehnung eines Ausreiseantrages, den Weg in die Öffentlichkeit: Am 2. April traten die Brüder 
Andreas und Thomas Osmenda in den Hungerstreik und forderten die polnischen Behörden auf 
einem an der Straßenfront des Wohnhauses befestigten Transparent auf, der gesamten Familie die 
Ausreise in die Bundesrepublik zu gestatten. In einem Brief an Freunde in Westdeutschland hieß 
es, dass sie aus diesem Grund zwei Tage später von der polnischen Miliz verhaftet und mehrere 
Tage lang verhört wurden. Auch in der Folgezeit hörten die Repressalien nicht auf, worüber sogar 
das Erste Deutsche Fernsehen in seinem Magazin Kontraste am 13. August des Jahres berichtete. 


264 Antrag an den Staatsrat der VR Polen in Warschau. Ein fast gleichlautendes Schreiben ging an da 
Wojewodschaftsamt in Kattowitz. Beide Dokumente sind mit „Tichau, den 15.02.1984 4 , datiert 
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In einem an die Verwandtschaft in Deutschland adressierten Brief von Andreas Osmenda wird 
die untragbare Belastung für die Familie wiedergegeben. Auszugsweise heißt es hier: „Seit 1979 
werden wir regelmäßig von der kommunistischen Gewalt schikaniert. Besonders nach unserer 
Transparentaktion verwandelte sich unser Leben in eine richtige Hölle. Unser zehnjähriger Sohn 
David wird von seinen Schulkollegen ständig mit ,Schwein’ und ,Hitlerjunge’ beschimpft. So 
hat uns auch die Miliz genannt. Während meiner Verhaftung musste ich eine rote Hölle erleben: 
Schläge, Demütigungen und Verspottung ...‘\ 265 Am 13. Dezember 1985 musste sich Thomas 
erneut vor Gericht verantworten. Er wurde zu zwei Monaten Gefängnisstrafe ohne Bewährung 
verurteilt. Während der Haft musste er zusammen mit 19 Schwerstkriminellen, die ihn fortlau¬ 
fend drangsalierten, eine Acht-Personen-Zelle teilen. Erst nach Bezahlung einer Kaution in Höhe 
von 18.000 Zloty 266 durch seine Familie wurde er wieder freigelassen. Im Februar des nächsten 
Jahres erhielt er eine behördliche Aufforderung, unter Hinnahme einer zwanzigprozentigen Lohn¬ 
kürzung in einem öffentlichen Betrieb zu arbeiten. Da er jedoch zu Arbeitsbeginn keine Personal¬ 
papiere vorweisen konnte - man hatte sie ihm ja abgenommen -, weigerte sich der Betrieb, ihn 
einzustellen. Als Folge hiervon musste er sich wiederum vor Gericht verantworten. Thomas ließ 
sich dadurch jedoch nicht entmutigen, wie aus einem Brief an die AGMO in Bonn hervorgeht: 

„Die polnischen Behörden lassen mir keine Ruhe mit ihren Verfolgungen. In zwei Tagen, am 
13. Februar, muss ich mich erneut vor einem Kollegium in Tichau verantworten. Es handelt 
sich um den § 20, Art. 1 des Gesetzes ,Arbeitsverweigerung’. Es droht mir eine Strafe von 
50.000 Zloty 267 oder drei Monate Gefängnis. Zuerst gaben mir die Behörden absichtlich 
keinen Pass, damit ich nicht arbeiten kann, und jetzt werde ich dafür bestraft, dass ich nicht 
arbeite. Ich habe keine Möglichkeit, eine geregelte Arbeit zu finden ... Am Ende sage ich 
ihnen, dass sie mir auch 20 - oder 30 - fach solche Verhandlungen machen können, ich 


265 Der Fall der Familie Osmenda - Schicksal einer oberschlesischen Familie im geteilten 
Deutschland, 05/1985. 

266 Um dem Leser einen Maßstab für die Größenordnung dieses Betrages zu geben, sei daraufhinge¬ 
wiesen, dass der Umtauschkurs von Zloty zu Deutscher Mark zu diesem Zeitpunkt 100 zu 1,719 
betrug (Angaben der Deutschen Bank AG). Die Höhe der Strafe belief sich demnach auf etwas 
mehr als DM 309,-- . Nach Berechnungen, die sich aus Bruttosozial- und Bruttoinlandsprodukt 
abzüglich gewisser Leistungen des Staates in Geldwert ergeben (Angaben der Landeszentralbank 
in Bayern ), gemessen an der Zahl der arbeitenden Bevölkerung Polens, hätte sich das durchschnitt¬ 
liche Einkommensniveau eines Arbeitnehmers auf ungefähr DM 400,-- im Monat belaufen müssen. 
Da Angaben aus Statistiken ebenso wie Hochrechnungen mit gebotener Vorsicht zu behan¬ 
deln sind und diese auch oft sehr wenig über die Wirklichkeit aussagen, hat sich der Verfasser 
bei alteingesessenen Deutschen in Schlesien über die tatsächliche damalige Lage erkundigt. 
Dabei ergab sich ein völlig anderes Bild: Mitte der achtziger Jahre lag das Einkommen eines 
Arbeitnehmers bei etwa DM 150,-- das eines besser Verdienenden bei höchstens DM 200,— , die 
Durchschnittsrente bei maximal DM 100,-. Angesichts dieser Relationen sowie der Tatsache, 
dass Thomas Osmenda noch überhaupt kein Einkommen bezog, war der Betrag von Zloty 
18.000,- enorm hoch. 

267 Dies waren zum damaligen Zeitpunkt etwa DM 860,— . 
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werde doch kein polnischer Staatsbürger werden. Auf keine Weise wird ihnen das gelingen. 
Ich erkläre ihnen auch, dass ich sowohl diese als auch die vorherigen Verhandlungen als 
Schikane gegen die deutsche Volksgruppe ansehe.*' " 6K 

Da sich weder hinsichtlich einer Ausreisegenehmigung noch bezüglich einer angestrebten 
deutschsprachigen Kulturzeitung 269 etwas in positiver Hinsicht bewegte, wandte sich Andreas 
Osmenda mit einem Schreiben an die Kulturabteilung des Wojewodschaftsamtes Kattowitz: 

„Unter Berücksichtigung des Bedarfs der eigenen Familie und der befreundeten Personen 
deutscher Volkszugehörigkeit bitte ich um die Erteilung einer schriftlichen Genehmigung 
auf Unterrichtung der deutschen Sprache. Trotz der Existenz einer großen Gruppe von 
Personen, für die die deutsche Sprache die Muttersprache ist, wird diese in den Grund¬ 
schulen nicht zugelassen. Ich will Kinder sowie Erwachsene unterrichten. Ich denke hier¬ 
bei an eine Gruppe von 25 bis 30 Personen. Der Unterricht würde in privaten Wohnungen 
zu einer vereinbarten Zeit an arbeitsfreien Tagen oder in den Abendstunden der soge¬ 
nannten Arbeitstage stattfinden. Alle notwendigen Unterrichtsmaterialien für die genannte 
Personenzahl sind vorhanden 270 

Er schloss damit, dass er weder Gebühren noch sonstige Vorteile anstrebe und den Behörden jederzeit 
für eventuelle Fragen zur Verfügung stehe. Da den örtlichen Behörden das Agieren der Deutschen 
anscheinend missfiel, beraumten sie eine erneute Gerichtsverhandlung für den 26. März 1986 an. 
Wohl zur Abschreckung wurden hierbei gleich beide, Thomas und Eugen Osmenda, zu je drei Mona¬ 
ten Gefängnis oder Bezahlung von Zloty 45.000 Geldstrafe verurteilt, 271 der eine wegen der Nichtan¬ 
nahme der polnischen Personaldokumente und der andere wegen einer illegalen Transparentaktion. 
Dies geschah ohne jegliche weitere provozierende Aktionen seitens der Deutschen. Anfang Novem¬ 
ber 1986 sahen die staatlichen Stellen wohl keine Möglichkeiten mehr, die Aktivitäten derOsmendas 
zu unterbinden. Um nicht noch größeres Aufsehen zu erregen, siedelte man einen Großteil der Fami¬ 
lie - wie man es mit fast allen unbequem gewordenen Deutschen handhabte -, einfach kurzfristig aus. 
So hatte Andreas Osmenda bereits eine Umfrageaktion gestartet, um den Bedarf der im polnischen 
Machtbereich lebenden Deutschen für eine deutschsprachige kulturelle Zeitschrift zu ermitteln. Den 
zurückgebliebenen Bruder Thomas setzte man von nun an unter noch stärkeren Druck. Bis zum Juli 
1987 - also innerhalb von acht Monaten - fanden in seinem Haus über 20 Durchsuchungen durch die 
polnische Miliz statt." 7 “ Zudem waren die Behörden dazu übergegangen, die verhängten Strafen zu 


268 Schreiben an die AG MO, Tichau 03/1986. 

269 Siehe hierzu nächstes Kapitel. 

270 Antrag aul Erteilung einer Genehmigung auf Unterrichtung der deutschen Sprache, Kattowitz 
20.03.1986. 

271 Das waren etwa DM 774,- . 

272 Vgl. „Thomas Osmenda endlich frei". Die Seite der Schlesischen Jugend, Der Schlesier, 16.10.198 
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bündeln, so dass der 22-jährige Thomas bis zum Frühjahr 1987 eine 130-tägige Arreststrafe abzusit¬ 
zen gehabt hätte. 273 

1.3 Bemühungen um die Herausgabe einer deutschsprachigen Kulturzeitung 

Der aus Greifenhagen bei Stettin stammende Edward Vogelgesang 274 , der für sich und seine Fami¬ 
lie die Ausreise bereits seit 1974 anstrebte, sollte für die Bewegung in Oberschlesien ein wichti¬ 
ger Mitstreiter werden. 275 Nach mehreren Dutzend vergeblich gestellten Anträgen, mit denen in 
der gleichen Art und Weise verfahren wurde, wie bereits bei den Familien Gaida und Osmenda 
dargelegt, wandte er sich mit Bittgesuchen im Mai 1983 an den Innenminister und im November 
1984 an den Staats- und Parteichef der Volksrepublik Polen, General Jaruzelski. Jedoch bewirk¬ 
te auch dies nichts. Wie aus einem Brief von Vogelgesang hervorgeht, verbrachte er jedes Jahr 
seinen Urlaub in Schlesien. Nachdem er nunmehr von der AGMO die Adressen der deutschen 
Aktivisten übermittelt bekam, setzte er sich mit ihnen in Verbindung. Dieser Kreis stellte binnen 
kurzem fest, dass die deutsche Sprache vom Aussterben bedroht sei. So entschloss man sich, eine 
deutschsprachige kulturelle Zeitschrift herauszugeben. Sie sollte den Deutschen in erster Linie ein 
Gefühl des Nicht-Alleinseins vermitteln, sie zum Lernen des Verlernten oder auch der unbekann¬ 
ten Muttersprache anspomen und ihnen die deutschen Kulturereignisse der Vergangenheit sowie 
auch der Gegenwart vertraut machen. Die Sprache müsste sehr einfach gehalten sein, so dass jeder 
Abonnent das Geschriebene auch verstehen oder binnen kurzem den bescheidenen Wortschatz 
beherrschen könnte. Auch bezüglich des Inhalts hatte Vogelgesang ganz konkrete Vorstellungen. 
So müsste das Blatt folgendes enthalten: Einen kurzen Leitartikel, die deutsche Geschichte in 
kurzen Feuilletons, ein deutsches Volkslied mit Noten, die Gestalten der deutschen Dichter und 
Denker und deren Gedanken, deutsche Sprichwörter und Redewendungen, Leserbriefe, Bücher¬ 
austausch, kurz gefasste Grammatik der deutschen Sprache und den Wortschatz der in den Texten 
verwendeten Vokabeln. 276 

Bereits im Oktober 1984 hatte sich Edward Vogelgesang bei den polnischen Behörden um die 
Genehmigung zur Herausgabe der Zeitung bemüht. Da er auf mehrere eingereichte Gesuche keine 
Antwort erhielt, wandten er und Andreas Osmenda sich am 18. Juli 1985 mit einem schriftlichen 
Gesuch an den Minister für Kultur und Kunst in Warschau. Sie baten ihn, eine Zeitschrift mit dem 


273 Vgl. „Thomas Osmenda, ein ostdeutsches Schicksal“, AKZENT , 02/1987. 

274 Da nach dem Krieg alle deutschen Familiennamen polonisiert worden waren, ist auch der Name 
Vogelgesang in den Dokumenten in verschiedenen ,Varianten' vorzufinden; so hieß er zuvor 
,Vogelgezang\ später ,Fogelgesang’; der Verfasser verwendet nur die ursprünglich deutschen Namen. 

275 Peter Oprzondek, der Vorsitzende der AGMO , hatte 1984 dessen Mutter in Bonn kennengelemt; sie war 
mit einem Besuchervisum in die Bundesrepublik Deutschland gegekommen. Da ihr Sohn ein gramma¬ 
tikalisch einwandfreies Deutsch beherrschte, nahm die AGMO Kontakt zu ihm auf und übeigab ihm die 
Adressen der Aktivisten der deutschen Volksgruppe in Oberschlesien. Er sollte ihnen bei dem Vorhaben, 
eine deutsche Kulturzeitung aufzubauen, behilflich sein. 

276 Vgl. Edward Vogelgesang , „Einige Reflexionen am Rande der Angelegenheit der deutschsprachi¬ 
gen Zeitschrift“, Greifenwald o. Datum. 
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Titel ,Unsere Muttersprache’ zuzulassen, ln der ihnen zugeleiteten Antwort hieß es jedoch ganz 
lapidar, dass in dieser Angelegenheit das Zentralamt für Publikationen und Veranstaltungen - im 
Volksmund „staatliche Zensurbehörde“ genannt - in Warschau zuständig sei. Wie zu erwarten 
war, lehnte das Amt den Antrag ab und teilte in einer fadenscheinigen Begründung mit, dass 
die Bedingungen des Pressegesetzes nicht erfüllt seien. Der Antragsteller habe keine Erklärung 
über Auflagenhöhe, Erscheinungsweise und Herstellung abgegeben und ausserdem sei für diesen 
Zweck kein Papier vorhanden. 2 * Durch diesen administrativen Willkürakt keineswegs entmutigt 
wie er selbst niederschrieb, wagte er einen weiteren Schritt und ging aufgrund der abschlägi¬ 
gen Entscheidung durch die allmächtige Zensur vor dem Warschauer Hauptverwaltungsgencht 
in Revision. Gleichzeitig informierte er die AGMO in Bonn und bat darum, ihn bis zum Ver¬ 
handlungsbeginn bei einer Aufklärungskampagne zu unterstützen. So trat er an zahlreiche ein¬ 
flussreiche Persönlichkeiten und Institutionen mit der Bitte heran, sich für die Genehmigung der 
Kulturzeitung einzusetzen. Er wandte sich ebenso an die polnische Presse und den polnischen 
Sejm sowie an das Politbüromitglied Barcikowski, der zu dieser Zeit ein begeisterter Besucher 
der Bundesrepublik Deutschland war. Er schrieb aber auch an den Vorsitzenden der SPD, Wil¬ 
ly Brandt, der gerade vor einem angekündigten Polenbesuch stand. Auf Bitten der AGMO for¬ 
derten schließlich mehrere Bundestagsabgeordnete Bundesaußenminister Genscher auf, Edward 
Vogelgesang über das Auswärtige Amt in Warschau zu unterstützten. So drängte beispielsweise 
der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU- Fraktion, Dr. Hans Klein, wegen der prinzipiellen 
Bedeutung des Vorgangs namens der Unionsfraktion darauf, dass bei dem bevorstehenden erneu¬ 
ten Prozess vor dem Warschauer Verwaltungsgericht möglichst ein hochrangiger Vertreterder 
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland als Beobachter teilnehmen möge. Der CDU- Abgeord¬ 
nete Helmut Sauer, Vizepräsident des Bundes der Vertriebenen , trat dafür ein, dass das Auswärtige 
Amt unter Bezugnahme auf die UTV-Menschenrechtspakte und die KSZE- Vereinbarungen gegen¬ 
über der polnischen Seite vorstellig werden und das Bemühen um die Gründung einer deutschen 
Zeitung entsprechend unterstützen sollte. 278 

Anfang Dezember 1985 wandte sich Vogelgesang mit einem Bittschreiben an die Gattin des 
Staats- und Parteichefs, Frau Jaruzelski. Einem Interview ihres Mannes mit der deutschen Zeit¬ 
schrift Stern habe er entnommen, dass sie an der Warschauer Universität die deutsche Sprache leh¬ 
re. So möge sie doch die Schirmherrschaft für seine geplante Kulturzeitschrift mit ausschließlich 
kulturellem Gepräge übernehmen. Sein Anliegen sei die Pflege deutschen Lied- und Literaturgu¬ 
tes. Hierauf erhielt er jedoch keine Antwort. 271 " Ende des Monats schließlich beantragte Andreas 
Osmenda beim Hauptverwaltungsgericht in Warschau, die Herausgabe einer deutschen Zeitschrift 
mit dem Namen Deutsches Blatt zu genehmigen: „Meine Herren Richter, in jedem normalen Land 
haben die ethnischen Gruppen das Recht auf eigene Kultur, Vereinigungen sowie thematische 
Kreise, Zeitschriften,... Warum dürfen die Deutschen in der Volksrepublik Polen nicht einen Tei* 


277 Vgl. Edward Vogelgesang, „Die menschenrechtliche Lage der Deutschen in Ostdeutschland 
Die Seite der Schlesischen Jugend, Der Schlesier, 27.03.1987. 

278 Vgl. Die Seite der ,Schlesischen Jugend’, Der Schlesier, 14.11.1986. 

279 Brief, Bartkowo, 08.12.1985. 
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der Rechte besitzen, welche die Polen in der Bundesrepublik Deutschland seit jeher genießen?“ 280 
Er führte aus, dass kein Pole in der Bundesrepublik dafür geschlagen würde, dass er in die Heimat 
auszureisen wünsche oder dazu gezwungen würde, Dienst in der Bundeswehr zu leisten. Wohl 
aber gäbe es viele Deutsche in der Volksrepublik, die aller Rechte außer des Zwangsrechts auf 
Arbeit beraubt wären. Zudem seien die Behauptungen von General Jaruzelski, Minister Urban 
sowie Primas Glemp, es existierten keine Deutschen mehr im polnischen Machtbereich, eine 
Lüge. Er schloss mit der rhetorischen Frage, ob so die Zusammenarbeit und Verständigung, ja Ver¬ 
gebung zwischen zwei Völkern, aussehen solle und bat das Gericht bei Unterlassung allen Grolls 
und Unwillens, die Herausgabe einer Zeitschrift mit dem Namen Deutsches Blatt zuzulassen. 

Das Warschauer Hauptverwaltungsgericht beraumte im Fall Vogelgesang eine neue Ver¬ 
handlung für den 17. Februar 1986 an. Diesmal setzte der Deutsche jedoch sofort die Deut¬ 
sche Presseagentur (dpa) sowie die deutsche Sendeanstalt ARD in Warschau in Kenntnis und 
informierte auch die Deutsche Botschaft. Am Verhandlungstag selbst erschienen tatsächlich 
auch ein Angehöriger der deutschen Vertretung, zwei in Polen akkreditierte deutsche Journalis¬ 
ten der dpa mit ihren Kameras und ein Berichterstatter der Frankfurter Allgemeinen Zeitung. 
Ebenso waren zahlreiche Landsleute aus Oberschlesien zugegen, die von dem Gerichtstermin 
durch den Rundfunksender Deutsche Welle erfahren hatten. Wider Erwarten fiel der Spruch des 
Richters zugunsten des Klägers aus. Das oberste polnische Verwaltungsgericht hob das zuletzt 
vom Kultusministerium in Warschau ausgesprochene Verbot der Herausgabe der deutschen 
Kulturzeitschrift wegen Formfehlern auf. In der Begründung hierzu hieß es, dass Vogelgesang 
nicht hinreichend über die zu erfüllenden presserechtlichen Voraussetzungen informiert worden 
sei. 281 Wie aus einem Brief des Deutschen an einen Freund vom 24. Februar 1986 hervorgeht, 
fasste er aufgrund des Gerichtsurteils den Entschluss, keine weiteren Ausreiseanträge mehr zu 
stellen, sondern vielmehr im Land zu bleiben und sich ausschließlich für die deutsche Minder¬ 
heit in Polen beziehungsweise für die eigenen Angelegenheiten wie der eigenen Kultur und 
Muttersprache einzusetzen. Wenige Wochen nach der Verhandlung erhielt Vogelgesang von den 
führenden Persönlichkeiten weiterer Initiativgruppen in Oberschlesien - es waren unter ande¬ 
rem Max Kalisch, Horst Muschalik, Herbert Piontek und Andreas Osmenda - den Auftrag, die 
Zeitung mit einer Startauflage von 10.000 Exemplaren herauszugeben. 282 

Nach dem Prozess stand nunmehr unumstößlich fest, dass selbst nach polnischem Recht 
zumindest indirekt die Existenz einer deutschen Volksgruppe bestätigt worden war. Dies 
geschah nur zwei Monate nach einem Interview General Jaruzelskis mit einem Journalisten 
des Sterns , in dem er behauptet hatte, es gäbe keine Deutschen mehr in Polen. Diejenigen, 
die sich als solche bezeichneten, seien ,Volkswagendeutsche’; es wären Polen, die ledig- 


280 Antrag an das Hauptverwaltungsamt in Warschau, Kattowitz 22.12.1985. 

281 Dieser Vorgang wird in zwei Informationsschreiben der AGMO , die den Mitgliedern des 
Deutschen Bundestages in Bonn zugestellt wurden, dargestellt, 03.02. und 25.04. 1986. Dem 
Verfasser liegt das sich über vier Seiten erstreckende Urteil des Warschauer Gerichts mit der 
Aktennummer GPIII -441 /327 /86 in handschriftlicher Form vor. 

282 Das Wirken dieser Personen wird in den folgenden Kapiteln beschrieben. 
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lieh auf Grund ihres Dranges oder ihrer Liebe zum Auto in die Bundesrepublik übersiedeln 
würden. 283 Nachdem nun auch diese schwierige prozessrechtliche Hürde genommen war, 
sollte sich eine wenn auch noch bescheidene Perspektive für die Aufnahme deutscher Kul¬ 
turarbeit eröffnen. Doch die Verantwortlichen der staatlichen Behörden wussten zunächst 
nur zu gut, auf welche Weise sie das Vorhaben der Deutschen unterbinden konnten. Denn 
für die Herstellung der Zeitung benötigten die Aktivisten die Erlaubnis, Papier kaufen zu 
dürfen. Dies wurde am 9. April 1986 vom Kultusministerium in Warschau abgelehnt. Als 
Begründung hieß es, dass Papier in der Volksrepublik Polen knapp und als »strategischer 
Rohstoff’ geschont werden müsste. Auf Hinwirken der AGMO in Bonn erklärte sich aber 
eine westdeutsche Papierfabrik bereit, Material in jeder erforderlichen Menge zur Verfügung 
zu stellen; somit war auch dieses Problem gelöst. 

Nunmehr musste ein geeigneter Ort für den Druck gefunden werden. Nachdem alle in 
Frage kommenden Druckereien einen Auftrag wegen angeblicher „Überlastung der Kapa¬ 
zitäten“ nicht annehmen wollten, richtete Vogelgesang einen Antrag an das Warschau¬ 
er Kultusministerium, mehrere Kopiergeräte kaufen zu dürfen. Die Antwort war jedoch 
abschlägig. Der verantwortliche Bezirksleiter erklärte, dass die vorhandenen Medien dem 
kulturellen Bedürfnis in der Region vollkommen gerecht würden; es gäbe genug Kul¬ 
turstoff für die Liebhaber der deutschen Sprache. Der Versuch, den Beamten daraufhin 
persönlich zu konsultieren, scheiterte an dessen Zeitmangel. Regierungssprecher Jer- 
zy Urban erklärte, dass aus polnischer Sicht nicht zugelassen werden könnte, dass direkt 
oder indirekt die falsche These vertreten würde, dass es eine deutsche Minderheit in Polen 
gäbe. Eine daraufhin eingereichte Verfassungsbeschwerde des Deutschen wurde erst gar 
nicht angenommen, da das Gericht sich nicht mit Klagen von Privatpersonen befassen 
könne. 284 Abgesehen von den erforderlichen Genehmigungen waren die Deutschen auch auf 
finanzielle Unterstützung angewiesen. 

In diesem Zusammenhang sei eine irreführende Antwort des zuständigen Auswärtigen Amtes 
auf eine kleine Anfrage mehrerer Abgeordneten der CDU/CSU und FDP angeführt. Diese wollten 
sich zum Stand der auswärtigen Kulturbeziehungen mit den europäischen RGW-Staaten erkun¬ 
digen, worauf ihnen das Ministerium mitteilte, dass die Unterstützung der Deutschen bei ihren 
Bemühungen zur Wahrung ihrer Sprache und Kultur eines der wichtigsten kulturpolitischen 
Anliegen der Bundesregierung in Polen sei. Dazu würden Lehrbuch- und Literaturspenden an 


283 Vogelgesang , „Die menschenrechtliche Lage der Deutschen in Ostdeutschland“, ,Die Seite der 
Schlesischen Jugend , Der Schlesier , 27.03.1987. 

284 Der Schlesier ebd.. Der Verfasser verweist an dieser Stelle darauf, dass dies genau zu dem 
Zeitpunkt geschah, als der polnische Außenminister Orzechowski zu Besuch in Bonn bei 
Bundesaußenminister Genscher weilte. Dieser habe seinen osteuropäischen Gast nach offiziel- 
len Verlautbarungen mehrmals eindringlich daraufhingewiesen, welchen hohen Stellenwert die 
Bundesregierung der Frage der kulturellen und sprachlichen Wünsche der in der Volksrepublik 
Polen lebenden Deutschen beimesse. Inwieweit die Bundesregierung, beziehungsweise das für 
Deutsche im Ausland zuständige Auswärtige Amt diesem Anspruch gerecht geworden ist, wird 
im weiteren Verlauf der Arbeit zu verfolgen sein. 
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Einzelne und Gruppen, z.B. an Wissenschaftler, Lehrstühle und Organisationen der Erwachsenen¬ 
bildung dienen. 285 Mit dieser Antwort sollte wohl der Eindruck erweckt werden, die Deutschen 
hätten weitgehende Möglichkeiten in der Volksrepublik Polen. 286 Als Vogelgesang nunmehr ver¬ 
suchte, in Pommern die Notwendigkeit der Herausgabe der deutschen Kulturzeitschrift durch 
eine Meinungsumfrage unter den Deutschen im Lande zu erkunden, wurde dies jedoch durch 
die Bezirksleitungsbehörde unterbunden. Diese versuchte ihn von der Aussichtslosigkeit seines 
Vorhabens zu „überzeugen“: Man verwehrte seinen Kindern einfach den Besuch der Schule. Der 
staatliche Sicherheitsdienst erschien mehrmals unangekündigt bei ihm zu Hause, verhörte ihn 
oder nahm ihn gleich mit auf die Kommandantur. Mit dem Hinweis, für seine und seiner Familie 
Sicherheit in der Volksrepublik Polen nicht mehr garantieren zu können, drängte man ihn inten¬ 
siv zur Ausreise. Innerhalb von drei Tagen gelangte Vogelgesang schließlich mit amtlicherseits 
ausgestellten und zum Teil falsche Angaben enthaltenen Papieren in das Grenzdurchgangs- und 
Notaufnahmelager Friedland. 287 


2. Entstehen des Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien 
2.1 Gründung und Zusammenschluss von Initiativgruppen 

Die Deutschen in Oberschlesien, die von ihren Bemühungen nicht abließen, widersetzten sich 
auch gemeinsam immer mehr dem Polonisierungsdruck und traten für die Bewahrung des deut¬ 
schen Kulturerbes ein. Die freiheitlichen Erfolge der neuen politischen Gruppierung Solidar- 
nosc hatten bei vielen Deutschen Hoffnungen auf eine bessere Zukunft geweckt und sie ermu¬ 
tigt, ihre Rechte einzufordem. So wurde in Benkowitz, einem kleinen Dorf im Kreis Ratibor, 
eine zahlenmäßig kleine Vereinigung von Deutschen aktiv, die deutsches Kulturleben pflegte: 
Sie gründete einen Gesangskreis, in dem man deutsche Lieder einübte, pflegte vom Verfall 
bedrohte Soldatengräber und errichtete neue Mahnmale für die Opfer beider Weltkriege. Sie 
gestalteten aber auch Heimatstuben aus, um dort unter anderem den nachfolgenden Generatio¬ 
nen anhand von Dokumenten und historischen Gegenständen die wahre Geschichte der Deut¬ 
schen in Schlesien aufzeigen zu können. Man begann zum Beispiel damit, Informationen über 
große Persönlichkeiten aus der schlesischen Heimat, wie den in Lubowitz bei Ratibor gebo¬ 
renen Dichter Josef Freiherr von Eichendorff zu sammeln und auszustellen. Von den Behör¬ 
den forderte dieser Kreis auch erstmals offiziell die Einführung des Deutschunterrichts in den 
Schulen und bekräftigte das Vorhaben durch eine Unterschriftenaktion. Doch die Schikanen 


285 Vgl. Schreiben des Vorsitzenden der AG MO, Oprzondek, an den Bundesminister des Auswärtigen 
Amtes, Bonn 10.03.1986. 

286 Es ist unverständlich, warum die Bundesregierung angesichts ihrer immensen Zahlungen zur 
kulturellen Förderung der AGfF-Staaten - wie aus dem vorstehend angeführten Dokument her¬ 
vorgeht, beliefen sie sich in den Jahren 1980 bis 1984 auf eine Höhe von insgesamt DM 89,4 
Mio. - nicht einmal das kleine Zeitungsprojekt „Unsere Muttersprache“ unterstützen wollte. 

287 „Ostdeutscher Menschenrechtler aus der Volksrepublik Polen ausgewiesen“. Die Seite der 
Schlesischen Jugend , Der Schlesier , 14.11.1986. 






146 


2 . Entstehen des Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien 


der polnischen Sicherheitsdienstes gegen die Aktivisten ließen nicht lange auf sich warten: Der 
Handwerksmeister Blasius Handschuh, die führende Persönlichkeit der Benkowitzer Gruppe, 
und weitere Freunde waren davon betroffen. Sie wurden verhaftet und vom Generalstaatsanwalt 
aus Kattowitz, der eigens nach Ratibor gekommen war, nach einem fünfstündigen Verhör wie¬ 
der auf freien Fuß gesetzt. Der Betroffene gab an, dass der Jurist die Gruppe wahrscheinlich nur 
deshalb freigesprochen hat, weil er selber ein leidenschaftlicher Sammler historischer Gegen¬ 
stände war. 288 Auch viele weitere Aktivisten in den übrigen fast ausschließlich deutsch bewohn¬ 
ten Gemeinden bekamen den staatlichen Druck durch repressive Maßnahmen zu spüren. 

ln dem ebenso kleinen Dorf Himmelwitz des Kreises Groß-Strehlitz begannen im Jahr 
1984 offene Aktivitäten, als die deutschen Einwohner des Jahrganges 1934 es wagten, zum 
ersten Mal nach dem Krieg die gemeinsame Feier ihres fünfzigsten Geburtstags, die man als 
Klassentreffen bezeichnete, zu begehen. Vor Erhalt der benötigten Genehmigung mussten sich 
die Organisatoren verpflichten, bei dieser Begegnung weder deutsche Reden zu halten noch 
deutsch zu singen. Da die Staatssicherheit nach Ansicht der Teilnehmer zu diesem Zeitpunkt 
bereits schon recht demoralisiert war, gestalteten sie die Feier nach ihren eigenen Vorstellun¬ 
gen. Weil auch die sonst üblichen Repressionsmaßnahmen unterblieben, fingen die Himmel- 
witzer alsbald damit an, ganze Liederabende in Gasthöfen zu organisieren. Hier konnten die 
Deutschen das tun, was sie so lange entbehren mussten, nämlich ihre deutsche Muttersprache 
gebrauchen. Die Mitwirkenden hatten bei diesen Gelegenheiten anfangs noch sehr große Angst, 
da meist ihre Autokennzeichen notiert wurden. - Dies wiederum hatte oftmals weitreichende 
Folgen bis hin zum Verlust des Arbeitsplatzes. Aufgrund der Vielzahl derartiger Verstöße war es 
dem staatlichen Sicherheitsdienst mit der Zeit aber immer weniger möglich, diese konsequent 
zu verfolgen. So traf man sich immer öfter und mit wachsenden Teilnehmerzahlen. 289 

Nach und nach schlossen sich immer mehr Deutsche zusammen und versuchten einen offizi¬ 
ellen Status unter dem Namen Verband der Deutschen zu erreichen. In Anbetracht des offiziellen 
Leugnens und der gleichzeitig harten Bedingungen des Kriegsrechts in Polen, das der Minis¬ 
terpräsident und Erste Sekretär der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei (Polska Zjednoczona 
Partia Robotnicza, PZPR J, General Wojciech Jaruzelski, in der Nacht zum 13. Dezember 1981 
verhängte, 290 war dies jedoch kein ungefährliches Unterfangen. Wie es in einem an die Bun¬ 
destagsabgeordneten in Bonn gerichteten Appell des damals 38-jährigen Norbert Gaida heißt, 
hatte sich dieser bei den zentralen Behörden bereits seit Herbst 1981 um die Registrierung eines 
Verbandes der Deutschen bemüht. Da dies von der zuständigen Wojewodschaftsbehörde immer 


288 Vgl. Blasius Handschuh , „Entstehen und Wirken des Deutschen Freundschaftskreises in 
Schlesien , München 20.10.1990, Informationsblatt der Landsmannschaft Schlesien, Landes¬ 
verband Bayern e.V. (Hrsg.). 

289 „Wie alles begann - DFK Himmelwitz“, Oberschlesische Zeitung, , 01. - 15.03.1993. 

290 Mit dieser Maßnahme suchte der selbsternannte „Militärrat der nationalen Errettung“ eine ange¬ 
drohte Invasion sowjetischer Truppen zu verhindern. Es folgte die Verhaftung und Internierung 
von Gewerkschaftsaktivisten und Intellektuellen. Die Gewerkschaft Solidarnosc und weitere 
Vereinigungen wurden verboten, am 20.03.1983 der Ausnahmezustand suspendiert, ein Jahr spä¬ 
ter gänzlich aufgehoben. 
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wieder mit dem Hinweis auf Gefährdung der öffentlichen Ruhe abgelehnt wurde, fragte Gaida an, 
ob das Respektieren und Pflegen der Kultur, Sprachen und Sitten der Ahnen eine Gefahr darstellen 
könnte, wenn die Deutschen doch lediglich die Verwirklichung der international anerkannten und 
garantierten Menschenrechte erlangten? 291 

Am 20. November 1983 beantragte Gaida zusammen mit Gleichgesinnten bei der Rechts¬ 
abteilung der Staatskanzlei in Warschau die Registrierung eines Verbandes: „Angesichts der 
fehlenden Möglichkeit auf Ausreise mit dem Ziel einer Familienzusammenführung und der 
damit bedingten Notwendigkeit des ständigen Aufenthalts in der Volksrepublik Polen stelle ich 
hiermit einen Antrag auf Gründung eines Verbandes der Deutschen in der Volksrepublik Polen , 
und zwar nach dem Vorbild des Bundes der Polen in der Bundesrepublik Deutschland“ 292 Die 
Deutschen glaubten, die polnischen Behörden auf diese Weise zu einem positiven Schritt bewe¬ 
gen zu können. Diese weigerten sich jedoch, den Antrag überhaupt zu bearbeiten. Die Unter¬ 
nehmung hatte wiederum die Verhaftung und Misshandlung Gaidas und anderer zur Folge. Die 
Gruppierung um Gaida richtete am 20. Juni 1984 an die Kanzlei des Staatsrates in Warschau 
erneut ein Schreiben mit der Bitte um Zulassung eines Vereins. Es dauerte zwei Monate, bis ihr 
Antrag mit Bescheid vom 30. August vom Ministerium für Innere Angelegenheiten zurückge¬ 
wiesen und lediglich die Rechtsgrundlage für die Gründung eines derartigen Vereins mitgeteilt 
wurde: „Die Grundregeln für eine Gründung und Tätigkeit von Vereinen in der Volksrepublik 
Polen sind durch die Verordnung des Präsidenten der Republik vom 27. Oktober 1932 bezüglich 
Vereinsrecht... reguliert worden“. 293 Gleichzeitig verwies das Amt darauf, dass auf polnischem 
Staatsgebiet bereits seit Jahren ein „Deutscher Gesellschafts-Kultureller Verein mit Sitz in Wal¬ 
denburg“ existiere und somit für eine weitere Gründung keine Erfordernis bestünde. 

Sieben Wochen später, am 23. Oktober 1984, wagte Gaida zusammen mit neunzehn weiteren 
Deutschen aus der Wojewodschaft Kattowitz einen erneuten Versuch auf Zulassung und Regist¬ 
rierung eines Verbandes der „ethnisch deutschen Minderheit in der Volksrepublik Polen.“ Seine 
Aufgabe sollte in der Bewahrung der deutschen Sprache, Kultur und Tradition liegen. Die Antrag¬ 
steller gaben an, so die Ausreisewelle der Deutschen stoppen zu wollen: „Wegen Beachtung einer 
großen Anzahl von Personen, die auf dem Gebiet wohnen, das früher deutsches Eigentum bildete. 


291 Vgl. Appell zur Gründung eines Verbandes der Deutschen im Raum Kattowitz / Oberschlesien 
und die Notwendigkeit einer Unterstützung aus dem freien Teil des Vaterlandes, Hannover 
10.12.1985. Irrtümlicherweise geben sämtliche Berichte in den Medien den 20.11.1983 als 
Datum der ersten Verbandsgründungs-Initiative an. Der Verfasser stieß jedoch im Archiv der 
AG MO auf vorstehend zitiertes Dokument, aus dem hervor geht, dass die erste Antragstellung 
bereits zwei Jahre zuvor erfolgte. 

292 Dietrun Günther , „Deutscher Freundschaftskreis in Schlesien“, Kulturelle Arbeitshefte 26 , Bonn 
1990, S. 9. Dieser Antrag liegt dem Verfasser ebenso wie derjenige von 1983 im Gegensatz zu 
den weiteren nicht als Kopie des Originals vor, jedoch wird er in dem Artikel von Ingo Urban 
„Ein Verband der Deutschen in Polen kann die Ausreisewelle stoppen'' erwähnt, vgl. Die Welt, 
11.11.1984. 

293 Schreiben des Abteilungsleiters des Ministeriums für Innere Angelegenheiten, Dep. Nr. 565 / S / 
VIII 1984, an den Bürger Norbert Gaida, 47 - 450, Roschkau 18/woj ., Warschau 30.08.1984. 
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und die eine unbestreitbare deutsche Volkszugehörigkeit besitzen - wie einfach zu dokumentieren 
ist - sowie wegen einer dauernden Emigration in die Bundesrepublik Deutschland, die zu einer Ent¬ 
leerung dieser Gebiete von ihrer eingeborenen Bevölkerung geführt hat, haben wir die Hoffnung, 
dass ein Funktionieren eines solchen Verbandes die Welle der Ausreisen bremsen wird.“ 294 Seit 
vierzig Jahren sei diesen Menschen der Zugang zur Muttersprache, zur Kultur und den Sitten des 
eigenen Volkes verweigert worden. Folglich würde die Aktivität eines solchen Verbandes es den 
Deutschen ermöglichen, einen Teil dieser Werte wieder aufzubauen. Die Kattowitzer Antragsteller 
betonten, dass es ihr Wunsch sei, die ethnisch deutsche Volksgruppe beim Aufbau in der Volksrepu¬ 
blik Polen einzubeziehen sowie die brüderlichen Bande und das Zusammenleben des deutschen und 
des polnischen Volkes zu festigen. Der Verband würde ihnen einen Ersatz für ihr Vaterland schaffen 
und die Menschen deutscher Volkszugehörigkeit vereinen. Er könnte somit zu einem Normalisie¬ 
rungsprozess beitragen. Die Antragsteller wiesen daraufhin, dass die amtlich genehmigte Satzung 
der Deutschen Sozial-Kulturellen-Gesellschaft in Waldenburg für die Aufnahme einer Tätigkeit des 
geplanten Vereins ausreichte und diese mit der ihrigen identisch sei. 295 

Während das polnische Gericht im November 1984 hierüber noch beriet, hatte der Oppositions¬ 
führer und Vorsitzende der SPD , Hans-Jochen Vogel, bei seinem jüngsten Besuch in der Volksrepu¬ 
blik Polen die Existenz einer größeren deutschen Volksgruppe in Polen bestritten. Aus diesem Grund 
richteten Norbert Gaida, Horst Muschalik und Josef Banczyk ein Protestschreiben an den Deutschen 
Bundestag, in dem sie den Politiker scharf angriffen: „Im Namen einer großen Anzahl von Personen 
deutscher Nationalität... in den zurzeit von der polnischen Regierung verwalteten Gebieten ... pro¬ 
testieren wir gegen die Aussagen von Herrn Vogel, die er während seines Besuches in der Volksre¬ 
publik Polen bezüglich der deutschen Minderheit im Land gemacht hat.“ Sie wollten wissen, ob es 
ihnen nach 40 Jahren Knechtschaft verboten sei, für das Recht auf Besitz eines eigenen Vaterlandes 
zu kämpfen und mit welchem Recht der SPD-Vorsitzende als Vertreter des Deutschen Bundestages 
bei seinen Auffritten unverantwortlich mit einer lebenden Ware disponiere und schließlich, wer ihn 
bevollmächtigt habe, gegen die Deutschen aufzutreten, die von seiner Partei im Jahre 1970 so unge¬ 
straft verkauft worden seien. „Schade, dass Sie sich vor vierzig Jahren nicht in der Region unserer 
Heimat befunden haben, die nach dem Zweiten Weltkrieg den Eigentümer gewechselt hat, und sie 
nicht bei uns geblieben sind, — vielleicht hätten Sie es dann nicht gewagt, derartige Urteilskriterien 
in dieser Angelegenheit in unverantwortlicher Weise zu äußern. - Und dies gegenüber der Regierung 


294 Antrag auf Registrierung einer ethnischen Minderheit der Deutschen in der VR Polen als 
einen Verband der Deutschen an die Abteilung Sozialverwaltung des Wojewodschaftsamtes in 
Kattowitz, Roschkau 23.10.1984. Der Text des Antrages wurde sowohl der Deutschen Botschaft in 
Warschau als auch dem Deutschen Bundestag in Bonn zugestellt. 

295 Ober diesen Antrag berichteten neben dem Schlesier und anderen Vertriebenenorganen auch 
die Tageszeitung Die Welt , die Zeitschrift Menschenrechte der Internationalen Gesellschofi 
für Menschenrechte in Frankfurt wie auch das exilpolnische Blatt Kultura, das ihn erstaunli¬ 
cherweise in voller Länge abdruckte. Im Rahmen ihres Einsatzes für die Deutschen im pol n ‘ _ 
sehen Machtbereich informierte die AGMO hierüber auch Persönlichkeiten des politischen 
Lebens wie Bundesaußenminister Genscher, Bundestagspräsident Jenninger und weitere 
Bundestagsabgeordnete. 
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eines Volkes, das uns Deutsche bereits seit vier Jahrzehnten demütigt, verfolgt und brutal alles in 
uns entwurzelt, was unseren völkischen Eigenarten entspricht, was deutsch ist.“ Der Brief endet mit 
der Frage, wie Vogel auf Kosten der Verleugnung der etwa einen Million Landsleute eine Verstän¬ 
digungsbrücke zwischen den Völkern bauen wolle. Für sie, die Deutschen, bedeute das Verhalten 
Vogels Verrat an der deutschen Nation. 296 

Die Sozialverwaltung des Wojewodschaftsamtes Kattowitz lehnte den Antrag auf Registrierung 
eines Verbandes trotz des Hinweises der deutschen Antragsteller auf ihren Wunsch nach einem ein- 
vemehmlichem Miteinander am 18. Dezember 1984 ab. Das Amt sprach das Verbot mit der bereits 
wiederholt verwendeten Begründung aus, dass die Gründung und Tätigkeit eines Verbandes der 
Deutschen eine für Polen feindliche Tendenz der auf dem Boden der Bundesrepublik Deutschland 
bestehenden revisionistischen Kreise hervorriefe. Zudem verursache sie eine Bedrohung der Sicher¬ 
heit, der Ruhe und der öffentlichen Ordnung, da die Antragsteller unter anderem behaupteten, dass 
eine große Anzahl von Personen in denjenigen Gebieten wohnhaft seien, die früher deutsches Eigen¬ 
tum bildeten. 29 ' Kurze Zeit später wurde Gaida wiederum von der Miliz verhaftet und bei den Ver¬ 
hören derart brutal behandelt, dass er in das Ratiborer Krankenhaus eingeliefert werden musste. 
Mit Hilfe einer Krankenschwester gelang es ihm, aus dem bewachten Gebäude zu entkommen 
und zur deutschen Botschaft nach Warschau zu fliehen. Wenig später wurde er dazu aufgefordert, 
Schlesien zu verlassen und in die Bundesrepublik auszureisen. Anlässlich des Tages der Men¬ 
schenrechte am 10. Dezember 1985 richtete Norbert Gaida einen Appell an alle Parlamentarier im 
Deutschen Bundestag und klagte dabei die Verleugnungspolitik gegenüber den Deutschen durch 
die polnische Regierung und die polnisch-katholische Kirche an. Er empörte sich aber auch dar¬ 
über, dass niemand in Westdeutschland den Mut aufgebracht hätte, sich zu den seit Jahrzehnten 
begangenen Menschenrechtsverletzungen gegenüber den Deutschen in Schlesien laut zu äußern. 
Hans-Jochen Vogel warf er hierbei vor, durch seine Äußerungen während seines jüngsten Besuchs 
in der Volksrepublik, in dessen Grenzen seien keine Deutschen mehr zu finden, die polnischen 
Machthaber noch zu unterstützen. 298 

Die übrigen Antragsteller der Roschkauer Initiativgruppe gaben sich mit der Verwaltungsent¬ 
scheidung vom 18. Dezember 1984 nicht zufrieden und legten dagegen zehn Tage später beim 
Innenminister in Warschau Widerspruch ein. Sie wiesen daraufhin, dass die Ablehnung nicht nur 
mit den in Polen geltenden Gesetzen nicht vereinbar sei, sondern dass sie gleichfalls die funda¬ 
mentalen Menschenrechte auf Freiheit und Recht auf Besitz der Heimat verletze. -99 Die Antrag- 

296 Vgl. Protestschreiben an den Deutschen Bundestag , Roschkau 10.11.1984. Der Verfasser hat dieses 
Verhalten Vogels bei seinem Polenbesuch bereits in Kapitel II 4 angeführt. 

297 Vgl. Ablehnungsbescheid des Wojewodschaftsamtes in Kattowitz an Norbert Gaida, Abteilung 
Sozialverwaltung, Nr SA. 1-6015/74/84 , Kattowitz 18.12.1984. 

298 Vgl. Appell zur Gründung eines Verbandes der Deutschen im Raum Kattowitz / Oberschlesien 
und die Notwendigkeit einer Unterstützung aus dem freien Teil des Vaterlandes, Hannover 
10.12.1985. Die Führung der schlesischen Initiativgruppe, die Gaida zuvor inne hatte, sollte von 
nun an Horst Muschalik übernehmen. 

299 Vgl. Widerspruch gegen die Entscheidung vom 18. Dezember 1984 an den Innenminister in 
Warschau über den Direktor der Sozialverwaltungsabteilung in Kattowitz, Roschkau 28.12.1984. 
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Steller betonten, dass die Grundsätze des Verbandsstatus lediglich eine Kopie der in Waldenburg 
registrierten Gesellschaft seien und ein Zeugnis für das Streben nach der Errichtung von Brücken 
des Verständnisses zwischen der polnischen und deutschen Nation darstellten. Sie gaben auch 
ihrer Hoffnung Ausdruck, dass die durch Polen erfolgte Unterzeichnung der internationalen Men¬ 
schenrechtspakte nicht nur eine demonstrative Scheinfunktion, sondern eine tatsächliche erfülle. 

Für die Schlesische Jugend ließ das bisherige Verhalten der polnischen Regierung jedoch eher 
den Schluss zu, dass diese Hoffnungen nicht erfüllt würden. Sehr deutlich zeigt dies auch die Ant¬ 
wort des polnischen Botschafters in der Bundesrepublik auf ein Schreiben eines Bundestagsabge¬ 
ordneten, der daraufhinwies, dass die Volksrepublik Polen völkerrechtlich verbindliche Pakte und 
Abkommen unterzeichnet habe, aber nicht beachte. Inhalt und Form der polnischen Erwiderung 
wurden als beispiellos und nicht annehmbar in den Beziehungen zwischen Staaten, die in diploma¬ 
tischem Kontakt stehen, bezeichnet. Man strebe offensichtlich nach Erschwerung und Verwicklung 
des Weges, den beide Staaten zum Wohle Europas Anfang der 70er Jahre beschritten hätten^ 
Nachdem der Innenminister den Widerspruch überprüft hatte, befand er am 20. Februar 1985, dass 
es keine Gründe für eine Aufhebung der angefochtenen Entscheidung gäbe. Schließlich könne 
von einer größeren Gruppe von Personen deutscher Nationalität auf dem Gebiet der Volksrepublik 
Polen nicht die Rede sein: 

„Gemäß dem im November 1945 ratifizierten Plan des Alliierten Kontrollrates unterlag 
die ganze deutsche Bevölkerung der Aussiedlung in die sowjetische und die britische 
Besatzungszone. Die organisierte Umsiedlungsaktion (gemeint war die völkerrechtswid¬ 
rige Vertreibung, d. Verf.) wurde 1948 beendet. Der verbliebene kleine Teil der deutschen 
Bevölkerung reiste aus Polen in den nachfolgenden Jahren im Rahmen der Familienzu¬ 
sammenführung aus. Die Angelegenheit der Staatsangehörigkeit der alteingesessenen 
Bevölkerung polnischer Nationalität in den wiedergewonnenen Gebieten wurde durch das 
Gesetz vom 28. April 1946 ... geregelt.“ 301 

Gemäß Art. 1 dieses Gesetzes stand das Recht der polnischen Staatsangehörigkeit nur denjenigen 
Personen zu, die ihren ständigen Wohnsitz im Bereich der sog. wiedergewonnenen Gebiete vor 
dem 1. Januar 1945 innehatten. Vor dem Verifikationsausschuss mussten sie ihre polnische Natio¬ 
nalität bewiesen sowie ein Treueversprechen gegenüber dem polnischen Volk und Staat abgelegt 
haben. Aus den Bestimmungen dieses Gesetzes folgerte das Innenministerium, dass die polni¬ 
sche Staatsangehörigkeit demnach durch Personen deutscher Nationalität nicht erworben werden 
konnte. Folglich existierte auf dem Gebiet der Volksrepublik Polen entgegen der Behauptung der 
Anfechtenden keine größere Gruppe von Personen deutscher Nationalität. Abteilungsdirektor 


300 Vgl. ,Die Seite der Schlesischen Jugend, in‘ Der Schlesier , 19.04.1985. 

301 Entscheidung des Innenministers der Volksrepublik Polen r.D 725 / 5/VIII / 84, Warschau 
20.02.1985. 
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Oberst Zaremba verwies hierbei abermals auf die Gefahr der polenfeindlichen Tendenzen der in 
der Bundesrepublik bestehenden revisionistischen Kreise mit Blick auf den Bund der Vertriebenen. 

Da die Antragsteller die ablehnende Entscheidung nicht hinnehmen wollten, richteten sie am 
30. Mai 1985 eine Petition an den polnischen Sejm in Warschau: „Wir wenden uns an den Sejm 
... als die höchste gesetzgebende Gewalt und Autorität in Polen mit der Bitte, unseren ,Antrag’ 
auf Registrierung des , Verbandes der Deutschen’ erneut zu prüfen und die negative Entscheidung 
des Direktors der Sozialverwaltungsabteilung des Wojewodschaftsamtes in Kattowitz vom 18. 
Dezember 1984, die durch den Innenminister in Warschau am 20. Februar 1985 bestätigt wurde, 
aufzuheben.“ 302 Die Begründung der Ablehnung sei nach Auffassung der Petenten ungerechtfer¬ 
tigt und verletze die elementaren Menschenrechte, die jeder ethnischen Minderheit in einem Staat 
ohne Rücksicht auf ihre Größe zustünden. Die Entscheidung des Innenministers stütze sich auf 
die hartnäckige Behauptung, dass es in Polen in den ehemaligen deutschen Gebieten keine altein¬ 
gesessene Bevölkerung deutscher Nationalität mehr gäbe. Als gesetzliche Grundlage zum Zwecke 
der Untermauerung der Aussage berufe man sich auf die Regelung der Angelegenheit der Staats¬ 
angehörigkeit durch das Gesetz vom 28. April 1946, wobei man daraus den eindeutigen Schluss 
ziehe, dass die polnische Staatsangehörigkeit durch Personen deutscher Nationalität nicht erlangt 
werden konnte. Die Entscheidung des Innenministers sei auch aus weiteren Gründen nicht schlüs¬ 
sig: Einmal beträfe das angeführte Gesetz die alteingesessene Bevölkerung polnischer Nationa¬ 
lität und nicht die der deutschen, die in größerer Anzahl die betreffenden Gebiete auch weiterhin 
bewohne. Gemäß dem Gesetz vom 8. Januar 1951 über die polnische Staatsangehörigkeit wurden 
als polnische Staatsangehörige alle Personen anerkannt, die nach dem 9. Mai 1945 in den Gren¬ 
zen des polnischen Staates angemeldet waren, darunter auch Personen, die die Voraussetzungen 
des Gesetzes vom 28. April 1946 nicht erfüllt haben, auf das sich der Innenminister berief. Zum 
anderen hieße es, dass einer breiten Bevölkerungszahl deutscher Nationalität die polnische Staats¬ 
angehörigkeit bereits in den Jahren 1921 bis 1936 verliehen wurde. Hierbei würde jedoch nicht 
beachtet, dass diese Personen nach 1945 ihre deutsche Nationalität aus Angst vor Konsequenzen 
des Dekrets vom 28. Juni 1946 über die strafrechtliche Verantwortung verheimlichen mussten. 

So heißt es in Art. 1: „Wer als polnischer Staatsangehöriger in der Zeit zwischen dem 1. August 
1939 und dem 9. Mai 1945 seine Zugehörigkeit zur deutschen Nation oder zu einer von den Okku¬ 
panten bevorzugten Nation erklärte, unterliegt einer Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren.“ Nach 
Art. 2 konnte das Gericht neben der Freiheitsstrafe auch eine Geldstrafe sowie den Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte und des persönlichen Vermögens verfugen. Aufgrund der genannten 
Tatsachen war die Verheimlichung der deutschen Nationalität eine erzwungene Notwendigkeit. 
Wer sich in Anbetracht des Gesetzes nicht unterordnete, erinnerte sich an die Folgen oder erlebte 
nicht den heutigen Tag. „In Anbetracht, dass unsere Zahl groß ist und um die Aufgaben des Ent¬ 
wurfes der Satzung unseres ,Verbandes der Deutschen’ zu bewältigen, meinen wir, dass wir mit 
unserer Initiative entgegen den Befürchtungen der polnischen Gesellschaft dienen könnten. 

Zur Zeit brauchten und erwarteten sie diese Hilfe. Das Dokument wurde von fünfzehn Deutschen 


302 ,Petition an den Sejm der Volksrepublik Polen', Loslau 30.06.1985. 

303 Ebd.. 
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namentlich unterzeichnet und zur Kenntnisnahme sowohl an die Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Warschau wie auch an den Deutschen Bundestag in Bonn übersandt. Knapp vier 
Wochen darauf bestätigte der Minister für Innere Angelegenheiten jedoch die negative Entschei¬ 
dung und verbot eine Tätigkeit der Organisation unter dem Namen Verband der Deutschen , 304 

Eine weitere Initiativgruppe von 35 Deutschen aus Heydebreck-Cosel mit Herbert Piontekals 
führender Persönlichkeit stellte am 16. Mai 1985 beim Wojewodschaftsamt in Oppeln ebenfalls 
einen Antrag auf Registrierung eines , Verbandes der Deutschen in Polen’. Als Beweggründe hier¬ 
für gaben sie an, dass die Deutschen durch die Behörden verschiedener Instanzen unterworfen und 
polonisiert würden. Dies äußerte sich in der vollständigen Eliminierung der deutschen Sprache 
aus den Schulen in den von Deutschen bewohnten Regionen, der totalen Trennung der ethni¬ 
schen Deutschen von Kultur, Tradition und Sitten des deutschen Volkes sowie in der hartnäckigen 
Behauptung, in Polen gäbe keine Deutschen mehr. Des Weiteren nannten sie das konjunkturel¬ 
le Schüren antideutscher Stimmung in den großen Publikationsmedien sowie die fortlaufenden 
Erklärungen höchster Regierungsvertreter, dass die Angelegenheit der Deutschen in Polen schon 
lange gelöst, und dass Polen allen Verpflichtungen aus der Potsdamer Konferenz bezüglich einer 
Registrierung und anschließender Familienzusammenführung nachgekommen sei und somit das 
Problem der deutschen Minderheit in Polen endgültig aufgehört habe zu existieren. 305 

Mit Gerichtsentscheid vom 26. Juni 1985 wurde die Registrierung einer Organisation unter 
diesem Namen verweigert: Im Lichte der aktuellen politischen Lage in Polen und Europa und 
angesichts des Belebens revisionistischer Bestrebungen in der Bundesrepublik Deutschland, 
wovon Auftritte und Zusammenkünfte der sogenannten Schlesischen Landsmannschaften zeug¬ 
ten, könnte die Tätigkeit einer deutschen Organisation im schlesischen Oppeln Protest seitens der 
polnischen Bevölkerung hervorrufen. 306 Der Vertreter des Abteilungsdirektors führte hierzu aus, 
dass die Volksrepublik Polen nach erlebten Erschütterungen nunmehr zu einer Stabilisierung der 
politischen wie sozialen Lage gefunden habe. Die Suggerierung einer totalen Polonisierung in 
den übersandten Unterlagen sowie die Andeutung, dass die politischen und staatlichen Behörden 
nicht die Wahrheit sagen, könne man mit dem Wirken der revisionistischen Kreise in der Bundes¬ 
republik Deutschland vergleichen. Die Entstehung und Tätigkeit eines Verbandes der Deutschen 
könnte daher eine Bedrohung der Ruhe und öffentlichen Ordnung verursachen, wobei gleichzeitig 
für die Gesellschaft keine positiven Werte eingebracht würden. Zudem erweckte die Satzung des 
beabsichtigen Verbandes eine Reihe von Vorbehalten, die mit den im Recht auf Vereinigungen 
enthaltenen Vorschriften nicht im Einklang stünden. Rechtsstaatlichkeit vortäuschend, endete das 


304 Vgl. Bestätigung der endgültigen Entscheidung des Ministers für Innere Angelegenheiten in 
Warschau , Abt. Soziales und Verwaltung, Nr. D 725 / S / VIII / 84, gerichtet an Horst Muschalik. 
Loslau 18.07.1985. 

305 Vgl. „Antrag auf Registrierung eines Verbandes der Deutschen in Polen an das Wojewodschaftsamt 
Oppeln, Abteilung Soziales und Verwaltung“, Heydebreck-Cosel 16.05.1985. 

306 Vgl. Entscheidung des Wojewodschaftsamtes Oppeln, Abt. Soziales und Verwaltung, SA-H - 
6015 -27 / 85, Oppeln 26.06.1985. 
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Schreiben mit dem Hinweis, dass die Antragsteller gegen diese Entscheidung binnen vierzehn 
Tagen beim Minister für Innere Angelegenheiten in Warschau Einspruch einlegen könnten. 

Die Deutschen taten dies noch am selben Tag der Urteilsverkündung, dem 26. Juni 1985, und 
führten in ihrer Begründung an den polnischen Minister des Inneren in Warschau an, dass das 
Wojewodschaftsamt in Oppeln die in Polen geltenden Gesetze verletze sowie gegen die Artikel 
2 und 27 der Internationalen Menschenrechtskonvention, die vom Ministerrat der Volksrepublik 
Polen ratifiziert worden sei, verstoßen habe. Inhaltlich besage sie unter anderem, dass den eth¬ 
nischen Minderheiten das Recht auf eigenständiges kulturelles Leben und auf Gebrauch eigener 
Sprache nicht entzogen werden dürfe. „Deshalb fassen wir die Ablehnung der Registrierung des 
Verbandes als eine besondere Art der Diskriminierung der deutschen nationalen Minderheit auf.“ 

In dem vierseitigen Papier legten sie erneut ausführlich ihre Beweggründe für die Gründung 
einer derartigen Vereinigung dar: Dies wären nicht mehr hinnehmbare Missstände, die von der 
Verleugnung der Deutschen und der Verweigerung der Ausreise bis hin zur Auferlegung einer 
fremden Staatsangehörigkeit reichten. Dennoch verfügte der Innenminister am 1. August 1985 
die Absage der Registrierung des ,Verbandes der Deutschen in der Volksrepublik Polen’. Die 
Gruppe aus Heydebreck-Cosel wandte sich daraufhin mit einer Petition an den polnischen Sejm 
in Warschau; dabei kritisierten sie die Verletzung polnischer wie internationaler Gesetze und baten 
um erneute Überprüfung ihres Antrages. Die inhaltliche Auseinandersetzung mit den Behörden 
sollte sich in etwa gleicher Weise abspielen, wie die der Gruppe aus dem Kattowitzer Raum. Am 
20. Oktober 1985 schrieb Horst Muschalik an den Bundestagsabgeordneten Claus Jäger in Bonn 
und bat darum, die Bundesregierung möge die Anstrengungen der Deutschen, einen Verband zu 
gründen, konstruktiv unterstützen. Dabei legte er nicht nur die einzelnen Vorgänge um Antragstel¬ 
lungen und -ablehnungen genauestens dar, sondern ging auch auf die Geschichte Schlesiens und 
seine Bevölkerung ein, woraus hervorginge, dass sie die deutsche Staatsangehörigkeit besäßen 
und folglich auch die Verwirklichung sämtlicher ihnen zustehenden Rechte verlangen könnten. 308 

Bereits am 25. September 1985 hatte die AGMO in einem Rundschreiben sämtliche Bun¬ 
destagsabgeordneten in Bonn über diese Verbandsgründungsinitiative informiert und darum 
gebeten, die Aktivitäten der Deutschen in Oberschlesien im Rahmen ihrer Möglichkeiten als 
Mitglieder des Deutschen Bundestages aktiv zu unterstützen: „Es erscheint uns wichtig, dass 
Sie sich dafür einsetzen, dass diese Gruppe sowohl über das Auswärtige Amt selber, als auch 
durch die Deutsche Botschaft in Warschau alle erdenkliche Unterstützung erhält. Dies könnte 
beispielsweise dadurch geschehen, dass von bundesdeutscher Seite gegenüber den polnischen 
Behörden diese Verbandsgründungsinitiative eine offizielle Bestärkung erfahrt, nachdem sich 
die Antragsteller ja auf entsprechende Verpflichtungen berufen, die die Volksrepublik Polen 
durch die Unterzeichnung der politischen Menschenrechtspakte und der KSZE-Schlussakte von 


307 Einspruch gegen die negative Entscheidung, Heydebreck-Cosel 26.06.1985. 

308 Petition an den Präsidenten des Sejm der Volksrepublik Polen , betreffend die Entscheidung 
A Ir.: 412 / S / VIII d / 85 des Innenministers vom 1. August 1985 bezüglich der Absage der 
Registrierung des ,Verbandes der Deutschen in der Volksrepublik Polen , Heydebreck - Cosel 

15 . 10 . 1985 . 
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1970 sowie deren Folgevereinbarungen eingegangen ist.“ 309 Vor allem im Hinblick auf die 
geplante offizielle Reise des Bundeskanzlers nach Warschau sollten die bisherigen Verbands¬ 
gründungsinitiativen einen festen Bestandteil der Gespräche mit der polnischen Führung bilden. 
Die AG MO würde sich auch dankbar zeigen, wenn an der Thematik interessierte Bundesbürger 
über die Situation der über eine Million starken deutschen Volksgruppe in Schlesien und ande¬ 
ren Teilen Ostdeutschlands informiert würden. Wie gewohnt ging das an die Parlamentarier 
gerichtete Schreiben über die Lage der Deutschen in den Ostgebieten auch an das Auswärtige 
Amt und musste damit Bundesaußenminister Genscher bekannt sein. 

Auch in Rybnik und Odertal hatten sich weitere Verbandsgründungs-Initiativen unter der Lei¬ 
tung von Christian Staniek und Max Kalisch formiert. Die Aktivisten mussten sich in etwa der 
gleichen schikanösen Verfahrensweise polnischer Behörden unterziehen, wie bereits dargelegt 
wurde. Auch ihre Anträge wurden letztendlich nicht genehmigt. Aus diesem Grund beschlos¬ 
sen die Mitglieder der nunmehr vier Initiativgruppen - aus Loslau, Rybnik, Odertal und Heyde- 
breck-Cosel - sich für die Zeit bis zur Anerkennung der deutschen Volksgruppe insgesamt zum 
Deutschen Freundschaftskreis in Schlesien (DFK) zusammenzuschließen. Die Durchführung die¬ 
ses Vorhabens im Dezember 1985 stellte einen zukunftsverheissenden Fortschritt für die deutsche 
Bewegung dar. Laut Gründungsprotokoll sollte der nun entstandene Verband gegen den „Schwund 
des nationalen Bewusstseins“ wirken und die Bürger deutscher Nationalität zur Zusammenarbeit 
aufrufen. Als Organisationsform wählten die Gründungsmitglieder die eines Vereins, da diese 
ihrer Meinung nach keiner Registrierung bei polnischen Behörden bedurfte. Sein Wirken sollte 
sich gegen alle ungünstigen Erscheinungen, die die deutsche nationale Minderheit in der Volksre¬ 
publik Polen betreffen, gerichtet sein. Eine Abschrift des Dokuments wurde, wie bereits bei den 
früheren gehandhabt, der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland und dem Deutschen Bundes¬ 
tag in Bonn beziehungsweise einzelnen Bundestagsabgeordneten, die den Vorgang im Bundestag 
bekannt machen sollten, zur Kenntnisnahme überbracht. 310 

Mit dem Zusammenschluss war nunmehr eine zentrale Organisation der Deutschen in Schle¬ 
sien geschaffen worden, die in Zukunft viel bewegen sollte. Dem ersten offiziellen Mitteilungs¬ 
blatt des DFK zufolge, dem Bulletin des Deutschen Freundschafts kreis es in Schlesien 311 , war ihr 
Tätigkeitsfeld darauf festgelegt, die Muttersprache und das deutsche Volkstum zu pflegen sowie 
allen Deutschen und Polen deutscher Abstammung mit materieller Hilfe unter die Arme zu grei¬ 
fen. Es sollten die Interessen aller Deutschen in Schlesien und Pommern vertreten werden und die 
unabhängige Tätigkeit des Verbandes auf kultureller und karitativer Grundlage sich positiv für 


309 Rundschreiben an alle Mitglieder des Deutschen Bundestages, 25.09.1985. 

310 Gründungsprotokoll d. Dt. Freundschaftskreises , Schlesien Dezember 1985. Die neun Unter¬ 
zeichner seien hier namentlich genannt: Horst Muschalik, Joachim Smikalla, Max Kalisch. 
Willibald Waniek, Herbert Piontek, Siegfried Wranik, Friedrich Zaczyk, Andreas Osmenda. 
Christian Staniek. Das zeitgeschichtlich bedeutsame Dokument ist im Anhang abgebildet. 

3 11 Während eines Jahres - zwischen dem Zeitpunkt der Gründung des DFK im Dezember 1985 und 
dem erstmaligen Erscheinungsdatum - gab es zwar vereinzelte Informationsblätter und -schrei 
ben, doch sollte das Bulletin des Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien (Dezember 1986) 
das erste regelmäßig erscheinende offizielle Mitteilungsblatt für die deutsche Volksgruppe sein 
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die deutsche Bevölkerung auswirken. Zudem war eine enge Informationsbindung und allseitige 
Zusammenarbeit mit anderen Ortschaften geplant. Um diese Aufgabe besser verwirklichen zu 
können, bekräftigte der Vorstand des DFK das Vorhaben der geplanten deutschen Kulturzeitschrift 
mit dem Titel ,Unsere Muttersprache’. 

2.2 Haltung des Auswärtigen Amtes 

Mit dem bereits erwähnten Rundschreiben der AG MO an alle Abgeordneten des Deutschen Bun¬ 
destages konnte die Organisation erreichen, dass die für die Einberufung einer Aktuellen Stunde 
erforderlichen fünf Prozent der Mitglieder des Hohen Hauses einen entsprechenden Antrag stell¬ 
ten. 312 Der dem Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen angehörende Staatsmi¬ 
nister Möllemann {FDP) musste nunmehr am 18. April 1985 zur Frage, wie der polnische Staat 
die Zulassung des Verbandes der deutschen Volksgruppe handhabte und wie das Auswärtige Amt 
darauf reagierte, Rede und Antwort stehen. Der Verfasser möchte dabei auf das Missverhältnis 
zwischen der von Möllemann wiedergegebenen Einschätzung seiner Behörde und der tatsächli¬ 
chen und bereits beschriebenen menschenrechtlichen Lage der Deutschen im polnischen Machtbe¬ 
reich aufmerksam machen. Der Leser sollte dabei wissen, dass die an den deutschen Landsleuten 
begangenen Menschenrechtsverletzungen sowohl den Mitgliedern des Deutschen Bundestages 
wie dem Auswärtigen Amt bekannt waren, da die AGMO diese stets sehr detailliert und umfang¬ 
reich über alle wichtigen Ereignisse unterrichtete und zudem sämtliche Anträge, Gesuche und 
Schreiben der Deutschen sowie die daraufhin folgenden Ablehnungsbescheide mit beifugte. 

So fragte der Abgeordnete Jäger gleich zu Beginn der ,Aktuellen Stunde’, ob die Ablehnung 
der Zulassung des Verbandes der Deutschen als einem privatrechtlichen Verein durch die polni¬ 
schen Behörden nach Auffassung der Bundesregierung im Einklang mit den auch in Polen in Kraft 
befindlichen Verträgen stehe. Er nannte hierzu den Internationalen Pakt der Vereinten Nationen 
über bürgerliche und politische Rechte , die Vereinbarungen der KSZE-Schlussakte von Helsinki 
und das Abschließende Dokument des KSZE-Folgetreffens von Madrid. „Was wird die Bundesre¬ 
gierung bilateral sowie im Rahmen des KSZE- Prozesses unternehmen, um den Menschenrechten 
der betroffenen Deutschen gegenüber den polnischen Behörden zur Durchsetzung zu verhelfen? 

1 ' Wer den tatsächlichen Hintergrund der Geschehnisse nicht kannte, weil er eventuell die stets 
von der AGMO zugestellten Informationen über die menschenrechtliche Lage der Deutschen in 
Oberschlesien nicht beachtet hatte, musste angesichts der von Möllemann gegebenen Antwort 
glauben, dass das für diese Angelegenheiten zuständige Auswärtige Amt tatsächlich vehement für 
die Interessen der Deutschen eingetreten ist: 

„In dem von Ihnen angeführten Fall hatte der Hauptinitiator, Herr Norbert Gaida, parallel 

zum Antrag auf Registrierung seines , Verbandes der Deutschen’ auch ... seine Ausreise in 


312 Zu den Voraussetzungen der Aktuellen Stunde vgl. Grundgesetz fiir die Bundesrepublik 
Deutschland , Anhang III, 106 und Anlage 5. 

313 Sitzungsprotokoll Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 132. Sitzung , 18.04.1985. Die wei¬ 
teren zitierten Redebeiträge sind der gleichen Quelle entnommen. 
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die Bundesrepublik Deutschland betrieben. Die Bundesregierung hat sich auf Wunsch von 
Herrn Gaida nachdrücklich und beharrlich bei der polnischen Regierung für die Bewilli¬ 
gung dieses Ausreisebegehrens eingesetzt. Diese Bewilligung ist dem Antragsteller und 
seiner Familie inzwischen erteilt worden. Es ist uns nicht bekannt, ob und gegebenenfalls 
von wem der Antrag von Herrn Gaida weiterverfolgt wird.“ 14 

Im Übrigen sei es Politik der Bundesregierung, so der Staatsminister weiter, sich bei der 
polnischen Regierung „beharrlich dafür einzusetzen, dass jeder einzelne Bürger in der 
Volksrepublik sein Recht auf Wahrung seiner kulturellen Identität ausüben kann ... Der 
Bundesaußenminister habe dies - wie schon früher - auch am 6. März 1985 gegenüber 
seinen politischen Gesprächspartnern nachdrücklich unterstrichen“. Fortschritte in dieser 
Frage könnten nur durch eine Politik des „beharrlichen Dialogs und der vertrauensvollen 
Zusammenarbeit“ im Rahmen der bestehenden bilateralen und multilateralen Verträge und 
Abkommen erzielt werden. 315 

Und tatsächlich erhielt Norbert Gaida am 11. März, wie bereits dargelegt, für sich und seine 
Familie nach insgesamt 23 Ausreiseanträgen die Erlaubnis, das Land zu verlassen. Angesichts 
der oftmals verzweifelten Unternehmungen der Familie, über die das Auswärtige Amt stets von 
der AG MO informiert wurde, stellt sich die Frage, warum dies nicht mit dessen aktiver Unterstüt¬ 
zung bereits viel früher gelingen konnte. Von der Antwort offensichtlich nicht überzeugt, stellte 
der Abgeordnete Jäger die fest umrissene Frage, ob der Bundesregierung bekannt sei und wel¬ 
che Schlüsse sie daraus ziehe, dass die polnischen Behörden interessanterweise abweichend von 
ihrer bisherigen Argumentationslinie die Registrierung dieses , Verbandes der Deutschen' nicht 
mit der Begründung abgelehnt haben, es gäbe gar keine Deutschen in Polen oder jedenfalls keine, 
die das Recht hätten, einen ,Verband der Deutschen’ zu gründen, sondern ausschließlich damit, 
dass dieser Verband eine Agitation gegen den polnischen Staat und seine Gesetze verfolgte. Es 
könnte hier womöglich eine neue Argumentationslinie entstehen, so Jäger weiter, die den deut¬ 
schen Argumenten wohl eher entgegenkomme. Möllemann antwortete, wohl wissentlich nicht 
die volle Wahrheit sagend, sehr ausweichend, dass der Bundesregierung das weitere Geschehen 
um diesen Antrag auf Zulassung des Verbandes nicht bekannt sei. Ebenso wenig kenne man die 
Argumentation der polnischen Seite und könne daher auch keine Bewertung vornehmen. Der von 
dieser unzureichenden Aussage nicht zufriedengestellte Jäger fragte weiter, ob das Auswärtige 
Amt bereit sei, wenigstens Nachforschungen anzustellen, wie es mit dem Verband der Deutschen. 


314 Der Verfasser erinnert daran, dass Norbert Gaida nur sechzehn Tage zuvor, am 02.04.1984, "> e 
in Kapitel 111 1.1 beschrieben, an den Deutschen Bundestag einen Antrag auf Suspendierung des 
»Bundes der Polen’ in der BRD gestellt hatte, wovon die Parlamentarier aber anscheinend keine 
Notiz genommen hatten. 

315 Es ist nicht verständlich, wie Möllemann von einer „vertrauensvollen Zusammenarbeit in Bezug 
auf die abgeschlossenen Verträge sprechen konnte, wenn die vereinbarten Bestimmungen in kei 
ner Weise von der polnischen Seite eingehalten wurden. Auch von einem „beharrlichen Dialog 
war wenig zu verspüren gewesen. Zu beachten ist bei diesen Ausführungen, dass der Befragte mit 
keinem Wort auf die angesprochene bestehende rechtliche Situation einging. 
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dessen Mitgliederzahl seiner Meinung nach bald kräftig anwachsen würde, weiterginge, und ob 
man gewillt sei, diesem Verband zur Durchsetzung seines in den von ihm genannten Menschen¬ 
rechtspakten garantierten Rechts auf Existenz zu verhehlen? Selbstverständlich, so der Staatsmi¬ 
nister diplomatisch nichtssagend, wolle man sich mit dem Sachverhalt erneut und näher befassen. 
Eine Schlussfolgerung könnte man jedoch nicht vornehmen, bevor nicht das Endergebnis vorlä- 
ge. 316 

Fast genau ein Jahr später, am 17. April 1986, fand erneut eine Aktuelle Stunde im Deut¬ 
schen Bundestag zu der Problematik der Deutschen statt. Diesmal ging es um die Frage der an 
Deutschen verübten Menschenrechtsverletzungen in der Volksrepublik Polen. So wollte wieder¬ 
um der Abgeordnete Jäger - ihm waren ebenso wie dem Auswärtigen Amt laufend die neuesten, 
den Deutschen auferlegten Zwangsmaßnahmen von der AG MO übermittelt worden - den für das 
Auswärtige Amt sprechenden Staatsminister Möllemann hinsichtlich der Frage der Unterstützung 
der Deutschen in dieser Angelegenheit näher festlegen. So fragte er, welche konkreten Zusagen, 
Zusicherungen oder In-Aussichtstellungen hinsichtlich der Erfüllung menschenrechtlicher Ver¬ 
pflichtungen durch die Volksrepublik Polen gegenüber den unter polnischer Staatsgewalt leben¬ 
den Deutschen der polnische Außenminister Orzechowski der Bundesregierung gegenüber bei 
seinem Besuch in Bonn abgegeben habe? 317 

Möllemann verwies darauf, dass der Bundeskanzler und der Bundesminister des Auswärtigen 
die kulturellen und sprachlichen Wünsche der in der Volksrepublik Polen lebenden Deutschen 
gegenüber Orzechowski mehrmals und eindringlich zur Sprache gebracht haben. Sie hätten die 
Bedeutung, die der Deutsche Bundestag, die Bundesregierung und auch die Öffentlichkeit dieser 
Frage beimessen, deutlich unterstrichen und darauf hingewiesen, dass diese deutschen Volkszu¬ 
gehörigen ihre kulturelle Identität erhalten und entfalten sollten und dass ein Eingehen der Volks¬ 
republik Polen auf diese Wünsche die menschlichen Beziehungen zwischen Deutschen und Polen 
festigen würde. Auch trüge dies zu der aus der Vielfalt lebenden europäischen Kultur bei: „Der 
Bundesminister des Auswärtigen und der Außenminister der Volksrepublik Polen stimmten in der 
festen Absicht überein, die deutsch-polnischen Beziehungen nach den Hindernissen der vergange¬ 
nen Jahre zu entwickeln und auszubauen. Sie erklärten die Bereitschaft, zusätzliche Anstrengun¬ 
gen zu unternehmen, um auch schwierigere Fragen konstruktiv zu behandeln, die gegenseitiges 
Verständnis erfordern.“ 

Angesichts der immensen Transferleistungen seitens der Bundesrepublik Deutschland an die 
Volksrepublik Polen, wie in Kapitel 11 2.3 angeführt, war es bisher fast ausschließlich die deutsche 
Seite, die Verständnis für die kommunistischen Machthaber aufgebracht hatte und nicht umge¬ 
kehrt. Bezeichnenderweise sollten die Deutschen in Oberschlesien gerade zu diesem Zeitpunkt - 
sie hatten sich, wie bereits dargelegt, ihr Recht auf eine deutsche Kulturzeitung erstritten - beson- 

316 An dieser Stelle ist nochmals daran zu erinnern, dass das Auswärtige Amt wie die deutsche 
Botschaft nachweislich bestens mit den Angelegenheiten der Deutschen in Oberschlesien ver¬ 
traut waren. Demnach stellte diese Aussage nach Ansicht des Verfassers eine die Parlamentarier 
im Unklaren lassende Äußerung dar. 

317 Sitzungsprotokoll Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode - 210. Sitzung , 17.04.1986. Die wei¬ 
teren Fragen und Stellungnahmen sind ebenfalls dieser Quelle entnommen. 
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ders massiv von der polnischen Staatsgewalt drangsaliert. Obwohl dies auch dem Auswärtigen 
Amt genauestens bekannt war, weigerte sich der Bundesaußenminister, die Gewährung weiterer 
deutscher Finanzleistungen an die Volksrepublik Polen von der Bewilligung und Einhaltung ver¬ 
ankerter Minderheitenrechte gegenüber der deutschen Volksgruppe seitens der polnischen Macht¬ 
haber abhängig zu machen. 318 

Der wohl von den Aussagen Möllemanns nicht überzeugte Abgeordnete Jäger erkundigte sich 
daraufhin in ironischer Art und Weise, ob der polnische Außenminister aufgrund der eindringli¬ 
chen Darlegung der Bundesregierung nunmehr eine positivere Einstellung als früher zum Min¬ 
derheitenschutz für die Deutschen zum Ausdruck gebracht habe, insbesondere ob er von dem 
bisherigen Standpunkt abgerückt sei, es gebe gar keine deutsche Minderheit im Bereich der Volks¬ 
republik Polen? Staatsminister Möllemann erwiderte daraufhin beschwichtigend, dass es einige 
Fragen im beiderseitigen Verhältnis gäbe, die in ihrer Behandlung eine besondere Beharrlich¬ 
keit einerseits, aber auch eine besondere Behutsamkeit andererseits erforderlich machten. Soeer 
bereits erwähnt, dass alle Gesprächspartner des polnischen Außenministers eindringlich nicht nur 
auf den Sachverhalt, sondern auch seine Bedeutung für die Betroffenen hingewiesen haben und 
dass beide Seiten, also auch der polnische Außenminister, darin übereingestimmt hätten, dass es 
zweckmäßig und möglich sei, bei Fragen, die im Moment noch nicht gelöst sind, jetzt voranzu¬ 
kommen. Nach Erfahrung des Auswärtigen Amtes seien Fortschritte bei sehr schwierigen Fragen 
vor allem bei gleichzeitiger positiver Entwicklung in den allgemeinen bilateralen Fragen möglich. 
Bei den Unterredungen insgesamt habe man den Eindruck gewonnen, dass diese gerade jetzt 
wieder eher möglich sind. Der Abgeordnete Jäger, der sich wiederum mit den Ausführungen nicht 
zufrieden gab, drängte auf die Beantwortung jenes Teils seiner Frage, auf den seiner Meinung 
nach nicht genügend eingegangen worden war: 

„Hat die Deutsche Botschaft in Warschau das Auswärtige Amt informiert, dass sich - nach 
meiner Kenntnis - inzwischen mindestens vier deutsche Vereinigungen in Oberschlesien, 
nämlich in Loslau, Heydebreck-Cosel, in Odertal sowie in Rybnik, vergebens mit der Bitte 
um Hilfe und Unterstützung an die deutsche Botschaft gewandt haben? Und wie hat sich 
Außenminister Orzechowski - in der Annahme, dass ihm dies vorgetragen worden ist-zu 
diesen Beschwerden geäußert? “ 

Ausweichend wie zuvor entgegnete Möllemann, dass der Bundesaußenminister natürlich immer 
auch auf der Grundlage der Berichte der Botschaft argumentiere. Da er selber an dem Gespräch nicht 
beteiligt gewesen war, könne er nicht sagen, in welchem Umfang Genscher die Tätigkeit und die 
Beschwerden der angesprochenen Gruppen abgehandelt habe. Aber das in der Frage zum Ausdruck 
kommende eigentliche Anliegen sei dort behandelt worden. Man habe den Eindruck gewonnen, dass 
die Bereitschaft, sich über dieses schwierige Thema zu verständigen, jetzt wieder größer sei. Nun 
mehr schaltete sich auch der Bundestagsabgeordnete und Präsident des Bundes der Vertriebenen . 


318 Es wäre doch wohl die Amtspflicht von Bundesaußenminister Genscher gewesen, bei seinem 
polnischen Amtskollegen darauf zu dringen, dass die Volksrepublik Polen den dort lebenden 
Deutschen einen Mindeststandard an Rechten gewährleistete. 
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Dr. Czaja, in die Debatte ein und wies daraufhin, dass der Staatsminister mehrmals wiederholt 
habe, dass er und das Auswärtige Amt zusätzliche Anstrengungen der Volksrepublik Polen im 
Hinblick auf die Verbesserungen der Beziehungen erwarteten. Er wollte wissen, welchen Anlass 
es dafür gäbe, dies auch in Bezug auf die Einhaltung der Verpflichtungen des Art. 27 des poli¬ 
tischen Menschenrechtspaktes der Vereinten Nationen gegenüber den Deutschen zu vermuten, 
nachdem der polnische Außenminister massiv der Auffassung entgegengetreten ist, es befände 
sich noch eine größere Zahl von Deutschen im Machtbereich der Volksrepublik Polen oder in den 
Gebieten östlich von Oder und Neiße. Er fragte weiter, was das Auswärtige Amt getan habe, um 
auf die deutsche Staatsangehörigkeit dieser Personen hinzuweisen? Ohne auf die vorgebrachten 
Detailpunkte, insbesondere auf den angesprochenen Menschenrechtspakt einzugehen, erwiderte 
Möllemann so, als ob zwischen ihm und Czaja bezüglich der Vorgehensweise des Auswärtigen 
Amtes keine inhaltlichen Differenzen bestünden: „Herr Kollege Dr. Czaja, wie ich bereits sagte - 
Sie haben recht: Ich habe das schon mehrmals gesagt ... Wir haben in diesen Unterredungen auf 
die von Ihnen angesprochenen Sachverhalte und die damit zusammenhängende Problemfalle hin¬ 
gewiesen und ... [dabei] den Eindruck gewonnen, dass es eine Chance zur Verbesserung gibt.“ 
Man befände sich in einem „ganz offenen Wettbewerb, nämlich einerseits dem Wunsch, unserem 
System entsprechend jede nur denkbare politische Frage auf offenem Markt auszutragen, und 
andererseits dem Wunsch, möglichst viel zu erreichen. Ich neige auch im Interesse der Betrof¬ 
fenen dazu, mich für letzteres zu entscheiden, wiewohl ich vom Naturell her eher zu ersterem 
tendiere.“ 

Wie einem Antwortschreiben des Auswärtigen Amtes an den Vorsitzenden der AG MO, Peter 
Oprzondek, zu entnehmen ist, bestätigt sich der durch Möllemanns Ausführungen gewonnene 
Eindruck, dass die Behörde nicht ernstlich an einer Verbesserung der Lage der Deutschen interes¬ 
siert oder auch nicht dazu bereit war, sich hierfür wirklich einzusetzen. Auf zwei Anfragen Opr- 
zondeks an den Bundesaußenminister wegen der menschenrechtlichen Situation der Deutschen in 
Schlesien und dem ausbleibenden Handeln des Außenministeriums antwortete dieses, dass in der 
Praxis nur Fortschritte erzielt werden könnten, wenn Polen und Deutsche untereinander eine feste 
und dauerhafte Grundlage des Vertrauens schüfen. Die Politik der Bundesregierung sei darauf 
ausgerichtet, die Verständigung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen zu fördern und zu einer Versöhnung der Völker beizutragen. Die Bundesregierung werde 
nicht nachlassen, mit Behutsamkeit und hartnäckiger Geduld in Polen Verständnis für die kultu¬ 
rellen und sprachlichen Wünsche der dort lebenden deutschen Volkszugehörigen zu wecken und 
zu fördern. Teil dieser Politik sei der Appell an die Einsicht der polnischen Regierung, ihrerseits 
durch Rücksichtnahme auf die kulturellen und sprachlichen Traditionen aller Einwohner Polens 
zur Verständigung beizutragen. 319 

Angesichts der tatsächlichen Verhältnisse, wie sie dem Auswärtigen Amt selbstverständ¬ 
lich bekannt waren, mussten diese Aussagen für die Betroffenen zynisch erscheinen. Auch der 
Vorsitzende der Schlesischen Jugend , Koschyk, befand, dass Staatsminister Möllemann den 


319 Vgl. Schreiben des Auswärtigen Amtes an den Vorsitzenden der AGMO , Peter Oprzondek, Bonn 
10.04.1986. 
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Bundestagsabgeordneten ein falsches Bild von der menschenrechtlichen Lage der Deutschen 
in Oberschlesien vermittelt habe. In Wirklichkeit hatte die Warschauer Führung die Vorge¬ 
hensweise gegenüber den in Schlesien lebenden Deutschen drastisch verschärft. 320 So wurde 
Andreas Osmenda genau an diesem 17. April 1986, an dem die Parlamentarier in Bonn disku¬ 
tierten, von der polnischen Miliz in seiner Wohnung in Kattowitz verhaftet, weil er illegal mii 
Flaschen gehandelt habe. Dabei wurden sämtliche Dokumente beschlagnahmt, die bewiesen, 
dass er deutscher Staatsbürger ist. Aufifälligerweise geschah dies kurz vor einem geplanten Kul¬ 
turkongress der Deutschen in Schlesien. 321 Das Vorgehen der Behörden stand nach Ansicht der 
AGMO im Zusammenhang mit dessen Engagement für die Menschenrechte und Grundfreihei¬ 
ten der nach Angaben des Auswärtigen Amtes vom Dezember 1983 über eine Million Deut¬ 
schen starken Volksgruppe im polnischen Machtbereich. So hatte Andreas Osmenda mehrere 
Initiativen zur Gründung deutscher Kulturvereine in Loslau, Heydebreck-Cosel wie in Odertal 
und Rybnik koordiniert. Auf die Anfrage eines westdeutschen Journalisten an den polnischen 
Regierungssprecher Jerzy Urban am 13. Mai 1986, ob die Haltung der polnischen Behörden 
gegenüber der deutschen Minderheit unverändert bleibe, antwortete dieser von der Richtigkeit 
seiner Ausführungen überzeugt: „Ich möchte hier nur eines konstatieren, und zwar, dass es im 
Augenblick in Polen keine deutsche Minderheit gibt, und das aufgrund der stattgefundenen 
Ausreisewellen vor allem von Nachkriegsumsiedlem ...“. 322 

Diese Äußerung schien wiederum zu belegen, dass die Warschauer Führung in keiner Weise 
bereit war, die restriktive Haltung gegenüber den Deutschen in Schlesien aufzugeben und die 
ihnen zustehenden Menschenrechte zu gewährleisten. Vielmehr wurde nach Ansicht des dama¬ 
ligen Assistenten des CD(/-Bundestagsabgeordneten Sauer, deutlich, dass diese gerade nach 
dem Besuch ihres Außenministers in Bonn eine Politik der gezielten Nadelstiche betrieb, um 
sämtliche Bemühungen und Initiativen von Deutschen zur Wahrung ihrer kulturellen Identität 
zu zerschlagen. Aus diesem Grund müssten die Bundesregierung, alle verantwortlichen Politi¬ 
ker sowie die gesamte Öffentlichkeit in der Bundesrepublik vor dem naiven Glauben gewarnt 
werden, dass Warschau sich durch unverbindliche Appelle zur Gewährleistung eines men¬ 
schenrechtlichen Mindeststandards für die in den Oder-Neiße-Gebieten lebenden Deutschen 
bewegen ließe. Eine Verbesserung der schwierigen Lebenssituation der Deutschen wäre nach 
Ansicht des Vorsitzenden der Schlesischen Jugend nur durch zähe Verhandlungen durch die 
Bundesregierung zu erreichen: Die Bundesrepublik Deutschland sei aufgrund der von der Ver¬ 
fassung wegen bestehenden Schutzpflicht für diese Deutschen zu entsprechenden Bemühungen 
verpflichtet. Gerade im Hinblick auf neue Forderungen nach Finanzhilfen aus Warschau, 
sie Bundesfinanzminister Stoltenberg erwartete, müsse ein Junktim zwischen den deutsch-pol¬ 
nischen Wirtschafts- und Finanzbeziehungen und der menschenrechtlichen Lage der Deutschen 
hergestellt werden. 


320 Vgl. Hartmut Koschyk , „Warschau geht verschärft gegen Deutsche vor. Schätzt das Auswärtige 
Amt die Lage falsch ein ?“, AKZENT , 09/1986. 

321 Siehe hierzu Kapitel III 2.3. 

322 Koschyk , a.a.O.. 
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2.3 Ausrichtung eines Kulturkongresses 

Im Januar 1986 hatte Edward Vogelgesang den Entschluss gefasst, einen Kongreß einzuberufen, 
um gewisse Richtlinien für die Tätigkeit des Deutschen Freundschaftskreises zu verabschieden. 323 
Es sollte ein großes Treffen werden, so dass auch die Bundesregierung in Bonn das Vorhanden¬ 
sein der deutschen Minderheit bemerken würde und sich für ihre Rechte einsetzen müsste; sie 
könnte ihre Existenz dann nicht mehr anzweifeln. So informierte er die Mitglieder der bisher vier 
Initiativgruppen über sein geplantes Vorhaben noch während des bereits angeführten Zeitschrif¬ 
tenprozesses vom 7. Februar. 324 Nach kurzer Absprache wurde der Termin auf das Wochenende 
vom 9. bis 11. Mai 1986 gelegt. Für nähere organisatorische Fragen kamen sie noch einmal einen 
Monat später, am 23. März, in Kattowitz zusammen. Sie vereinbarten, dass es ein Kulturkongress 
mit dem Motto , Wahre deine Muttersprache’ werden sollte, und legten insgesamt neun Tagesord¬ 
nungspunkte fest. 325 

Am 19. April kamen die Aktivisten erneut zusammen, um alle offenen Fragen endgültig 
besprechen zu können. Als Tagungsort wählten sie das oberschlesische Ratibor, wo sie zuvor 
ein deutsche Messe besuchen wollten. In einem neben der Kirche gelegenen Saal war die Veran¬ 
staltung geplant, auf der darüber beraten werden sollte, wie der Schwund der deutschen Sprache 
aufzuhalten sei. ,2b Damit wollten sie den Deutschen einen Weg aufzeigen, wie sie ihren nationalen 
Charakter trotz massivster Behinderung seitens der polnischen Behörden beibehalten könnten. 
Vogelgesang schrieb am 3. April in einem Brief an seine Mutter, dass das Interesse für den Kon¬ 
gress innerhalb der deutschen Volksgruppe bis zu diesem Zeitpunkt bereits so groß geworden war 
- immer mehr hatten sich offen zu ihrem Deutschtum bekannt und angekündigt zu kommen 
dass er befürchtete, den Besucheransturm organisatorisch nicht mehr bewältigen zu können. 

Nachdem der polnische Sicherheitsdienst jedoch von dem für den 11. Mai 1986 geplanten 
Treffen erfahren hatte, nahm dieser zwei Tage zuvor fünf ihm bekannte Mitglieder des Deutschen 
Freundschaftskreises fest und behielt sie 48 Stunden lang zu Verhören auf der Wache; zudem durch¬ 
suchten die Beamten deren Wohnungen. Da die übrigen Organisatoren kein größeres Risiko ein- 


323 Persönlicher Brief 18.01.1986. 

324 Protokoll, Warschau 17.02.1986; s. hierzu Kapitel 111 1.3. 

325 Sie lauteten: Wahl des Vorstandes - Abfassung eines Briefes an die polnischen und deutschen 
Behörden, in dem die Kulturbedürfnisse der Deutschstämmigen zum Ausdruck gebracht werden 

- Erörterung der Probleme bezüglich des Deutschunterrichts -Hilfeprogramm für die armen und 
kranken Deutschen - Gründung einer Versandbibliothek - Erlernen eines bekannten Volksliedes 

- Feststellen des Datums für den nächsten Kongress - Anschließende Diskussion - Auftreten 
eines Chores aus dem Kreis Ratibor. Vgl. Protokoll , Kattowitz 23.03.1986. 

Vogelgesang beschreibt in einem Brief die von ihm getroffenen Vorsichtsmaßnahmen, damit das 
Dokument unbemerkt von dem Sicherheitsdienst an weitere Deutsche zur Bekanntmachung über¬ 
bracht werden konnte, Bartkowo, 03.04.1986 

326 Ursprünglich hatte sich ein Gastwirt bereit erklärt, seine Räumlichkeiten zur Verfügung zu stel¬ 
len. Wohl aus Angst vor möglichen Konsequenzen der Staatsmacht zog er sein Angebot jedoch 
wieder zurück. 
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gehen wollten, verschoben sie daraufhin das Treffen bis auf Weiteres. Nachdem sich aber Ort und 
Termin der Veranstaltung wie ein Lauffeuer innerhalb der deutschen Volksgruppe herumgesprochen 
hatte und sich die Information über dessen Absage nicht mehr so schnell verbreiten konnte, kamen - 
bisher hatte das niemand für möglich gehalten - dennoch etwa 600 Deutsche. Die polnische Polizei 
photographierte alle Autos mit fremder Ortsbezeichnung und nahm die Personalien sämtlicher vor 
verschlossener Kirche versammelten Personen auf. Der Sicherheitsdienst hatte die Klosterschwester 
so sehr unter Druck gesetzt, dass sie die geplante heilige Messe absagte. Dennoch verharrten etwa 
200 Personen vor Ort. Als die Polizei ihnen schließlich befahl, den Platz zu verlassen, nahmen die 
Deutschen eine entschiedene Haltung ein, betonten ihre deutsche Staatsangehörigkeit und verlang¬ 
ten den Zugang zur deutschen Kultur, wozu ihrer Meinung nach auch die Möglichkeit der Teilnahme 
an einer Messe in deutscher Sprache gehörte. Doch die Ordnungskräfte trieben die Deutschen aus¬ 
einander und nahmen mehrere von ihnen fest. Sie mussten tagelang die üblichen Verhöre übersieh 
ergehen lassen, ln der Folgezeit wurde die deutsche Volksgruppe in Oberschlesien insgesamt massiv 
unter Druck gesetzt. - Es folgten wiederum zahlreiche Verhaftungen, Verhöre und Hausdurchsu¬ 
chungen. 32 Aus diesem Grund suchten die Organisatoren von diesem Zeitpunkt an händeringend 
nach einer Möglichkeit, die Illegalität zu umgehen. Doch das polnische Versammlungsgesetz bot 
ihrer Meinung nach unbegrenzte Möglichkeiten der Interpretation, selbst das Treffen zweier Leute 
in der Öffentlichkeit konnte als illegale Versammlung angesehen werden. Mit der abrupten Beendi¬ 
gung ihres Kulturkongresses ging für die Deutschen zwar wiederum ein kleiner Hoffnungsschimmer 
verloren, doch sollten sie durch ihre Aktivität die so wichtige Beachtung der westdeutschen Medien 
gefunden haben. 328 Als Folge ihrer Berichterstattung vollzog sich ein feststellbarer Wandel in der 
Behandlung der Deutschen durch den polnischen Sicherheitsdienst. Sie wurden von nun an zwar 
verstärkt verfolgt, verhört oder schikaniert, jedoch hörten die schweren Misshandlungen während 
der Verhöre auf. - Bisweilen waren die Festgehaltenen so schwer gefoltert worden, dass sie vorüber¬ 
gehend ihr Sehvermögen verloren wie der Verfasser persönlichen Aufzeichnungen eines Deutschen 
entnehmen konnte. 

Der Mitinitiator des ersten gescheiterten Kulturkongresses, Horst Muschalik, ließ sich durch 
die Vorgehensweise der Behörden nicht entmutigen und stellte einen schriftlichen Antrag beim 
Wojewodschaftsamt Kattowitz, eine Versammlung der Deutschen am 26. Juni 1986 in Loslau 
abhalten zu dürfen. Das Gesuch wurde jedoch abgelehnt. In der Begründung hieß es, dass der 
Antragsteller in der Vergangenheit als einer der Initiatoren der Gründung der Vereinigung „Ver¬ 
band der Deutschen“ aufgetreten sei. Das Wojewodschaftsamt Kattowitz habe dessen damaligen 
Antrag aufgrund der in der Bundesrepublik existierenden revisionistischen Kreise zu Recht ver¬ 
boten. Die Initiative zur Einberufung der Versammlung namens ,Kongreß der deutschen Min¬ 
derheit werde als Fortsetzung der verbotenen genannten Tätigkeit betrachtet. Die Versammlung 


327 Bericht über den Verlauf des ersten Kulturkongresses der Deutschstämmigen in Schlesien. 
10.05.1986, Hindenburg 18.05.1986. 

328 Vgl. „Polen verhindert Treffen von Deutschen in Ratibor“, Frankfurter Allgemeine Zeitung 
13.05.1986, „Festnahme in Warschau“, General-Anzeiger, „Polen“, 13.05.1986. 
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stelle eine Bedrohung der Sicherheit und öffentlichen Ordnung dar. 329 Hiergegen legte Horst 
Muschalik am 16. Juni Widerspruch ein und entgegnete sehr sachlich auf die vorgebrachten Vor¬ 
würfe: Die getroffene Entscheidung liefe nicht nur den in Polen geltenden Gesetzen zuwider, 
sondern verstoße vor allem auch gegen elementare Menschenrechte, die jeder ethnischen Gruppe 
in jedem Staat gebührten, auch den Deutschen in Polen. Vom Amt würde die falsche Behauptung 
aufgestellt, die Antragsteller unterstützten polenfeindliche Tendenzen. Angesichts der Tatsache, 
dass zu der geplanten Versammlung, die ausschließlich kulturellen Charakter habe, auch Mitar¬ 
beiter des staatlichen Sicherheitsdienstes eingeladen seien, wären die dargelegten Befürchtungen 
völlig unbegründet. Die diskriminierende Entscheidung diente sicherlich nicht der Verbesserung 
der Beziehungen zwischen Völkern. Daher baten sie den Innenminister um eine wohlwollende 
Prüfung des Antrages im Namen der in Schlesien lebenden Deutschen; 330 das Gesuch blieb jedoch 
unbeantwortet. 

Wenngleich auch das Ziel, einen Kulturkongress abhalten zu wollen, nicht aus dem Auge 
gelassen wurde, gingen die Deutschen jetzt dazu über, sich in immer größerer Zahl privat zu 
treffen. So hatte unter anderem ein Wirt aus Polska Cerekiew den Mitgliedern des Deutschen 
Freundschaftskreise seine Räumlichkeiten am 23. August 1986 privat zur Verfügung gestellt. Alle 
70 geladenen Gäste waren pünktlich bis 17 Uhr erschienen. Fortan sangen sie deutsche Volkslie¬ 
der oder lauschten in deutscher Sprache vorgetragenen Gedichten. Doch nur eine Stunde später 
war die Volkspolizei vorgefahren. Nach den geltendem polnischen Gesetzten hatte sie jedoch 
nicht das Recht, zu intervenieren. Sie beendete zwar nicht selbst die Versammlung, so wie sie es 
bisher getan hatte, doch setzte sie den Gastwirt so unter Druck, dass er die Teilnehmer schließlich 
bat zu gehen. 331 

Doch die Deutschen trafen sich immer öfter bei wachsender Teilnehmerzahl. So veranstal¬ 
tete der Deutsche Freundschaftskreis am 18. Januar 1987 eine Begegnung in Hindenburg, zu 
der auch Freunde der Ortsgruppen von Odertal, Neukirch, Heydebreck, Beuthen und Kattowitz 
eingeladen waren. Damit eine größere Anzahl der Mitglieder teilnehmen konnte, wurde das 
Treffen zum ersten mal auf öffentlichem Grund anlässlich eines 50. Geburtstags organisiert; zu 
privaten Anlässen war dies auch nach polnischem Gesetz erlaubt. Trotz strengsten Winters fan¬ 
den sich über fünfzig Mitglieder ein, die in geselliger Runde bei Kaffee und Kuchen deutsche 
Volkslieder sangen. Im Verlauf der Veranstaltung tauschten die Repräsentanten der Gruppen des 
DFK ihre Erfahrungen aus. Sie stellten fest, dass alle bisherigen Bemühungen zur amtlichen 
Anerkennung der deutschen Minderheit an den polnischen Behörden gescheitert waren. Dem 


329 „Negative Entscheidung des Wojewodschaftsamtes in Kattowitz bezüglich der Abhaltung eines 
Kulturkongresses“, Kattowitz 05.06.1986. 

330 Vgl. „Widerspruch gegen die nicht erteilte Genehmigung für das Abhalten eines Kultur¬ 
kongresses, gerichtet an das Innenministerium in Warschau über den Direktor der Abteilung 
Soziales und Verwaltung in Kattowitz“, Loslau 16.06.1986. 

331 „Bericht über den Verlauf des Zusammentreffens der Deutschen in Schlesien am 23.08.1986 in 
Polska Cerekiew“, Wojewodschaft Oppeln, Hindenburg 26.08.1986. 
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könne nur abgeholfen werden, wenn die Deutschen an einem Strang ziehen würden. Auf große 
Hilfe von außen rechneten sie nicht, obwohl sie viele Freunde in der Bundesrepublik und Öster¬ 
reich hätten. Aus diesem Grund seien sie auf sich selbst gestellt und müssten die Bemühungen 
um die Legalisierung des DFK wiederholen. Man wünschte sich eine rechtliche Gleichbehand¬ 
lung mit den polnischen Verbänden 

Polonia oder Zgoda . 332 Die Versammlungsteilnehmer stellten fest, dass viele Deutsche die 
Heimat nicht mehr verlassen, sondern ihre Kultur und Muttersprache vor Ort pflegen wollten, so 
wie es die polnische Verfassung den ethnischen Minderheiten auch zusicherte. Gleichfalls wurde 
an die Versammelten appelliert, nicht ihre Freunde an den Sicherheitsdienst „zu verkaufen“. Die¬ 
ser und die Volkspolizei würben nämlich auch Mitglieder zur Zusammenarbeit, wofür man ihnen 
die baldige Ausreise verspräche. 


3. Bemühen um politische Unterstützung durch die Bundesrepublik Deutschland 
3.1 Übergabe einer Petition an Bundesaußenminister Genscher 

Aufgrund der beschriebenen, für die Deutschen untragbaren Bedingungen, wandte sich der nun¬ 
mehr gegründete Deutsche Freundschaftskreis in Schlesien noch im gleichen Monat Mai 1986 
über die AGMO mit einem Schreiben an das Auswärtige Amt. In diesem äusserten die Oberschle¬ 
sier den Wunsch, Bundesaußenminister Genscher bei seinem nächsten geplanten Besuch in der 
Volksrepublik Polen persönlich ihre Situation mitteilen zu können. In seiner Antwort verwies 
das Ministerium jedoch darauf, dass angesichts des stets dichtgedrängten Besuchsprogramms des 
Ministers wenig Hoffnung auf ein Zustandekommen des gewünschten Treffens bestünde. Es sei 
wohl lediglich eine Begegnung mit einem Mitglied der Begleitdelegation möglich. Gleichzeitig 
wurde betont, dass sich der Minister gegenüber allen polnischen Gesprächspartnern beharrlich 
dafür einsetze, dass den Deutschen in Polen kulturelle und sprachliche Entfaltungsmöglichkeiten 
gewährt werden (sic). m 

Am 25. September 1986 richtete eine Gruppe von mehreren Deutschen aus Oberschlesien ein 
Bittgesuch über Bundesaußenminister Genscher an den Deutschen Bundestag: „Wir wenden uns 
an Sie, geehrte Abgeordnete des Deutschen Bundestages, im Namen Tausender in Polen lebender 
Menschen deutscher Abstammung und auch geteilter Familien östlich der Oder und Neiße 
Unsere bisherigen Bemühungen um Anerkennung unserer Minderheitenrechte wurden von den 
polnischen Behörden immer wieder abgelehnt, obwohl die polnische Regierung einige internati¬ 
onale Verträge ratifizierte.“ Sie fügten eine an den polnischen Sejm gerichtete Petition bei, in der 
sie um die staatliche Registrierung der Gesellschaft Deutscher Minderheit in der Volksrepublik 
Polen gebeten hatten und verwiesen darauf, dass sie bis dahin unter dem Namen ,Deutscher 


332 „Bericht über das Treffen des Deutschen Freundschaftskreises Schlesien“, Hindenburg 
18.01.1987. 

333 Vgl. „Deutsche in Schlesien bitten erneut um Gespräch mit Genscher“, ,Die Seite der Schlesischer 1 
Jugend’, Der Schlesier , 27.11.1987. 
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Freundschaftskreis in Schlesien’ wirken würden. 334 Das flir die Deutschen im Ausland verant¬ 
wortliche Auswärtige Amt unterließ es, auf das Gesuch zu reagieren und gab keine Stellungnahme 
dazu ab. Um die politische Haltung des Auswärtigen Amtes und dessen Einsatzwillen für die 
Deutschen in Polen zu verdeutlichen, verweist der Verfasser auf eine Rede von Staatsminister 
Schäfer im Auswärtigen Amt. Vor den Teilnehmern des V. Deutsch-Polnischen Forums , das unter 
dem Thema ,Bilanz und Vorstellungen zu deutsch-polnischen Beziehungen’ am 10. Mai 1987 in 
Kiel stattfand, sprach er mit Befriedigung von den Fortschritten, die in den bilateralen Bezie¬ 
hungen erreicht worden seien. Die Frage der deutschen Minderheit angehend, äußerte er sich 
sehr zurückhaltend und knapp. Er meinte lediglich, dass es zur Normalität der Beziehungen auch 
gehörte, dass deutschsprachige Bürger - er sagte nicht deutsche Staatsangehörige - in der Volksre¬ 
publik Polen ihre Sprache, Kultur und Tradition pflegen könnten. 335 Weshalb das Auswärtige Amt 
selbst bei einer informellen, nicht auf Regierungsebene stattfindenden Begegnung diese vorsichti¬ 
ge Haltung einnahm, bleibt flir den Verfasser unverständlich, es ist geradezu grotesk. 

Die Aktivisten des Organisationsausschusses des seit Dezember 1986 bestehenden Deutschen 
Freundschaftskreises beschlossen am 6. September 1987, Außenminister Genscher bei seinem 
nächsten Besuch in der Volksrepublik Polen eine Petition zu überreichen. Um das Auswärtige Amt 
in Bonn hierüber zu informieren, übersandten sie das Sitzungsprotokoll und baten um dessen Ein¬ 
gangsbestätigung und um eine Stellungnahme der Behörde. Bis zum Januar des folgenden Jahres 
sollte das Anschreiben jedoch unbeantwortet bleiben, obwohl die Teilnehmer eines gemeinsamen 
Symposiums der AG MO und der Deutschen Sektion der Europäischen Konferenz flir Menschen¬ 
rechte und Selbstbestimmung (EKMS) Minister Genscher nachdrücklich dazu aufgefordert hatten, 
der Einladung des Deutschen Freundschaftskreises zu der erbetenen Begegnung nachzukommen. 
Damit würde er der von Bundeskanzler Kohl in dessen jüngstem ,Bericht zur Lage der Nation' 
erneut bekräftigten Obhutspfiicht flir die Deutschen in den Gebieten jenseits von Oder und Neiße 
Rechnung tragen; auch hierauf gab es keine Reaktion. Mit Schreiben vom 19. September 1987 
wandte sich der Deutsche Freundschaftskreis an Bundesaußenminister Genscher persönlich, er 
möge bei seinem geplanten Besuch in der Volksrepublik Polen vom 10. bis 13. Januar 1988 eine 
dreizehnköpfige Delegation von Deutschen - ihre Namen mit Adressen waren angeführt - in 
der deutschen Botschaft in Warschau empfangen. Sie nahmen dabei Bezug auf das bereits am 6. 
September 1987 zugestellte Sitzungsprotokoll, doch blieb es zunächst unbeantwortet. Erst am 
4. Januar 1988 bestätigte das Auswärtige Amt das Schreiben vom September (sic). Das waren etwa 
15 Wochen später und lediglich acht Tage vor der gewünschten Begegnung. Eine Antwort aut die 
in dem Dokument angesprochenen Fragen blieb aus. 336 Ebenso waren gleichlautende Schreiben 


334 Gleichlautende Schreiben gingen an den österreichischen Bundespräsidenten, Kurt Waldheim so¬ 
wie an die in Wien ansässige KSZE-Folgekonferenz, unterzeichnet mit „Gründungskomitee der 
Gesellschaft Deutscher Minderheit in der Volksrepublik Polen“. 

335 Vgl. Bulletin , Nr. 44, Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Bonn 13.05. 1987. 

336 Vgl. AGMO-Bericht vom 15.03.1988 über die Übergabe einer Petition des Deutschen 
Freundschaftskreises (DFK) anlässlich eines Zusammentreffens der DFK- Delegation mit 
Bundesaußenminister Genscher am 12.01.1988 in Warschau. 
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an sämtliche Minister der Bundesregierung versandt worden. Der ebenfalls angeschriebene Vor¬ 
sitzende der Arbeitsgruppe Deutschlandpolitik und Berlinfragen \ Eduard Lintner, MdB in der 
CD(//GS£/-Fraktion, antwortete Peter Oprzondek, deutlich die Verantwortung von sich weisend, 
dass bei ihm und seiner Fraktion keine Zuständigkeit bestünde. Er habe sich aber vorgenomnien, 
die mit ihm zusammenarbeitenden Kollegen der FDP bei Gelegenheit auf den Wunsch der AGMO 
hinzuweisen.’ 37 

In der Zwischenzeit hatte die Organisation zahlreiche Abgeordnete des Deutschen Bundes¬ 
tages in Bonn schriftlich über die Aktivitäten des Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien 
informiert. Dabei wies sie insbesondere auf besagtes Protokoll sowie das Schreiben vom 19. Sep¬ 
tember hin, und fugte beides als Kopie bei. Da man sich angesichts der zögernden Haltung des 
Bundesaußenministers in der Frage der deutschen Landsleute nicht sicher war - das Auswärtige 
Amt hatte bis zum 28. Oktober 1987 keinen Kontakt zu den Anfragenden aufgenommen ob er 
die Delegation empfangen würde, bat die AGMO die Parlamentarier, bei Außenminister Genscher 
vorstellig zu werden und sich für ein Treffen auszusprechen. jj8 So appellierten schließlich mehre¬ 
re Bundestagsabgeordnete an den Minister, die Bitte der Deutschen nach einem Gesprächstermin 
nicht abzuschlagen. Dr. Herbert Czaja, MdB , äußerte in einem Rundschreiben an alle Bundestag¬ 
sabgeordneten, dass die gesellschaftlichen Notwendigkeiten für deutsche Vereinigungen nicht, 
wie geschehen, durch das Verbot von Zusammenkünften nach dem Strafgesetzbuch unterlaufen 
werden dürften. Mit der Ratifizierung des UN-Menschenrechtspaktes habe sich in dieser Frage der 
Rahmen der sozialistischen Ordnung geöffnet. Jeder Fortschritt zu einer Normalisierung hänge 
davon ab, dass die Volksrepublik Polen nicht mehr konstant ihre bilateralen und multilateralen 
Rechtsverpflichtungen zum Schutz der Menschen und der Deutschen breche. 3 Bundesaußen¬ 
minister Genscher solle bei seinen Gesprächspartnern auch die Genehmigung deutscher Vereini¬ 
gungen, muttersprachlichen Unterrichts sowie die freie Ausreise für die deutschen Antragsteller 
durchsetzen. Es handele sich um deutsche Volkszugehörige, für die alle Organe der Bundesrepub¬ 
lik Deutschland von der Verfassung wegen eine Schutzpflicht zu erfüllen hätten. 

Gut vier Wochen später, am 5. November 1987, appellierte der Abgeordnete Czaja erneut an 
den Minister, den Deutschen in Schlesien nicht den Wunsch nach einem Gespräch abzuschla¬ 
gen. 340 Er ginge davon aus, dass auch mit Nachdruck und konkret die Lage der Deutschen ange¬ 
sprochen würde. Angesichts von 300.000 unerledigten Ausreiseanträgen und einer durchschnitt¬ 
lichen Trennung von Familienmitgliedern von drei, vier Jahren wäre dies dringend notwendig. 
Diese Umstände seien einer der größten menschenrechtlichen Skandale unmittelbar vor unserer 
Türe und in Anbetracht der bekräftigten Offenhalteklausel des Ausreiseprotokolls von 1976 ein 
schwerer Verstoß gegen vertragliche Bestimmungen. Wenn die Volksrepublik Polen die deutsche 
Staatsangehörigkeit und Volkszugehörigkeit der Antragsteller leugne, solle sie sich zur Schaffing 


337 Vgl. „Antwortschreiben“ vom 04.11.1987. 

338 Rundschreiben an die Bundestagsabgeordneten in Bonn vom 28.10.1987. 

339 Vgl. „Schreiben an den Bundesminister des Auswärtigen, Herrn Bundesaußenminister Hans- 
Dietrich Genscher“, Bonn 05.11.1987. 

340 Den Pressemeldungen zufolge wollte er über Abrüstungsfragen sprechen. 




III. Aufbau einer Organisation der deutschen Volksgruppe in den 80er Jahren 


167 


einer gemischten Kommission zur Klärung der Einzelheiten bereit erklären. Dr. Czaja verlangte 
von der Bundesregierung, dass sie die Grundrechte dieser Deutschen ständig geltend mache. Der 
Bundesaußenminister habe das auch mit Klarheit und Deutlichkeit für die Deutschen in Rumänien 
getan, nachdem die jahrelangen Bemühungen um die stille Diplomatie zu keinem nachhaltigen 
Erfolg geführt hätten. Er hätte mit Recht darauf verwiesen, dass finanzielle Hilfen und die Ein¬ 
haltung der Menschenrechte in einem engen Zusammenhang stünden. Es sei unvertretbar, ständig 
verlustreiche deutsche finanzielle Vorleistungen zu gewähren, die niemandem helfen würden. Es 
müssten Zug um Zug Gegenleistungen für die Menschen und für gesellschaftliche und wirtschaft¬ 
liche Reformen in der Diktatur und der zentralistischen Planwirtschaft erfolgten. Die Zahlungen 
hätten zwar bereits zu Milliarden-Verlusten im Bundeshaushalt geführt, doch Gegenleistungen für 
die Menschen in den von Polen verwalteten Ostgebieten seien ausgeblieben. 341 

Dr. Czaja verwies in seinem Schreiben eindringlich auf die bestehende Rechtslage, die 
durch das Bundesverfassungsgerichtsurteil vom 21. Oktober 1987 geschaffen worden war. Das 
Gericht habe nochmals bekräftigt, dass keine Anerkennung von Gebietsübertragungen oder 
Teilungen in Deutschland erfolgte und erfolgen konnte, dass die Bundesrepublik Deutschland 
die Mitverantwortung für alle Positionen ganz Deutschlands trüge und sich nicht verpflichtete, 
etwas zu unterlassen, um diese Positionen gegenüber den Vertragspartnern politisch vor frie¬ 
densvertraglichen Regelungen zu vertreten; hiermit seien die Entscheidungen von 1973 und 
1976 bestätigt worden. Tatsächlich würden aber immer noch nur etwa 15 -20 % der aus den 
Gebieten östlich von Oder und Neiße stammenden Deutschen hier aufgenommen. 80 % der 
anerkannten Aussiedler mit polnischer Staatsangehörigkeit dürften nur mit Besuchsvisum aus- 
reisen und würden als illegale Fälle behandelt. - Dies stehe im Widerspruch zum UN-Menschen- 
rechtspakt und stelle einen gravierenden Bruch der Geschäftsgrundlagen des Warschauer Ver¬ 
trages und des Ausreiseprotokolls von 1976 dar. Nach diesem eindringlichen Hinweis wünschte 
Dr. Czaja dem Bundesaußenminister eine glückliche Hand und Erfolg bei der Vertretung der 
berechtigten deutschen Interessen in Warschau. 

Der polnische Sicherheitsdienst, der die Deutschen während dieser Zeit nicht aus den Augen 
ließ, bekam Kenntnis von dem geplanten Treffen und versuchte es bis zuletzt zu verhindern. Die 
AGMO teilte dem Auswärtigen Amt mit, dass alle vorgesehenen Vertreter der deutschen Volks¬ 
gruppe von den Sicherheitsbehörden Anweisung erhalten hatten, an dem Tag des geplanten Tref¬ 
fens am Arbeitsplatz zu verbleiben, weder Urlaub zu nehmen, noch sich krankzumelden. Würden 
sie diese Auflagen nicht beachten, drohten Gefängnisstrafen. Der Vorsitzende der Bonner Arbeits¬ 
gemeinschaft, Oprzondek, unterrichtete deshalb den Bundesaußenminister noch am Vortag seines 
Reiseantritts telegraphisch über diese Vorkommnisse und bat darum, er möge sich bei seinen 
polnischen Gesprächspartnern dafür einsetzen, die Lebensbedingungen der deutschen Volks¬ 
gruppe zu verbessern. Um eindringlich auf ihre fatale menschenrechtliche Lage in Oberschle¬ 
sien aufmerksam zu machen, hatten mehrere Aktivisten verschiedener Ortsgruppen bereits am 


34 1 „Schreiben des Präsidenten des Bundes der Vertriebenen - Vereinigte Landsmannschaften und 
Landesverbände, Dr. Herbert Czaja, an den Bundesminister des Auswärtigen, Herrn Hans- 
Dietrich Genscher, MdB , Auswärtiges Amt“, 22.12.1987. 
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20. September 1987 eine sechs Seiten umfassende Petition, die den Namen ,Menschenrechte der 
Deutschen in der Volksrepublik Polen’ trug, ausgearbeitet; sie sollte dem Bundesaußenminister 
bei ihrem geplanten Treffen in der deutschen Botschaft überreicht werden. Da sie jedoch nicht das 
Risiko eingehen wollten, dass ihnen während der Fahrt dorthin das Dokument vom polnischen 
Sicherheitsdienst abgenommen würde, beauftragten sie damit ein weniger bekanntes DFK- Mit¬ 
glied; so konnte das Schriftstück bereits am 8. Januar 1988 Botschaftsrat Dobbelstein übergeben 
werden. 142 

Noch vor der geplanten Begegnung der zwölf Aktivisten des Deutschen Freundschaftskrem 
mit dem Bundesaußenminister in Warschau sandten diese ihm einen mehrseitigen Brief zu, in 
dem sie die Lage der deutschen Volksgruppe in Schlesien präzise beschrieben. Dabei erinnerten 
sie Genscher an seine Ausführungen während der dritten KSZE-Folgekonferenz . ' l So habe er 
gesagt, dass die Glaubwürdigkeit der KSZE davon abhänge, ob die Bundesregierung die Erfül¬ 
lungsmängel seitens der Volksrepublik klar ansprechen und ihre Beseitigung verlangen werde; 
das sei weder Polemik noch ideologische Propaganda. Auch sie selbst stellten sich der Kritik, sie 
seien sich bewusst, dass das Gesellschaftssystem eines /CSZE-Teilnehmerstaates für sich genom¬ 
men kein Grund für Implementierungskritik sei, ebenso keine Entschuldigung für mangelnde Ver¬ 
pflichtungen. 344 Aufgrund dieser eindeutigen Stellungnahme Genschers baten die Petenten darum, 
ihnen bei der Erfüllung mehrerer Ziele behilflich zu sein, da sie sich seit geraumer Zeit ohne 
Erfolg um die Anerkennung einer Deutschen Minderheit in Polen bemühten: 

„Obwohl wir zu unserer Tätigkeit berechtigt sind, werden uns von polnischer Seite die ele¬ 
mentaren Menschenrechte vorenthalten. Die Bundesrepublik Deutschland zeigt in dieser 
Angelegenheit kein Interesse. Und dies, obwohl oftmals unterstrichen wurde, dass in der 
Volksrepublik noch über eine Million Deutsche leben. Wir hoffen deshalb, dass Sie, ver¬ 
ehrter Herr Außenminister, es als Ihre Pflicht ansehen werden, uns den Weg zur Erreichung 
unserer Bestrebungen zu ebnen.“ 

Sie wiesen erneut auf die polnischen ablehnenden Beschlüsse hin, wodurch sie sich diskriminiert 
fühlten. Auch wünschten sie sich die offizielle polnische Anerkennung der deutschen Staatsbür¬ 
gerschaft noch während des Aufenthaltes des Ministers in Polen. 345 Für die Deutsche Botschaft in 
Warschau sollte nach Möglichkeit auch ein ständiger Vertreter für Fragen der deutschen Minder¬ 
heit in Rechtsangelegenheiten bestimmt werden. Weiter baten sie um Schutz vor Verhören, Beaul- 


342 Vgl. „Deutsche in Schlesien bitten erneut um Gespräch mit Genscher“,, Die Seite der Schlesischen 
Jugend , Der Schlesier , 27.11.1987. Das bedeutsame Dokument ist im Anhang abgebildet. 

343 Sie fand in der Zeit vom 04.10.1987 bis zum 09.03.1988 in Belgrad statt. Bereits bei der 
Unterzeichnung des Abschließenden Dokuments der Madrider KSZE-Folgekonferenz vom 
06.09.1983 hatte sich die Volksrepublik Polen, wie in Kapitel II 2.2 angeführt, zur Gewährung 
weitgehender Minderheitenrechte verpflichtet. 

344 Vgl. „Schreiben an Herrn Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher“, Gleiwitz 04.01.1988. 

345 Damit forderten die Petenten lediglich die gleichen Rechte, die auch die polnische Minderhei 
,Polonia beziehungsweise ,Zgoda' in der Bundesrepublik besaß. 
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sichtigungen und Erpressungen zur Mitarbeit im polnischen Sicherheitsdienst und schließlich um 
die tatkräftige Unterstützung für die Vereinigung auseinandergerissener Familien. Das Verfahren 
der Familienzusammenführung müsste menschenwürdig und leicht verständlich sein und dürfte 
nicht einige Male im Jahr durch polnische Behörden verändert werden. Sie führten weiter an, 
reisen zu wollen, weshalb hinderliche Bestimmungen beseitigt werden müssten und schlossen 
ihr Schreiben damit, dass sich die verstärkte Übersiedlung von Deutschen aus der Volksrepublik 
Polen in die Bundesrepublik Deutschland nach jahrelanger Diskriminierung durch eine Verbesse¬ 
rung der beiderseitigen Beziehungen verringern ließe. Stark mit dazu beitragen würde die Aner¬ 
kennung der deutschen Minderheit und ihrer Organisation. - Das Auswärtige Amt war nunmehr 
wie bisher bestens informiert. 

An besagtem 12. Januar machten sich zwölf Aktivisten trotz drohender Repressalien auf, um 
persönlich in der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Warschau vorstellig zu werden. 346 
In einer kurzen Besprechung vor der Begegnung bestätigte Botschaftsrat Dobbelstein der Delega¬ 
tion, dass ihre Petition an einen Reisebegleiter des Ministers übergeben wurde. Die Oberschlesier, 
die sich gut aufgenommen fühlten, trugen dem Minister die in dem Dokument enthaltenen, sie 
quälenden Probleme vor. Sie forderten die Rechte, die alle von der Volksrepublik Polen Unter¬ 
zeichneten diesbezüglichen Abkommen gewährten und legten dar, dass die Menschenrechte der 
Deutschen in der Volksrepublik Polen im Jahre 1988 weit weniger Beachtung fänden als etwa 
die zehn Jahre zuvor in einer weltweiten Deklaration des Tierschutzes’ von der UNESCO fest¬ 
gehaltenen Tierrechte. In der Petition wird diese angeführt, in der es hierzu unter anderem heißt: 
Art. 1: „Alle Tiere kommen gleichberechtigt zur Welt und haben somit die gleichen Rechte auf 
Existenz“, Art. 2 c: „Jedes Tier darf mit Recht von Menschen Schonung, Fürsorge und Schutz 
verlangen, Art. 14 b: Tierrechte sollen ihre Vertreter in Regierungskreisen haben.“ 347 

Trotz der Vielzahl der von der Volksrepublik Unterzeichneten Verträge, in denen sie sich ver¬ 
pflichtete, ihren Minderheiten im Lande weitgehende Minderheitenrechte zuzugestehen, unter¬ 
scheide sich die Theorie von der Praxis noch ganz erheblich. Beim Studium der oben angeführten 
Rechtsakte hätte man das Gefühl, als ob die deutsche Fassung von der polnischen grundverschie¬ 
den sei. So beklagten die Deutschen unter anderem die schikanöse Behandlung derjenigen Per¬ 
sonen durch die Behörden, die eine Ausreise in die Bundesrepublik beantragt hatten; meist führ¬ 
te dies auch zu beruflichen Benachteiligungen. Den kurzen Text mit ihren Anliegen übergaben 
sie dem Minister. Im Verlauf des Gesprächs informierte Genscher die Gruppe darüber, dass er 
Kontakt zu Kardinal Glemp aufgenommen und dieser ihm versprochen habe, sich für deutsche 
Gottesdienste einzusetzen. Dafür bräuchte er vom DFK jedoch eine Liste der Orte, in denen dies 
erwünscht sei. Die polnische Regierung wollte auch dafür Sorge tragen, dass die Deutschen bei 
der Pflege ihrer Kultur und Sprache nicht behindert würden. Blasius Handschuh, ein Mitglied der 


346 Vgl. „Übergabe einer Petition des Deutschen Freundschaftskreises (DFK) anlässlich eines 
Zusammentreffens der DFK-Delegation mit Außenminister Genscher am 12.01.1988 in 
Warschau“, 15.03.1988. 

34/ Zit. nach „Menschenrechte der Deutschen in Polen“, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 14.01.1988, 
siehe Abbildung des Textes im Anhang. 
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Delegation, hätte diese Versprechen, wie er später in einem persönlichen Brief schrieb, nicht nur 
gerne vom deutschen Außenminister, sondern auch von den polnischen Medien gehört, damit alle 
verbliebenen Deutschen in ihrer Heimat nicht mehr in ständiger Angst vor Verfolgung und Schi¬ 
kanen leben müssten. Die Delegierten hatten zwar alle in der Petition angegebenen Punkte einzeln 
angeführt, vergaßen in ihrer Aufregung jedoch, den Minister eigens noch einmal auf die bereits 
übergebene Bittschrift hinzuweisen. Erst nach der Begegnung erkundigten sie sich nach deren 
Verbleib, woraufhin Botschaftsrat Dobbelstein ihnen abermals versicherte, dass das Dokument 
vor dem Treffen mit Bundesaußenminister Genscher übergeben worden sei. 348 

3.2 Hintergründe und Begleiterscheinungen der Übergabe 

Die Petition vom 20. September 1987, die nicht nur menschenrechtliche Fragen beziehungsweise 
die begangenen Menschenrechtsverletzungen behandelte, leitete die AG MO der Frankfurter All¬ 
gemeinen Zeitung zu, die sie am 14. Januar 1988 unter dem Titel ,Menschenrechte der Deutschen 
in Polen’ vollständig abdruckte. 349 Doch nun geschah etwas Unverständliches: Noch am selben 
Tag meldete sich der Sprecher des Auswärtigen Amtes, Herr Chrobog, bei der Zeitungsredaktion 
und dementierte, dass ein Schriftstück mit diesem Wortlaut in Warschau übergeben worden sei. 
Einen Tag später, am 15. Januar, musste die Redaktion der FAZ eine Erläuterung veröffentlichen, 
in der sie den Sachverhalt den Vorstellungen des Auswärtigen Amtes nach richtigstellte. So habe 
es in dem kurzen Beitrag, den die Deutschen übergeben hatten, lediglich gelautet, Bundesaußen¬ 
minister Genscher möge sich für die Volksdeutschen hinsichtlich der sprachlichkulturellen Belan¬ 
ge und für die Wünsche nach Ausreisegenehmigungen einsetzen. Der übergebene kurze Text sei 
nicht identisch gewesen mit der längeren Petition, die einen Tag zuvor abgedruckt wurde. 350 Was 
hatte dieses doch merkwürdige Verhalten seitens des Auswärtigen Amtes beziehungsweise Gen¬ 
schers zu bedeuten? Wieso versuchte man die Bedeutung der Existenz der Deutschen in Polen 
herunterzuspielen? Aufschlussreich in diesem Zusammenhang ist, dass Bundesaußenminister 
Genscher in seiner Tischrede anlässlich eines gemeinsamen Abendessens mit seinem polnischen 
Amtskollegen den Problembereich der deutschen Volksgruppe in Polen insgesamt überhaupt nicht 
angesprochen hatte. Er tat vielmehr so, als ob es sich bei den dort verbliebenen Deutschen ledig¬ 
lich um Einzelschicksale oder vereinzelte Probleme handelte: 

„Mit Genugtuung sehen wir, dass der Besucher- und Reiseverkehr zwischen beiden Staa¬ 
ten ansteigt. Fast 600.000 Bürger ihres Landes haben im letzten Jahr die Bundesrepublik 

Deutschland besucht, Hunderttausende unserer Bürger waren bei ihnen. Diese Entwicklung 


348 Vgl. „Übergabe einer Petition des Deutschen Freundschaftskreises (DFK) anlässlich ei nes 
Zusammentreffens der DFK-Delegation mit Außenminister Genscher am 12.01.1988 in 
Warschau“, 15.03.1988. 

349 Der Wortlaut der Petition sowie das Dementi des Auswärtigen Amtes vom nächsten Tag sind so, 
wie sie in der FAZ gedruckt wurden, im Anhang abgebildet. 

350 „Welcher Text wurde in Warschau übergeben? “ Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.01.1988. 
siehe Abbildung des Textes im Anhang. 
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sollte auch die Fälle lösbar machen, in denen menschliche Begegnungen nicht möglich 
sind oder wo Familienbande zerrissen bleiben. Großzügigkeit auch hier und bei den Ausrei¬ 
seangelegenheiten entsprechend den zwischen unseren Staaten getroffenen Abmachungen 
können die vorhandenen Probleme lösen. In diesem Geiste sollte auch denen die Möglich¬ 
keit der freien Entfaltung gegeben werden, die sich hier in der Volksrepublik Polen ihre 
deutschen kulturellen und sprachlichen Traditionen erhalten möchten.“ 351 

Nach Ansicht von Dr. Czaja wäre es die Aufgabe des Ministers gewesen, die Erfüllung der 
bestehenden Pflichten des polnischen Vertragspartners einzufordem, statt sie in dessen Belieben 
zu stellen. Aus diesem Grund reichte er eine Anfrage an die Bundesregierung ein. Er wollte wissen, 
ob sie als Unterzeichnerstaat des politischen Menschenrechtspaktes ihrer Schutz- und Fürsorge¬ 
pflicht gegenüber den Deutschen auch im Europa östlich des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
nachkomme und was sie unternehme, um die völkerrechtswidrige Versagung der Ausreisefreiheit 
zu beseitigen. Diese Vertragsverletzungen seien in einem unabhängigen Expertengutachten des 
Bundesjustizministeriums von Prof. Brunner für jeden Ostblockstaat mit umfangreichem Mate¬ 
rial belegt. Der Abgeordnete begehrte ferner Auskunft, ob die Bundesregierung bei den Gesprä¬ 
chen mit der Volksrepublik Polen in ihrer rechtlichen Argumentation das Expertengutachten des 
international anerkannten deutschen Völkerrechtlers Prof. Blumenwitz zu Rate gezogen habe. 
Dort würde die Verletzung der Genozidkonvention und des Artikels 27 des Politischen Menschen¬ 
rechtspaktes dargelegt. Danach dürfte ein einzelner Staat nicht allein über das Vorhandensein 
einer Minderheit entscheiden. 352 

ln seiner letzten Frage bat Dr. Czaja schließlich um Antwort, ob die Bundesregierung bereit 
sei, im Rahmen ihrer gesetzlich verankerten, völkervertragsrechtlich nicht eingeschränkten Ver¬ 
antwortung für ganz Deutschland auch an die Regierung der Volksrepublik Polen appelliere, dass 
diese den Verpflichtungen, die sich aus dem politischen Menschenrechtspakt und den Regelungen 
des Völkerrechts ergäben, gerecht zu werden. Diese Verträge seien auch in den Gebieten östlich 
von Oder und Neiße gültig, in denen die Volksrepublik Polen die Gebietshoheit, nicht aber die 
territoriale Souveränität habe. Der für das Auswärtige Amt antwortende Staatsminister Schäfer 
betonte, dass die Bundesregierung in der Vergangenheit die Gewährleistung der grundlegen¬ 
den Menschenrechte einschließlich des im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte (IPBPR) niedergeschlagenen Rechts auf Ausreise aus dem eigenen Land nachdrücklich 
eingefordert habe. Die Bundesregierung würde dies auch in Zukunft bei jeder geeigneten Gele¬ 
genheit tun. Schäfer ging hiermit rhetorisch geschickt mit keinem Wort auf das Expertengutachten 
von Prof. Brunner ein. Ebenso wenig nahm er Stellung zu dem angesprochenen Art. 27 IPBPR. 
Vielmehr erwiderte er - den tatsächlichen Verhältnissen nicht gerecht werdend , dass sich die 
Bundesregierung bei verschiedenen Anlässen in der Vergangenheit immer wieder für die Belange 
der Deutschen und Deutschstämmigen eingesetzt habe. Zuletzt habe dies Bundesaußenminister 


351 Antwortschreiben des Bundesministers des Auswärtigen an den Bundestagsabgeordneten 
Dr. Herbert Czaja, Bonn 08.02.1988. 

352 Die Fragen Dr. Czajas werden in der Antwort des Staatsministers im Auswärtigen Amt, Helmut 
Schäfer , wörtlich zitiert, 10.02.1988. 
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Genscher bei seiner Reise nach Warschau vom 10. bis 13. Januar 1988 mit allem Nachdruck 
getan. 353 Die Bundesregierung würde sich auch weiterhin gegenüber Polen dafür einsetzen, dass 
denjenigen Deutschen die Möglichkeit der freien Entfaltung gegeben werde, die in Polen ihre 
deutschen kulturellen und sprachlichen Traditionen erhalten möchten. Sie betone immer wieder 
die Notwendigkeit einer uneingeschränkten Beachtung des Völkerrechts und vergleichbarer wirk¬ 
samer politischer Selbstverpflichtungen. So habe sie sich insbesondere für die Einhaltung aller 
Bestimmungen der Schlussakte von Helsinki und des Abschließenden Dokuments von Madrid 
eingesetzt; an dieser Politik werde die Bundesregierung auch in Zukunft festhalten. 354 

Was hatte jedoch die Leugnung der Übergabe durch das Auswärtige Amt der Bundesrepublik 
Deutschland zu bedeuten? Warum versuchten die Verantwortlichen ein so wichtiges Dokument 
das in monatelanger mühevoller Kleinarbeit von den Deutschen erstellt worden war, unerwähnt 
zu lassen? Um das energische Dementi des Auswärtigen Amtes politisch besser einordnen zu 
können, sei an dieser Stelle auf einen in der Öffentlichkeit nicht bekannt gewordenen Sachverhalt 
hingewiesen: Die AGMO hatte **einige Monate später einen dem Ministerium nicht bekann¬ 
ten Vertrauten beauftragt, dort nach den Vorgängen um die übergebene Petition und deren Inhalt 
nachzufragen. Da anscheinend nicht alle Mitarbeiter des Amtes mit der vorgegebenen politischen 
Linie von Genscher vertraut waren, verwies der zuständige Beamte L. auf das am 14. Januar 1988 
in der Frankfurter Allgemeinen abgedruckte Petition hin, die in Warschau übergeben worden sei. 
Für weitere Informationen möge sich der Anfragende bitte an die hier tätigen Organisationen wie 
den Bund der Vertriebenen wenden. 355 Dem Brief beigefügt war sogar eine Kopie des in der Zei¬ 
tung abgedruckten Wortlauts. Der Verfasser erinnert daran, dass sowohl die Kenntnis des genauen 
Inhalts der Petition genauso wie die Übergabe selbst durch den Sprecher des Auswärtigen Amtes, 
wohl nach Vorgabe des Bundesaußenministers, sowohl in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
wie auch gegenüber der AGMO und anderen Stellen heftig bestritten worden ist. Verwiesen sei 
außerdem auf einen an Bundeskanzler Kohl adressierten Brief von vierzehn Aktivisten des Deut¬ 
schen Freundschaftskreises in Schlesien , in dem diese mit ihren Unterschriften bezeugten, dass 
ihnen von der deutschen Botschaft in Warschau nach erneutem Nachfragen versichert wurde, 
besagte Petition sei dem Minister mit Diplomatenpost zugestellt worden. 356 

Man kann davon ausgehen, dass diese Angaben dem wirklichen Geschehen entsprechen. Das 
demnach wahrheitswidrige Dementi des Auswärtigen Amtes weist darauf hin, dass das Minis¬ 
terium entgegen den Beteuerungen seines Staatsministers Schäfer keineswegs die Absicht hat- 


353 Vgl. Antwort des Staatsministers im Auswärtigen Amt, Helmut Schäfer, ebd.. Nach Ansicht des 
Verfassers entsprachen diese Aussagen in keiner Weise der Wirklichkeit. 

354 Vgl. Staatsminister Schäfer hat die von Dr. Czaja verwendete Formulierung, dass die Volksrepublik 
Polen lediglich „die Gebietshoheit, nicht aber die territoriale Souveränität“ besitze, eigenartiger 
weise nicht moniert. 

355 Vgl. Schreiben des Auswärtigen Amtes an Herrn: K. aus Königswinter, Bonn 02.09.1988. 

356 Schreiben des Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien an Bundeskanzler Kohl , Schlesien 
Juli 1988. Das Anschreiben wurde veröffentlicht in: Schlesische Nachrichten, 10/1988. un¬ 
ter dem Titel „In einigen Jahren kann es zu spät sein. Hilferuf der Deutschen in Schlesien an 
Bundeskanzler Helmut Kohl“, S. 5. 
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te, sich für die Anliegen der Deutschen in Schlesien übermäßig zu engagieren. - Das politische 
Nicht-Agieren in der Frage der Petition ist somit wohl auf politisches Kalkül zurückzu führen. 
Bundesaußenminister Genscher ist offensichtlich seiner Schutz- und Fürsorgepflicht für die deut¬ 
schen Staatsangehörigen wie sie nach Art. 64 und Art. 56 des deutschen Grundgesetzes besteht, 
nicht nachgekommen. 357 Es ist anzumerken, dass erste Anzeichen für eine derartige den Interes¬ 
sen deutscher Staatsangehöriger im polnischen Machtbereich zuwiderlaufende FDP-Aussenpo- 
litik bereits bei der Behandlung der Familie Gaida in der deutschen Botschaft in Warschau fest¬ 
zustellen waren. Kennzeichnend für die politische Ausrichtung des von den Freien Demokraten 
geführten Auswärtigen Amtes war auch das Verhalten in Bezug auf eine an alle im Bundestag 
vertretenen Fraktionen gerichtete Anfrage - das waren CDU-CSU, FDP, SPD und die Grünen. 
Die Schlesische Jugend hatte am 19. Oktober 1986 für die Bundestagswahl 1987 zehn Fragen 
vorbereitet, die die über eine Million Deutschen in den Oder-Neiße-Gebieten betrafen, und erbat 
hierzu die Stellungnahmen der Parteivorsitzenden. Alle Politiker hatten zugesichert, den Fragen¬ 
katalog zu beantworten. Genau an dem Tag jedoch, für den die Übersendung der Antworten von 
den Freien Demokraten erfolgen sollte, nachdem vorher bereits um Fristverlängerung gebeten 
worden war, sagten diese ab. Der politische Referent im Thomas-Dehler-Haus, Dr. Fischer, teilte 
der Jugendorganisation mit, dass die Fragen doch schwieriger seien und eine intensivere Beant¬ 
wortung als vorgesehen mehr Kenntnisse erfordern würden. Er kenne sich mit der Problematik 
„Deutsche und Polen“ nicht hinreichend aus, um die Fragen selbst beantworten zu können. Für 
die ,Experten’ der FDP -Fraktion sei die Zeit nunmehr zu kurz, um zum Fragenkatalog Stellung 
zu nehmen. 358 

Der Vorsitzende der Freien Demokraten, Bundeswirtschaftsminister Martin Bangemann, 
reagierte auf dieses Versäumnis im Nachhinein mit einem Brief an den Vorsitzenden der Schle¬ 
sischen Jugend , Hartmut Koschyk. Wohl wiederum ohne hinreichende Absprache über die poli¬ 
tische Linie gab er eine völlig andere Begründung ab als zuvor Dr. Fischer: „Mit Bedauern habe 
ich zur Kenntnis genommen, dass meine Partei Ihnen nicht rechtzeitig auf die gestellten Fragen 
geantwortet hat. Mein Mitarbeiter Dr. Fischer hat dies mit der Anhäufung von Terminen und 
Redaktionsschlüssen im Monat Dezember erklärt. Es ist in der Tat so, dass die kleine Zahl der 
Mitarbeiter in der Bundesgeschäftsstelle nicht immer fristgerecht reagieren kann. Ich bitte dies 


357 Der Verfasser verweist auf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 07.07. 1975, in 
dem es heißt: „Den Organen der Bundesrepublik obliegt von Verfassungs wegen die Pflicht zum 
Schutze deutscher Staatsangehöriger und ihrer Interessen gegenüber fremden Staaten. Wird diese 
Pflicht versäumt, kann dies objektiv eine Verfassungsverletzung darstellen/ In Art. 64 GG ist 
festgelegt, dass die Bundesminister den Amtseid nach Art. 56 GG leisten. Er lautet: „Ich schwöre, 
dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden 
von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine 
Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott 
helfe.“ Eine Beurteilung, ob die nach Meinung des Verfassers verletzte Schutz- und Fürsorgepflicht 
durch den Bundesaußenminister rechtlich zu ahnden gewesen wäre, sei den Juristen überlassen. 

358 Vgl. „Parteien antworten zu den zehn Fragen der Schlesischen Jugend zur Bundestagswahl 
1987“, ,Die Seite der Schlesischen Jugend’, Der Schlesier, 23.11.1987. 
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zu entschuldigen.“ 359 Angesichts des bisher aufgezeigten Verhaltens von Mitgliedern der Freien 
Demokraten konnte es nur eine Frage der Art und Weise sein, wie man sich der Verantwortung 
entziehen würde. Der Präsident des Bundes der Vertriebenen , Dr. Czaja, der den Bundesaußenmi¬ 
nister auch durch seine eigene langjährige Abgeordnetentätigkeit gut kennengelemt hatte, urteilte 
über ihn in einem internen Bericht der Landsmannschaft sehr deutlich: „Wir leiden an der Koa¬ 
lition, in der Genscher fast absolutistisch die Außenpolitik fuhrt.“ Er wirft ihm vor, sich „täglich 
wechselnden Strömungen“ anzupassen, „hastig zu verhandeln“ und fast Jedermanns Freund im 
Ausland, insbesondere im östlichen Europa“ sein zu wollen. Zudem sei er „immer darauf bedacht, 
andere nicht zu verärgern und fremde Anliegen oft vor deutsche zu stellen, insbesondere vor 
ostdeutsche, für die er nicht ausdrücklich eintritt [s/c] .“ 360 Das Auswärtige Amt hätte bereits 
vor fünfzehn Jahren damit beginnen müssen, die Deutschen in der Heimat zu stärken. Es sei den 
Polen eine Milliarde Mark nach der anderen zur Verfügung gestellt worden, ohne etwas für die 
Deutschen durchzusetzen. Diese Äußerungen bestätigen die bisherige Beurteilung des Verfassers 
über die außenpolitische Linie der von Minister Genscher bestimmten FDP-Außenpolitik. Es 
stellt sich ihm die Frage, weshalb Bundeskanzler Kohl, angesichts seines bisherigen Eintretens 
für die Landsleute in den deutschen Ostgebieten und des offensichtlichen Nicht-Agierens des 
Ministers nicht in stärkerem Maße von seiner Richtlinienkompetenz Gebrauch gemacht hat.’ 
Der Verfasser ist sich jedoch selbstverständlich bewusst, dass selbst bei verfassungsrechtlich klar 


359 „Die Freien Demokraten entschuldigen sich“, ,Die Seite der Schlesischen Jugend’, Der Schlesier, 
13.03.1987. 

360 Zit. nach „Der deutsche Beitrag zur Geschichte Oberschlesiens ist nicht zu Ende.“ Tätigkeitsbericht 
der Landsmannschaft der Oberschlesier e.V. - Bundesverband, S. 5, o. Ort., 21.06.1991. 

361 Im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland , Art. 65, Beck 1 sehe Textausgabe (1996), 
heisst es: „Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür die 
Verantwortung. Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Bundesminister seinen Geschäftsbereich 
selbständig und unter eigener Verantwortung. Über Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Bundesministem entscheidet die Bundesregierung. Der Bundeskanzler leitet ihre Geschäfte 
nach einer von der Bundesregierung beschlossenen und vom Bundespräsidenten genehmigten 
Geschäftsordnung.“ 

In Anhang V des Grundgesetzes, (Geschäftsordnung der Bundesregierung), § 1, heisst es: ..Der 
Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der inneren und äußeren Politik. Diese sind für die 
Bundesminister verbindlich und von ihnen in ihrem Geschäftsbereich selbständig und unter eige¬ 
ner Verantwortung zu verwirklichen. In Zweifelsfällen ist die Entscheidung des Bundeskanzlers 
einzuholen. Der Bundeskanzler hat das Recht und die Pflicht, auf die Durchführung der Richtlinien 
zu achten.“ 

Die Zuständigkeitsverteilung innerhalb der Bundesregierung erfolgt nach drei Prinzipien, dem 
Kanzler- , dem Ressort- sowie dem Kollegialprinzip. Nach dem Ressortprinzip obliegt den 
Bundesministem die politische Leitung und Verwaltung der einzelnen Geschäftsbereiche der 
Regierung. Sie haben innerhalb der vom Kanzler bestimmten Richtlinien einen selbständigen 
Aufgaben- und Verantwortungsbereich. Das Kanzler- prinzip ist dabei jedoch vorrangig und am 
„ausdehnungsfähigsten“, vgl. Karl-Heinz Seifert, Dieter Hömig (Hrsg.), „Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland“. Taschenkommentar, S. 302 - 305. 
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vorgegebener Kompetenzverteilung diese oftmals nicht in Anspruch genommen werden kann, da 
interne Gründe wie z.B. die Abhängigkeit von einem Koalitionspartner, ausschlaggebend sind. 

3.3 Ergebnisse und Folgen des Genscher-Besuchs 

Sein Besuch in Warschau habe den Worten des Bundesaußenministers nach zu einer deutlichen 
Klimaveränderung im deutsch-polnischen Verhältnis geführt. Beide Seiten hätten sich darauf ver¬ 
ständigt, drei Arbeitsgruppen einzurichten, die bis Ende Juni 1988 konkrete Vorschläge erarbeiten 
sollten. Es ging um die Erörterung abrüstungspolitischer Vorschläge, um die Lösung finanzieller 
und wirtschaftlicher Schwierigkeiten sowie um Fragen, die während der Phase der Abkühlung 
zwischen Bonn und Warschau offen geblieben waren - das waren vor allem auch diejenigen, wel¬ 
che die deutsche Minderheit betrafen. Über die einzelnen Verhandlungen wurde Vertraulichkeit 
vereinbart. 362 Weshalb aber gerade die Anliegen der Deutschen in der Volksrepublik Polen, die 
ihre sprachlichen und kulturellen Traditionen pflegen wollten, nicht öffentlich erörtert werden 
sollten, bleibt angesichts der negativen Erfahrungen mit derartiger Vertraulichkeit noch aus der 
Zeit der sozial-liberalen Ostpolitik unverständlich. 363 Wie die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
berichtete, hatte Genscher die Normalisierung mit Polen als eine der kostbarsten Errungenschaf¬ 
ten der Bonner Außenpolitik bezeichnet. Ziel sei es gewesen, im Verhältnis zu den östlichen Nach¬ 
barn zu Verständigung und Versöhnung zu gelangen. Es hätte ihn bewegt, dass General Jaruzel¬ 
ski ihm gegenüber diese Wendung aufgegriffen hat. Mit Rücksicht auf die Empfindlichkeit der 
Beziehungen riet Genscher in Warschau zu verantwortlichem Handeln und Sprechen. Die Lage 
der deutschen Minderheit und deren Ausreisemöglichkeiten müssten beraten, aber nicht zerredet 
werden. Er äußerte seine Genugtuung darüber, dass seine Tischrede an Außenminister Orzechow- 
ski in den polnischen Zeitungen ohne Änderung abgedruckt worden sei. Dazu gehörte auch jene 
Passage, in der er gemahnt habe, denen die Möglichkeit der freien Entfaltung zu geben, die sich 
in der Volksrepublik ihre deutschen kulturellen und sprachlichen Traditionen erhalten wollten. 364 
Von konkreten Ergebnissen machte die polnische wie die deutsche Seite das Zustandekommen 
eines Staatsbesuchs von Bundeskanzler Kohl abhängig. Genscher war vor seiner Abreise zuver¬ 
sichtlich, dass sich die Beziehungen von nun an positiv entwickeln würden. 365 


362 So Ministerialdirigent Dr. Kastrup im Auswärtigen Amt in einem Antwortschreiben an den stell¬ 
vertretenden Vorsitzenden der AG MO, Kailngo Weule, 21.07.1988. 

363 So Peter Oprzondek, Vorsitzender der AG MO in einem Schreiben an den Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland, Dr. Helmut Kohl, MdB , Bonn 03.08.1988. 

364 Der Verfasser hat bereits im vorigen Kapitel auf die Tischrede von Bundesaußenminister Genscher 
verwiesen, in der er jedoch entgegen seiner jetzigen Behauptung ein nachdrückliches Mahnen in 
Richtung der polnischen Führung vermissen ließ. 

365 Vgl. „Genscher sieht Klimaverbesserung im deutsch-polnischen Verhältnis , Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 14.01.1988. 
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Nach einer Meldung der Neuen Zürcher Zeitung zufolge waren die Warschauer Kommentare, 
die sich mit den Ergebnissen des Besuchs des deutschen Außenministers beschäftigten, zwar nicht 
überschwänglich, aber sie lauteten durchwegs positiv. In diesem Ton spiegelte sich die ,Klimaver- 
änderung’ in den vor kurzem noch belasteten Beziehungen zwischen Warschau und Bonn wieder. 
Diskret verschwiegen worden seien jedoch die Begegnungen Genschers mit Kardinal Glempund 
mit dem Gewerkschaftsführer Lech Walesa, ebenso wie die Kranzniederlegung an der Grabs¬ 
tätte des ermordeten regimefeindlichen polnischen Priesters Popieluszko. 366 Das Blatt urteilte, 
dass Genschers Besuch keine konkreten Vereinbarungen erbracht hätten. Alle offenen Fragen wie 
diejenigen der Wirtschaftsprobleme, des Ausbaus der konsularischen Vertretungen oder der Grün¬ 
dung von Kulturinstituten seien Arbeitsgruppen übertragen worden. Auch sei weder die Anerken¬ 
nung der deutschen Minderheit in Polen, noch die Ausreise der sogenannten deutschstämmigen 
polnischen Staatsbürger in die Bundesrepublik geregelt worden. So hätte die Nicht-Behandlung 
der Probleme der deutschen Volksgruppe für einzelne Mitglieder besonders schwere Folgen. 

Nach mehreren Pressemeldungen wie derjenigen der Schlesischen Jugend wurden die Deut¬ 
schen gerade seit dem Gespräch in der Botschaft massiv verfolgt: „Um die nach dem Zusam¬ 
mentreffen mit Bundesaußenminister Genscher im Januar dieses Jahres aufkeimenden Hoffnun¬ 
gen der Ostdeutschen auf Durchsetzung kultureller und muttersprachlicher Rechte zu zerstören, 
ging der polnische Sicherheitsdienst verstärkt gegen einzelne Mitglieder des ,Deutschen Freund¬ 
schaftskreises ’ vor. So wurde von den führenden Köpfen, etwa Franz Poppe aus Odertal und Peter 
Kral aus Heydebreck-Cosel, während schwerer Verhöre und mehrfacher Hausdurchsuchungen, 
die auf Unterlagen des Deutschen Freundschaftskreises zielten, gefordert, mit dem staatlichen 
Sicherheitsdienst zusammenzuarbeiten; hieraufhin gingen die Betroffenen trotz Drohungen und 
Bestechungsversuchen jedoch nicht ein. 367 Das Zurückgreifen der politisch Verantwortlichen auf 
die alten Methoden zeigte nach Ansicht des Verfassers sehr deutlich, dass gerade im Vorfeld des 
geplanten Besuchs von Bundeskanzler Kohl in der Volksrepublik Polen alles versucht wurde, die 
deutsche Bewegung mundtot zu machen. Die bundesdeutschen Medien trugen nichts zur Verän¬ 
derung dieser Situation bei; sie berichteten nicht über die menschenrechtliche Lage der deutschen 
Volksgruppe in Schlesien. Dagegen waren sie während des Besuchs des Bundesaußenministers in 
Warschau auf Äußerungen des polnischen Außenministers Orzechowski aufmerksam geworden, 
der in der ersten Plenarsitzung der Regierungsdelegationen beider Staaten Genschers Wort von 
der moralischen Dimension der bilateralen Beziehungen aufgegriffen hatte. In Unkenntnis der 
Fakten seitens der Medien berichteten sie, dass dies das erste mal gewesen sei, dass ein polnischer 
Minister für seine Regierung offiziell das Schicksal des Heimatverlustes von Millionen Deutschen 


366 „Polnische Nachlese zu Genschers Besuch“, Neue Zürcher Zeitung ,, 17.01.1988. 

367 Vgl. „Polnischer Druck auf Deutsche Menschenrechtsbewegung nimmt zu“, Mitteilung Nr. 
20/88, Arbeitskreis Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Schlesischen Jugend (Hrsg.), Bonn 
19.08.1988. Thomas Urban gibt auf Seite 99 seines Buches ,Deutsche in Polen. Geschichte und 
Gegenwart einer Minderheit’, ebenfalls an, dass der polnische Sicherheitsdienst mehrere DFK 
Aktivisten nach der Begegnung mit Genscher wiederholt verhörte, unterlässt aber den Hinweis, 
dass die deutsche Volksgruppe insgesamt massiv unter Druck gesetzt wurde. 
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erwähnte und zudem sein Bedauern zum Ausdruck gebracht hatte; dies war jedoch bereits durch 
den Ersten Parteisekretär am 7. Mai 1985 in Breslau geschehen. 368 

Nach Dieter Bingen war Jaruzelskis damaliges öffentlich geäußertes Mitgefühl für die mensch¬ 
lichen Schicksale, die die Deutschen erlitten hatten, sogar weit mehr, als von der Orzechows- 
ki-Replik auf die Erwähnung von Genschers Einbeziehung der moralischen Dimension in die 
Betrachtung der deutsch-polnischen Beziehungsgeschichte zumindest nach außen bekannt wurde. 
Der Autor führt dies auf einen in Deutschland kaum wahrgenommenen Wandel im polnischen 
Denken über die historische Problematik der deutsch-polnischen Beziehungen zurück, das sich 
bei Historikern, Publizisten und Politikern in Polen sehr vorsichtig ausdrückte. 369 Die Deutschen, 
die gerade mit Bundesaußenminister Genscher in der Deutschen Botschaft in Warschau zusam¬ 
mengetroffen waren, sahen sich einer wachsenden Verfolgung durch den staatlichen Sicherheits¬ 
dienst ausgesetzt, da sie von ihren Bemühungen um Registrierung eines Verbandes nicht abließen; 
mehrere an die AG MO in Bonn gerichtete Briefe drangsalierter Oberschlesier zeugten von deren 
großer Angst vor den erneut folgenden Unterdrückungsmethoden. 1 0 So hatte man den Angehöri¬ 
gen des Deutschen Freundschaftskreises während der schon zur Gewohnheit gewordenen Verhöre 
auch damit gedroht, dass es ihnen genauso ergehen werde wie dem polnischen Priester Popielus- 
zko, falls sie ihre Aktivitäten nicht einstellen würden. 171 

Während schwerer Verhöre und mehrfacher Hausdurchsuchungen, die auf Informationen 
über die Organisation der Deutschen zielten, forderten die Vollzugsbeamten, mit ihnen zusam¬ 
menzuarbeiten; dafür würde die umgehende Ausreise aus der Volksrepublik gewährt werden. Die 
Betroffenen gingen darauf jedoch trotz massiver Bedrohungen und weiterer Bestechungsversu¬ 
che nicht ein. In dieser für die Deutschen schwer zu ertragenden Zeit war es sehr ermutigend, 
dass der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesinnenministerium, Carl-Dieter Spranger, als 
zweites Mitglied der Bundesregierung demonstrativ die Begegnung mit ihnen suchte. Er reiste 
vom 6. bis 12. Mai 1988 in die Volksrepublik Polen und wollte dabei ein möglichst umfassen¬ 
des und ungeschminktes Bild aus erster Hand über die kulturelle, humanitäre, wirtschaftliche 
und politische Situation der Deutschen im polnischen Machtbereich erhalten.’ 7 “ Von Anfang an 
hatte er eine Fahrt durch Schlesien sowie ein Zusammentreffen mit Vertretern des Deutschen 
Freundschaftskreises geplant. Am Tag der Ankunft des GS(/-Politikers in Warschau wurde ihm 
jedoch damit gedroht, alle vorgesehenen Gespräche mit hochrangigen Mitgliedern der polnischen 
Staatsführung abzusagen, falls er an seinem Reisevorhaben festhielte. Von diesen Drohgebärden 
unbeeindruckt, ließ er die polnische Seite wissen, dass er in diesem Falle Warschau eben früher 
verlassen werde. 


368 Vgl. Kapitel II 4. 

369 Vgl. Dieter Bingen, „Deutsche Steine - polnisches Erbe. Historische und moralische Dimensionen 
in den deutsch-polnischen Beziehungen“, Osteuropa , 38. Jhrg. Heft 5, Mai 1988, S. 396. 

370 Vgl. Informationsschreiben an die Bundestagsabgeordneten, AGMO , Bonn 25.08.1988. 

371 Vgl. Kapitel III 3.3. 

372 Vgl. „Erstmals ein Mitglied der Bundesregierung in Schlesien“, Schlesische Nachrichten , 

07.07.1988. 
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3. Bemühen um politische Unterstützung durch die Bundesrepublik Deutschland 


Seine nunmehr angetretene Reise durch Schlesien am 9. Mai 1988 führte Spranger nach Bres¬ 
lau, in den ehemaligen Regierungsbezirk Breslau der Provinz Schlesien, zu dem Gut Kreisauder 
Familie Moltke im Kreise Schweidnitz 373 und zum Hauptmann-Haus ,Wiesenstein’ 374 nahe der 
Schneekoppe - mit 1603 Metern der höchste Berg des Riesengebirges; weiter zu der nahe gele¬ 
genen norwegischen Stabholzkirche Wang 375 nach Waldenburg, dem kulturellen Zentrum der 
mittleren Sudeten, zu der ehemaligen Hauptstadt Glatz in der gleichnamigen Grafschaft und zur 
Geburtsstätte des Freiherm Joseph v. Eichendorfifin Lubowitz. Ebenso besuchte der Staatssekretär 
die einstige Hauptstadt Oppeln des gleichnamigen Regierungsbezirks und der Provinz Oberschle¬ 
sien. In der Industriestadt Gleiwitz mit ihren zahlreichen kulturellen Einrichtungen - früher war 
sie Verwaltungssitz der ostdeutschen Hütten- und Eisenindustrie kam es schließlich zu einer 
mehrstündigen Begegnung mit sieben Vertretern des dortigen Deutschen Freundschaftskreises. 
Sie sprachen mit ihm über Möglichkeiten, wie die Bundesregierung ihre Bemühungen um Aner¬ 
kennung unterstützen könnte sowie darüber, welche Position die polnischen Behörden der Verei¬ 
nigung gegenüber einnähmen. Sie berichteten ihm über die polnischen Repressionsmaßnahmen, 
denen die Deutschen vier Jahrzehnte lang ausgesetzt waren, aber auch über die heute fehlenden 
Möglichkeiten, die deutsche Sprache in der Schule zu erlernen oder deutsche Messen abhaltenzu 
können. Spranger sicherte ihnen, soweit dies möglich sei, Hilfe in allen Angelegenheiten zu.’ 6 

Das Zusammentreffen war für den Politiker ein außerordentlich bewegendes Erlebnis, wie 
er in einem Interview äußerte. Die Gespräche hätten ihn tief beeindruckt, und er betonte, dass 
hier kein Nationalismus propagiert, sondern nur Selbstverständliches von der polnischen Führung 
erbeten wurde; diese streite die Existenz der deutschen Minderheit jedoch kategorisch ab. Deren 
Anerkennung und die Gewährung von Rechten, wie sie auch anderen ethnischen Gruppen in 
Polen zugestanden würden - so den Weißrussen, Ukrainern, Slowaken oder Juden -, ließen trotz 
vertraglicher Zusicherung in völkerrechtlich verbindlichen Verträgen auf sich warten; den Deut¬ 
schen würde die Wahrnehmung vor allem sprachlicher und kultureller Interessen vorenthalten. 
Wer als Deutscher seine von der Menschenrechtskonvention der Vereinten Nationen gewährten 
und anerkannten Volksgruppenrechte in Anspruch nehmen wollte - auch die Volksrepublik Polen 


373 Das Gut war im Zweiten Weltkrieg Mittelpunkt einer vorwiegend sozial ausgerichteten jüngeren 
Gruppe der deutschen Widerstandsbewegung. Graf Helmuth James von Moltke (* 1907, 
leitete den sogenannten Kreisauer Kreis, eine Widerstandsbewegung gegen die nationalsozialisti 
sehe Gewaltherrschaft; vgl. auch den letzten Absatz, Kapitel I. 2.6.5. 

374 Gerhart Hauptmann, der am 11.11.1862 im schlesischen Ober-Salzbrunn geboren wurde, war 
ein herausragender deutscher Dramatiker, Schriftsteller und Dichter seiner Zeit. In dem ein¬ 
drucksvollen Schauspiel ,Die Weber’ nahm er sich des Schicksals der verhungernden schlesi¬ 
schen Heimarbeiter an, die in ihrer Verzweiflung aufbegehrten. Der Nobelpreisträger verstarb am 
06.06.1946; am Haus , Wiesenstein’ wurde ihm eine Gedenkstätte errichtet. 

375 Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. hatte die Kirche mit dieser besonderen Bauweise 
von den Norwegern gekauft und sie 1842/44 in Brückenberg wieder aufstellen lassen; sie stamm! 
aus dem 12. Jahrhundert. 

376 „Notiz über ein Treffen von Vertretern des DFK mit Herrn Carl-Dieter Spranger“, Parlamen¬ 
tarischer Staatssekretär beim Bundesminister des Innern, Gleiwitz 09.05.1988. 
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hatte sie unterschrieben -, war repressiven Maßnahmen wie Hausdurchsuchungen, Verhören etc. 
ausgesetzt.’ 77 Ungeachtet der Einschüchterungsversuche vor Beginn seiner Schlesienreise stan¬ 
den dem Staatssekretär anschließend doch alle vereinbarten Gesprächstermine in Warschau offen; 
dabei erwies er sich als nachhaltiger Vertreter deutscher Interessen. Er gab seinen Gesprächspart¬ 
nern sehr deutlich zu verstehen, dass eine Vertiefung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit 
der Bundesrepublik Deutschland nur dann erreicht werden könne, wenn die polnische Regierung 
zu Zugeständnissen im Hinblick auf die Lage der Deutschen in den ostdeutschen Vertreibungsge¬ 
bieten bereit sei. 378 

Dem General-Anzeiger vom 17. Mai 1988 zufolge war mit wirtschaftlicher Zusammenarbeit die 
polnische Forderung nach weiteren Krediten gemeint. Bis zu diesem Zeitpunkt hätten die Schulden 
der Volksrepublik Polen bei der Bundesrepublik Deutschland einen Stand von mehr als zehn Milliar¬ 
den DM erreicht. Die polnische Führung wünschte eine vollständige Entlastung von ihren Altschul¬ 
den und gleichzeitig erhebliche neue Finanzhilfen in Milliardenhöhe. Nach polnischen Berechnun¬ 
gen sei für die Fortführung ihres Reformkurses ein Kredit von sieben Milliarden DM erforderlich. 
Aus Bonner Sicht überschritten solche Vorstellungen jedoch die Möglichkeiten der Bundesrepublik 
bei weitem. Zudem sei eine Entscheidung über neue Kredite in einem begrenzteren Rahmen ohnehin 
erst nach einer befriedigenden Klärung der Altschuldenfrage möglich. 3 ™ Bundesdeutsche Medien 
reagierten mit scharfem Protest auf die Vorstellungen der polnischen Führung. Die Zeitung Die Welt 
warf ihr vor, dass sie sich nicht zu einem wirklichen Neuanfang im Verhältnis zur Bundesrepub¬ 
lik Deutschland, zum Blick nach vom durchdringen könne. Ihr Verhalten erschöpfe sich in „exor¬ 
bitanten Geldforderungen bei Halsstarrigkeit gegenüber deutschen Wünschen und Wiederholungen 
abgegriffener Propagandavorwürfe. Hatte Partei- und Staatschef Jaruzelski dem Bundesaußenmi¬ 
nister doch ausdrücklich versichert, dass er bereit sei, sich von den Auseinandersetzungen um eine 
unselige Vergangenheit abwenden und auf eine zukunftsorientierte Zusammenarbeit konzentrieren 
zu wollen. 380 

Weitere Fragen, die während des Treffens erörtert wurden, waren der Aufbau eines Kulturinsti¬ 
tuts sowie die Schaffung einer Gedenkstätte der Bundesrepublik Deutschland in Auschwitz. Zudem 
regte der Staatsminister die Einrichtung von Begegnungs- und Gedenkstätten auf dem ,Gut Krei- 
sau’, in dem Hauptmann-Haus ,Wiesenstein’ sowie in dem Geburtsort von Freiherr v. Eichendorff 
an. Zentraler Gegenstand bei den Unterredungen waren seinen Angaben zufolge jedoch immer die 
Anliegen der Deutschen in humanitären Angelegenheiten, so die polnische Einstellung zu deren Dis¬ 
kriminierung, die Anerkennung ihrer Rechte, insbesondere desjenigen, sich in Vereinen zusammen¬ 
schließen zu dürfen sowie des Rechts, sich in ihrer Sprache, Kultur und Tradition ungehindert bewe¬ 
gen zu können. Auch die Forderungen auf freie Ausreise und die Möglichkeit, verstärkt Kontakte 
mit dem deutschen Kulturraum wahmehmen oder den Gottesdienst in deutscher Sprache abhalten 


„Jeder deutsche Politiker sollte den Weg nach Schlesien finden“, AKZENT , 06/1988. 

378 Vgl. „Spranger: Hilfe an Polen nur gegen humanitäre Leistungen erfolgen , Frankfurter 
Allgemeine Zeitung , 20.05.1988. 

379 Vgl. „Warschaureise des Bundeskanzlers gefährdet?“, General-Anzeiger , 17.05.1988. 

380 Vgl. „Anmaßend in Warschau“, Die Welt , 15.06.1988. 
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zu können, habe er ständig angemahnt. 381 Mit seinem Schlesien-Aufenthalt und der demonstrativen 
Haltung gegenüber Warschau hatte der Staatssekretär in der Frage der deutsch-polnischen Beziehun¬ 
gen sehr deutlich Stellung bezogen und damit eine politische Weichenstellung eingeleitet. Das Tref¬ 
fen mit Vertretern der deutschen Volksgruppe und die dadurch möglich gewordene Einschätzung 
ihrer menschenrechtlichen Lage waren gute Voraussetzungen für eine Begegnung mit Bundeskanz¬ 
ler Kohl bei seinem bevorstehenden Staatsbesuch in der Volksrepublik Polen. 


4. Anhaltende Leugnung der Existenz der Deutschen 

Trotz der verbalen Zusage Jaruzelskis änderte sich an den bestehenden Verhältnissen nichts Wesent¬ 
liches. So lehnte das Wojewodschaftsamt in Oppeln gut vier Wochen nach Sprangers Gesprächen 
in der Volksrepublik Polen, am 22. Juni 1988, den Antrag von vierzehn Aktivisten des Deutschen 
Freundschaftskreises ab, einen ,Verband der Deutschen in Polen’ in der Wojewodschaft Oppeln 
gründen zu dürfen. Dies, obwohl aus dem beigefügten Satzungsentwurf der geplanten Organisation 
deutlich hervorging, dass es sich um einen Verein mit gesellschaftlich-kulturellem Charakter han¬ 
delte. Zu der sonst üblicherweise abgegebenen Begründung mit dem Hinweis auf revisionistische 
Tendenzen und die daraus für den Staat resultierenden Gefahren wurden nunmehr auch diejenigen 
für die polnische Bevölkerung ausdrücklich mit einbezogen: „In Anbetracht der aktuellen politi¬ 
schen Lage in Polen und Europa kann die Entstehung einer Vereinigung deutscher Orientierung 
eine Beunruhigung in der Mehrheit der Bevölkerung der Wojewodschaft Oppeln hervorrufen, die 
sicherlich nicht die sogenannten schlesischen Landsmannschaften sowie die Tätigkeit revisionis¬ 
tischer Kreise in der Bundesrepublik Deutschland akzeptiert.“ Nicht vertragliche Vereinbarungen, 
sondern die polnische Staatsräson bestimmte eindeutig über den Status der westlichen und nördli¬ 
chen Gebiete. Ein für allemal wäre die sogenannte deutsche Frage erledigt. 382 

Angesichts der Tatsache, dass sich die Behörde mit ihrer Entscheidung über völkerrechtlich 
und bilateral verbindliche Verträge hinwegsetzte und dies mit Billigung der polnischen Führung 
geschah, ist es nicht zu verstehen, weshalb das Auswärtige Amt, dem ebenso wie der Deutschen 
Botschaft in Warschau die Entscheidung von der AG MO übermittelt wurde, hierauf nicht mit star¬ 
kem Protest reagierte. Gut zwei Wochen später, am 5. Juli 1988, legten zwei Vertreter der Oppel¬ 
ner Initiativgruppe, Franz Poppe 38 ’ und Hubert Materla, Widerspruch gegen den Bescheid ein. 
Die Entscheidung sei ein Akt der Diskriminierung der deutschen Bevölkerung der Wojewodschaft 
Oppeln. Sie legten ausführlich dar, dass ihnen die Registrierung ihrer Vereinigung aufgrund meh¬ 
rerer von der Volksrepublik Polen Unterzeichneter Abkommen nicht verweigert werden dürfte und 
dass sie eine Zusammenarbeit mit den vom Gericht benannten revisionistischen Kreisen in der 


381 „Erstmals ein Mitglied der Bundesregierung in Schlesien“, Schlesische Nachrichten , 07.07.1988. 

382 Vgl. Entscheidung des Wojewodschaftsamtes Oppeln, 22.06.1988. 

383 Wie aus einem Schreiben eines Deutschen aus Hindenburg an den stellvertretenden Vorsitzenden 
der AGMO, Kai-Ingo Weule in Bonn hervorgeht, wurde der Aktivist gerade zu dieser Zeit vt 
polnischen Sicherheitsdienst schwer unter Druck gesetzt. 
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Bundesrepublik Deutschland unmissverständlich ablehnten. Sie baten um eine erneute und sach¬ 
liche Prüfung ihres Antrages und um die Aufhebung der ablehnenden Entscheidung in der Sache. 

Um ihrem Widerspruch womöglich bessere Aussichten auf Erfolg zu verschaffen, wandten sie 
sich noch im gleichen Monat mit einer umfangreichen Petition an Bundeskanzler Kohl persönlich. 
Sie legten dabei ausführlich die historischen Fakten dar und wiesen unter anderem auf die Abstim¬ 
mungsergebnisse von 1921 hin, die ihr Treuebekenntnis zu Deutschland bewiesen hätten. 384 Nach 
dem Zweiten Weltkrieg seien sie für alle Sünden des Naziregimes verantwortlich gemacht worden: 
„Hass, Verfolgung und Vernichtung waren unser tägliches Brot. Ein Teil der deutschen Bevölke¬ 
rung wurde zwangsweise ausgesiedelt, der andere war Polonisierungsmaßnahmen und Schikanen 
ausgesetzt. In Kirchen und Schulen, im öffentlichen Leben, ja sogar im Familienkreis war die 
deutsche Sprache verboten; Vor- und Familiennamen wurden zwangsweise geändert oder deren 
Schreibweise polonisiert. So wurde uns langsam die Heimat entfremdet. Nur der Gedanke, dass 
das Vaterland seine Bürger nicht vergisst, ließ uns hier alle Erniedrigungen und Gemeinheiten 
ertragen.“ Die Petenten legten dar, dass diese Hoffnung jedoch ein Irrtum gewesen sei. Im Laufe 
der Nachkriegsjahre habe keine Bundesregierung Interesse an ihnen gezeigt. - Der Situation in 
Chile und anderen Entwicklungsländern würde weit mehr Beachtung geschenkt. Zwar seien inter¬ 
nationale Abkommen unterzeichnet worden, die die Rechte der Minderheiten sichern sollten, die 
Verpflichtungen wären jedoch in keiner Weise eingehalten worden. 385 Aus diesem Grund baten sie 
den Bundeskanzler, ihnen bei der Anerkennung einer Minderheit durch die Volksrepublik Polen 
behilflich zu sein. Sie führten aus, dass ihnen die gleichen Rechte zuteil werden müssten, wie sie 
der Verband Polonia in der Bundesrepublik besitze. Sie wollten Muttersprache und Brauchtum 
pflegen, Versammlungen frei abhalten und deutsche Gottesdienste besuchen können. Mit Hilfe der 
deutschen Botschaft in Warschau hätten sie bisher nicht rechnen können. Man hatte den Eindruck, 
dort Störenfriede zu sein; man behandelte sie nicht als Deutsche. Auch die katholische Kirche in 
Polen habe nichts dazu beigetragen, dass anderssprachige Mitbrüder sich in ihr heimisch fühlten. 
Selbst der aus Polen stammende Papst Johannes Paul II., der am 27. April 2014 in den Stand der 
Heiligkeit versetzt werden sollte, hätte in einer Predigt auf dem oberschlesischen Wallfahrtsort 
St. Annaberg seinen Landsleuten gesagt, dass die Gläubigen nie aufhören sollten, in ihrer Mutter¬ 
sprache zu beten; dabei vergaß er wohl jedoch, dass nicht alle Katholiken polnischer Nationalität 
waren. Weiter baten sie den Kanzler sehr eindringlich darum, endlich Volksgruppenrechte für 
die Deutschen in Schlesien durchzusetzen, um, wie es in dem Schreiben wörtlich heißt, von der 
deutschen Kultur zu retten, was noch zu retten sei. 386 

Bis zum Sommer 1988 waren die deutsch-polnischen Verhandlungen in den Arbeitsgruppen 
auf der Stelle getreten — einerseits wegen der Unnachgiebigkeit der polnischen Seite, anderer¬ 
seits aufgrund der fehlenden Entschlossenheit der deutschen Seite, die der deutschen Volksgruppe 
zustehenden Rechte entschieden einzufordem und auch durchzusetzen. Aus diesem Grund wur- 


384 Vgl. Kapitel I 2.6.4. 

385 Vgl. Petition an den Bundeskanzler Helmut Kohl , Schlesien, Juli 1988. Das Dokument wurde auch 
in den Schlesischen Nachrichten Nr. 10 abgedruckt. 

386 Vgl. ebd.. 
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de auf Betreiben des deutschen Regierungschefs den Außenministern die Verhandlungsführung 
entzogen und direkt persönlichen Beauftragten übertragen. Im Gegensatz zu den Vertretern des 
Auswärtigen Amtes traf der hierfür vom Bundeskanzler ernannte Dr. Horst Teltschik regelmäßig 
auch mit führenden Vertretern des Deutschen Freundschaftskreises zusammen. So konnte er deren 
Erfahrungen und Rat in seine Gespräche mit einbeziehen. Erst durch sein Verhandlungsgeschick 
sollte Bewegung in die Angelegenheit kommen. Obwohl Medien und Politiker immer wieder 
Druck auf den Kanzler ausübten, doch bereits in der zweiten Jahreshälfte 1988 nach Warschaus 
fahren, verschob er die Reise immer wieder. Seiner Meinung nach war noch kein Entgegenkom¬ 
men der polnischen Seite in der Frage der Volksgruppenrechte zu erkennen. 38 

So hatte das Wojewodschaftsamt in Kattowitz am 19. Juli 1988 einen Antrag der Aktivisten 
der Gleiwitzer Ortsgruppe - sie waren, wie bereits erwähnt, mit Staatsminister Spranger während 
seiner Schlesienfahrt zusammengekommen . eine ,Deutsche Kulturgemeinschaft in der Volksre¬ 
publik Polen’ gründen zu dürfen, aufgrund der Gefährdung der Sicherheit, Ruhe und öffentlichen 
Ordnung abgelehnt. In dem fast drei Wochen später folgenden Widerspruch vom 3. August, den 
sie an den Minister für Innere Angelegenheiten in Warschau richteten, führten die Aktivisten an, 
dass der beigefügte Satzungsentwurf demjenigen der ,Deutschen Gemeinschaftlich-Kulturellen 
Gesellschaft in Waldenburg’ entspräche und dass diese bekanntlich in den 50er Jahren von der 
Volksrepublik Polen zugelassen worden sei. Genau deren Satzung habe man dem Wojewodschaft¬ 
samt vorgelegt; der Text gäbe keinen Anlass für die vorgebrachten Befürchtungen. Die Deutschen 
wiesen daraufhin, dass schließlich alle Bürger der Volksrepublik Polen nach bestehendem Verfas¬ 
sungsgesetz die gleichen Rechte hätten. 388 

Angesichts des unverändert restriktiven Vorgehens polnischer Behörden sowie der Tatsache, 
dass in den Arbeitsgruppen bisher keine essentiellen Ergebnisse erzielt wurden, sollte es für die 
polnischen Machthaber ein schwieriges Unterfangen werden, den deutschen Bundeskanzler für 
einen Besuch in Warschau zu gewinnen. Hatte dieser doch in mehreren Interviews betont, seine 

38 4 ' 

Fahrt von den erzielten Verhandlungsergebnissen in den Arbeitsgruppen abhängig zu machen. 
Als anzustrebendes Mindestmaß nannte er dabei den Vertrag mit Ungarn, den er und der ungari¬ 
sche Ministerpräsident Grosz am 7. Oktober 1987 in Bonn unterzeichnet hatten. 390 Bundeskanzler 
Kohl meinte hierzu, dass die Deutschen, die Deutschstämmigen, die dort lebten, jetzt eine Siche¬ 
rung für ihre Muttersprache, für Gottesdienste, Schulen, deutschsprachige Zeitungen und ähnli¬ 
ches brauchten. 391 Beide Seiten müssten sich hier bewegen. Polen wolle wirtschaftliche Unter- 


387 Alfred Theisen, „Die Deutschen haben in Schlesien wieder Zukunft“, Der Gemeinsame Weg, 
Nr. 63, Juni 1991. 

388 „Widerspruch gegen die Entscheidung vom 19.07.1988“, Gleiwitz 03.08.1988. 

389 Vgl. „Helmut Kohl kündigt Sonderprogramm für Aussiedler an“, Deutschland Union Dienst , 
28.07.1988. 

390 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung , 05.08.1988. 

391 Vgl. Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl zur Bonner Koalition, zur Rentenreform, zum deutsch-sowje 
tischen Verhältnis sowie zur Deutschlandpolitik. „Bericht aus Bonn“, zit. nach Bundespresseamt 
- Nachrichtenabteilung , 08.08.1988. 
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Stützung, die dort ansässigen deutschen Landsleute wünschten die Gewährung ihnen zustehender 
Rechte. Die eine Frage sei von der anderen abhängig. 

Noch bevor sich der Bundeskanzler im August 1988 zu seiner Polenreise äußerte, hatte der 
polnische Regierungssprecher Jerzy Urban erneut auf einer Pressekonferenz am 26. Juli Stellung 
zur deutschen Minderheit bezogen. Die Standpunkte beider Staaten, die die Existenz einer deut¬ 
schen Minderheit beträfen, seien sehr unterschiedlich. Von deutscher Seite würde die Theorie über 
deren Existenz als politische Waffe gebraucht mit der Folge, dass die ganze Angelegenheit zum 
Reizthema würde. Die Möglichkeiten zur Darstellung der deutschen Literatur seien voll gege¬ 
ben, ebenso wie die Möglichkeiten des Erlemens der deutschen Sprache, der Inanspruchnahme 
des kulturellen Erbes des historischen Deutschlands. „Indes stimmen wir nicht jenen politischen 
Tendenzen zu, die an die unwahre These von der Existenz einer großen deutschen nationalen 
Minderheit in Polen anknüpfen ... Die Menschen, die irgendwelche Wünsche haben, zum Beispiel 
die deutsche Literatur lesen oder deutsche Filme sehen zu können, haben uneingeschränkte Mög¬ 
lichkeiten ,..“. 392 Der Verfasser stellt fest, dass sich somit an der Haltung der polnischen Führung 
zu dem Thema der Deutschen seit 1984 nichts geändert hatte. 393 

Eine noch deutlichere Leugnung der Existenz der nach Angaben der Bundesregierung min¬ 
destens 1,1 Mio. in den Oder-Neiße-Gebieten lebenden Deutschen brachte ein Interview mit 
einem offiziellen Vertreter der polnischen Botschaft in Bonn am 6. August 1988 zum Ausdruck. 
Auf die Frage, wie sich die polnische Führung angesichts der offiziellen Nichtexistenz der 
Deutschen den zur Zeit verstärkt feststellbaren Aussiedlerstrom aus der Volksrepublik Polen 
nach Deutschland erklärte, antwortete der zuständige Botschaftsrat, die polnische Staatsräson 
verteidigend: „Aussiedler? Wir sprechen von Umsiedlern, denn es steckt von Polen aus kein 
Zwang hinter dieser Ausreise. Es ist ein Umsiedeln. Und die Menschen, die umsiedeln, sind 
Polen, die in den Genuss dessen kommen möchten, was ihnen in der Bundesrepublik serviert 
wird. Es sind Vergünstigungen, die den Strom der Umsiedler stärken. Es wird den Menschen 
sehr schmackhaft gemacht, dies zu tun.“ Auf die dezente Anfrage, ob es nicht auch die nationa¬ 
len Bande seien, die die Menschen nach Deutschland zögen, antwortete der polnische Vertre¬ 
ter, dass die Umsiedler von heute überhaupt keine Deutschen, sondern Polen seien. „Die etwa 
80.000 Deutschen, die es nach dem Zweiten Weltkrieg in Polen gab, haben das Land verlassen. 
Es gibt etwa eine Million Polen, die nur während des Dritten Reiches die deutsche Staatsan¬ 
gehörigkeit hatten Aufgrund der im Land eingeleiteten Reformpolitik gäbe es immer mehr 
Familien, die nach Polen zurück wollten. Wer eine Unterkunft nachweisen könne, dürfe dies 
auch. Jedoch sei die polnische Führung der Meinung, dass man seine Staatsangehörigkeit nicht 
wie einen Handschuh wechseln könne. 394 


392 Trybuna Robotnicza, (Zeitung für die Region Kattowitz, Bielitz-Biala, Tschenstochau), 
27.07.1988, inoffizielle Übersetzung. 

393 Vgl. hierzu auch die Pressekonferenz des polnischen Regierungssprechers vom 04.01., angeführt 
m Kapitel II 3.1. 

394 „Rundschau-Gespräch in der Polnischen Botschaft“, Kölnische Rundschau , Nr. 18, 06.08.1988. 
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Der altgewohnten Phrasen und Verleugnungen leid, beschlossen zehn Aktivisten des DFKm 
8 . November 1988, eine Vereinigung unter dem Namen Deutscher Freundschaftskreis im Bereich 
der Gogoliner und der benachbarten Gemeinden ins Leben zu rufen. Das Gründungsprotokoll 
sandten sie dem Wojewoden von Oppeln zur Kenntnisnahme zu . 395 Angesichts des beschriebenen 
politischen Klimas in der Volksrepublik Polen war dies eine durchaus wagemutige Aktion. Die 
Deutschen wiesen darauf hin, dass ähnliche Kreise bereits seit Jahren sowohl in den sozialisti¬ 
schen als auch in den kapitalistischen Staaten existierten, ln Schlesien lebten zahlreiche Menschen 
deutscher Abstammung, die sich in einem solchen Kreis zusammenschließen wollten. So könne 
man trotz des Bestreitens der Existenz einer deutschen Minderheit in der Volksrepublik Polenden 
Beweis hierfür liefern. Allein im laufenden Jahr seien etwa 200.000 Deutsche auf legale Weisein 
die Bundesrepublik Deutschland emigriert. Der ins Leben gerufene Deutsche Freundschaftskreis 
habe sich zum Ziel gesetzt, die immer stärker werdende Ausreisewelle zu stoppen. Die Aktivisten 
betonten, dass dessen Tätigkeit in der Erhaltung von nationalen Bräuchen und Traditionen lägen 
und zur Verständigung und Freundschaft zwischen der polnischen und der deutschen Bevölkerung 
beitragen sollten. Sie wollten Deutschkurse in den Schulen einführen und deutschsprachige Got¬ 
tesdienste in Schlesien abhalten sowie die Zusammenarbeit mit ähnlichen Kreisen anderer Städte 
in Polen wie auch außerhalb des Landes aktivieren beziehungsweise stärken. Da der Deutsche 
Freundschaftskreis nicht den Charakter einer Organisation oder eines Verbandes habe, unterläge 
er auch nicht der Notwendigkeit einer Registrierung durch höhere Instanzen. Die Tätigkeit des 
Kreises beginne mit der Unterzeichnung des Gründungsprotokolls durch die Mitglieder des Grün¬ 
dungskomitees. 

Sogar die staatlich gelenkte Zeitung Trybuna Opolska berichtete zehn Monate später (sic) 
im August 1989, von der Gogoliner Initiative. Dabei versuchte der Redakteur jedoch, die Ver¬ 
gangenheit der beiden Gründer, Johann Kroll und dessen Sohn Heinrich, in schlechtem Licht 
erscheinen zu lassen: „Jan Krol war im Oppelner Gebiet eine recht bekannte Person. Gerade er 
gründete die landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft in Oberwitz und verhalf ihr zum 
Erfolg. Gerade diese Hand drückte in den siebziger Jahren die des Ersten Sekretärs des Zentral¬ 
komitees, Edward Gierek, persönlich. Kein anderer als dieser ehemalige Parteiaktivist ist mit 
dem Verdienstkreuz in Bronze, Silber und Gold ausgezeichnet worden. Als ob das nicht genug 
wäre, hängt an seiner Brust auch das Ritterkreuz des Ordens der Wiedergeburt Polens. In dieser 
Situation legen sowohl der Senior als auch der Junior eine fast unwahrscheinliche Dynamik 
an den Tag ...“. 96 In dem gleichen Artikel wird Prof. Marek aus Gogolin angeführt , 39 der das 
Agieren von Johann und Heinrich Kroll als große Gefahr für die Schlesier selbst bezeichnete. 
So wäre es fast normal gewesen, dass in den schlesischen Familien ein gewisser Dualismus 


395 Die benachbarten Gemeinden von Gogolin waren Krappitz, Oberwitz und Roßweide, vgl. hand 
schriftlich abgefasstes Gründungsprotokoll, Gogolin 08.11.1988. 

396 Jerzy Przylucki , „Das Wechseln der Haut“ (Originalüberschrift), Trybuna Opolska , 02 . 08 .1989, 
Übersetzung von J. Rymon Lipinski. 

397 Prof. F. Marek wurde nach langjähriger Tätigkeit an einer pädagogischen Hochschule im Jahr 
1995 zum Rektor der neu eröffneten Universität in Oppeln ernannt. 
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zum Vorschein kam - der eine Bruder wäre Polen, der andere Deutschland zugetan gewesen. 
Doch die brüderlichen Bande wären stärker als die entgegengesetzten Sympathien. Doch jetzt 
könne das Unterzeichnen der Liste und die Tatsache, dass sich manche als deutsche Schlesier 
deklarierten, zu Konflikten und zu familienintemen Spaltungen führen. 

Der Verfasser verweist darauf, dass beide Krolls engagiert für die Interessen der Deutschen 
insgesamt eintraten. Auf ihre Initiative hin wurden etwa 70.000 Unterschriften im Oppelner 
Gebiet gesammelt; die Vielfalt der Aktivitäten der Deutschen insgesamt war nicht mehr zu überse¬ 
hen. Angesichts der Tatsache, dass sie im Staat jedoch nicht mehr existent sein sollten, versuchten 
staatlich gelenkte Organe ebenso wie Persönlichkeiten, die dem Regime in gewisser Weise nahe 
standen, nunmehr die Anführer einzelner Initiativgruppen herabzuwürdigen und zu bezichtigen, 
ihre Nationalität aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten heraus wechseln zu wollen; bereits dem 
Titel des Artikels, „Das Wechseln der Haut“ wie dem Untertitel „Das Zepter wird von den Kröls 
übernommen“ ’ 9S , haftete etwas sehr Negatives an. Über die Gründe der Auszeichnungen von 
Kroll Senior wird der Leser jedoch absichtlich im Unklaren gelassen, vielmehr wird ihm sugge¬ 
riert, er habe sie durch einen übersteigerten polnischen Nationalpatriotismus und entsprechende 
Taten erworben. Prof. 

Mareks Aussagen dagegen zielten mehr darauf, die Gefahr heraufzubeschwören, die Fami¬ 
lien könnten auseinander brechen, wenn sich Einzelne als deutsche Schlesier deklarierten. Der 
Verfasser verweist darauf, dass für die Zugehörigkeit zur deutschen Nation nicht die Frage ist, ob 
sich jemand zu ihr bekennt oder nicht, sondern vielmehr, ob die Voraussetzungen nach Art. 116 G 
gegeben sind. Zudem sind Mareks Aussagen nach Ewald Polok, dem Autor des Werkes ,Slaskie 
tragedie’ mit Vorsicht zu genießen. In zwei seiner Bücher stellt Marek die Geschichte Schlesiens 
auf den Kopf und diffamiere in übelster Weise die deutschen Schlesier. So hat er z.B. mehrmals 
sinngemäß geschrieben, dass ein Schlesier, der sich zum Deutschtum bekenne, seine Menschen¬ 
würde verliere. Nachdem Polok Prof. Mareks nationalistische Thesen widerlegt hatte, behauptete 
dieser das Gleiche von ihm. 399 

Das Wojewodschaftsamt Oppeln teilte der Gogoliner Initiativgruppe am 16. Dezember 1988 
mit, dass ein Kulturverband der Deutschen, der Deutsche Freundschaftskreis , nicht eher Rechtsper¬ 
son werden könnte, bevor eine Gesellschaft mit einer Satzung, in der ein Vermerk über die Möglich¬ 
keit einer Gründung von Ortsgruppen enthalten ist, registriert worden sei. 4<)0 Infolgedessen wandte 
sich die Initiativgruppe Gogolin - ihr gehörten nunmehr insgesamt 62 Deutsche an - mit einem 
Antrag an das Amt, die Gründung einer Gesellschaft mit dem Namen Sozial-Kulturelle Gesellschaft 
der Deutschen Minderheit im Oppelner Schlesien zu genehmigen. Die Initiativgruppe repräsentierte 


398 Bei dieser Überschrift handelt es sich im Polnischen um ein Wortspiel, da ,Kröl , gleichbedeu¬ 
tend ist mit,König’ (d. Verf.). 

399 E. Stefan Pollok , „Legenden, Manipulationsversuche und Lügen von Prof. F.A. Marek , vgl. auch 
„Echte deutsch-polnische Verständigung. Im Gespräch: der oberschlesische Autor Ewald Stetan 
Pollok“, in Schlesien Heute , 01/1999. 

400 Dieser Hinweis des Gerichts ist nicht verständlich, da die Satzung der deutschen Vereinigung in 
Waldenburg eben diesen Passus enthält. 
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eine 2.000 Personen umfassende Menschenrechtsgruppe polnischer Bürger, die sich freiwillig zur 
deutschen Volkszugehörigkeit beziehungsweise Abstammung bekannten und dies mit Dokumenten 
oder auf andere Weise beweisen könnten. Im Jahr 1957 habe eine Deutsche Sozial-Kulturelle Gesell¬ 
schaft ihre rechtliche Anerkennung in der Wojewodschaft Breslau erlangt. Seit dieser Zeit hätte 
sich die deutsche Bevölkerung dort vereinigen können; die gleichen Bewohner der Wojewodschaft 
Oppeln hätten sich nicht weniger am Wiederaufbau der Volksrepublik Polen beteiligt. Deshalb seien 
sie der Ansicht, dass es an der Zeit wäre, im Jahre 1989 den polnischen Staatsangehörigen deutscher 
Abstammung die gleichen Rechte wie den Polen zu gewähren. „Wir leben in einem Lande, deshalb 
muss für alle Deutschen, ganz gleich, in welchem Teil der Volksrepublik Polen sie wohnen, das 
gleiche Recht gelten.“ Die Erlangung der Rechtspersönlichkeit für die Sozial-Kulturelle Gesellschaft 
der Deutschen im Oppelner Schlesien würde zu einem besseren Zusammenleben und einer besseren 
Zusammenarbeit zwischen der polnischen und deutschen Bevölkerung führen, ebenso zu einem 
besseren Klima und damit zu einer verbesserten Zusammenarbeit beider Regierungen. Als Sitz ihrer 
Vereinigung schlugen sie die Ortschaft Gogolin vor. 4ul 

Noch im Januar 1989 vertrat der polnische Ministerpräsident Rakowski bei einem Besuch in 
Bonn die Ansicht, dass es besser sei, nicht über eine deutsche Minderheit zu sprechen, denn die 
Zahl der im polnischen Machtbereich lebenden Deutschen sei sehr klein. 402 Trotz der seit diesem 
Zeitpunkt intensiv betriebenen deutsch-polnischen Regierungsverhandlungen hatte sich die res¬ 
triktive Haltung der polnischen Seite gegenüber den Deutschen nicht verändert. Die Leugnung 
einer deutschen Minderheit kam auch in der Verfassung der Volksrepublik Polen zum Ausdruck, 
als im April 1989 ein neues polnisches Vereinsgesetz verabschiedet wurde. Es ermöglichte nun¬ 
mehr zwar auch die Registrierung von Vereinigungen anderer Volksgruppen, jedoch konnte es auf 
die deutsche Volksgruppe keine Anwendung finden, da sie offiziell nicht anerkannt war und somit 
nicht existierte. 

Aufgrund der veränderten Verfassungslage richteten vier Vertreter des Deutschen Freund¬ 
schaftskreises in Schlesien ein Schreiben an das Bundeskanzleramt in Bonn. Trotz neuem Ver¬ 
einsgesetz und der laufenden deutsch-polnischen Verhandlungen in den Arbeitsgruppen sei eine 
Verbesserung ihrer menschenrechtlichen Lage ausgeblieben. Eindringlich baten sie den Kanz¬ 
ler um Unterstützung. Sie wollten nicht mehr oder weniger als nur diejenigen Rechte, die die 
polnischen Minderheiten in allen zivilisierten Ländern genießen würden. 40 ’ Sie verlangten die 
Anerkennung von Vereinen und Gesellschaften für die in Schlesien lebenden Deutschen sowie 
die Zulassung der deutschen Sprache als Zweitsprache in den Schulen, vor allem in Orten mit 
überwiegend deutscher Bevölkerung, ebenso die Möglichkeit deutscher Gottesdienste in den von 
der Bevölkerung gewünschten Orten, den uneingeschränkten Zugang zu deutschem Kulturgut und 
die Aufhebung von der Diskriminierung in Schulen, im Beruf und im öffentlichen Leben, sofern 


401 Widerspruch gegen die Entscheidung des Wojewodschaftsgerichts Oppeln, gezeichnet Johann 
Kroll, Leiter der DFK-Initiativgruppe Gogolin, Gogolin 28.03.1989. 

402 Vgl. Rheinischer Merkur , 27.01.1989. Etwa zur gleichen Zeit, am 15.01.1989, Unterzeichnete die 
Volksrepublik Polen das Abschließende Dokument von Wien. 

403 Vgl. An das Bundeskanzleramt der Bundesrepublik Deutschland, Schlesien, 24.04.1989. 
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man sich als Deutscher zu erkennen gäbe. Mitte Mai 1989 weilte der Bundestagsabgeordnete und 
Vizepräsident des Bundes der Vertriebenen, Helmut Sauer, mit einer NA TO- Delegation in der pol¬ 
nischen Hauptstadt. Er traf dabei mit führenden Vertretern der polnischen Regierung, Kirche und 
Opposition zu politischen Gesprächen zusammen. Rakowski war hierbei jedoch nicht zu einem 
Entgegenkommen in der Frage der ostdeutschen Volksgruppe bereit. Zynisch meinte er, gegen 
eine Spaltung zwischen Polen und anderen Volksgruppen zu sein. Er habe eine Tante im Ruhrge¬ 
biet und fragte, ob er deshalb Deutscher sei? Sehr abwertend sprach er von den vermeintlich in der 
Volksrepublik Polen lebenden Deutschen als „Volkswagendeutsche“. Allein aus wirtschaftlichen 
Gründen beanspruchte er sie für den polnischen Staat. Dieser hätte ihre Erziehung und Ausbil¬ 
dung bezahlt, und sie erhielten soziale Leistungen. 404 

Kardinal Glemp nahm eine ähnliche Haltung ein und lehnte Messen für Deutsche in deutscher 
Sprache ab. Er bezweifelte, dass es hierfür überhaupt einen Bedarf oder Nachfrage gäbe. Darüber 
hinaus gab er zu verstehen, dass ihm Anfragen des Bundeskanzlers, die in diese Richtung zielten, 
ungelegen seien. Aufgrund seiner Gespräche und Eindrücke in Warschau wie auch in Oberschle¬ 
sien kam der Abgeordnete Sauer zu der Auffassung, dass die in der Bundesrepublik bestehende 
Einschätzung, wonach Warschau zur Respektierung der Menschenrechte der Deutschen im pol¬ 
nischen Machtbereich bereit sei, unzutreffend und irreführend sei. Er berichtete auch von einem 
ihm vorliegenden Geheimpapier des polnischen Innenministeriums, das trotz offizieller Leugnung 
von einer Anzahl von 1,1 Millionen Deutschen im polnischen Machtbereich ausging. 403 Um das 
Ausmaß der Behinderungen der Deutschen sowie die fehlende Verwirklichung der ihnen bereits in 
verschiedenen völkerrechtlich verbindlichen Verträgen zugesagter Rechte zu verdeutlichen, seien 
an dieser Stelle auszugsweise die Forderungen der AGMO an die polnische Führung genannt: 

Beendigung der Verfolgungs- und Unterdrückungsmaßnahmen 
-Legalisierung und Anerkennung des Deutschen Freundschaftskreises 

- Uneingeschränkte Zulassung deutscher Vereine 

- Sofortige Beendigung der Briefzensur, Schutz vor Verhören, Beschattungen sowie 
Erpressungen zur Mitarbeit 

-Offizielle Anerkennung der deutschen Staatsangehörigkeit der Ostdeutschen durch die 
Behörden der Volksrepublik Polen sowie schnelle und problemlose Entlassung aus der pol¬ 
nischen Staatsangehörigkeit.“ 406 


4 °4 Vgl. Aktueller Sachbericht der Arbeitsgemeinschaff, Bonn Mai 1989, S. 7; siehe auch Rheinischer 
Merkur, 27.01.1989. 

405 Vgl. Dietrun Günther , „Deutscher Freundschaffskreis in Schlesien. Die menschenrechtliche Lage 
der Deutschen in den Gebieten jenseits von Oder und Neiße“, Bonn 1990, Kulturelle Arbeitshefte 
26, Bund der Vertriebenen — Vereinigte Landsmannschaften und Landesverbände (Hrsg.), S. 3. 

406 Aktueller Sachbericht der Arbeitsgemeinschaft, Mai 1989, S. 8 - 9. 
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Nachdem mehrere Initiativgruppen des Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien Bittge¬ 
suche an den Oppelner Bischof Alfons Nossol gerichtet hatten - er ist ebenfalls gebürtiger 
Oberschlesier . deutsche Gottesdienste abzuhalten, 407 sollte am 4. Juni 1989 ihr Wunsch 
in Erfüllung gehen. Die erste Messe nach 44 Jahren der vollständigen Diskriminierung war 
zuvor zwar nicht in den Kirchen angekündigt worden, doch ging die Neuigkeit wie ein Lauf¬ 
feuer von Mund zu Mund durch das ganze Land. An dem für die Schlesier historischen Tag 
hatten sich bis zum Nachmittag Tausende von Menschen eingefunden. Es waren nicht nur 
ältere Leute, sondern auch viele junge Menschen; ganze Familien mit Kindern und Enkel¬ 
kindern kamen. Die Kirche war bis auf den letzten Platz gefüllt, und auch auf dem Kirch- 
platz, dem „Paradiesplatz“, standen die Besucher Kopf an Kopf. Bischof Nossol teilte den 
Gläubigen in seiner Ansprache mit, dass er den Gottesdienst gegen den Druck des polnischen 
Staates wie eines Teiles des Episkopats durchgesetzt habe, und dass er ihn jetzt jeden Sonn- 
und Feiertag auf dem Annaberg, dem berühmten Wallfahrtsort in Schlesien, abhalten wer¬ 
de. 408 Wie aus Archivmaterial hervorgeht, hatte der Geistliche zuvor dem Heiligen Vater in 
Rom den Wunsch der Deutschen nach zweisprachigem Gottesdienst mitgeteilt. Der Papst 
soll das Begehren mit den Worten „Wenn es so aussieht, da führe es ein“, gebilligt haben. 
Bischof Nossol führte weiter aus, dass die pädagogische Hochschule von Oppeln nunmehr 
auch eine Sektion für Germanistik erhielte, damit an oberschlesischen Gymnasien wieder 
Deutsch gelehrt werden könne. Seinen Worten nach hätte er sieben Jahre mit den Behörden 
um dieses Zugeständnis gerungen. 409 Um seine Bemühungen um die deutschsprachige Seel¬ 
sorge in Oberschlesien zu unterstützen, wollte die Diözese Augsburg dem Oppelner Bischof 
100.000 zweisprachige Gebets- und Gesangsbücher kostenlos zur Verfügung stellen. 4 
- Die polnischen Behörden sollten dies jedoch zu verhindern wissen. 

Als nunmehr am 4. Juni 1989 die ersten öffentlich deutsch gesprochenen Sätze des 
Bischofs fielen, überkam die meisten ein unsagbares Zusammengehörigkeitsgefühl; die 
Augen wurden feucht, und manch einer unterdrückte mit Macht sein Schluchzen, heißt 
es in einem Bericht eines Schlesiers. Es wurden 500 Hefte, Auszüge aus dem ,Weg zum 
Himmel’ verteilt, viele aber holten ihre eigenen deutschen Gesangs- und Gebetsbü¬ 
cher hervor, die sie sorgfältig aufbewahrt hatten. Das erste Lied war St. Anna gewidmet. 
,St. Anna voll der Gnaden’. Fast alle kannten die Worte dieses alten Wallfahrts-Liedes noch 
auswendig, so wie auch den Text der anderen Lieder. Doch nicht alle in der Volksrepublik Polen 


407 So hieß es z.B. in einem Brief aus der oberschlesischen Gemeinde Himmelwitz vom 08.02.1989, 
veröffentlicht in: Schlesische Nachrichten , April 1989. 

408 „Die gegenwärtige Situation in Schlesien“, 18.06.1991. 

409 In der Diözese Oppeln, die seit Jahrhunderten von deutsch, polnisch und tschechisch s P re 
chenden Menschen bewohnt war, wurde in vielen Gemeinden bis zum Zweiten Weltkrieg bei 
Gottesdiensten, Hirtenbriefen oder der Beichte sowohl die deutsche als auch die polnische 
Sprache verwendet. 

410 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung , 19.10.1989. 
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teilten die Freude über die Aktivitäten von Bischof Nossol. So richteten die Mitglieder zweier 
öffentlich-politisch handelnder Organisationen - ihre genaue Identität ließen sie im Unklaren - 
, einen Protestbrief an den Heiligen Vater, Papst Johannes Paul II., in Rom. Weitere Empfänger 
waren der Primas und die Bischöfe Polens, die römisch-katholischen Pfarreien in Oberschle¬ 
sien, die katholische Universität in Lublin sowie die Presse, Radio und Fernsehen im Land. 
Das Schreiben enthielt weder Ort noch Datum. Die Protestierenden baten den Heiligen Vater 
um Vergebung, dass sie den Brief ohne Unterschrift belassen hätten. Sie begründeten dies mit 
der versteckten Macht des Bischofs Nossol, des Repräsentanten der Deutschen Minderheit im 
polnischen Schlesien. In dem Schreiben führten sie aus: „Wirsehen uns gezwungen, die höchste 
Autorität der katholischen Kirche anzurufen und zu bitten, der Germanisierungstätigkeit des 
Bischofs Alfons Nossol, Ordinarius der Diözese Oppeln, ein Ende zu bereiten.“ Das polnische 
Volk habe schließlich so viele herrliche Priester hervorgebracht. 411 Die Protestschreiber nannten 
neben fünf hohen Kirchenvertretem gerade auch den Primas von Polen, Kardinal Hlond, dessen 
unrühmliches Verhalten seit dem Jahre 1945 der Verfasser bereits dargelegt hat. 412 Mit Entset¬ 
zen und Erstaunen stellten sie fest, dass Bischof Nossol in absolutem Widerspruch zu diesen 
in durchgeistigter Erinnerung stehenden polnischen Priestern stand, heuchlerische Parolen ver¬ 
kündend, hielte es der Bischof für angebracht, in den Kirchen heilige Messen auch in deutscher 
Sprache einzuführen. Dies bedeutete einen erneuten Prozess der Germanisierung der Bewohner 
des Oppelner Schlesiens. In noch schärferem Ton warfen sie Nossol vor, er habe absichtlich die 
geschichtliche Tatsache ignoriert, dass die schlesische Bevölkerung zu Zeiten Hitlers in den 
Kirchen und zu Hause polnisch sang und betete. Sie appellierten an den Heiligen Vater, den 
abtrünnigen Ordinarius von seinem Amt abzuberufen. 413 

Am 24. Juli 1989 sollte das Wojewodschaftsgericht in Oppeln über den Antrag des Gründungs¬ 
komitees der Sozial-Kulturellen Gesellschaften der Deutschen Minderheit im Oppelner Schlesien 
entscheiden. Die Sitzung fand große Aufmerksamkeit bei der deutschen Bevölkerung. Um 9.30 
Uhr war das Gerichtsgebäude von über 1.000 Menschen umgeben, der Treppenaufgang und der 
größte Saal im Gerichtsgebäude voll von Menschen. Der Vorgang wurde von drei Femsehstatio¬ 
nen von außen gefilmt. Die Initiativgruppen waren von ihren Vorsitzenden repräsentiert. 414 In der 
Verhandlung selbst kamen die Deutschen, die zuvor Listen mit über 120.000 Unterstützungsun¬ 
terschriften für den deutschen Verband übergeben hatten, jedoch überhaupt nicht zu Wort. Der 
Richter urteilte dennoch, dass die Organisation keinen Kulturverein darstelle, sondern die recht¬ 
liche Anerkennung einer deutschen Minderheit in Polen erreichen wolle. Dies wiederum würde 
eine Gefährdung der innenpolitischen Ordnung bewirken. Um der Erregung eines öffentlichen 


411 Vgl. Protest gegen die polenfeindliche Germanisierungspolitik des Bischof Alfons Nossol 
Ordinarius der Diözese Oppeln, an seine Heiligkeit Papst Johannes Paul II., o. Datum (wohl 
Sommer 1989). 

412 Vgl. hierzu Kapitel II 1.2. 

413 Ob oder in welcher Form der Papst hierauf reagierte, ist dem Verfasser nicht bekannt. 

414 Vgl. Richard Urban, „Bericht über das Gerichtsverfahren am 24.07.1989 im Bezirksgericht in 
Oppeln“; Urban war selbst Repräsentant einer Initiativgruppe. 
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4. Anhaltende Leugnung der Existenz der Deutschen 


Ärgernisses vorzubeugen, lehnte das Gericht die Eintragung der Gesellschaft in das Vereinsregis¬ 
ter und damit deren Anerkennung als Kulturverband ab. 41 '' Trotz des für die deutsche Volksgrup¬ 
pe enttäuschenden Ergebnisses der Verhandlung waren die meisten Aktivisten in ihrem Willen 
bestärkt, von nun an ihre deutsche Abstammung noch deutlicher als bisher hervorzuheben und 
verstärkt gemeinschaftliche Initiativen zu ergreifen. So richtete die Ortsgruppe des Deutschen 
Freundschaftskreises aus Himmelwitz nur einen Tag nach dem Beschluss ein Schreiben an die 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments und unterrichtete sie über ihre fortwährenden Bemü¬ 
hungen um die rechtliche Anerkennung ihres Verbandes, dessen Mitgliederzahl bereits auf etwa 
80.000 angestiegen sei; ebenso informierten sie über den jüngsten Entscheid vom Juli 1989. Sie 
nannten die für sie am wichtigsten erscheinenden Forderungen, die sie vom polnischen Staat ver¬ 
wirklicht sehen wollten und baten eindringlich um Unterstützung durch die Brüsseler Institution. 

Die Gerichtsentscheidung bewirkte in der Bundesrepublik erstmals größeren Protest, so dass 
auch verschiedene Printmedien darüber berichteten. Die Vertreter des Bundes der Vertriebenen 
rügten das Urteil in scharfer Weise. Der Vorsitzende der Landsmannschaft Schlesien , Dr. Herbert 
Hupka, bezeichnete die Oppelner Entscheidung als große Belastung für die beiderseitigen Bezie¬ 
hungen. Warschau halte trotz der von ihr ratifizierten Menschenrechtsakte der Vereinten Nationen 
und der Bestimmungen der Europäischen Sicherheitskonferenz an der Auffassung fest, es exis¬ 
tierte keine deutsche Volksgruppe im polnischen Machtbereich. Solange die polnische Führung in 
dieser Frage nicht einlenkte, sollte die Bundesregierung sie nicht mehr unterstützen. Die Oppelner 
Gerichtsentscheidung müsste bei der Vorbereitung der Reise Kohls nach Warschau in Betracht 
gezogen werden. 4Ih Dr. Hupka forderte die Aufhebung des Oppelner Gerichtsurteils, die Bekun¬ 
dung des guten Willens reichte nicht mehr aus. In dem zwischen dem deutschen Bundeskanzler 
und dem polnischen Ministerpräsidenten auszuhandelnden Papier 417 müsste von den Deutschen 
als Deutsche die Rede sein und fiir die Deutschen als Deutsche das Recht verpflichtend geregelt 
werden. Es müsste garantiert werden, dass jeder deutsch sprechen oder sich zum Deutschtum 
bekennen könne, ohne dass er die Fortsetzung der bisherigen, schon über vier Jahrzehnte prak¬ 
tizierten Schikanen befürchten musste. Es träfe nicht die Tatsache, wenn die bisherige polnische 
Haltung als nur schikanös erscheinend und unter dem Blickwinkel polnischer Staatsräson sogar 
als begreiflich hingestellt würde. Er verstünde nicht, dass der polnische Nationalismus obsie¬ 
ge und alles Deutsche unterdrückt würde. Es müsste deutlich gesagt werden, was bisher gerade 
in Oberschlesien geschehen sei . 418 Der Generalsekretär des Bundes der Vertriebenen, Hartmut 
Koschyk, erneuerte ebenfalls seine Forderung an Bundeskanzler Kohl, er solle seine Reise nach 
Warschau von der Zusicherung von Volksgruppenrechten abhängig machen . 419 


415 Vgl. Beschluss des Wojewodschaftsgerichts in Oppeln - Abteilung I Zivilsachen, 24.07.1989. 

416 „Keine Anerkennung als Kulturverband“, Frankfurter Allgemeine Zeitung , 26.07.1989. 

417 Gemeint ist die spätere sogenannte Gemeinsame Erklärung , die in Kapitel IV 1.2 erläutert wird. 

418 So Dr. Hupka in einem Leserbrief, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 01 .1 0 . 1989. 

419 Vgl. „Deutscher Verein nicht geduldet“, Mindener Tageblatt, 26.07.1989. 
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Regierungssprecher Dr. Hans Klein betonte immerhin, dass die Bundesregierung nicht 
glücklich über das Urteil sei. In den Verhandlungen werde man jedoch weiterhin versuchen, 
die Rechte der Deutschen zu stärken. Sie müssten darauf abzielen, dass niemandem eine Betä¬ 
tigung dieser Art untersagt werden könnte. Der CSU-Vorsitzende und Bundesfinanzminister 
Theo Waigel drückte sich etwas deutlicher aus und meinte, dass man ein solches Gerichtsur¬ 
teil so nicht akzeptieren könnte. Er ginge davon aus, dass es wohl noch geändert würde. Er 
erinnerte an die polnischen Wünsche nach finanzieller Hilfe - er bezog sich damit offensicht¬ 
lich auf das jüngste Umschuldungsvorhaben, eventuell den Milliardenkredit von 1975 von der 
deutschen Mark in den polnischen Zloty umzuschulden 420 - machte dabei aber deutlich, dass 
die deutschen Transferleistungen und Hilfen für Polen jetzt schon weit über dem lägen, was 
die USA, Frankreich und Großbritannien bisher angeboten hätten . 421 Im Gegensatz zu die¬ 
ser Position meinte bezeichnenderweise die Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Irmgard 
Adam-Schwaetzer (FDP) - ganz in der bisherigen Linie von Bundesaußenminister Genscher-, 
dass die Bundesregierung der Volksrepublik für die Übernahme der Kredite sowie neuer Her¬ 
mes-Bürgschaften neue Spielräume schaffen müsste. 

Um verstärkt auf die Existenz der deutschen Volksgruppe in Oberschlesien aufmerksam zu 
machen, organisierte Johann Kroll aus Gogolin zu dieser Zeit eine Unterschriftenaktion. Inner¬ 
halb weniger Wochen trugen sich im Bezirk Oppeln über 450.000 und in Kattowitz mehr als 
350.000 Deutsche als Zeichen des Bekenntnisses zu ihrem Deutschtum in die Listen des Deut¬ 
schen Freundschaftskreises ein 422 Für die führenden Vertreter der Organisation war es eine große 
Ermutigung, als sie im August 1989 von einer Gruppe deutscher christdemokratischer Europapar¬ 
lamentarier in Oberschlesien aufgesucht wurden; Anfang September war Bundesarbeitsminister 
Blüm ebenso ein begeisterter empfangener Gast. Gemeinsam betete man auf dem Annaberg - eine 
Geste der polnischen Machthaber, die Bundeskanzler Helmut Kohl bei seinem Staatsbesuch ver¬ 
weigert werden sollte. 


420 Die Kreditvergabe im Jahr 1975 wurde bereits ausführlich in Kapitel II 2.3 dargelegt. Die 
Umschuldung des Kredits von DM in Zloty bedeutete praktisch die vollständige Entlastung der 
Volksrepublik Polen von ihren Verbindlichkeiten. 

421 Vgl. Kölner Stadt-Anzeiger, 29.07.1989. 

422 Joachim Niemann , ,Rechenschaftsbericht des Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien, 
Oppeln, November 1996. Dipl.-Ing. Niemann ist der Geschäftsführers der Deutschen Sozial- 
Kulturellen Gesellschaften in Polen. Er trug seinen Bericht auf einer zeitgeschichtlichen 
Fachtagung der Kulturstiftung der Deutschen Vertriebenen vom 13. - 15.11.1990 in Bonn vor. 













































IV. Politische Aktivitäten der Deutschen und die Entwicklung der 
deutsch-polnischen Beziehungen 1989- 1998 

1. Staatsbesuch von Bundeskanzler Kohl in der Volksrepublik Polen 
1.1 Politische Wechselbäder im Vorfeld 

Je näher der von Kanzler Kohl anvisierte Termin heranrückte, nach Warschau zu reisen, desto 
unsicherer wurde die Bundesregierung. Hatten doch die Verhandlungen mit der oppositionellen 
Solidarnosc am ,Runden Tisch’ erkennen lassen, dass sich an der innenpolitischen Machtkonstel¬ 
lation etwas ändern und sich somit die Möglichkeit eröffnen werde, dass zukünftig ganz andere 
politische Kräfte die polnische Politik mitgestalten könnten. Die Sejm- und Senatswahlen am 
4. Juni 1989 bestätigten diese Annahme, sie endeten mit einem deutlichen Sieg der Opposition; 
423 sie konnte 99 der 100 Senatssitze erringen, ein Sitz ging an einen Parteilosen; die ehemals 
Regierenden bekamen kein einziges Mandat. Im Sejm errang das Bürgerkomitee 161 von insge¬ 
samt 460 Sitzen, die Polnische Vereinigte Arbeiterpartei (PVAP) 173, die Bauernpartei 76, die 
Demokraten 27 und die Katholiken 23 Sitze. Am 24. August 1989 wurde der Chefredakteur der 
Gewerkschaftszeitung Tygodnik Solidarnosc , Tadeusz Mazowiecki, zum ersten nichtkommunis¬ 
tischen Ministerpräsidenten der Volksrepublik Polen seit vierzig Jahren gewählt, der parteilose 
Völkerrechtsprofessor Krzysztof Skubiszewski als neuer Außenminister bestellt. 424 Angesichts 
dieses Wahlausganges sah sich die Bundesregierung in ihrer abwartenden Haltung bestätigt. 

Am 12. September billigte das polnische Parlament die vom Regierungschef vorgestellte 
Kabinettsliste ohne Gegenstimme. Die Solidarnosc stellte zwölf Minister, die PVAP und die Bau - 
ernpartei jeweils vier, die Demokratische Partei drei Minister. 425 Ministerpräsident Mazowiecki 
betonte in einer am selben Tag gehaltenen Regierungserklärung zwei außenpolitische Primär¬ 
ziele. So sollten sich vor allem die außenpolitischen Beziehungen zu Deutschland ändern und 
die Versöhnung zwischen dem deutschen und polnischen Volk voranschreiten, ln der polnischen 
Nationalitätenpolitik kündigte er eine Wende an und führte dazu aus: „Polen ist ein Vaterland 
nicht nur für die Polen. Wir leben in unserem Land gemeinsam mit Vertretern anderer Nationen. 
Wir wollen, dass sie sich hier zu Hause fühlen, dass sie ihre Sprache pflegen und mit ihrer Kultur 
unsere Gemeinschaft bereichern.“ 426 Bundeskanzler Helmut Kohl hatte bereits am 1. September 
im deutschen Bundestag anlässlich des 50. Jahrestages des Ausbruchs des Zweiten Weltkriegs 
geäußert, dass die Aussöhnung mit Polen eines seiner Hauptanliegen sei. ln seiner Rede stellte er 
v or allem menschenrechtliche Fragen in den Vordergrund, in denen beide Regierungen weitge- 


4 23 Vgl. Rainer W. Fuhrmann , „Polen. Geschichte, Politik, Wirtschaft“, Hannover 1990; vollst. über- 
arb. u. erg. Neuausgabe, S. 165. 

424 Vgl. Christoph Royen , Länderbericht Polen, Bonn 1991, Schriftenreihe Studien zur Geschichte und 
Politik, Bd. 296, Wilhelm Wöhlke (Hrsg.), S. 234. 

425 Vgl. Fuhrmann a.a.O., S. 166. 

42 6 „Ethnische Vielfalt und Minderheitenschutz in Osteuropa“, Frankfurter Allgemeine Zeitung , 
11.03.1992. 
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hend übereinstimmten und sicherte Mazowiecki volle Unterstützung für sein schwieriges Amt zu. 
Man wolle dass er Erfolg habe. 427 

Grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten in der polnischen Regierung zwischen den 
Ministem der ehemaligen Oppositions-Bewegung Solidarnosc und den Alt-Kommunisten sind 
wohl dafür verantwortlich, dass Innenminister Kisziak zu diesem Zeitpunkt dennoch von ledig¬ 
lich 2.500 im polnischen Machtbereich lebenden Deutschen sprach. 428 Nur eine Woche später 
reagierte die Gewerkschafts-Zeitung Gazeta Wyborcza , die mit einer halben Million Exempla¬ 
ren die auflagenstärkste Zeitung in der Volksrepublik war, auf diese Äußerung und verlangte 
die rechtliche Anerkennung der deutschen Volksgruppe in Polen. Mit Blick auf die in Litauen 
lebenden Polen warnte das Blatt vor einer doppelten Moral: „Wir wollen offenbar nicht wahr¬ 
haben, dass in der Auseinandersetzung um die Freiheitsrechte der Minderheiten in Polen die 
Bundesrepublik für uns genau das ist, was wir für Litauen sind. Wir haben historische Komple¬ 
xe aufgrund der Germanisierung - die Litauer aufgrund ihrer Polonisierung. Hier wurden nach 
dem Kriege deutsche Sprache und Kultur bekämpft, dort die polnische Sprache und Kultur.“ 
Das Organ der Gewerkschaft verlangte von der Bevölkerung mehr Verständnis für die deutsche 
Volksgruppe. Nachdem die polnische Führung während der Verhandlungen in den Arbeitsgrup¬ 
pen nunmehr auch ihre Bereitschaft erkennen ließ, in der Frage der Minderheitenrechte für die 
deutsche Volksgruppe Zugeständnisse machen zu wollen, willigte Bundeskanzler Kohl ein, noch 
im November 1989 nach Warschau zu kommen. - Sein Erscheinen und die mögliche Gewährung 
weiterer von der polnischen Wirtschaft dringend benötigter Aufbauhilfe hatte er von dieser Frage, 
wie bereits angeführt, abhängig gemacht. 

Bereits im Vorfeld der Kanzlerreise wurde der Bund der Vertriebenen von der Bundesregierung 
umfassend über Einzelheiten des Staatsbesuchs informiert. Dabei mutete man den vertriebenen 
Schlesiern manche Enttäuschung zu. So hieß es aus Warschau, dass die angestrebte gemeinsame 
Erklärung' 4,u der beiden Regierungschefs keinen völkerrechtlich verbindlichen Charakter haben 
würde. Die deutsche Volksgruppe dürfte nicht beim Namen genannt werden, es sollte jeweils 
von der „anderen Seite“ gesprochen werden - so als ob die in der Bundesrepublik Deutschland 
lebenden Polen in gleicher Weise um ihre Volksgruppenrechte ringen müssten, wie die in der 
angestammten Heimat lebenden Oberschlesier. Auf Druck der katholischen Kirche Polens durfte 
in dem Dokument auch die Forderung nach deutschsprachiger Seelsorge nicht erhoben werden, 
ebenso durfte das geplante Treffen mit Vertretern des Deutschen Freundschaftskreises nicht in 


427 Erklärung der Bundesregierung zum 50. Jahrestag des Ausbruchs des Zweiten Weltkriegs*, Presse 
und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), S. 13 - 39, zit. nach Andreas Timmermann- 
Levanas , „Die politischen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Polen von 1970 bis 1991: Vom Warschauer Vertrag bis zum Freundschaftsvertrag“, Hallstadt 1992. 
S. 147. 

428 Vgl. Deutscher Ostdienst , Nr. 38, 22.09.1989. 

429 Deutscher Ostdienst , Nr. 39, 29.09.1989; siehe zur polnischen Minderheit in Litauen, VI.6. 

430 Vgl. „Offizieller Besuch des Bundeskanzlers in der Volksrepublik Polen“, Bulletin , Nr. 128, Bonn 
16.11.1989, Presse- und Informationsamt der Bundesregierung. 
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Schlesien selbst stattfinden, sondern nur im Anschluss an das offizielle Besuchsprogramm in War¬ 
schau. In den Tagen vor dem Kanzlerbesuch 1989, als man in Bonn sämtliche Reisevorbereitun¬ 
gen abgeschlossen glaubte, entzündete sich in der Volksrepublik ein Streit darüber, ob der geplan¬ 
te und auch bereits organisierte gemeinsame deutsch-polnische Versöhnungsgottesdienst auf dem 
Annaberg, zu dem der Oppelner Bischof Alfons Nossol den deutschen Regierungschef eingeladen 
hatte, stattfinden dürfe. Sowohl Mazowiecki und Skubiszewski als auch der polnische Episkopat 
lehnten dies ab - stand der Ort für sie doch symbolträchtig für die schlesischen Aufstände nach 
dem Ersten Weltkrieg. Ein dortiger Besuch könnte als Anspruch Deutschlands auf Oberschlesien 
gedeutet werden. Dieser polnischen Auffassung stimmte nicht nur die SPD-Fraktion im deutschen 
Bundestag, sondern bezeichnenderweise auch das Auswärtige Amt zu. 431 Die polnische Führung 
nötigte Bischof Nossol, die Messe in das für die Deutschen weit entfernte Kreisau zu verlegen. So 
war es schließlich nur noch etwa siebentausend Landsleuten möglich, daran teilzunehmen. Dem 
DFK zufolge war dies lediglich eine Delegation im Vergleich zu den vielen Hunderttausenden die 
zum St. Annaberg gekommen wären. 432 Angemerkt sei an dieser Stelle, dass Johann Kroll in einer 
Rede erwähnte, dass nur wenigen bekannt sei, dass die erste heilige Messe in deutscher Sprache 
auf dem Annaberg bereits im Oktober 1988 stattgefunden habe. Sie wurde ftir den damals verstor¬ 
benen Franz Josef Strauß gelesen. „Mehr als hundert Deutsche waren an diesem Abend auf den 
Annaberg gekommen ... Nach einer kurzen Ansprache verkündigte der Geistliche: Heute werden 
wir etwas anders singen, ihr Kinder singt polnisch und die Erwachsenen werden deutsch singen. 
Gott versteht beide Sprachen.“ 433 

Durch die Verweigerung der Erlaubnis, den deutschen Gottesdienst in dem oberschlesischen 
Wallfahrtsort abhalten zu dürfen, konnte der Bundeskanzler nunmehr viel besser nachvollziehen, 
mit welchen Schikanen die Deutschen konfrontiert waren. Die Rahmenbedingungen für Erfolg 
versprechende Verhandlungen wurden erheblich auch dadurch belastet, dass sich unmittelbar vor 
Reiseantritt der deutschen Delegation in der Volksrepublik Polen eine vehemente Auseinanderset¬ 
zung über Zwangsarbeiterentschädigungen entzündete, die von der Bundesrepublik Deutschland 
zu leisten seien. In den polnischen Medien nahm dieser Streit sehr großen Raum ein. Wohl um 
die Bedeutung einer befriedigenden Regelung für die deutsche Volksgruppe in der Frage der Min¬ 
derheitenrechte herunterzuspielen, kritisierten Politiker in Warschau auch die von deutscher Seite 
ausbleibende Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als polnische Westgrenze. 

1*2. Politische Gespräche und die gemeinsame Erklärung’ 

Nachdem Kanzleramtsberater Dr. Teltschik die Wogen durch intensive Gespräche mit der pol¬ 
nischen Führung glätten konnte, stattete Bundeskanzler Helmut Kohl der Volksrepublik Polen 


431 Vgl. Timmermann-Levanas , „Die politischen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen von 1970 bis 1991: Vom Warschauer Vertrag bis zum 
Freundschaftsvertrag“, Archiv der Gegenwart , 14.11.1991, S. 148. 

432 Vgl. Kultur-Bulletin des Deutschen Freundschaftskreises , Ratibor Dezember 1989. 

433 Zit. nach Oberschlesische Nachrichten, Zweiwochenblatt, Erstausgabe, Nr. 0, 20.04.1990. 
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schließlich vom 9. bis 14. November 1989 einen offiziellen Besuch ab. Während eines gemein¬ 
samen Abendessens im Palais des Ministerrates in Warschau, zu dem der Ministerpräsident der 
Volksrepublik Polen, Tadeusz Mazowiecki, am Abend des Ankunftstages geladen hatte, hielt der 
deutsche Regierungschef eine Ansprache mit folgenden Worten: „ln diesen Tagen wollen wir die 
Fundamente für eine gemeinsame Zukunft unserer Völker ausbauen - einer Zukunft der Freiheit, 
der Solidarität und des Friedens. Deutsche und Polen - Nachbarvölker im Herzen Europas - 
haben den größten Teil ihrer Geschichte in Frieden miteinander verbracht. Das ist viel zu wenig 
bekannt. Wahr ist aber auch, dass sie sich gegenseitig ... tiefe Wunden zugefügt haben ... Uns leitet 
der Wille, die Gräben der Vergangenheit zuzuschütten und tragfähige Brücken für ein gemein¬ 
sames Werk der Verständigung und des Friedens im Geist der Menschenrechte zu bauen ,..“ 434 
Kanzler Kohl verwies auf die von Mazowiecki zwei Monate zuvor abgegebene Regierungserklä¬ 
rung, in der dieser festgestellt habe, dass die beiden Völker auf dem Weg der Aussöhnung weiter 
vorangeschritten seien als die Regierungen. Der Kanzler fuhr fort: „Mit ihrer Amtsübernahme 
und ihrer Regierungsbildung haben Sie eine neue Epoche der polnischen, ja der europäischen 
Nachkriegsgeschichte eingeleitet. Jetzt gehen Sie mit ihrem Land den Weg in Richtung Freiheit 
und Pluralismus. Sie führen heute tief greifende Reformen durch. Sie öffnen ihr Land für die 
Zusammenarbeit mit neuen Partnern. Deshalb ist mein Besuch auch ein Zeichen der Solidarität. 
Wir wollen Sie ermutigen auf Ihrem Weg. Denn Europa braucht ein freies, ein stabiles Polen. 
Beides gehört zusammen: Ohne Freiheit kann es auf Dauer keine Stabilität geben, und ohne sie ist 
auch kein sozialer Fortschritt möglich.“ 

Nach einem kurzen historischen Abriss über Freiheit und Selbstbestimmung der Völker ging 
der Bundeskanzler wiederum auf die schon erwähnte Regierungserklärung seines polnischen 
Amtskollegen ein. So habe dieser gesagt, dass die polnische Bevölkerung in ihrem Land mit 
Vertretern anderer Nationen zusammenlebe und er wünsche, dass sie sich in der Volksrepublik zu 
Hause fühlten, ihre Sprache pflegten und mit ihrer Kultur oder Tradition die polnische Gemein¬ 
schaft bereicherten. Dieses Bekenntnis zur Wahrheit und Offenheit habe den Weg für eine grund¬ 
legende deutsch-polnische Aussöhnung, die vor allem ihm am Herzen liege, freigemacht. Erfuhr 
fort: „Nunmehr können Personen und Bevölkerungsgruppen, die deutscher beziehungsweise pol¬ 
nischer Abstammung sind oder sich zur Sprache, Kultur oder Tradition der anderen Seite beken¬ 
nen, ihre kulturelle Identität wahren und entfalten ... Dazu muss auch die Möglichkeit gehören, 
Gottesdienste in der eigenen Sprache zu feiern. Ich appelliere deshalb auch von dieser Stelle an 
die Kirchen, Gottesdienste in deutscher Sprache anzubieten — und bei uns in der Bundesrepublik 
in polnischer Sprache wo immer die Gläubigen dies wünschen.“ 

Bundeskanzler Kohl beendete seine Ansprache mit dem Hinweis auf die gemeinsame Ver¬ 
antwortung, die beiden Völkern bei der zukünftigen europäischen Entwicklung zukäme. Deshalb 
müssten die deutsch-polnischen Beziehungen stabil, krisenfest und zukunftsorientiert gestaltet 
werden; so könnten von ihnen günstige Wirkungen auf ganz Europa und das West-Ost-Verhält 
nis insgesamt ausgehen. „In dieser Verantwortung, mit Vertrauen, Mut und Weitsicht wollen wir 


434 „Offizieller Besuch des Bundeskanzlers in der Volksrepublik Polen“, Bulletin , Nr: 128, Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung, Bonn 16.11.1989, S. 1085. 
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die neue Wegstrecke im Zusammenleben unserer Länder und Völker beschreiten. Wir wollen 
und dürfen Geschichte nicht verdrängen, aber wir sollten auch fähig sein, daraus zu lernen. Wir 
wissen, dass wir mit diesem Weg und mit dieser Auffassung dem tiefsten Wunsch unserer Völker 
entsprechen, gemeinsam an einer besseren Zukunft zu bauen - zum Wohle der kommenden Gene¬ 
rationen, unserer Kinder und Enkel.“ 435 

Einen Tag nach der feierlichen Abendveranstaltung nahmen die beiden Regierungschefs an 
einer in dem niederschlesischen Kreisau unter freiem Himmel teil. Sie war, wie angeführt, vom 
Annaberg dorthin verlegt worden. Die auf Deutsch und Polnisch gehaltene Predigt des Bischofs 
von Oppeln, Alfons Nossol, brachte den Sinn dieser Messe deutlich zum Ausdruck: „Bereitschaft 
zur wahren Vergebung, zum Verzeihen, zum gegenseitigen Verzeihen.“ 436 Nach Timmermann-Le- 
vanas waren das gemeinsam gebetete ,Pater noster’, in dem es hieße: „Und vergib uns unsere 
Schuld, wie auch wir vergeben unseren Schuldigem“ sowie die Umarmung der beiden Politiker 
während der Messe als ,Friedensgruß’ - beide wären davon sichtlich bewegt gewesen, wie ein 
Augenzeuge angibt ein deutliches Zeichen für die neue Qualität der bilateralen Beziehungen. 
In dem offiziellen Mitteilungsblatt der Bundesregierung, in dem der Besuch des Bundeskanzlers 
in der Volksrepublik Polen ausführlich dokumentiert ist, wird sogar die Ansprache des Bischofs 
wörtlich wiedergegeben. Um so mehr erstaunt es, dass die etwa 7.000 deutschen Schlesier, für 
die die Hl. Messe gelesen wurde, mit keinem Wort erwähnt wurden. Der Grund, warum diese 
wichtige Information einfach weggelassen wurde, mag wohl in der bisherigen Haltung des Aus¬ 
wärtigen Amtes zur Frage der deutschen Minderheit und dem nicht geringfügigen Einfluss auf das 
Presseorgan der Bundesregierung liegen. Die erste Begegnung zwischen einer ausgewählte Dele¬ 
gation des Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien 437 und Bundeskanzler Kohl war für den 
13. November 1989 geplant. Im Warschauer Hotel Marriot sollten sie während eines Empfangs 
mit Vertretern der Bundesregierung und der Regierung der Volksrepublik Polen Zusammenkom¬ 
men. Für die deutschen Oberschlesier war die Begrüßung durch den deutschen Regierungschef 
das bisher größte Ereignis. Für die Erörterung der Vielzahl der sie bedrückenden Probleme ver¬ 
einbarten sie ein Treffen in der deutschen Botschaft am nächsten Tag. Nachdem die Oberschle¬ 
sier mit mehreren wichtigen deutschen Begleitpersonen des Kanzlers gesprochen hatten und ihre 
gegenwärtige menschenrechtliche Lage darlegen konnten, wollten sie die Gelegenheit nutzen, 
die Einstellung der polnischen Repräsentanten zur deutschen Volksgruppe kennen zu lernen. 4 x 
-Mussten sie sich bisher doch immer mit den Ausführungen des jeweiligen Wojewodschaftsge- 


4 35 Bulletin Nr. 128, ebd., S. 1088. 

436 Vgl. ebd., S. 1088 - 1089. 

437 Insgesamt waren es zwölf gebürtige Oberschlesier, u.a. Johann und Heinrich Kroll ausGogo- 
lin, Herr Schikora aus Gleiwitz, Blasius Handschuh aus Benkowitz sowie Richard Urban aus 
Himmelwitz. Vgl. Kultur-Bulletin des Deutschen Freundschaftskreises Rati-bor , Ratibor 12/1989. 

438 Es handelte sich u.a. um den Marschall des Senats, die Minister für Finanzen und Kultur, 
den Direktor des Außenministeriums und den führenden politischen Kommentator des staat¬ 
lichen Fernsehens. Vgl. „Bericht über das Treffen mit Bundeskanzler Kohl , Deutscher 
Freundschaftskreis in Schlesien , Ortsgruppe Hindenburg 26.11.1989. 
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richts mit stets gleichem Tenor zufrieden geben. Nunmehr hatten sie die Chance, die hierfür Ver¬ 
antwortlichen selbst zu befragen. Sie führten mit ihnen kleine vorbereitete Interviews durch, die 
ihnen ihrer Meinung nach auch sehr gut gelungen waren; dabei konnten sie auch immer auf ihre 
Probleme und Anliegen hinweisen. Entgegen ihren Erwartungen sah keiner der Gesprächspartner 
irgendwelche Schwierigkeiten in der Frage ihrer rechtlichen Anerkennung als Volksgruppe oder 
der Gewährung anderer Rechte. Lediglich Ministerpräsident Mazowiecki war bezeichnenderwei¬ 
se nicht gut auf sie zu sprechen. Hatten sie es doch gewagt, den Bundeskanzler in Kreisau mit 
Transparenten ihrer Organisation zu begrüßen. Seiner Meinung nach sei dies einer nicht geneh¬ 
migten politischen Kundgebung gleichgekommen. 

Nach diesem doch viel versprechenden Abend suchten die Deutschen den Bundeskanzler wie 
vereinbart am nächsten Tag in der Deutschen Botschaft auf. Dem Gespräch wohnten dessen Bera¬ 
ter Dr. Teltschik, der mit allen Problemen bereits gut vertraut war, und Regierungssprecher Dr. 
Hans Klein bei. Die Oberschlesier überreichten eine ,Urschrift’ ihrer Petition vom 20. September 
198 7 439 und sprachen alle wichtigen Punkte an, die in dem Dokument angeführt waren. Während 
des einstündigen Treffens, das in freundlicher Atmosphäre verlief, übergaben sie ihm auch die 
etwa 800.000 Unterschriften, die sie im Bereich Oppeln und Kattowitz gesammelt hatten. Sie wie¬ 
sen eindringlich daraufhin, dass diese Deutschen darauf vertrauten, dass die Bundesregierung sie 
bei ihren Bemühungen um rechtliche Anerkennung als Volksgruppe und um die Gewährung von 
Deutschunterricht in den Schulen und Gottesdiensten in deutscher Sprache politisch unterstützen 
würde. Der deutsche Regierungschef versprach, sich persönlich für ihre Belange einzusetzen; sie 
würde zur Chefsache gemacht. 

Am 14. November 1989 Unterzeichneten der deutsche Bundeskanzler und der polnische 
Ministerpräsident Mazowiecki die bereits ausgearbeitete Gemeinsame Erklärung. Die insgesamt 
78 Punkte umfassende Deklaration stellte lediglich eine politische Übereinkunft dar und hatte, 
obwohl sie an den Warschauer Vertrag über die Grundlagen der Normalisierung der gegensei¬ 
tigen Beziehungen vom 7. Dezember 1970 anknüpfte, keine völkerrechtliche Bindewirkung. Sie 
war eine grundlegende und weitreichende Vereinbarung über die zukünftige Zusammenarbeit, die 
deutlich die neue Qualität der Beziehung erkennen ließ. Das umfangreiche Dokument selbst glie¬ 
dert sich in neun Hauptkapitel mit jeweils zahlreichen Unterpunkten. 440 Die Vertragspartner stell¬ 
ten in der Gemeinsamen Erklärung fest, dass sie den Warschauer Vertrag als festes Fundament 
ihrer Beziehungen betrachteten. Die Verständigung zwischen beiden Völkern sei jedoch schneller 
vorangeschritten als die zwischen den beiden Staaten; sie müsste jetzt normalisiert werden. Die in 
der Volksrepublik Polen eingeleiteten tief greifenden Reformen im politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Bereich und die Öffnung gegenüber Europa und der Welt vergrößerten die Möglich¬ 
keiten für die Zusammenarbeit und für die Versöhnung beider Völker in ganz erheblichem Maße 
(Kapitel I). Beide Seiten seien entschlossen, den umfassenden Dialog auf höchster politischer 
Ebene fortzusetzen. Die Vereinbarungen der beiden Außenminister über regelmäßige Konsultatio 


439 Vgl. Kapitel III 3.1. 

440 Vgl. „Offizieller Besuch des Bundeskanzlers in der Volksrepublik Polen“, Bulletim Nr. 128, Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung, Bonn 16.11.1989, S. 1094 -1098. 
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nen aller Fachminister und eine Intensivierung der Parlamentskontakte wären zu begrüßen. Beide 
Seiten befürworteten eine umfassende Begegnung der Menschen aus beiden Ländern. Angesichts 
der besonderen Bedeutung der zwischenmenschlichen Kontakte für Verständigung und Vertrauen 
zwischen den Völkern würden beide Seiten ihre Bestimmungen über Reise- und Touristenverkehr 
mit dem Ziel überprüfen, Austausch, Besucherreisen und Begegnungen zu erleichtern. 441 Sie wür¬ 
den niemanden davon ausschließen, vielmehr müsste die Zusammenarbeit der Kirchen, Parteien, 
Gewerkschaften, Stiftungen und anderen gesellschaftlichen Organisationen beider Länder weiter 
ausgebaut werden. 

Der für die deutsche Volksgruppe wichtigste Passus war in Kapitel V der Erklärung enthalten: 
„Beide Seiten ermöglichen es Personen und Bevölkerungsgruppen, die deutscher beziehungs¬ 
weise polnischer Abstammung sind oder sich zur Sprache, Kultur oder Tradition der anderen 
Seite bekennen, ihre kulturelle Identität zu wahren und zu entfalten. Sie verwirklichen die All¬ 
gemeine Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948, den 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 16. Dezember 1966 sowie die 
KSZE-Schlussakte von Helsinki vom 1. August 1975, ebenso wie die Abschließenden Dokumente 
von Madrid vom 6. September 1983 und von Wien vom 15. Januar 1989.“ Die Wahrnehmung 
dieser Rechte müsse mit dem Völkerrecht und dem Recht des betreffenden Staates übereinstim¬ 
men“ und zu einer „Verständigung und Versöhnung“ beitragen. Die polnische Regierung werde 
sich nachdrücklich dafür einsetzen, die Möglichkeiten, in den Schulen Deutsch als Fremdspra¬ 
che zu wählen, in allen Landesteilen gleichmäßig auszubauen. Des Weiteren sagte die polnische 
Seite verbindlich zu, dass die Gründung von Vereinigungen zur Pflege von Sprache, Kultur und 
Tradition grundsätzlich frei sei und nur den für alle Vereinigungen von Privatpersonen geltenden 
Regelungen unterliege; sie stimmte zu, Anträge auf Erwerb beziehungsweise auf Entlassung aus 
der jeweiligen Staatsangehörigkeit ohne Verzögerungen und zu tragbaren Kosten zu genehmigen. 
Die für die polnische Regierung wichtigste Regelung der Gemeinsamen Erklärung enthielt der 
Passus über die Umschuldung der Verbindlichkeiten von 1975. 442 So wurden die rückständigen 
Zahlungsverpflichtungen vollständig erlassen, die noch ausstehenden sollten bei Fälligkeit in pol¬ 
nischer Währung in einen Fonds zur Finanzierung von Projekten gemeinsamen Interesses einge¬ 
bracht werden. Hiermit sollten unter anderem der Jugendaustausch, verbunden mit der Errichtung 
von Jugendherbergen und Begegnungsstätten, die Tätigkeit von Kulturinstituten und die deutsche 
Sprache gefordert werden, ebenso die Restaurierung und Erhaltung von Kulturdenkmälern von 
europäischer historischer Bedeutung. Im Abschluss der Gemeinsamen Erklärung bekräftigten die 
beiden Regierungschefs, dass der Entwicklung der Beziehungen beider Staaten eine grundlegen¬ 
de Bedeutung für Frieden, Sicherheit und Stabilität in Europa und für die positive Entwicklung 
des Ost-West-Verhältnisses insgesamt zukomme; die Entwicklung ihrer Beziehungen berührten 


441 Dem Vertragstext nach könnte man meinen, dass bisher auch Beschränkungen für polnische 
Bürger in der Bundesrepublik bestanden (d. Verf.). 

442 Die Vertragsbedingungen sowie die finanziellen Zugeständnisse, die der damalige Bundeskanzler 
Helmut Schmidt gegenüber dem polnischen Parteichef Gierek im Rahmen der 1975 unterzeich 
neten Schlußakte von Helsinki gewährte, wurden in Kapitel II 2.3 angeführt. 
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dabei nicht die jeweiligen Vertrags- und Bündnispflichten. Ihre Zusammenarbeit diene den besten 
Interessen aller Völker Europas. Sie betonten ausdrücklich die Übereinstimmung der angestrebten 
Ziele beider Regierungen mit dem tiefen und langgehegten Wunsch ihrer Völker, durch Verstän¬ 
digung und Versöhnung die Wunden der Vergangenheit zu heilen, das gegenseitige Vertrauen zu 
festigen und gemeinsam eine bessere Zukunft zu gestalten. 

Trotz des umfangreichen Maßnahmenpakets, das mit einer erheblichen finanziellen Belastung 
für die Bundesrepublik Deutschland verbunden war, sah sich der Bundeskanzler noch während 
seines Aufenthaltes in der Volksrepublik Polen heftigen Demonstrationen ausgesetzt, in deren 
Verlauf weitere Zahlungsforderungen an ehemalige polnische Zwangsarbeiter erhoben wurden. 
Dies löste ebenso Befremden aus wie die Tatsache, dass anlässlich dieser historischen Kanzlervi¬ 
site kein weiteres Gespräch - außer dasjenige mit Bischof Nossol in Kreisau - mit einem hohen 
kirchlichen Würdenträger Polens zustandekam. 443 Noch während der Bundeskanzler in Warschau 
weilte, Unterzeichneten er und sein polnischer Kollege zahlreiche Vereinbarungen über gemeinsa¬ 
me Projekte, die die zwischenstaatliche Zusammenarbeit fördern sollten. Dies waren u.a. Abkom¬ 
men über den Jugendaustausch, über die gegenseitige Errichtung und die Tätigkeit von Instituten 
für Kultur und wissenschaftlich-technologische Information, über die Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Wissenschaft und Technik, des Gesundheitswesens und der medizinischen Wissen¬ 
schaften und des Umweltschutzes sowie im Bereich der Land-, Forst- und Ernährungswissen¬ 
schaften; zudem wurde vereinbart, Generalkonsulate der Bundesrepublik Deutschland in Krakau 
und der Volksrepublik Polen in Hamburg zu eröffnen. Ebenso wurde ein Notenwechsel überden 
gegenseitigen Austausch von Verteidigungsattaches vollzogen. - Die einzelnen Vorhaben waren 
alle bereits in der Gemeinsamen Erklärung aufgeführt, jedoch inhaltlich noch nicht konkretisiert 
worden. 444 

Sowohl die deutschen als auch die polnischen Kommentare in den Medien zu den Inhaltender 
Gemeinsamen Erklärung unterstrichen ihre außerordentliche Bedeutung für die bilateralen Bezie¬ 
hungen beider Staaten. Helmut Kohl würdigte sie als Kursbuch deutsch-polnischer Zusammen¬ 
arbeit für die nächsten Jahre bis hin zur Schwelle dieses Jahrtausends. 445 Nach Timmermann-Le - 
vanas bezeichnete die polnische Regierungssprecherin Niezabitowska die Vereinbarungen als 
die bisher wichtigsten seit der Unterzeichnung des Warschauer Vertrages von 1970. Das Echo 
auf die Ergebnisse der deutsch-polnischen Verhandlungen in der polnischen Presse war dagegen 
eher zurückhaltend. So kritisierte beispielsweise die Zeitung Slowo Powszechne das Zugeständnis 
auf unbegrenzte Entfaltungsmöglichkeiten für die deutsche Minderheit. Die Regierungszeitung 
Rzeczpospolita befürchtete, die von Bonn gewährte Finanzhilfe könne politisch instrumentali- 


443 Zwischenzeitlich musste der Bundeskanzler seinen Staatsbesuch unterbrechen, da sich die 
Ereignisse in Berlin überschlugen und die Öffnung der Mauer bekanntgeben wurde. 

444 Vgl. „Offizieller Besuch des Bundeskanzlers in der Volksrepublik Polen“, Bulletin Nr 128, 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Bonn 16.11.1989, S. 1094 -1098. 

445 Vgl. Helmut Kohl , „Erklärung der Bundesregierung zum offiziellen Besuch des Bundeskanzlers 
in Polen und zur Lage in der DDR“, Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Bonn 
November 1989, S. 144. Erste Auswirkungen des Vertragswerkes zeigten sich bereits zum 
Jahreswechsel: So wurde der für Schlesienreisende unerträglich hohe Zwangsumtausch abgeschafft 
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siert werden. Diese Zurückhaltung machte deutlich, dass die erzielten Vereinbarungen als Kom¬ 
promisslösungen immer noch manche polnische nationale Interessen nicht völlig berücksichtigt 
hatten. Die Mehrheit im Deutschen Bundestag hatte die Ergebnisse des Staatsbesuchs von Bun¬ 
deskanzler Kohl dagegen positiv bewertet; so zeigte sich die SPD beeindruckt von der Großzü¬ 
gigkeit der Vereinbarungen. Auch ihr Ehrenvorsitzender, Willy Brandt, sah in den Ergebnissen 
einen Erfolg und zeigte sich darüber zufrieden, dass im Hinblick auf die Rechte der deutschen 
Minderheit vieles vereinbart wurde, was bisher nicht möglich war. 446 

1.3 Amtliche Registrierung deutscher Organisationen 

Die zahlreichen getroffenen Vereinbarungen, vor allem aber die ,Gemeinsame Erklärung’ stell¬ 
ten eine neue Qualität in den deutsch-polnischen Beziehungen dar; dies sollte sich nach und 
nach auf die Entscheidungsfindung der polnischen Gerichte in Bezug auf die Zulassung deut¬ 
scher Vereinigungen auswirken. So konnte durch positiven Gerichtsentscheid des Bezirksge¬ 
richts in Kattowitz am 16. Januar 1990 der erste deutsche Kulturverein, die Sozial-Kulturelle 
Gesellschaft der Menschen deutscher Volkszugehörigkeit , amtlich registriert werden; 447 es wur¬ 
de praktisch anerkannt, dass es in diesem Teil Oberschlesiens nicht nur einzelne zurückgeb¬ 
liebene Deutsche gab. Das Zulassungsverfahren war seit Herbst 1989 ausgesetzt und erst im 
Dezember nach dem Besuch von Bundeskanzler Kohl in Polen wieder aufgenommen worden. 
Ziel der nunmehr registrierten Gesellschaft mit Sitz in Gleiwitz war die Förderung der deut¬ 
schen Bildung, Kultur und Kunst sowie die Verbreitung der deutschen Literatur und Presseer¬ 
zeugnissen. Dieser Gerichtsentschluss stellte eine wirkliche politische Wende in der Einstellung 
zur deutschen Volksgruppe dar. Die Weichen für die Zulassung deutscher Organisationen waren 
in der Gemeinsamen Erklärung des polnischen Ministerpräsidenten und des deutschen Bundes¬ 
kanzlers am 14. November gestellt worden. 

Weil von der neuen polnischen Regierung wohl noch keine klaren Bestimmungen für die 
Justizbehörden bezüglich der Verfahrensweise gegenüber den Deutschen ergangen waren, 
mussten die Angehörigen der deutschen Volksgruppe in der Wojewodschaft Oppeln 
zunächst noch auf eine positive Entscheidung warten. So verschob das oberste Gericht 
in Warschau am 17. Januar 1990 kurzer Hand den Beschluss über das Revisionsgesuch 
des Deutschen Freundschaftskreises der Wojewodschaft Oppeln auf Zulassung einer Sozi¬ 
al-Kulturellen Gesellschaft der Deutschen Minderheit im Oppelner Schlesien aut den 
31. Januar. Bis zu diesem Termin blieb offen, ob die Ablehnung des Wojewodschaftge¬ 
richts in Oppeln vom 24. Juli des Vorjahres, die deutsche Vereinigung ins Vereinsregister 
einzutragen, vom obersten Gericht bestätigt, verworfen oder zur Neuverhandlung zuruck- 
verwiesen würde. Zu dem Gerichtstermin in das weit entfernte Warschau machten sich am 

446 Vgl. nach Timmermann-Levanas , ..Die Politischen Beziehungen /vuschcn der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen von 1970 bis lttfe Vom W.uschaucr Vertrag bis /um 
Freundschaftsvertrag“, S. 151. 

447 Vgl. „Der Beschluss über die amtliche Registrierung einer deutschen Minderheit vertagt , 
Frankfurter Allgemeine Zeitung , 18.11.1990. 
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31. Januar 1990 fünf Aktivisten des Deutschen Freundschaftskreises auf. - Sie wollten 
dem zu erwartenden positiven Urteil persönlich beiwohnen. Zu der mündlichen Verhand¬ 
lung waren ebenso zahlreiche Reporter verschiedener Medien mit ihren Kameras zuge¬ 
gen. Der Rechtsbeistand der Deutschen legte dar, dass sich die Regierung Mazowiecki 
eindeutig zur Existenz nationaler Minderheiten in Polen bekannt und ihnen ihren Schutz 
zugesichert habe: Ausdruck dieser neuen Entwicklung sei die Gründung eines Minderhei¬ 
tenausschusses im Sejm, der Vertreter der deutschen Volksgruppe bereits Ende Oktober 
zu einer Anhörung geladen habe. Zudem hieße es in der von Premierminister Mazowiecki 
und Bundeskanzler Kohl Unterzeichneten Erklärung, dass sich die Bürger in jedem der bei¬ 
den Staaten zur Sprache, Kultur und Tradition der jeweils anderen Seite bekennen könn¬ 
ten. In Kapitel V des Vertrages stehe geschrieben, dass beide Staaten im Bewusstsein des 
unverwechselbaren Beitrages beider Völker zum gemeinsamen kulturellen Erbe Europas 
verstärkt für die kulturellen Belange der jeweiligen Minderheiten eintreten wollten. Dies 
sei bei der erneuten Entscheidungsfindung des Gerichts zu berücksichtigen. Nur so werde 
man dem Anspruch der verstärkten Zusammenarbeit gerecht und könne zur Schaffung 
einer gesamteuropäischen kulturellen Identität wie sie in der Erklärung erwünscht werde, 
beitragen. 448 Ohne auf die vorgebrachten Fakten einzugehen, wies der Richter auf die 
Gefahren der Anerkennung einer deutschen Minderheit in Polen hin. Er korrigierte zwar 
bestimmte Behauptungen des Oppelner Gerichts, wies aber, da er wohl die Verantwortung 
für ein möglicherweise folgenschweres Urteil nicht tragen wollte, die Angelegenheit aus 
formalen Gründen zur erneuten Verhandlung an das Bezirksgericht in Oppeln zurück. 

Unter den Deutschen machte sich große Enttäuschung breit. Die Aktivisten wurden nach kurzer Zeit 
beim Oppelner Gericht vorstellig, doch versuchte dieses ebenso die Verantwortung von sich zu wei¬ 
sen, indem es vortäuschte, wegen formaler Mängel noch nicht entscheiden zu können. Es verlangte 
deshalb immer wieder neue Dokumente von den Deutschen. Nach einer zweiwöchigen Kontroverse 
mit der Behörde trug es schließlich am 16. Februar 1990 die Sozial-Kulturelle Gesellschaft der Deut¬ 
schen Minderheit im Oppelner Schlesien mit Sitz in Gogolin in das Vereinsregister ein. 449 Damit war 
die deutsche Minderheit in Oberschlesien nunmehr offiziell existent. Am 7. April veranstaltete die 
Gogoliner Organisation ihre erste Wahlversammlung, auf der ihr Programm verkündet wurde. Als 
Folgewirkung des Oppelner Urteils entstand von nun an eine Vielzahl von Initiativgruppen und allen 
gestellten Anträgen auf Zulassung deutscher Kulturvereine wurde entsprochen. Am 27. August 1991 
registrierte das Bezirksgericht Oppeln den Verband Deutscher Sozial-Kultureller Gesellschaftender 
Deutschen Minderheiten in Polen mit Sitz in Oppeln als Dachorganisation aller deutschen Kulturver¬ 
eine in der Volksrepublik Polen 450 Auf der Jahreshauptversammlung am 14. Dezember 1991 wurde 
beschlossen, den Namen der Gesellschaff beim Bezirksgericht Oppeln eintragen zu lassen. Nach 


448 Vgl. Gerichtsausgang vom 31.01.1990 , Bericht über den Verlauf der Gerichtsverhandlung. 
Gogolin 01.02.1990. 

449 Vgl. „Oppeln: DFK voll anerkannt“, Gazeta Gömoslaska, 02.05.1994, deutsch-polnische Zeitung. 
„Deutsche in Schlesien setzen sich für Rechte ein“, Deutscher Ostdienst , Nr. 8,23.02.1990. 

450 Das Dokument wurde von Heinrich Kroll (Gogolin), Friedrich Sikora (Gleiwitz), Helmut Pador 
(Leschnitz), Leo Stosch (Ratibor) und Georg Brylka (Guttentag) unterzeichnet. 
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fünfzehn Monaten, am 12. März 1993, wurde dieser Antrag vom Bezirksgericht Oppeln jedoch aus 
rein formalen Gründen abgewiesen, da der Begriff „der Deutschen“ in der Verbandsbezeichnung 
nicht akzeptabel sei. Als Begründung hierfür gab das Gericht an, dass die Auslegung des Artikels 
116, in dessen Sinne jeder Deutscher ist, der seinen Wohnsitz auf dem Gebiet des Deutschen Reiches 
innerhalb der Grenzen vom 3. Dezember 1937 hatte, nicht zutreffe. 451 Dies geschah, obwohl der 
Oppelner Wojewode diesen Zusatz voll unterstützt hatte. Nach zwanzig Monate dauernden Ausein¬ 
andersetzungen der Deutschen mit dem Gericht (sic) trug dieses die deutsche Gesellschaft unter der 
gewünschten Namensbezeichnung schließlich am 5. Mai 1993 in das polnische Vereinsregister ein. 
Der Verband, der zu diesem Zeitpunkt etwa 450.000 Mitglieder vertrat, bestand aus einundzwanzig 
Bezirken - genannt Bezirksvorstände -, die das Recht haben, sich in ihrem Gebiet zu organisieren. 

Ständige Bezirksvorstände: 

-Allenstein mit Sitz in Osztyn 

Bielitz mit Sitz in Bielsko-Biala 

- Breslau mit Sitz in Wrodaw 

- Danzig mit Sitz in Gdansk-Wrzeszcz 

- Hirschberg mit Sitz in Jelenia Göra 

- Liegnitz mit Sitz in Lebgnica 

- Lodz mit Sitz in Lodz 

-Oppeln mit Sitz in Gogolin 

-Schneidemühle mit Sitz in Pila 

- Stettin mit Sitz in Szeczin 

- Stolp mit Sitz in Slup 

-Thom mit Sitz in Torun 

- Tschenstochau mit Sitz in Olenso 

- Waldenburg mit Sitz in Walbrzych 


451 „Kaczynski kritisiert Köhler“, in Schlesien Heute , 10/2006, S. 15 - 16. 
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Assoziierte Bezirks Vorstände: 

- Landsberg mit Sitz in Choszczno 

- Bromberg mit Sitz in Bydgoszcz 

- Elbing mir Sitz in Malbork 

- Köslin mit Sitz in Swidin 

- Posen mit Sitz Lubon 

- Radom mit Sitz in Pionki 

Die drei Bezirksvorstände, die sich in Oberschlesien gegründet hatten, in Oppeln, Kattowitz und 
Tschenstochau - umfassten zusammen 457 Ortsgruppen mit etwa 300.000 registrierten Mitglie¬ 
dern. 452 Die gerichtliche Anerkennung der deutschen Volksgruppe sollte nun aber keineswegs 
bedeuten, dass die international und bilateral abgesicherten Minderheitenrechte vom polnischen 
Staat eingehalten würden und der einzelne seine Rechte ungehindert in Anspruch nehmen konnte 


2. Politische Weichenstellung 

2.1 Vom Grenz- und Zwei-plus-Vier-Vertrag bis zum Vertrag über 
gute Nachbarschaft 

Als am Abend des 9. November 1989 die Grenzübergänge zwischen der DDR und Westberlin 
geöffnet wurden, 4 ^ erhielt der nationale Einigungsprozess eine Eigendynamik, die durch poli¬ 
tische Maßnahmen und Vorgaben nicht mehr aufzuhalten oder zu steuern war. Die Entwicklung 
verlangte konkrete Maßnahmen sowohl der Bundesregierung als auch der Regierung der DDR; 
nach Bonner Meinung insbesondere eine eindeutige Position zur Frage der polnischen West¬ 
grenze. Bundeskanzler Helmut Kohl reagierte hierauf Ende November überraschend mit einem 
,Zehn-Punkte-Programm zur Überwindung der Teilung Deutschlands und Europas’; er wollte so 
in der internationalen Diskussion wie auch gegenüber den nicht endenden Wiedervereinigungs-Pa¬ 
rolen in der DDR seinen Standpunkt verdeutlichen. Der Ablauf der innerdeutschen Ereignisse 


452 Vgl. Joachim Niemann , „Wir sind keine Fremden in der Heimat“, Manuskript des Vortrages des 
Geschäftsführers des Verbandes der deutschen Sozial-Kulturellen Gesellschaften in Polen mit 
dem Sitz in Oppeln, gehalten während des ,Tages der Heimat’, Stuttgart 23.04.1994. 

453 Der Verfasser hat bereits darauf hingewiesen, dass Bundeskanzler Kohl seine damaligen 
Unterredungen während seiner Polenreise angesichts der sich überschlagenden Ereignisse m 
Berlin unterbrach, um dort am 10. November an einer Kundgebung teilnehmen zu können. 

454 Vgl. hierzu wie auch zum ,Zehn-Punkte-Programmm’ Jens Hacker, „Deutsche Irrtümer 
Schönfärber und Helfershelfer der SED- Diktatur im Westen“, Berlin, Frankfurt a. Main 1992. 
S. 25 - 68. 
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ließ jedoch eine raschere Vereinigung der beiden Staaten sichtbar werden als von allen Beteiligten 
ursprünglich angenommen. Bereits im Februar 1990 wurde über eine Wirtschafts- und Währungs¬ 
union verhandelt, einen Monat später ging aus den Wahlen zur Volkskammer die erste legitime 
Regierung der DDR unter Ministerpräsident de Maiziere hervor; sie entschied sich, den Beitritt 
der DDR zum Grundgesetz gemäß Artikel 23 zu vollziehen. Am 21. Juni 1990 bekräftigten die 
beiden deutschen Regierungschefs vor dem Bundestag bzw. der Volkskammer die Endgültigkeit 
der deutsch-polnischen Grenze. Bundeskanzler Helmut Kohl führte damals aus: 

„ ... Wir müssen aber ebenso offen aussprechen: Wer die historische Chance nutzen will, 
die Einheit Deutschlands in Freiheit zu vollenden, der muss auch auf die Frage der polni¬ 
schen Westgrenze eine klare Antwort geben. Dies erwarten nicht nur die Polen von uns. 

Dies erwarten ebenso alle unsere Nachbarn und Partner in Europa und vor allem die Vier 
Mächte , also die Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreich, Großbritannien und die 
Sowjetunion. Niemand soll sich täuschen: Wir stehen heute vor einer ganz klaren Ent¬ 
scheidung, entweder wir bestätigen die Grenze, oder wir verspielen heute und für jetzt 
unsere Chance zur Deutschen Einheit. Es geht um die Einheit und Freiheit Deutschlands, 
und zugleich geht es um ein Werk des Friedens und der Versöhnung.“ 455 

Hintergrund der Äußerungen des Kanzlers waren nach Angaben des Vorsitzenden der Landes¬ 
gruppe der CSU im Deutschen Bundestag, Wolfgang Bötsch, die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen 
über die äußeren Aspekte der Deutschen Einheit, die sich auch auf Grenzfragen und das deutsch¬ 
polnische Verhältnis bezogen. Der Verfasser verweist an dieser Stelle auf die ihm erst später zur 
Kenntnis erlangten Hintergrundinformationen zu diesem Vertrag, wie in Kapitel V 5 geschildert. 
Nachdem sich die Außenminister der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik, Frankreichs, des Vereinigten Königreichs, der Sowjetunion und der Vereinig¬ 
ten Staaten in Ottawa am 13. Februar 1990 darauf verständigt hatten, die äußeren Aspekte der 
Herstellung der deutschen Einheit, einschließlich der Fragen der Sicherheit der Nationalstaaten 
zu besprechen, folgte die Zwei-plus- Vier- Konferenz bereits am 5. Mai 1990 in Bonn. Bundesau¬ 
ßenminister Genscher erklärte bei seiner Eröffnungsrede, dass man angesichts des vor 45 Jahren 
beendeten Krieges in Europa, der unermessliches Leid verursacht hatte, die Opfer des Krieges 
und der Gewaltherrschaft ehren wollte und den Willen Ausdruck geben, in Europa zum Frieden, 
zur Sicherheit und zur Zusammenarbeit beizutragen. Das vereinigte Deutschland entstünde in der 
Wahrnehmung des im Völkerrecht und in den Prinzipien der Schlussakte von Helsinki verankerten 
Selbstbestimmungsrechtes. Dies bedeutete, dass die Deutschen selbst die Wahl treffen sollten, in 
welcher Staatsform und zu welchem Zeitpunkt sie ihre Einheit verwirklichen; so habe Präsident 
Gorbatschow auch am 10. Februar 1990 in Moskau festgestellt, dass dies das Verständnis aller auf 
der Konferenz Beteiligten sein sollte. Die Bundesregierung ginge davon aus, die noch bestehen¬ 
den Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte für Deutschland als Ganzes und für Berlin 
abgelöst würden. Das VIII. Prinzip der Schlussakte habe das Selbstbestimmungsrecht und die 


455 Zit. nach Wolfgang Bötsch , „Die deutsch-polnischen Beziehungen nach Unterzeichnung des 
Nachbarschaftsvertrages“, Politische Studien , Heft 314, 1991, S. 470. 
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Gleichberechtigung der Völker miteinander verbunden; dies sei eine unverzichtbare Grundlage 
dauerhaften Friedens und verhindere Revanchismus und Revisionismus. 456 

Auf der Tagesordnung der Gespräche standen die Grenzfrage, die politisch-militärischen Fra¬ 
gen unter Berücksichtigung von Ansätzen geeigneter Sicherheitsstrukturen in Europa, sowie eine 
abschließende völkerrechtliche Regelung und Ablösung der VierMächte-Rechte und -Verantwort¬ 
lichkeiten. Die Außenminister hatten ihr grundsätzlichen Positionen zu den äußeren Aspekten 
der Herstellung der deutschen Einheit dargelegt. Genscher konnte mit Befriedigung Übereinstim¬ 
mung in mehrer Punkten unter den Verhandlungspartnern feststellen: So die Zustimmung zum 
Willen der Deutschen, ihre Vereinigung ordnungsgemäß und ohne Verzögerung zu vollziehen, 
damit diese ein Gewinn für alle Staaten würde; Ziel der Gespräche war es, eine abschließen¬ 
de völkerrechtliche Regelung zu erreichen. Über die Ablösung der Rechte der Alliierten gab es 
bezeichnenderweise keine offizielle Verlautbarung. 

Es folgten weitere Verhandlungsrunden am 22. Juni 1990 in Ost-Berlin, am 17. Juli 1990 in 
Paris, teilweise bereits mit dem polnischen Aussenminister und schließlich die letzte Runde am 
12. September 1990 in Moskau. Bei diesem Treffen der Zwei-plus-Vier-Staaten wurde der Vertrag 
über die abschließenden Regelungen in Bezug auf Deutschland signiert und damit die Endgültig¬ 
keit der Grenzen bestätigt. So legt Artikel 1 fest, dass „das vereinte Deutschland ... die Gebiete der 
Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demokratischen Republik und ganz Berlin“ umfas¬ 
sen wird. Am 20. September wurde dem zwischen der BRD und der DDR von Wolfgang Schäuble 
und Günther Krause ausgehandelten deutsch-deutsche Einigungsvertrag von der Volkskammer 
und dem deutschen Bundestag zugestimmt; mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 sollte hiermit die 
Geltung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland geregelt werden, ebenso die Frage 
der vollen Souveränität; dies sei geregelt worden, wie man meinen könnte. 457 US-Außenminister 
Baker hatte zu Beginn der Gespräche im Mai 1990 in Bonn gesagt, Deutschland sollte künftig aus 
den Gebieten der damaligen Bundesrepublik Deutschland, der DDR und Berlins bestehen - nicht 
mehr und nicht weniger. Auch während politischer Gespräche vom Frühjahr bis zum Sommer 
1990 in Washington und London hatte Bötsch sich den Eindruck verschaffen müssen, wie nach¬ 
drücklich diese Position im Ausland vertreten wurde. In der damaligen Bundestagsdebatte vom 
21. Juni 1990 versuchte der Politiker die Zustimmung seiner Partei zu dem Vertrag vor allem vor 
den Vertriebenen - sie stellen auch heute noch ein nicht geringes Wählerpotential dar - mit dem 
Hinweis auf die Vision eines freien und einigen Europas zu rechtfertigen: 

„Der Aufbau eines einigen Europas ist mit den politischen Veränderungen des letzten Jah¬ 
res so greifbar wie noch nie. Die Verwirklichung der Vision eines Jean Monet, eines Kurt 
Schumacher, eines Konrad Adenauer und eines Charles de Gaulle , um nur einige zu nen¬ 
nen, rückt näher. Es ist die Vision einer europäischen Friedensordnung, in der die Grenzen 


456 Vgl. „Materialien zu Deutschlandfragen, Politiker und Wissenschaftler nehmen tellung, 1989 
1991“, S. 151 - 154. 

457 Es stellt sich die Frage, ob man im Auswärtigen Amt wirklich so naiv war, daran zu glauben, dass 
die Alliierten auf ihre Rechte verzichteten oder ob diese Aussagen einer Täuschung der deutschen 
Bürger diente; siehe hierzu Kapitel V 5. 
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nicht mehr trennen, die Völker frei und vertrauensvoll einander begegnen und in einem 
dauerhaften Zustand des Friedens, der Freiheit und der Stabilität miteinander leben. 

Die deutsch-polnische Aussöhnung ist auf dem Weg in ein solches Europa eine unver¬ 
zichtbare Wegmarke. Die Unverletzlichkeit der Grenze zwischen der Republik Polen und 
Deutschland ist hierfür eine wichtige Grundlage ... Heute wollen wir unserem Willen Aus¬ 
druck geben, dass der Verlauf der deutsch-polnischen Grenze entlang der Oder-Neiße-Linie 
durch einen Vertrag zwischen dem vereinten Deutschland und der Republik Polen bekräftigt 
werden soll... Wir erwarten, dass der abzuschließende Vertrag im Geiste der gemeinsamen 
deutsch-polnischen Erklärung vom 14. November 1989 ein Dokument des Friedens, der 
Verständigung und der Zusammenarbeit im Interesse der Menschen und Völker in Europa 
sein wird. Von dieser Erwartung wird unser Abstimmungsverhalten getragen ... 

In den Aussöhnungsprozess müssen die Heimatvertriebenen und die deutschen Volksgrup¬ 
pen miteinbezogen werden ... (Ihnen) gebührt unsere Solidarität ... In einem freien und 
einigen Europa darf Geschichte und Kultur in den ehemals deutschen Ostgebieten nicht in 
Vergessenheit geraten. Auf kulturellem, geschichtlichem, sozialem und politischem Sektor 
wollen wir gemeinsame Regelungen finden, die die Rechte der Volksgruppe berücksich¬ 
tigen und über Grenzen hinweg zu einem Miteinander der Völker finden. Dies ist an der 
Schwelle des 21. Jahrhunderts unser aller Aufgabe.“ 458 

Der GSIZ-Politiker Bötsch glaubte die Rechte der Deutschen im polnischen Machtbereich nur 
durch eine Grenzanerkennung durch die Bundesregierung wahren zu können. Beschönigend 
sprach er von einer Wechselwirkung zwischen Grenzanerkennung und Gestaltung der künftigen 
Beziehungen einschließlich der Rechte für die deutsche Minderheit in Polen. Einige Mitglieder 
der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag hatten ihre Bereitschaft für die Zustimmung zur 
gemeinsamen Entschließung vom 21. Juni 1990 zur deutsch-polnischen Grenze von der Erwar¬ 
tung abhängig gemacht, dass sich sowohl Bundeskanzler Kohl als auch Ministerpräsident Mazo- 
wiecki für die volle Verwirklichung der Rechte der deutschen Volksgruppe einsetzen würde. 459 


458 Bötschy „Die deutsch-polnischen Beziehungen nach Unterzeichnung des Nachbarschafts¬ 
vertrages“, Politische Studien , Heft 314, 1991,. Der Verfasser merkt an dieser Stelle an, dass 
entgegen den wohlklingenden Absichtserklärungen des Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe 
die Vertriebenenverbände in keiner Weise in den Versöhnungsprozess mit Polen etwa bei den 
Vertragsverhandlungen einbezogen worden sind. Bezeichnenderweise war die gleiche Situation 
auch bei den deutsch-tschechischen Erklärung vom Januar 1997 gegeben. Trotz ausdrücklicher 
Zusicherung des bayerischen Ministerpräsidenten Stoiber, die Interessen der Vertriebenen bei 
den Verhandlungen massiv vertreten zu wollen, hieß es im Nachhinein ganz lapidar, dass nicht 
mehr zu erreichen gewesen wäre. Die ,Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ( GASP) als 
der politisch weitaus gewichtigere Teil des europäischen Einigungswerkes, überdies vernünfti¬ 
gerweise ursprünglich als Voraussetzung einer Währungsunion gedacht, ist dabei weitgehend auf 
der Strecke geblieben. 

459 Bis zu diesem Zeitpunkt waren noch einige Minderheitenrechte nicht in polnisches Recht umge¬ 
setzt worden. 
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Nach Einschätzung von Bötsch habe der Demokratisierungsprozess in Polen den deutsch-pol¬ 
nischen Beziehungen neue Perspektiven gewiesen und es ermöglicht, den Aussöhnungsprozess 
zwischen Deutschen und Polen in einer neuen Dimension erfolgreich fortzuführen. Unterstützt 
würde diese Entwicklung durch das politische Umfeld in Europa, das durch die Zielsetzung der 
Europäischen Gemeinschaft, die politische Union zu schaffen, gekennzeichnet sei. 460 

Bundeskanzler Helmut Kohl hatte bereits am ersten Tag während seines Polen-Besuchs vom 
9. bis 14. November 1989 bei einem gemeinsamen Abendessens mit seinem Amtskollegen Mazo- 
wiecki geäußert, dass zu jener Union auch die östlichen und südöstlichen Nachbarn gehörten: Die 
Europäische Gemeinschaft der Zwölf schreite entschlossen auf den großen Binnenmarkt zu und 
reiche zugleich ihren östlichen und südöstlichen Nachbarn die Hand. Die EG sei nicht das ganze 
Europa, zu Europa gehörten ebenso Warschau, Krakau, Budapest und Prag, Leipzig und Dresden 
ebenso wie Paris, London, Rom oder Bonn. 461 Dabei käme Deutschen und Polen eine große, eine 
gesamteuropäische Verantwortung zu. Der Kontinent litte unter der Teilung Europas, die sich nur 
gemeinsam überwinden ließe. Aus diesem Grund müssten die beiderseitigen Beziehungen stabil 
und krisenfest, vorbildlich und zukunftsorientiert gestaltet sein, so dass von ihnen günstige Wir¬ 
kungen auf ganz Europa und das West-Ost-Verhältnis insgesamt ausgingen. Europa sei unvoll¬ 
ständig und unvorstellbar ohne Polen. Europa brauche ein freies Polen, ein freies Deutschland 
- und Europa brauche die gemeinsame Freiheit der Völker. Da die Reformen in Polen und Ungarn 
solche in der DDR erst ermöglicht hätten, gelte für ihn die Devise: Deutschland brauche Polen, 
und Polen brauche Deutschland. 

Nur wenige Tage nach der Erklärung des Bundeskanzlers vor dem Deutschen Bundestag, am 
21 Juni 1990, konnten im Rahmen des Ä3Z£-Treffens über die menschliche Dimension in Kopen¬ 
hagen wesentliche Fortschritte erzielt werden. Den noch im Wiener Dokument vom 15. Januar 
1989 lediglich vage umrissenen Rechten der Minderheiten wurde nunmehr in dem Schlussdoku- 
ment von Kopenhagen ein ganzer Abschnitt gewidmet, sie wurden einzeln ausformuliert. Nach 
Blumenwitz wurden somit generelle Staaten Verpflichtungen zur Gewährung und Sicherung der 
Kultur, der Identität und der Religion als Individualrechte der Minderheitenangehörigen festge¬ 
schrieben. 46 " Die in Kopenhagen vertretenen Regierungen, zu denen auch die der Republik Polen 
zählte, verpflichteten sich, besondere Maßnahmen zur Förderung der Angehörigen von Volks¬ 
gruppen zu ergreifen, um ihre Gleichstellung mit der Mehrheitsbevölkerung erreichen zu können. 
Ein Novum zumindest in der schriftlich fixierten Form brachte Absatz 32, nach dem die Entschei¬ 
dung über die Zugehörigkeit zu einer Minderheit dem Einzelnen überlassen bleiben sollte; zudem 
durfte dies keine persönlichen Nachteile mit sich bringen. Angehörige nationaler Minderheiten 
hätten das Recht, ihre ethnische, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität frei zum Ausdruck 
zu bringen, zu bewahren und weiterzuentwickeln und ihre Kultur in all ihren Aspekten zu erhalten 


460 Bötsch , a.a.O., S. 469. 

461 Vgl. „Offizieller Besuch des Bundeskanzlers in der Volksrepublik Polen“, Bulletin , Kr. 128, 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung , Bonn 16.11.1989, S. 1087 - 1088; zur 
Polenreise vgl. Kapitel IV 1. 

462 Vgl. Dieter Blumenwitz , „Minderheiten- und Volksgruppenrecht. Aktuelle Entwicklung , S. 53. 
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und zu entwickeln, frei von jeglichen Versuchen, gegen ihren Willen assimiliert zu werden. Ins¬ 
besondere hätten sie das Recht, sich in ihrer Muttersprache sowohl privat als auch in der Öffent¬ 
lichkeit zu bedienen, ihre eigenen Bildungs-, Kultur-, Religionseinrichtungen und -Vereinigungen 
zu gründen und zu unterhalten, ungehindert Kontakte innerhalb ihres Landes sowie Kontakte 
über die Grenzen hinweg mit Bürgern anderer Staaten herzustellen und zu pflegen, mit denen 
sie eine gemeinsame ethnische oder nationale Herkunft, ein gemeinsames kulturelles Erbe oder 
ein religiöses Bekenntnis teilen; ebenso in ihrer Muttersprache Informationen zu verbreiten und 
auszutauschen und zu solchen Informationen Zugang zu haben. 

Am 14. November 1990 wurde schließlich der deutsch-polnische Grenzvertrag, mit dem 
die Probleme der Nachkriegsnachbarschaft zu den Akten gelegt werden sollten, von den beiden 
Regierungschefs, Kohl und Mazowiecki, unterzeichnet. 463 Die vertragliche Ausgestaltung der 
Zukunft war einem Vertrag über gute Nachbarschaft und freundliche Zusammenarbeit Vorbehal¬ 
ten. Die Botschaft dieses ,Großen Vertrages’ sollte die Wahrnehmung der historischen Chance für 
die wirkliche Verständigung und ,politische Freundschaft’ zwischen Deutschland und Polen in 
einer revolutionär veränderten europäischen Situation sein. 464 

Nachdem sich die Außenminister der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demokra¬ 
tischen Republik, Frankreichs, des Vereinigten Königreichs, der Sowjetunion und der Vereinig¬ 
ten Staaten in Ottawa am 13. Februar 1990 darauf verständigt hatten, die äußeren Aspekte der 
Herstellung der deutschen Einheit, einschließlich der Fragen der Sicherheit der Nationalstaaten 
zu besprechen, folgte eine Zwei-plus-Vier-Konferenz bereits am 5. Mai 1990 in Bonn. Bundesau¬ 
ßenminister Genscher erklärte bei seiner Eröffnungsrede, dass man angesichts des vor 45 Jahren 
beendeten Krieges in Europa, der unermessliches Leid verursacht hat, die Opfer des Krieges und 
der Gewaltherrschaft ehren wollte und den Willen Ausdruck geben, in Europa zum Frieden, zur 
Sicherheit und zur Zusammenarbeit beizutragen. Das vereinigte Deutschland entstünde in der 
Wahrnehmung des im Völkerrecht und in den Prinzipien der Schlussakte von Helsinki veranker¬ 
ten Selbstbestimmungsrechtes. Dies bedeutete, dass die Deutschen selbst die Wahl treffen sollten, 
in welcher Staatsform und zu welchem Zeitpunkt sie ihre Einheit verwirklichen wollten; so habe 
Präsident Gorbatschow auch am 10. Februar 1990 in Moskau festgestellt, dass dies das Verständ¬ 
nis aller auf der Konferenz Beteiligten sein sollte. Die Bundesregierung ginge davon aus, die noch 
bestehenden Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte für Deutschland als Ganzes und 
ftr Berlin abgelöst worden sind. Das VIII. Prinzip der Schlussakte habe das Selbstbestimmungs- 


463 „Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die Bestätigung 
der zwischen ihnen bestehenden Grenze vom 14. November 1990*, zit. nach „Materialien zu 
Deutschlandfragen. Politiker und Wissenschaftler nehmen Stellung, 1989 - 1991 , Kulturstiftung 
der deutschen Vertriebenen (Hrsg.), S. 159. 

464 Vgl. Dieter Bingen , „Deutschland und Polen in Europa: Probleme, Verträge und Perspektiven , 
Berichte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche Studien, Nr. 49-1991, S. 3. 
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recht und die Gleichberechtigung der Völker miteinander verbunden; dies sei eine unverzichtbare 
Grundlage dauerhaften Friedens und verhindere Revanchismus und Revisionismus. 465 

Auf der Tagesordnung der Gespräche standen die Grenzfrage, die politisch-militärischen Fra¬ 
gen unter Berücksichtigung von Ansätzen geeigneter Sicherheitsstrukturen in Europa, sowie eine 
abschließende völkerrechtliche Regelung und Ablösung der Vier-Mächte-Rechte und -Verant¬ 
wortlichkeiten. Die Außenminister hatten ihr grundsätzlichen Positionen zu den äußeren Aspekten 
der Herstellung der deutschen Einheit dargelegt. Genscher stellte mit Befriedigung Übereinstim¬ 
mung in mehrer Punkten unter den Verhandlungspartnern fest: So die Zustimmung zum Willen 
der Deutschen, ihre Vereinigung ordnungsgemäß und ohne Verzögerung zu vollziehen, damit 
diese ein Gewinn für alle Staaten würde; Ziel der Gespräche war es, eine abschließende völker¬ 
rechtliche Regelung zu erreichen. Über die Ablösung der Rechte der Alliierten gab es wie sich 
heraussteilen wird, bezeichnenderweise keine offizielle Verlautbarung. 

Es folgten weitere Verhandlungsrunden am 22. Juni 1990 in Ost-Berlin, am 17 Juli 1990 m 
Paris, teilweise bereits mit dem polnischen Aussenminister und schließlich die letzte Runde am 
12. September 1990 in Moskau. Bei diesem Treffen der Zwei-plus-Vier-Staaten wurde der Vertrag 
über die abschließenden Regelungen in Bezug auf Deutschland signiert und damit die Endgültig¬ 
keit der Grenzen bestätigt. So legt Artikel 1 fest, dass „das vereinte Deutschland ... die Gebiete der 
Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demokratischen Republik und ganz Berlin“ umfas¬ 
sen wird. Am 20. September wurde dem zwischen der BRD und der DDR von Wolfgang Schäuble 
und Günther Krause ausgehandelten deutsch-deutsche Einigungsvertrag von der Volkskammer 
und dem deutschen Bundestag zugestimmt; mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 sollte hiermit die 
Geltung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland geregelt werden, ebenso die Frage 
der vollen Souveränität, die bis heute nicht vorhanden ist. 466 

Nach insgesamt sechs Verhandlungsrunden einer deutsch-polnischen Delegation sollte der 
Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit schließlich am 17. Juni 
1991 unterzeichnet werden; 467 genau vier Monate später, am 7. Oktober 1991, wurde er zusam¬ 
men mit dem Grenzvertrag durch den Deutschen Bundestag, einen Tag darauf durch den polni¬ 
schen Sejm ratifiziert. Beide Verträge traten am 16. Januar 1992 mit Austausch der Ratifikations¬ 
urkunden in Kraft. Der deutsch-polnische Nachbarschaftsvertrag wurde aufgrund des bislang als 
angespannt geltenden Verhältnisses zwischen Deutschland und Polen als einer der wichtigsten 
Verträge der Nachkriegszeit bezeichnet. 468 Das insgesamt 38 Artikel umfassende Vertragswerk ist 
von dem beiderseitigen Willen geprägt, umfassend auf zahlreichen Gebieten Zusammenarbeiten 
zu wollen. Bereits in der Präambel wird auf die Notwendigkeit wirtschaftlicher Zusammenar¬ 
beit sowie des Abbaus des Entwicklungsgefalles hingewiesen. Die Bundesrepublik sei sich der 


465 Vgl. „Materialien zu Deutschlandfragen, Politiker und Wissenschaftler nehmen Stellung, 1989 
1991“, S. 151-153. 

466 Siehe hierzu Kapitel V 5. 

467 Zum Vertrag vgl. „Materialien zu Deutschlandfragen. Politiker und Wissenschaftler nehmen 
Stellung, 1989- 1991“, S. 293 - 301. 

468 So u.a. Blumenwitz, „Minderheiten- und Volksgruppenrecht. Aktuelle Entwicklung“, S. 80. 
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Bedeutung bewusst, die die politische wie wirtschaftliche Heranführung der Republik Polen an 
die Europäische Gemeinschaft für die künftigen Beziehungen beider Staaten hätten. 

Die deutsche Minderheit wurde durch die ausführlichen Regelungen in den Artikeln 20 bis 22 
nicht nur erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg in ihrer Existenz förmlich anerkannt, es wurde auch 
eine rechtlich gesicherte Grundlage für ihre Entfaltung in der angestammten Heimat geschaffen. 
Die wesentlichen Teile des europäischen Standards der Minderheitenrechte, wie er insbesondere 
im Dokument des Kopenhagener Treffens über die menschliche Dimension der KSZE sowie in 
den Empfehlungen des Europarates niedergelegt ist, konnten in dem Vertrag verankert werden. 469 
Die Artikel 20 bis 23 gewähren den Angehörigen der jeweiligen Minderheiten im Land umfang¬ 
reiche Rechte. Auszugsweise heißt es in Artikel 20 die Deutschen betreffend: 

(1) Die Angehörigen der deutschen Minderheit in der Republik Polen, das heißt Perso¬ 
nen polnischer Staatsangehörigkeit, die deutscher Abstammung sind oder die sich zur 
deutschen Sprache, Kultur oder Tradition bekennen ... haben das Recht, einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe ihre ethnische, kulturelle, sprachliche 
und religiöse Identität frei zum Ausdruck zu bringen, zu bewahren und weiterzuentwi¬ 
ckeln, frei von jeglichen Versuchen, gegen ihren Willen assimiliert zu werden ... 

(4) Die Vertragsparteien erklären, dass die Zugehörigkeit zu den in Absatz 1 genannten 
Gruppen Angelegenheit der persönlichen Entscheidung eines Menschen ist, die für ihn 
keinen Nachteil mit sich bringen darf. 470 

Artikel 21 Absatz 3 verweist darauf, dass die Vertragsparteien im Hinblick auf die in den Artikeln 
20 bis 22 angesprochenen Fragen die Bestimmungen von Artikel 3 anwenden werden. Dort heißt es, 
dass die Vertragsparteien regelmäßig Konsultationen abhalten werden, um eine Weiterentwicklung 
und Vertiefung der bilateralen Beziehungen sicherzustellen und ihre Haltung zu internationalen Fra¬ 
gen abzustimmen. Als Novität in den deutsch-polnischen Beziehungen ist zu werten, dass in einer 
von Bundeskanzler Kohl und dem polnischen Ministerpräsidenten Bielecki gemeinsam mit dem 
Nachbarschaftsvertrag Unterzeichneten Denkschrift von den Minderheiten als natürliche Brücke 
zwischen dem deutschen und dem polnischen Volk die Rede ist und dass die deutsche Minderheit in 
Polen in ihrer Existenz förmlich anerkannt wurde und somit eine rechtlich gesicherte Grundlage für 
ihre Entfaltung in der angestammten Heimat erhielt. Der Nachbarschaftsvertrag stellte das umfang¬ 
reichste und konkreteste Vertragswerk zwischen Deutschland und Polen dar. Die Alliierten nahmen 
dagegen zu dieser Zeit bisweilen eine massiv ablehnende Haltung gegenüber Deutschland ein. * 4 
Dabei hätte auch die vom polnischen Außenminister Skubiszewski während eines Bonn-Besuchs 
im Februar 1990 ausgegebene Losung von einer deutsch-polnischen Interessengemeinschaft ihre 
Glaubwürdigkeit verloren. 


469 „Materialien zu Deutschlandfragen“, a.a.O., S. 303 - 304. 

4 ?0 Ebd., S. 296 - 297. 

471 Dieter Bingen , „Deutschland und Polen in Europa: Probleme, Verträge und Perspektiven“, 
Berichte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche Studien, Nr. 49-1991, S. 22. 
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Es ist zu fragen, wie es sonst zu verstehen gewesen war, dass der polnische Premier, unterstützt 
von Präsident Jaruzelski, gerade in Präsident Mitterand und in der britischen Regierungschefin 
Thatcher, die beide den deutschen Wiedervereinigungsprozess abbremsen wollten, Verbündete in der 
Deutschlandpolitik suchten? Ebenso hatte die Warschauer Führung zum gleichen Zeitpunkt nicht das 
Angebot des Oberkommandierenden der sowjetischen Streitkräfte in Polen, General Dubinin, aufge¬ 
nommen, über einen sowjetischen Truppenabzug zu verhandeln. Das Gegenteil war der Fall: Bis zu 
einer sicherheitspolitischen Einbindung Deutschlands bekundete die polnische Regierung ihr Interesse 
am vorläufigen Verbleib der Truppen; das zeitweise Drängen Polens auf gleichberechtigte Teilnahme 
an den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen hatte ebenso Misstrauen gegenüber Deutschland ausgedrückt. 

Da man in Warschau jedoch zu erkennen schien, dass ein Zusammengehen mit den Verzöge¬ 
rern der deutschen Einheit, Frankreich und Großbritannien, den eigenen Interessen nicht dienlich 
sein könnte, wurde von Außenminister Skubiszewski, vor allem aber von Tadeusz Mazowiecki eine 
kooperativere Deutschlandpolitik verfolgt. So symbolisierte der neue, ab September des Jahres in 
Bonn akkreditierte polnische Botschafter, Janusz Reiter, eine neue komplexffeie Deutschlandpolitik, 
die er mit zahlreichen Presseinterviews und einer neuen Politik der Gesten auch gegenüber der deut¬ 
schen Minderheit in Polen und den Vertriebenen zu belegen suchte. Die demonstrative Hinwendung 
zum vereinigten Deutschland fand mitten im polnischen Präsidentschaftswahlkampf ihren vorläu¬ 
figen Höhepunkt, als der deutsche und polnische Regierungschef am 8. November kurzfristig ein 
Treffen in Frankfurt an der Oder sowie in einem polnischen Ort vereinbarten und die deutsche Seite 
die Visafreiheit für polnische Bürger in Aussicht stellte. 

2.2 Die Rolle von Bundesaußenminister Genscher 

Bundesaußenminister Genscher hatte die Deutschen mit seiner generösen Scheckbuchdiplomatie 
immer wieder in Erstaunen versetzt: Viele Staaten und Organisationen in der Welt gelangten durch 
ihn über Jahrzehnte an Millionen und Milliarden DM aus dem immer beengter werdenden Bun¬ 
deshaushalt. Die Deutschen hatten dies natürlich verstanden, da das Geld ja dringend gebraucht 
wurde und zudem wollte man sich ja auch keine Fremdenfeindlichkeit nachsagen lassen. Nun¬ 
mehr scheint jedoch ein Detail aus Genschers Wirken ans Tageslicht gelangt zu sein, von dem 
die stets bestens informierte deutsche Presse nichts gewusst haben will: Das Abhandenkommen 
von DM 500.000,— Preisgeld an den Minister. Lediglich die gesamtdeutsche Wochenzeitung Der 
Schlesier berichtete zunächst im August 1993 über diesen Vorgang, das Ostpreußenblatt und die 
Junge Freiheit folgten in der Berichterstattung und hatten ebenfalls den für das politische Estab¬ 
lishment unbequemen Fall aufgegriffen. 

So veröffentlichte Der Schlesier am 20. August 1993 ein Schreiben des Auswärtigen Amtes 
vom 5. November 1991 an Herrn M., in dem bestätigt wurde, dass Bundesaußenminister Gen¬ 
scher Anfang des Jahres einen Preis für seine Verdienste um die Aussöhnung mit den ehemals 
sozialistischen Staaten erhalten habe. Die Entscheidung, wie das mit dem Preis verbundene Geld 
eingesetzt werde, sei jedoch noch nicht gefallen. Die Höhe der Summe wurde auf DM 500.000,- 
beziffert, der Betrag wurde dem Minister am 18. April 1991, fünf Monate nach Abschluss des Ver¬ 
trages über die Bestätigung der gemeinsamen Grenzen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen bei einer Ehrung in Athen übergeben. „Bestätigung der Grenzen , fr a $ 
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der Redakteur des Ostpreußenblattes in seinem Beitrag in der Ausgabe vom 24. Juli 1999. Richtig 
sei vielmehr, dass durch diesen Vertrag 114.140 km 2 deutschen Gebietes unter Verletzung des Völ¬ 
kerrechts preisgegeben worden sind. Zur Erklärung dieser Verzichtsleistung hätte Bundeskanzler 
Kohl im Vorfeld des Vertragsabschlusses vor dem Deutschen Bundestag angeführt, dass man sich 
nicht täuschen sollte: „Wir stehen heute vor einer ganz klaren Entscheidung. Entweder wir bestä¬ 
tigen die bestehenden Grenzen oder wir verspielen heute und jetzt unsere Chance zur Einheit.“ 472 
Dem Kanzler dürfte es jedoch auch nicht entgangen sein, dass der Deutsche Bundestag im Jahr 
1985 die Wiener Konvention über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 ratifiziert hatte. Es 
lautet hier, dass ein Vertrag nichtig ist, wenn er zum Zeitpunkt des Abschlusses im Widerspruch 
zu einer zwingenden Norm des allgemeinen Völkerrechts steht. Im Sinne dieses Übereinkommens 
könne aus Unrecht kein Recht erwachsen (Ex iniuria ius non oritur ), von solch einer Norm, die 
von der internationalen Staatengemeinschaft angenommen und anerkannt wird, darf nicht abge¬ 
wichen werden und kann nur durch eine Norm des allgemeinen Völkerrechts derselben Rechts¬ 
natur geändert werden (BGBL 1985 II. f S. 926). - Aber die Realität schreibt bekanntlich andere 
Gesetze und lässt sich vielleicht unter dem Gesichtspunkt der bundesdeutschen Souveränität wie 
in Kapitel V 5 erläutert, erklären. 

Doch zurück zum konkreten Fall: Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat¬ 
te eigenartigerweise nicht über die Ehrung des Ministers in Athen berichtet, ebenso wenig ein 
einziges Organ der deutschen Presse. - Und bis heute ist über den Verbleib des Geldes nichts 
bekannt. Das Auswärtige Amt schweigt ebenso wie der Preisträger selbst. Wie aus § 5 Abs. 3 des 
Bundesministergesetzes hervorgeht, haben Mitglieder und ehemalige Minister der Bundesregie¬ 
rung über Geschenke jedoch Mitteilung zu machen. Die Bundesregierung entscheidet über deren 
Verwendung und in den meisten Fällen werden die Geschenke bzw. Gelder dem Bundeshaushalt 
zugeführt. Im Falle Genscher ist der Verbleib der DM 500.000,— bis zum heutigen Zeitpunkt 
ungeklärt. Das persönliche Büro des ehemaligen Ministers bedauerte gegenüber der Redaktion 
der Jungen Freiheit , wie ihrer Ausgabe vom 13. August 1999 zu entnehmen ist, nicht Stellung 
nehmen zu können, da sich Hans-Dietrich Genscher gerade im Urlaub befände. Der Redakteur 
urteilte, dass sich die Bescheidenheit und Verschwiegenheit des Ministers auszahlten. Der Bun¬ 
desrechnungshof wollte auf Anfrage den Hinweisen nachgehen, doch könnte er die Ergebnisse 
der Untersuchung nur der geprüften Stelle und den gesetzgebenden Organen zuleiten (AZ: II I 
052035). Eine Mitteilung an andere sei aus Rechtsgründen nicht möglich. — Und so bleibt nach 
Ansicht des Verfassers der Rechtsfrieden gewahrt! 

Die Junge Freiheit urteilte über die ausbleibende Feststellung der staatlichen Ämter über den 
Verbleib des Geldes: Die Mühlen der Bürokratie würden langsam mahlen und der ehemalige 
Minister habe mächtige Freunde in den entscheidenden Gremien. Auffällig sei jedoch die seltsa¬ 
me Scheu aller befragten Stellen, den Fall unter die Lupe zu nehmen. Das rätselhafte Verschwin¬ 
den der DM 500.000,- füge der Vita Genschers ein weiteres Fragezeichen hinzu, womit auf seine 
Beweggründe für seinen plötzlichen Rücktritt am 27. April 1992 verwiesen wird: Nach Ansicht 


472 Der Verfasser verweist an dieser Stelle auf das Kapitel V 5 und die bundesstaatliche Souveränität 
und die damit verbundenen Einschränkungen hin. 
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des Redakteurs vermochten dazu Genschers eigene Ausführungen in seinen Memoiren nicht zu 
überzeugen. Zu der Zeit, als er sich Anfang 1991 rein privat in Athen aufhielt, wie er schrieb, 
bewegten ihn Zweifel an der politischen Glaubwürdigkeit der FDP in der Koalition. Die Partei sei 
aus der Bundestagswahl von 1990 gestärkt hervorgegangen und in den Koalitionsverhandlungen 
sehr selbstbewusst aufgetreten. - Jedoch fühlte sich die FDP erpresst, insbesondere in den Fragen 
des ,Aufbau Ost’ hätte es Differenzen gegeben. All dies war für Genscher wohl Grund genug, 
seinen in drei Wochen, am 18. Mai 1992 bevorstehenden achtzehnten Jahrestag seiner Ernennung 
zum Aussenminister nicht zu begehen. Sein geplanter Rücktritt war abrupt und ohne vorherige 
Warnung. Es bleibt die Frage, weshalb der Minister seine Pläne geheim hielt und selbst das Kabi¬ 
nett und die europäischen Partner im Unklaren ließ. - Denn es standen der wichtige £G-Wirt- 
schaftsgipfel, der KSZE -Gipfel und der A^TO-Gipfel unmittelbar bevor. Und genau zu diesem 
Zeitpunkt trat er ab. Einem Reporter gegenüber soll er gesagt haben, dass er nicht so lange warten 
wollte, bis sie ihn fragen, wann er gehe, was natürlich sehr glaubwürdig klang. 

Wäre schon damals bekannt gewesen, was das Nachrichtenmagazin Focus berichtete, dass 
das Kanzleramt und der Verfassungsschutz über Jahre hinweg die Existenz eines Spions im 
engsten Umfeld des Außenministers vertuschten, hätte sich die Frage nach dem Zeitpunk des 
Rücktritts nicht weiter gestellt. Ab 1988 häuften sich die Verdachtsmomente, dass vertrauliche 
Gespräche des Außenministers mit westlichen Amtskollegen über Pläne zur deutschen Einheit 
dem ostberliner Ministerium für Staatssicherheit schnell und zuverlässig hinterbracht wurden. 
Obwohl bereits der amerikanische und deutsche Geheimdienst in dieser Hinsicht aufmerksam 
geworden waren, so Focus weiter, begannen die Bonner nur zögerlich mit höchst dilettantischen 
Ermittlungen im kleinsten Kreis. So habe die Bundesanwaltschaft erst aus der Zeitung von dem 
brisanten Verdacht erfahren, die Parlamentarische Kontrollkommission sei sogar bewusst hin¬ 
tergangen worden. Alle bangten zu diesem Zeitpunkt um die Reputation der Bundesrepublik im 
Hinblick auf den ernsten ,Verratsfalf, der nach Ansicht von Experten noch fataler als der Fall 
Guillaume gewesen wäre. 473 

Der Berliner Innensenator Wertebach war damals Chef des Verfassungsschutzes und an den 
Bemühungen zur Enttarnung des Spions beteiligt und konnte dafür Sorge tragen, den Skan¬ 
dal zu verheimlichen. Er habe die Akten der Staatssicherheit nach belastendem Material über 
Bonner Politiker durchsuchen und anschließend in Sicherheit bringen lassen. Aufschluss hie¬ 
rüber brachte der frühere Präsident des Bund der Vertriebenen , Dr. Herbert Czaja, der zeitlich 
gesehen ein wenig ausholte: Genschers Wunsch nach dessen Referendarsexamen in der ehe¬ 
maligen DDR sei es gewesen, Rechtsanwalt zu werden und er sei aus diesem Grund in den 
Referendardienst eingetreten. Nach Ansicht der zuständigen Justizministerin Hilde Benjamin, 
der „roten Guillotine“, die diesen Beinamen aufgrund ihrer brutalen Amtsführung erhielt, wäre 
der Anwärter jedoch nicht geeignet gewesen, für Leute wie ihn wäre kein Platz im Staat. Trotz 
ihrer Bedenken hätte sie ihn in die östliche Kaderschmiede geholt, von wo er nach wenigen 
Jahren ganz einfach ohne die sonst üblichen Probleme in die Bundesrepublik Deutschland und 
dann gleich in ein politisches Amt für die FDP überwechselte. Dr. Czaja fragte, ob der Bundes 


473 „Genscher Rücktritt. War es das?, vgl. FOCUS Magazin Nr. 21/1999, 22.05.1999. 
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außenminister etwas von den Kontakten seines Parteifreundes Mischnik mit Honecker wuss¬ 
te oder als Bundesinnenminister, als Verfassungsschutzminister, etwas über die Handlungen 
des Parlamentarischen Geschäftsführer Wienand. Dies hätte dem Minister doch viele Fragen 
aufwerfen müssen. Warum habe zum Beispiel der Verfassungsschutz Brandt nicht rechtzei¬ 
tig vor Guillaume gewarnt? Und weshalb sei Genscher strikt gegen die Weiterverfolgung von 
Belastungen aus der DDR-Zeit gewesen; weiter, ob diese entschuldigenden Hinweise von Gen¬ 
scher auf den Staatsgehorsam bei der von ihm nicht geliebten Vergangenheitsbewältigung auch 
gegenüber Verbrechen gegen die Menschlichkeit verstießen, gegenüber Grundrechten oder dem 
Völkerrecht gelten würden? Wehalb habe Der Spiegel nicht nach der Authentizität der von ihm 
selbst veröffentlichten Aussage der britischen Regierungschefin Thatcher gefragt, wonach Gen¬ 
scher dem britischen Kollegen Hurd im Jahr 1990 versichert haben soll, die Deutschen wollten 
das Gerede von einer Wiedervereinigung unterbinden. - Eine solche angebliche Aussage eines 
deutschen Außenministers sei keine Kleinigkeit. 474 

Dr. Czaja führte in seinem Artikel ebenso die völlig unklare Haltung Genschers zu den Ver¬ 
handlungen zum Zwei-plus-Vier-Vertrag mit dem polnischen Amtskollegen Skubiszewski an, der 
in einem Buch zur Vertreibung im Jahr 1968 geleugnet hatte, dass 1945 die Massenaustreibung 
der Deutschen völkerrechtswidrig gewesen wäre und postulierte, sie hätte rascher durchgeführt 
werden müssen, auch wenn es für den Einzelnen schmerzlich war und es zu einzelnen Über¬ 
griffen kam. Nach Czaja war es tragisch und dramatisch, wie sich der extreme Interessen ver¬ 
tretende Skubiszewski und Genscher die Karten der Ostpolitik zuspielten. Es sei wohl davon 
auszugehen, dass unter den in Sicherheit gebrachten Akten der Staatssicherheit auch Dossiers zu 
Hans-Dietrich Genscher und dessen nur schwer nachvollziehbaren Verhandlungstaktik während 
der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen verschwunden waren. Der damalige und stets um Deutschland 
besorgte Richard v. Weizsäcker wusste hierauf zu antworten: „Unser Außenminister war in unse¬ 
rer Welt die vertrauensbildende Maßnahme in Person.“ 

Es stellt sich die Frage, ob es sich im Fall Genscher lediglich um Peanuts handelte, wenn 
man an die wohl größtenteils aus deutschem Steueraufkommen stammenden abgekommen 160 
Mrd. US-Dollar denkt; diese wären zum Teil für den russischen Präsidenten in der Bank of New 
York blütenweiß gewaschen worden. — Und eine ganz andere Frage, die von Redakteuren unter¬ 
schiedlicher Zeitungen diskutiert wurde, wie etwa von der Die Welt am 28. Juni 1999 veröffent¬ 
licht: Die ganze Diskussion um Genscher stünde im zeitlichen Zusammenhang mit der Rückga¬ 
be der Kopien der Klarnamen-Dateien der Spionage-Hauptabteilung der DDR-Staatssicherheit, 
die sich im Besitz der Amerikaner befänden. Da wohl der amerikanische Geheimdienst bes¬ 
tens informiert war, wurde Genscher stets auch von den Gesprächen zwischen Präsident Bush 
und Bundeskanzler Kohl bei Konsultationen bezüglich einer möglichen Wiedervereinigung 
Deutschlands ausdrücklich ausgeschlossen. Es hieß, dass die beiden Regierungschefs unter vier 
Augen sprechen wollten. - Der amerikanische Außenminister Baker war dann aber erstaunli¬ 
cherweise doch immer mit dabei. Möglichen Aufschluss über die Verhältnisse gab der in einem 


474 Vgl. Dr. Herbert Czaja , „Warum trat Genscher so plötzlich zurück? , Deutscher Ostdienst , DOD 
Nr. 37, 15.09.1995. 
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Artikel im Ostpreußenblatt erwähnte britische Diplomat Christopher Story. Dieser berichtetein 
der sich auf nachrichtendienstliche Erkenntnisse Publikation stützende Zeitung Soviet Analyst, 
dass der frühere Außenminister Hans-Dietrich Genscher von dem sowjetischen Chef der Ein¬ 
flussagenten Moskaus, Alexandr Bessmertnych - ein russischer Wissenschaftler, Politiker und 
Diplomat - geführt worden sei. Es heisst weiter, dass es auch eine begründete Annahme dafür 
gäbe, dass der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder unter der Leitung oder gar direkt von 
Vladimir Putin rekrutiert worden sein soll, als dieser in der ehemaligen DDR für den sowje¬ 
tischen Geheimdienst KGB tätig war. Vor diesem Hintergrund sind Äußerungen von Schröder 
über Putin als sein Freund oder „lupenreinen Demokraten“ nach Ansicht des Verfassers besser 
zu verstehen. Schröder ist lange schon Aufsichtsratschef der Nord Stream AG, die mehrheitlich 
der russischen Gazprom gehört und hat diesen Posten bekommen, weil es der russische Präsi¬ 
dent so vorschlug. - Er verdient gut dabei. 


3. Politische Beteiligung der Deutschen 

3.1 Vom ersten Achtungserfolg bei den Ergänzungswahlen bis zum Einzug in 
kommunale Vertretungen 1990 

Nachdem die Deutschen nach langem Ringen um ihre offizielle Existenzberechtigung obsiegt hat¬ 
ten, verlangten sie nunmehr auch eine angemessene Beteiligung am politischen Geschehen. Sie 
wollten insbesondere ihre Vertretung im polnischen Sejm und in den beschlussfassenden Organen 
der Kommunen gesichert sehen. Wie sich die politische Tätigkeit der Deutschen in Oberschlesien 
entwickelte, wurde zum ersten mal sichtbar, als durch den Tod des langjährigen Oppelner Sena¬ 
tors, Edmund Osmanczyk, im Februar 1990 eine Nachwahl für den vakanten Posten erforderlich 
wurde. Im Senat, dem Oberhaus des polnischen Parlaments, hatten die Mitglieder des Bürger¬ 
komitees Solidarnosc 99 der 100 Sitze inne. - Jede der 49 polnischen Wojewodschaften ents¬ 
andte je zwei Senatoren, die beiden größeren Städte, Warschau und Lodz je einen zusätzlich. Es 
stieß daher nicht auf entsprechende Gegenliebe seitens der Gewerkschaft, als der nunmehr gerade 
zugelassene Deutsche Freundschaftskreis am 12. Januar des Jahres den parteipolitisch unabhän¬ 
gigen Kandidaten der deutschen Volksgruppe, Heinrich Kroll, nominierte. In kurzer Zeit wurde 
mehr als das Dreifache der hierfür erforderlichen 3.000 Unterschriften gesammelt. 

Zwei Tage vor Ablauf der Meldefrist für die Wahlen schien es fraglich, ob überhaupt ein 
Gegenkandidat zur Verfügung stünde; schließlich sollten jedoch drei Konkurrenten mit Kroll ins 
Rennen gehen. Dies waren die von der Solidarnosc unterstützte Folkloristik-Professorin Dorota 
Simonides, eine dem Gewerkschaftsbund (OPZZ) angehörende Kandidatin sowie ein nicht weiter 
bedeutsamer polnischer Geschäftsmann. Simonides, die einst Abgeordnete der Blockpartei SD 
war und sich mit der Nomenklatura bestens arrangierte, hatte noch wenige Wochen zuvor in der 
polnischen Tageszeitung Zycie Warszawy geäußert, dass sie sich nicht um ein politisches Mandat 
bemühen wolle, da es im Parlament nur zu viel Redeschwall und zu wenig konkrete Ergebnisse 
gäbe. Ihre Bereitschaft, nunmehr dennoch zu kandidieren, begründete sie damit, zeigen zu wollen. 
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dass im Oppelner Raum mit Heinrich Kroll nicht nur eine deutsche Option bestünde. 475 Ihrer Mei¬ 
nung nach müsste man nämlich zwischen drei Schlesiertypen unterscheiden: Diejenigen, die sich 
selbst als Polen fühlten, diejenigen die Schlesier gewesen seien und Schlesier bleiben wollten und 
schließlich auch solche, die sich aus verschiedenen Gründen als Deutsche zu fühlen begannen. 

Die Politikerin, die sich besonderer Beliebtheit bei dem deutschen Fernsehsender ARD und der 
Evangelischen Kirche Deutschlands , EKD , erfreute, suggerierte ihren ausländischen Gesprächs¬ 
partnern, dass die deutsche Minderheit einen Störfaktor im deutsch-polnischen Verhältnis bildete, 
in ihr verkappte Nazis tonangebend seien. Interessant in diesem Zusammenhang ist, wie sich ein 
Sprecher der deutschen Minderheit über die westdeutsche Berichterstattung beschwerte. Für die 
polnische Bevölkerung hätten sie mehr Verständnis als für die eigenen Landsleute. Bezüglich 
der Unterstützung durch die westdeutschen Parteien habe man von der CDU den Eindruck, dass 
sie vorsichtig auf Distanz gehe, um Mazowiecki und seine Leute nicht zu vergraulen; von der 
SPD, FDP und den Grünen sei von vornherein nicht viel zu erwarten; lediglich die CSU trete 
für sie ein. 4 6 Die von Heinrich Kroll im Wahlkampf propagierte Aussöhnung zwischen Polen 
und Deutschen war glaubhaft und kam bei den Leuten gut an, zumal er auch mit einer Polin 
verheiratet ist. Er war angetreten, um dem nicht enden wollenden Exodus seiner Landsleute in 
die Bundesrepublik aufgrund der verheerenden wirtschaftlichen Lage Einhalt zu gebieten. - Mit 
einem Monatsgehalt von einer Million Zloty (etwa DM 180,—) war er gerade ein wenig besser 
gestellt als der Durchschnitts-Einkommensbezieher in Oberschlesien. Auf seinen Wahl Veranstal¬ 
tungen betonte Kroll, dass es höchste Zeit sei, dass die Schlesier endlich Herr in ihrem eigenen 
Hause würden. Schlesier müssten in überwiegend deutsch bewohnten Städten die Schulleiter sein 
und dort ebenso in Amtsstuben sitzen; die deutsche Volksgruppe müsste selbst über ihre örtlichen 
Angelegenheiten bestimmen und das Recht haben, in der Sprache ihres Herzens zu reden und zu 
beten. Wenn sie dies schafften, dann könnten sie sich zu Hause fühlen und müssten das Land nicht 
mehr verlassen. 477 

Die Mitkonkurrenten von Kroll erhielten durchwegs Zugang zu Rundfunk und Fernsehen, 
was dem Deutschen meist verweigert wurde. Dennoch erreichte er im ersten Wahlgang der Ergän¬ 
zungswahlen zum polnischen Senat den größten Stimmenanteil von knapp 40% bei einer Wahl¬ 
beteiligung von lediglich etwas über 30%. In Gemeinden mit mehrheitlich einheimisch-deutscher 
Bevölkerung beteiligten sich die Wähler dagegen mit bis zu 80%. Von den rund 220.000 abgege¬ 
benen Stimmen erhielt Kroll mehr als 84.000. Da das Ergebnis von Dorota Simonides unter dem 
von Kroll lag und die beiden anderen Kandidaten weit abgeschlagen waren, wurde nunmehr eine 
Stichwahl zwischen den beiden Bestplazierten erforderlich. Wie die Parteizeitung der Gewerk¬ 
schaft Solidarnosc , Gazeta Wyborcza , berichtete, war der Wahlkampf in seiner zweiten Phase 
durch starke Emotionen sowohl von deutscher wie auch polnischer Seite geprägt. So seien Wahl- 


475 Vgl. „Deutscher kandidiert für polnischen Sejm. AG MO fordert Chancengleichheit und Zugang 
zu den Medien“, Deutscher Ostdienst, Nr. 4, 26.01.1990. 

476 Joachim Georg Görlich , „Bei den Deutschen in Oberschlesien“, Criticön Nr. 12, August 1990, S. 19. 

477 Vgl. Stefan Dietrich , „Eine Volksabstimmung in Schlesien - ohne Aufstand. Der Kampf um einen 
Senatorensitz in Oppeln“, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 05.02. 1990. 
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plakate der beiden Kandidaten abgerissen oder verunstaltet, in Oppeln und anderen Ortschaften 
Parolen wie ,Deutsche raus’ an die Wände geschmiert worden. 478 Obwohl Heinrich Kroll mit 
124.498 zu 258.134 Stimmen für Dorota Simonides 479 - 32,6% zu 67,4% des Stimmenanteils- 
eindeutig unterlag, bedeutete das Wahlergebnis vom 18. Februar 1990 für die deutsche Minderheit 
dennoch einen großen Erfolg. - Hatte doch der größte Teil der einheimischen Bevölkerung ftir 
ihn gestimmt. Dies war umso bemerkenswerter, als die deutschen Schlesier stets nur ein geringes 
Interesse an polnischen Wahlen gezeigt hatten. Wie die Wahlergebnisse belegen, konnte der Kan¬ 
didat der deutschen Volksgruppe in 31 von 64 Städten und Gemeinden die absolute Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen erreichen. Vor allem auf dem Land, in den kleinen Städten und Gemeinden 
konnte Kroll große Gewinne für sich verbuchen. Der Wahlerfolg der Kandidatin der Solidarnosc 
beruhte auf den hohen Stimmenanteilen in den Städten, aus denen die Deutschen fast vollständig 
vertrieben worden waren. Der Redakteur der polnischen Zeitung bescheinigte dem deutschen 
Kandidaten auch, dass er es verstanden hätte, die traditionell gleichgültigen Schlesier zu mobili¬ 
sieren. So sei die Wahlbeteiligung in den überwiegend deutsch bewohnten Gemeinden erheblich 
höher gewesen, als in denjenigen mit zugereisten polnischen Einwohnern. Damit hätte Polenden 
Kampf um die Autochthonen verloren. „Die Schlesier gaben Prof. Simonides - der Schlesierin 
mit polnischer Orientierung - sehr wenige Stimmen, ln Döbem, einer vor dem Krieg traditionell 
polnischfreundlichen Hochburg erhielt sie 157 und Heinrich Kroll 1.076 Stimmen; die Enkel der 
Kämpfer für Polen haben anders entschieden.“ 480 

Als am 27. Mai 1990 in ganz Polen zum ersten Mal nach Kriegsende eine kommunale Selbst¬ 
verwaltung frei gewählt werden sollte, war damit vor allem für die Deutschen in den oberschle¬ 
sischen Gemeinden die historische Chance gegeben, nach 45 Jahren der Unterdrückung durch 
die polnischen Machthaber eigene Kandidaten in die Kommunalverwaltung zu entsenden. Zwar 
wurden die oberschlesischen Wahlbezirke so eingeteilt, dass sich die deutsche Wählerschaft auf 
Oppeln, 481 Kattowitz und Tschenstochau verteilte, dennoch gelang insgesamt 388 von 500 in der 
Wojewodschaft Oppeln aufgestellten deutschen Kandidaten der Sozial-Kulturellen Gesellschaft 
der deutschen Minderheit der Einzug in oberschlesische Gemeinderäte, ln einigen Kommunen, 
manchmal auch in solchen mit polnischen Mehrheiten, wurden deutsche Bürgermeister gewählt, 
wo sie Koalitionen mit polnischen Konservativen aus den Bürgerkomitees gebildet hatten. Da 
die eingesessenen Schlesier ebenfalls zur konservativ-kirchentreuen politischen Linie zu rechnen 
waren, stellte dies jedoch kein größeres Problem dar. Im Joumalistenklub in Breslau sei zu erfah¬ 
ren gewesen, dass die Belange der deutschen Minderheit bei den polnischen Konservativen, die 
Monarchisten eingeschlossen, auf volles Verständnis stießen, die strikten Nationalisten einmal 


478 Hartmut Koschyk , „Perspektiven für die Deutschen im polnische Machtbereich“, Politische 
Studien , Heft 314, 1990, S. 709. 

479 Joachim Rogall , „Die deutsche Minderheit in Polen heute“. Aus Politik und Zeitgeschichte. 
B 48/93, 26.11.1993, S. 37. 

480 „Die Deutschen kommen aus der Versenkung“, Gazeta Wyborcza , 21./22.09.1991 (Übersetzung 
eines staatl. geprüften Dolmetschers). 

481 Vgl. „Wahlbezirk Oppeln“, Schlesische Nachrichten, 10/1990. 
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ausgenommen. Doch setzten sich die polnischen Sozialdemokraten von ihrem Vorsitzenden Dr. 
Jan Josef Lipski bis zum Senator und Chefredakteur des Solidarnosc-Organs Gazeta Wyborcza , 
Adam Michnik, Politiker jüdischer Herkunft, ebenso entschieden für diese Belange ein. 482 

Im Vergleich zu den Ergebnissen der Nachwahl zum polnischen Senat konnten die Deutschen 
ihre Position gerade auf dem Land weiter ausbauen; in größeren Ortschaften mussten sie jedoch 
überraschende Verluste hinnehmen. Aus der Mitte der Gemeinde und Stadträte wurden im Laufe 
der folgenden Wochen auch die Abgeordneten der einzelnen Wojewodschaftsparlamente gewählt. 
Die gemeinsame Verantwortung deutscher wie polnischer Politiker brachte eine Veränderung in 
der politischen Landschaft mit sich und bewirkte eine bessere Verständigung zwischen Deutschen 
und Polen zumindest erst einmal auf kommunaler Ebene. Zugleich bewirkte der erfolgreiche 
Wahlausgang für die deutsche Minderheitenorganisation bei vielen Mitgliedern auch eine gewis¬ 
se Aufbruchstimmung; man wusste jetzt, dass es vorangeht. So konnten die Deutschen durch ihre 
aktive Wahlkampagne weitere 173 neue Deutsche Freundschaftskreise mit über 130.000 Mit¬ 
gliedern gründen. Besonders stark war die deutsche Volksgruppe im Oppelner Bezirksparlament 
vertreten. Mit Prof. Gerhard Bartodziej und Alfons Schnura, die von der Mehrheit sowohl der 
deutschen als auch der polnischen Gemeindeabgeordneten gewählt worden waren, stellten sie 
den ersten und zweiten Bürgermeister in Groß-Strehlitz. Es scheint, als ob die polnischen Wähler 
durch ihr Stimmverhalten mit der kommunistischen Vergangenheit abrechnen und den etablierten 
Parteien einen Denkzettel für die jahrzehntelange abschätzige Behandlung bzw. Vernachlässigung 
der oberschlesischen Region durch die Warschauer Zentralregierung verabreichen wollten. 483 

Fünf Monate nach den für die Deutschen so erfolgreich verlaufenen Wahlen übergab eine 
Delegation des Zentralrates der deutschen Gesellschaften in der Republik Polen Politikern und 
Journalisten eine umfangreiche Erklärung, in der es u.a. heißt: 

„Wir Deutschen, die wir in den Gebieten östlich der Oder und Neiße leben, wollen hier 
in unserer Heimat weiterleben und behilflich sein beim Wiederaufbau der Volkswirtschaft 
und der Erhaltung der Umwelt. Wir wollen hier ohne Angst leben, damit wir unsere Hei¬ 
matgebiete wieder lieben können, wie zu früheren Zeiten. Wir brauchen aber die Sicher¬ 
heit, dass wir hier als Deutsche unsere Zukunft haben. 

Der Zentralrat sieht die dringende Notwendigkeit einer weiteren Intensivierung der 
deutsch-polnischen Zusammenarbeit und Verständigung auf allen Gebieten des sozialen, 
politischen und wirtschaftlichen Lebens im Zusammenhang mit dem Bau eines ,gemein- 


^82 Joachim Georg Görlich , „Bei den Deutschen in Oberschlesien“, Criticön Nr. 12, August 1990, S. 19. 

483 Eine Umfrage, die im Auftrag der Batory-Stiftung vom Schlesischen Institut im Jahre 1993 unter 
polnischen wie schlesischen Einwohnern — hierunter waren wohl die Deutschen zu verstehen — 
unternommen wurde, waren im Wahljahr 1990 25,6 % der Polen und 35,5 % der Schlesier am 
Politischen gänzlich uninteressiert, 44,5 % bzw. 47,5 % wenig interessiert und lediglich 29,9 % 
bzw. 16,9 % sehr interessiert. 

Vgl. Danuta Berlinska , „Die deutsche Minderheit im Oppelner Schlesien , Mühleim/ Ruhr 
02/1994, Begegnungen — Die Minderheit in Oberschlesien. Brücke oder Hindernis in den 
deutsch-polnischen Beziehungen, Manuskript der gleichnamigen Tagung in Zusammenarbeil mit 
dem Instytut Slaski, 2.- 4.12.1993, Evangelische Akademie, S. 71. 
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samen europäischen Hauses 1 . Grundlagen für die Verwirklichung obengenannter Ziele sind 
für uns die gemeinsame deutsch-polnische Erklärung vom 14. November 1989, der inter¬ 
nationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte 5 vom 19. Dezember 1966 und die 
KSZE- Vereinbarungen, insbesondere das Kopenhagener Ä3Z£-Dokument vom Juni 1990. 484 

Der Zentralrat sah die dringende Notwendigkeit einer vollen Herstellung der Menschen- und 
Gruppenrechte für die Deutschen in Polen in einem deutsch-polnischen Vertrag. Insbesondere 
forderte er: 

Anerkennung und Garantie des Gruppenstatus für die deutsche Volksgruppe. 

Das Recht des einzelnen, sich frei zu seiner Volksgruppe zu bekennen. 

- Verwirklichung des Rechts auf Heimat. 

- Recht auf Selbstverwaltung in den Bereichen Kultur, Sprache und Religion. 

- Finanzielle Förderung der kulturellen, muttersprachlichen, sozialen und wirtschaft¬ 
lichen Belange durch die Republik Polen. 

- Keine Beseitigungen und Einschränkungen der Verfassungs- und Gesetzesbestim¬ 
mungen in der Bundesrepublik Deutschland zur Aufnahme Deutscher aus den 
Gebieten östlich von Oder und Neiße. 

- Wahrung der fortbestehenden deutschen Staatsangehörigkeit und Ausübung der 
Schutz- und Fürsorgepflicht durch die Bundesrepublik Deutschland. 485 


3.2 Einzug in den polnischen Sejm und Senat 1991 

Im März 1991 beschlossen die Vertreter von insgesamt zehn Minderheitenorganisationen in der 
Republik Polen, einen Nationalen Minderheitenrat zu berufen, um sich politisch besser integrie¬ 
ren zu können. Das Gremium sollte vor allem Unterstützung in rechtlichen Fragen leisten und 
dafür Sorge tragen, dass die Rechte der Minderheiten durch das polnische Parlament auch in der 
Verfassung festgeschrieben würden. 486 So entschlossen sich Deutsche und Weißrussen, ihre Lan- 


484 Zu den vorhergehenden Verträgen, siehe Kapitel II 2.3. 

485 „Forderungen der Deutschen in der Republik Polen“, v 4 GM>Pressedokumentation, Oktober 
1990, veröffentlicht in Schlesische Nachrichten , Nr. 21,01.11.1990. 

486 Jerzy Szteliga, „Die Situation der nationalen Minderheiten in Polen heute“, Begegnungen Die 
Minderheiten in Oberschlesien. Brücke oder Hindernis in den deutsch-polnischen Beziehungen 
Tagung in Zusammenarbeit mit dem ,Institut Slaski 5 , 2. - 4.12.1993, Evangelische Akademie, 
Mühlheim/Ruhr 2/1994, S. 40. 
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deslisten zusammenzufügen. Sie glaubten die nach dem Wahlgesetz von ihnen verlangten Unter¬ 
stützungsunterschriften für die Zulassung in einem der insgesamt 37 Wahlbezirke damit leichter 
erzielen zu können. Doch die Bemühungen waren letztendlich vergebens, da sich die Behörden 
weigerten, die Vereinigung überhaupt zu registrieren. 487 Somit war auch die Arbeit des Gremiums 
beendet, und die Deutschen mussten die im Oktober 1991 anstehenden Parlamentswahlen für den 
polnischen Sejm und den Senat selbständig meistern. Ihnen war bewusst, dass sie nur durch eine 
eigene politische Vertretung im Parlament auf die ihrer Meinung nach erst zum Teil verwirklich¬ 
ten Minderheitenrechte aufmerksam machen könnten. 

Um sich in allen Wahlkreisen um Direktmandate bewerben zu können, benötigten sie die Unter¬ 
stützung von insgesamt 20.000 Wahlberechtigten oder die Registrierung in zwei Wahlbezirken. 
Unabhängig davon, in wie vielen Wahlkreisen sie kandidierten, stand ihnen das Recht zu, Landes- 
iisten einzureichen. An der Verteilung der Mandate, die über diese Landeslisten vergeben wurden, 
nahmen sie automatisch teil. Die übrigen Bewerber würden nur dann berücksichtigt, wenn ihre Par¬ 
tei in mindestens fünf Wahlbezirken Direktmandate erwarb oder landesweit wenigstens fünf Prozent 
der Stimmen erzielte. 488 Binnen kurzer Zeit brachten die Deutschen aus der Oppelner Gegend über 
50.000 Stimmen zusammen, doch beschlossen sie, nur in neun von 37 Wahlkreisen anzutreten 489 Bei 
diesen ersten freien Wahlen, die am 27. Oktober 1991 stattfinden sollten, bewarben sich insgesamt 
6.980 Kandidaten von 69 Parteien, Parteibündnissen, Gewerkschaften und Minderheitenorganisati¬ 
onen um 460 Sitze im polnischen Abgeordnetenhaus, dem Sejm 49u Die Deutschen kandidierten auf 
der Liste der Deutschen Minderheit , das DFK- Landeswahlkomitee platzierte auf dieser Liste lan¬ 
desweit 58 Kandidaten. In Oberschlesien stellten sich die Deutschen in den Wahlbezirken Oppeln, 
Gleiwitz, Kattowitz (Wahlkreise 36 und 37) und Tschenstochau zur Wahl. Sie warben vor allem für 
ein friedliches Zusammenleben zwischen Polen und Deutschen. Die führenden Persönlichkeiten 
im Zentralrat der Sozial-Kulturellen Gesellschaften glaubten, dass durch eine eigene Vertretung im 
Parlament und den einzelnen Ortsverbänden es möglich würde, sich weniger auf die politischen als 
vielmehr auf die eigentlichen wichtigen kulturellen und sozialen Aufgaben konzentrieren zu kön¬ 
nen. 4,1 Die größten Wahlchancen rechneten sie sich im Bezirk Oppeln aus, wo ihre Vertreter bereits 
bei den Kommunalwahlen des vorigen Jahres sehr erfolgreich waren. 


487 Die Warschauer Zeitung Rzeczpospolita kritisierte, dass sich der Bürger aufgrund des Zwangs zu einem 
Bündnis der kleinerer Parteien untereinander kaum noch orientieren könnte. 

488 „Orientierung für Wähler wird schwieriger. Mehr als fünfzig Parteien und Gruppen stellen sich in 
Polen zur Wahl“, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15.10.1991. 

489 Wie Eugeniusz Guz in dem Bericht „Wahlen in Polen — neues Parlament - neue Probleme 
schreibt, hatte die deutsche Minderheit in zwei Fällen, in Stettin und Tschenstochau, auch gebür¬ 
tige Polen auf ihre Liste gesetzt. 

490 Wahlberechtigt waren insgesamt 27.516.166 Personen, von denen gut 43 % ihre Stimmen in 
den Wahlkreisen abgegeben haben. Vgl. „Ostdeutsche im polnischen Sejm und Senat vertreten“, 
AGMO-Intern, Nr. 9 - 10 1991. 

491 „53 Deutsche kandidieren bei polnischen Parlamentswahlen“, Gesamtdeutsche Nachrichten 
und Kommentare , Informationsdienst der Ost- und Mitteldeutschen Vereinigung der CDL CSL 
(Hrsg.), 12.09.1991. 
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Im Bezirk Kattowitz konnten sich die ansässigen Deutschen nicht auf eine gemeinsame Wahl¬ 
liste einigen. So mussten die dortigen deutschen Kandidaten nicht nur gegen die polnischen Kon¬ 
kurrenten, sondern auch gegen die sog. deutsche ,Spaltorganisation Versöhnung und Zukunft’ 
um Dietmar Brehmer antreten, der bis Mitte des letzten Jahres Generalsekretär des Zentralrates 
der deutschen Minderheit in Polen gewesen war. Heinrich Kroll warf ihm vor, sich eigenmächtig 
für dieses Amt ernannt, Experten und Berater ohne Abstimmung mit dem Rat berufen und mit 
dem Rat nicht abgestimmte politische Dokumente verbreitet zu haben. Seine demonstrative Ver¬ 
zichtshaltung zur Oder-Neiße-Grenze überschritte das nach Ansicht der übrigen Mitglieder des 
Zentralrates für sie tolerierbare Maß. Brehmer wurde aus seinem Amt entfernt, woraufhin er sei¬ 
ne eigene Organisation gründete. 492 Trotz eines schwierigen Wahlkampfes vermochten zunächst 
sechs Deutsche als Abgeordnete für den Deutschen Freundschaftskreis in den Sejm einzuziehen. 
Nach Angaben der AGMO, der die offiziellen Angaben der staatlichen Wahlkommission vom 31. 
Oktober 1991 vorlägen, errangen sie folgende Ergebnisse: 


Wahlbezirk Oppeln 

Stimmen 

Heinrich Kroll (DFK Krappitz) 

43.983 

Helmut Pazdior (DFK Bergstadt) 

11.732 

Bruno Kozak (DFK Heydebreck-Cosel) 

3.611 

Wahlbezirk Kattowitz 


Edmund Bastek (DFK Beuthen): 

5.159 

Willibald J. Fabian (DFK Ratibor): 

7.349 

Wahlbezirk Tschenstochau 


Georg Brylka (DFK Guttentag): 

493 

5.329 


492 Der Verfasser hat Dietmar Brehmer im ,Bürgerhaus’ seiner Organisation in Kattowitz aufgesucht 
und länger mit ihm konferiert. Die Stätte steht deutschen und polnischen Bürgern gleicherma¬ 
ßen mit einer Aufwärmstube, einer Bibliothek und weiteren Einrichtungen zur Verfügung. Ob 
die angeführten Beschuldigungen zutreffen, kann der Verfasser nicht beurteilen. Während des 
mehrstündigen Gesprächs machte Brehmer deutlich, dass er einen Ausgleich über kontinuier¬ 
liche Zusammenarbeit von Deutschen und Polen erreichen wolle. Demnach erschien es nicht 
so, als würde er gegen die Interessen der Deutschen arbeiten wie behauptet wurde und wird. 
Wahrscheinlicher ist, dass beide deutschen Organisationen um die Wählerschaft und damit um 
die zu vergebenden Mandate rungen. Vor dem Hintergrund, dass der DFK v.a. vom CDU- nahen 
Bund der Vertriebenen unterstützt wird, Brehmer jedoch von der sozialdemokratisch geführten 
nordrheinwestfalischen Landesregierung, wird manches klarer. 

493 Vgl. „Ostdeutsche im polnischen Sejm und Senat vertreten“, AGMO-Intern, Nr. 9 - 10 1991. ln 
den drei Wahlbezirken haben die Deutschen insgesamt gut 77.000 der Stimmen erzielt. 
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Im Wahlbezirk Oppeln waren insgesamt zehn, im Wahlbezirk Kattowitz und Umland siebzehn 
und im Wahlbezirk Tschenstochau acht Abgeordnete zu wählen. - Von den 35 deutschen Bewer¬ 
bern schafften acht den Einzug ins Parlament; einem weiteren, Dr. Anton Kost aus dem Oppelner 
Bezirk, gelang dies über die DFK-Landesliste. 

Die übrigen Parteien schnitten wie folgt ab: Die Demokratische Union (DU). die Partei des 
früheren Ministerpräsidenten Mazowiecki und die Allianz der demokratischen Linken (SLD). die 
Kommunisten, erreichten als stärkste Parteien 12,31 % und 11,98 % der Stimmen. Die Katho¬ 
lische Wahlaktion (WAK), die Partei der Kirche, folgte zusammen mit dem Bürger\erständi- 
gungs-Zentrum (POC ), die Walesa nahesteht, mit 8,73 % und 8,71 % Stimmenanteil. Fast genauso 
viel erreichte die frühere Blockpartei SD mit 8,67 %, gefolgt von der Konföderation Unabhängi¬ 
ges Polen (KPN), den Radikal-Nationalisten wie dem Liberal-Demokratischen Kongreß (KID), 
die Partei des Regierungschefs Bielecki, mit 7,50 % und 7,60 %. Ein wenig abgeschlagen schien 
die Bauern-Verständigung (PL) mit 5,47 % der Stimmen. 4 * 4 
Für den Senat, die zweite polnische Parlamentskammer, ging Prof. Gerhard Bartodziej 495 aus 
Groß-Strehlitz als Bew erber des DFK ins Rennen, ln der Wojewodschaft Oppeln errang er mit 
insgesamt 82.031 Stimmen neben der Mitbewerberin Simonides, die 138.212 Stimmen erzielte, 
einen der beiden zu vergebenden Senatorensitze. Der Deutsche w urde auch zum Bürgermeister 
von Groß-Strehlitz und innerhalb der Sozial-Kulturellen Gesellschaften zum Vizepräsidenten des 
Bezirkslandtages der Wojewodschaft Oppeln gewählt. Insgesamt erreichte der DFK ein Gesam¬ 
tergebnis von 1,17 %der Stimmen, die Gruppierung ,Versöhnung und Zukunft', die nur im Katto- 
witzer Bezirk angetreten war. ging ohne Mandat aus den Wahlen hervor. 

Kurz nach den Wahlen vom 27. Oktober 1991 gab der Bund der Vertriebenen eine Presse¬ 
mitteilung heraus, in der dessen Präsident. Dr. Herbert Czaja. die Ostpolitik der Bundesregie¬ 
rung massiv kritisierte. Da sie konstant gravierende Fehler aufweise, würden die ehrlich um 
Demokratisierung ringenden Kräfte in Polen zu wenig unterstützt. „Die Stärke der Nachfol¬ 
gepartei der Kommunisten beweist, wie einflussreich und hellwach ... die Nomenklatura von 
gestern bei schwacher Wahlbeteiligung ist. Nicht die Arbeiter haben ihr über 13 % der Stimmen 
gegeben, sondern Menschen, die an den Schaltstellen der gesellschaftlichen Institutionen das 
Sagen hatten und noch z.T. haben ... große Teile der polnischen Bevölkerung haben noch nicht 
diejenigen Politiker entdeckt, denen sie die Überwindung der posttotalitären Schwierigkeiten 
Zutrauen.“ 496 Die kommunistische Nachfolgepartei, die Vereinigte Linke, sei, wie Czaja weiter 
ausführte, genauso Gegnerin der Deutschen wie die linksnationale Demokratische Lnion von 


494 Vgl. Eugeniusz Guz „Wahlen in Polen - Neues Parlament - neue Probleme“, Bericht über die 
Wahlen, Archiv AGMO e.V, Bonn; „Ostdeutsche im polnischen Sejm und Senat vertreten", 
AGMO-Intern, Nr. 9 - 10 1991, Archiv AGMO e. V , Bonn. 

^95 Prof. Bartodziej, Elektrotechnik-Dozent an der Technischen Hochschule Gleiwitz, spricht flie¬ 
ßend deutsch, obwohl er niemals eine deutsche Schule besuchen oder die Sprache aut einer 
Universität studieren durfte; wie er dem Verfasser mitteilte, hat er sie in der Familie und mit 
Freunden gelernt. 

496 „Gespaltene Gesellschaft in Polen - Gute Ergebnisse für die Deutschen“, Bund der Vertriebenen 
~~ Pressemitteilung, 28.10.1991. 
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Kuron und Mazowiecki. - Dazu müsste man nur deren Schriften von 1980 nachlesen. Zwar sei 
ein Wandlungsprozess erfolgt, aber dennoch stehe die Mehrheit der Partei weit links und suche 
noch mehr Stimmen, indem sie Front gegen die Deutschen machte. Wie viel von weit rechts 
zu dieser Deutschfeindlichkeit hinzutrete, sei schwer abzuschätzen. Diese polnischen Wahlen 
gäben politisch denen Recht, die wegen der schweren Lücken, Widersprüche und Ungereimt¬ 
heiten in dem Grenz- und Nachbarschaftsvertrag ’Nein 4 , aber ’Ja‘ zu einem praktischen Ringen 
um Zusammen- und Wiederaufbauarbeit sagten. 

Der Politiker und Verbandsfunktionär prognostizierte einen schwierigen Weg für die Deutschen 
in der Heimat. Es sei noch nicht abzusehen, wer in der Mitte des Parteienspektrums ihnen dialogbe¬ 
reit gegenüberstünde. - Die Vertreter des Deutschen Freundschaftskreises wären da nicht ohne Hoff¬ 
nung. Doch behandelte ein Teil der hiesigen Medien alles, was in Polen nicht zur Vereinigten Lin¬ 
ken, den früheren Kommunisten und zur stark linken und nationalistischen Demokratischen Union 
sowie zur linken Bauernpartei gehöre, als rechtsnational. - Für diese Parteien treffe das aber nicht 
zu. Die alten Sozialdemokraten seien schwach, die Parteien der Mitte hätten sich bereits ein Jahr¬ 
zehnt vor dem Krieg nicht entfalten können, und die christlichen Demokraten wären seit jeher aus 
gesellschaftlichen und historischen Ursachen schwach. Doch darüber erführe man in den deutschen 
Medien nichts - sie berichteten weder über die großen Wahlerfolge der Deutschen in Oberschlesien, 
noch über die besonders schweren Bedingungen, denen die Landsleute unterworfen seien. Wenn die 
Deutschen in Oberschlesien jedoch eine feste parlamentarische Vertretung bekämen, könnten sie 
sich festigen und das Breslauer Generalkonsulat müsste ihnen gegenüber mit seinen Einwirkungen 
zurückhaltender auftreten; zudem würden sie dann nicht weiter zum Untertanengeist angehalten. 
Diese Wahlen seien eine abermalige Mahnung an die deutsche Ostpolitik, nicht wertneutral und 
wirklichkeitsfern zu sein und, anders als bisher, berechtigte deutsche Interessen standhaft zu ver¬ 
treten. 

Am 23. Dezember 1991 hielt der in den polnischen Sejm gewählte Johann Kroll, der zudem 
in den Ausschüssen ,Nationale und Ethnische Minderheiten’ sowie im ’ Ausschuss für Außenpoli¬ 
tik 4 vertreten war, seine erste Rede. 497 Er versuchte die Meinung einfacher breiter Bevölkerungs¬ 
schichten in die politischen Beratungen einzubringen und betonte, dass die deutsche Minderheit 
eine Brücke zwischen den Staaten und nicht Unruheherd sein wolle. In Schlesien, ihrem kleinen 
Vaterland seien die Deutschen nur noch eine kleine Minderheit. Die Deutschen wollten nunmehr 
zum Wohle des gesamten Gebietes beitragen; die wirtschaftliche Verbesserung in der schlesischen 
Region diene dem ganzen Land. 498 


497 „Parlamentsarbeit der deutschen Abgeordneten im Sejm 44 , Selbstbestimmung und Eingliederung. 
- SPD-Pressedienst , 21.01.1992. Wie berichtet wird, wurde in Oppeln unter dem Vorsitz von 
Kroll ein Parlamentarischer Klub der deutschen Minderheit gegründet. 

498 „Jungfernrede mit Intermezzo 44 , Selbstbestimmung und Eingliederung. - SPD-Pressedienst, 
04.02.1992. 
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3.3 Zwischen Ernüchterung und neuen Erfolgen 1993 - 1994 

Nachdem Staatspräsident Walesa die beiden polnischen Kammern, Sejm und Senat, vorzeitig auf¬ 
gelöst hatte, waren nunmehr für den 19. September 1993 Neuwahlen angesetzt. Voraussetzung 
dafür, dass der Deutsche Freundschaftskreis , wie bereits zwei Jahre zuvor, erneut erfolgreich 
abschneiden würde, war eine hohe Wahlbeteiligung der eigenen Wählerschaft. In einem Aufruf 
zu den bevorstehenden Wahlen wies der Bundesvorsitzende der Landsmannschaft Schlesien, Dr. 
Hupka, deutlich darauf hin, dass dieses wichtige Wahldatum niemand verschlafen dürfe: Die 
Bedeutung der Deutschen in der Heimat hänge nicht zuletzt von ihrer Repräsentanz im Sejm und 
Senat ab: Während einer Debatte, zu der die Sozial-Kulturelle Gesellschaft in das überwiegend 
von Deutschen bewohnte Gogolin eingeladen hatte, warfen die deutschen Abgeordneten dem pol¬ 
nischen Wojewoden vor, dass Oppeln wirtschaftlich im Vergleich zu anderen Bezirken weit hinten 
läge, aber auch in den Fragen der Privatisierung und ausländischen Investitionen das Schlusslicht 
bildete. Den Grund hierfür sahen sie in der großen Deutschfeindlichkeit im Land. - Der polnische 
Politiker, der sich den Angriffen stellte, machte für diese Mängel jedoch sogenannte objektive 
Bedingungen verantwortlich, womit ersichtlich wurde, dass man deutlich aneinander vorbeirede¬ 
te; überhaupt herrschte großes Misstrauen auf beiden Seiten. 

In ihren Reden übten Kroll und Bartodziej vielfach scharfe Kritik an der polnischen Verwal¬ 
tung und Führung, die vieles nicht geleistet hätte und auch heute noch nicht leistete. Beide bewie¬ 
sen jedoch ein gutes Gespür dafür, wann sie wieder versöhnlichere Töne anschlagen mussten, 
um ein Umschwenken der Stimmung zu vermeiden. Sie versuchten bei den Landsleuten neue 
Hoffnung zu wecken: Auch wenn auf wirtschaftlichem Gebiet bisher nicht alles erreicht worden 
sei, wären seit der Wende doch viele Veränderungen eingetreten. Damit sich deutsche Abgeord¬ 
nete und Senatoren in Warschau auch weiterhin für die Interessen der deutschen Landsleute ein- 
setzen könnten, müssten die deutschen Wähler unbedingt zu ihnen halten und ihre Stimme für 
die Liste des Deutschen Freundschaftskreises abgeben. Auch der Geschäftsführer des Verbandes 
der deutschen Sozial-Kulturellen Gesellschaften in Polen , Joachim Niemann, wies in einem Auf¬ 
ruf auf die für die Deutschen so wichtige Wahl hin. Das Hauptziel der politischen Tätigkeit der 
Deutschen sollte sein, in Polen Bedingungen zu schaffen, die es ermöglichten, in der Heimat frei, 
sicher und menschenwürdig zu leben. Er erwartete die volle Ausarbeitung der Minderheitenrechte 
für die deutsche Volksgruppe im Geist der Helsinki-Konferenz, dem Zusatzprotokoll vom Euro- 
parat in Bezug auf die ,Charta der Menschenrechte’. Man verlange die volle Erfüllung der im 
,Deutsch-polnischen Vertrag über gute Nachbarschaft’ deklarierten Verpflichtungen. 49 Niemann 
meinte hiermit insbesondere die Erfüllung eingegangener Verpflichtungen seitens der polnischen 
Regierung, in Kindergärten und Schulen endlich ,Deutsch als Muttersprache anzubieten und den 
Wiederaufbau der deutschen Kultur zuzulassen. 

Als nunmehr am 19. September 1993 in der Republik Polen das zweite Mal zum polnischen 
Sejm und Senat gewählt werden sollte, trat der Deutsche Freundschaftskreis in insgesamt fünf 


499 Vgl. „Information über die Wahlkampagne. Aufruf des VdG an die deutschen Wahlkreise , VDG- 
Monats bullet in, 09/1993. 
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Bezirken mit seinen Kandidaten an. Sie erreichten auf den Listen in Oppeln und Gleiwitz zu 
wenig Stimmen, so dass lediglich vier Bewerber den Sprung in den Sejm schafften, ln der Woje¬ 
wodschaft Oppeln wurde Prof. Gerhard Bartodziej in seinem Amt als Senator bestätigt, der zwei¬ 
te Kandidat, Dr. Anton Kost, verfehlte mit der dritthöchsten Stimmenanzahl den Einzug in das 
Gremium. Ihr Ziel, genügend Einheimische zur Abgabe ihrer Stimmen zu gewinnen, konnten sie 
trotz intensiver Werbung für ihre beiden Listen nicht erreichen. Mitverantwortlich dafür war wohl 
auch das Verhalten staatlicher Behörden und der Parteien in Bonn. Im Wochenblatt Junge Freiheit 
wurde berichtet, wie sich bundesdeutsche Behörden in der Frage der Anerkennung der deutschen 
Staatsbürgerschaft verhalten würden. So hätte das Bundesinnenministerium zusammen mit dem 
Bundesverwaltungsamt und seinen zahlreichen Anerkennungsstellen die Oppelner Oberschlesi¬ 
sche Zeitung unter Beschuss genommen. Platte doch ein Redakteur gewagt, sich darüber zu bekla¬ 
gen, dass anders als früher Anerkennungsanträge gebürtiger Deutscher nunmehr brüsk abgelehnt 
würden. Dies gelte sowohl für die in der Republik Polen lebenden Deutschen als auch für die 
bereits in die Bundesrepublik emigrierten deutschen Aussiedler. Gerade diese würden mit Hilfe 
rabiater Mitarbeiter diverser Ausländerämter nach Polen hinauskomplimentiert. 500 Der Redakteur 
des oberschlesischen Blattes fragte in seinem Artikel offen, ob sie überhaupt noch als Deutsche 
zählen würden? Er verwies dabei auf die komplizierten Antragsformulare, die mit absichtlich ein¬ 
gefügten Fußangeln versehen seien und die noch nicht einmal Personen richtig ausfüllen könnten, 
die des Deutschen mächtig sind. Angesichts vielschichtigen Hemmnisse wurde deutlich, warum 
nicht mehr Kandidaten der Deutschen in die politischen Vertretungen einziehen konnten. Die 
großen Sieger dieser Wahlen waren die Nachfolgeparteien der alten Kommunisten. Das Bündnis 
der Demokratischen Linken (SLD) mit der Bauernpartei (PSL) konnte den Sieg davontragen. Der 
politischen Zweckgemeinschaft gehörten neben den Sozialdemokraten (SdRP) und dem Gewerk¬ 
schaftsbund (OPZZ) weitere 26 Parteien und Organisationen. In einem Artikel in der/vlZvom 
21. September 1993 wurde das Wahlergebnis zwar analysiert, die Deutschen bezeichnenderweise 
jedoch nur mit einem Satz erwähnt. 

Lfm bei der nächsten Kommunalwahl, die am 19. Juni 1994 stattfinden sollte, ein besseres 
Wahlergebnis einzuholen als bei den letzten Parlamentswahlen, gründete der Verband der Deut¬ 
schen Gesellschaften in der Republik Polen ein sogenanntes , Landes- beziehungsweise Wahl- 
komitee’, das die Koordination des Wahlkampfes in den drei Wojewodschaften Oppeln, Katto- 
witz und Tschenstochau übernehmen sollte. — Andere Bezirksvorstände hatten keine Kandidaten 
angemeldet. In der Wojewodschaft Oppeln hatte der Bezirksvorstand der Deutschen im Oppelner 
Schlesien drei voneinander unabhängige Wahlkomitees gegründet. Das erste von ihnen stellte 71 
Bewerber für die zu vergebenden Ratsposten in zehn Gemeinden auf, der zweite meldete ebenfalls 
71 Bewerber in sieben Gemeinden an, und der dritte Bezirksvorstand kam auf 168 Anwärter für 
14 Gemeinden. - Das waren insgesamt 310 Kandidaten in 31 Gemeinden des Oppelner Schle¬ 
sien. Hinzu kamen zwei Bewerber von der Deutschen Volksliste aus Oberglogau und zwei des 
Schlesischen Bauernverbandes , sowohl ein Kandidat des Bürgerkomitees Deutsche Minderheit 


500 Vgl. Andreas Kuttendorff, „Die Feme des Vaterlandes. Deutsche Volksgruppe in Polen am 
Scheideweg“, Junge Freiheit, 08. - 14.04.1994. 
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in Grafenweiler . 501 Nach Angaben des Geschäftsführers des Verbandes der Sozial-Kulturellen 
Gesellschaften in Polen , Niemann, gab es weitere Bewerber der deutschen Minderheit, die sich 
im Wettstreit um ein Mandat mit der Bezeichnung als ,Unabhängige’ zur Wahl anmeldeten. Der 
DFK hatte es diesmal erfolgreich verstanden, seine Wählerschaft zu mobilisieren. Er errang insge¬ 
samt 377 Mandate im Oppelner Schlesien, das bei 1.434 zu vergebenden Sitzen 26% Stimmanteil 
bedeutete. In 17 Gemeinden und Städten wurden die deutschen Kandidaten zum Bürgermeis¬ 
teroder Stadtpräsidenten gewählt. Im Bezirksparlament, dem ,Sejmik\ waren nunmehr 33 statt 
vorher 26 Abgeordnete vertreten. Auf der ersten Sitzung des Bezirksparlaments in Oppeln, am 
19. Juli 1994, wurde das Präsidium gewählt. Die Deutschen stellten den ersten Stellvertreter des 
Präsidenten und drei weitere Präsidiumsmitglieder. Mit diesem Ergebnis hatte die deutsche Min¬ 
derheit nunmehr die Möglichkeit, Kulturangelegenheiten, die zu den vordersten Aufgaben der 
Gemeinden gehörten, wahrzunehmen. Erste Zeichen seien bereits dadurch sichtbar geworden, 
dass die Zahl der deutschen Bücher in kommunalen Bibliotheken der Wojewodschaft Oppeln in 
einem Zeitraum von drei Jahren von 900 auf 9.725 gestiegen sei. 502 

3.4 Einbußen bei den Sejm- und Senatswahlen 1997 

Im Herbst 1997 sollten die Wahlen zum polnischen Sejm stattfinden. Im Vorfeld hatte das 
,Wahlkomitee der deutschen Minderheit’ sein Programm vorgestellt: Die Deutschen würden 
nunmehr zum dritten Mal an freien und demokratischen Wahlen zum Sejm und zum Senat der 
Republik Polen teilnehmen und sie sähen ihre Zukunft in einem freien Europa ohne Grenzen 
und Kriege. Sie seien für die Einhaltung der Menschenrechte, besonders für die Rechte, die die 
Freiheit und Gleichberechtigung der nationalen und ethnischen Minderheiten garantierten; des 
weiteren für Recht und Sicherheit für alle Staatsbürger. Für die in der Republik Polen lebenden 
Deutschen forderten sie ebenso eine freie Entwicklung der eigenen Kultur und des Schulwesens 
mit Hilfe des polnischen Staates, ohne Diskriminierung und Zwangsassimilation. Sie lehnten 
ein ideologiegebundenes System ab, das auf rassenethnischem oder religiösem Hass beruhe 
oder die Geschichte dazu missbrauche, mit dem Prinzip der Kollektivschuld der neuen Gene¬ 
ration Hassgefühle zu vermitteln. Um so mehr sei es notwendig, dass die in Polen lebenden 
Bürger auf Recht und Sicherheit vertrauen könnten. Das Wahlkomitee plädierte für die Wei¬ 
terentwicklung der Selbstverwaltung, für die Einführung von Kreisen und Regionen und für 
die weitere Dezentralisierung des Staates. Die Deutschen seien für Privatisierung und soziale 
Marktwirtschaft und für gute Nachbarschaft zwischen Polen und Deutschland. - Gerade aut- 


501 Joachim G. Niemann, „Probleme im Zusammenleben von Polen und Deutschen in Oberschlesien. 
Möglichkeiten zu ihrer Aufarbeitung“, Manuskript des Vortrages auf dem Seminar ,Schlesien 
Zentrum und Brücke in Europa, gestern, heute und morgen’, vom 11.-15.08.1994 in Krummhübel, 
Oderwald 12.08.1994. Zu den Bezirksvorständen siehe Kapitel IV 1.3. 

502 Peter Mohlek, Mahulena Hoskovä, „Der Minderheitenschutz in der Republik Polen, in der 
Tschechischen und der Slowakischen Republik“, Bonn 1994, ersch. i.d. Reihe. Minderheitenschutz 
im östlichen Europa - Dokumentation und Analyse’, Bd. 3, Kulturstiftung der Deutschen 
Vertriebenen (Hrsg.). 
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grund der Erfahrungen in der Vergangenheit sei dies notwendig. Diese Forderungen und Anlie¬ 
gen waren in einer kurzen Schrift niedergelegt, die mit den Worten schloss: „Wir leben in einem 
Land, dort, wo sich die Gräber unserer Vorfahren befinden. Wir sorgen uns um die Heimat und 
um Recht und Ordnung. Wir verteidigen unser Recht auf eine eigene Identität und Würde.“ 503 
Bereits im Februar 1997 hatte sich ein möglicherweise uneinheitliches Vorgehen der Deut¬ 
schen in den verschiedenen Wojewodschaften abgezeichnet. So berichtete die Zeitung Dziermik 
Zachodni am 13. Februar unter Berufung auf den deutschen Abgeordneten Roman Kurzbauer 
über eine eventuelle Kandidatur der Vertreter der deutschen Volksgruppe in den Wojewodschaf¬ 
ten Tschenstochau und Bielitz-Biala auf der Wahlliste der Freiheitspartei. Ein vergleichbares 
Vorgehen schien in der Wojewodschaft Oppeln denkbar, wo der Kandidat des DFK, Heinrich 
Kroll, bereits feststünde. Der Ausgang der Sejmwahlen war für die Vertreter des Deutschen 
Freundschaftskreises, aber auch für die gesamte deutsche Volksgruppe eine Niederlage. Statt 
sieben und vier Mandate bei der Wahl von 1991 beziehungsweise 1993, konnte man diesmal nur 
noch zwei für den DFK erringen. Der Stimmenrückgang war im Vergleich zu den vorherigen 
Wahlen beträchtlich. Heinrich Kroll und Helmut Pazdior errungen mit gut 28.000 und knapp 
11.000 Stimmen je eines von zehn Mandaten zum polnischen Sejm im Wahlkreis Oppeln.' 114 In 
den übrigen Wahlkreisen ging man leer aus. Der vormalige Senatsabgeordnete Gerhard Bartod- 
ziej verfehlte mit knapp 69.000 Stimmen den Einzug in das Hohe Haus, dem Senat. 


Wahlbezirk Oppeln - Sejm_Stimmen 

Heinrich Kroll: 28.284 

Helmut Pazdior: 10.958 

Joachim Czemek: 5.992 

Bruno Kozak: 2.252 

Wahlbezirk Oppeln - Senat 

Gerhard Bartodziej: 68.758 505 


Nach Ansicht der AGMO waren die Gründe für die geringe Stimmabgabe der Deutschen sehr 
vielfältig. Vor allem aber sei dies das geringe politische Interesse, das auf mehrere Gründe 
zurückgeführt werden müsse: Zum einen bestünde die deutsche Volksgruppe überwiegend aus 
Landwirten, Handwerkern und Arbeitern, eine intellektuelle Führungsschicht, die als Multipli¬ 
kator und Kristallisationspunkt wirken könnte, fehlte jedoch völlig. Die Altersstruktur des im 


503 AGMO-Intern, Nr. 3/1997. 

504 Zum Vergleich sei auf die errungenen Stimmen der Vereinigung Versöhnung und Zukunft von Dietmar 
Brehmer im Wahlkreis Kattowitz hingewiesen: 2.968. 

505 Informationsblatt der Geschäftsstelle des VdG , 6. Jahrgang, Oppeln April, Mai, Juni, Juli, 
„Politiker und Wissenschaftler nehmen Stellung, 1989- 1991.“ 
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Land verbliebenen Personenkreises trüge ein Übriges dazu bei. - Die Jungen fehlten. Ebenso 
entscheidend seien aber wohl die nicht erfüllten Erwartungen durch ihre politische Vertretung. 
Nach Abschluss des deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages, der eine gewisse Grundsi¬ 
cherung für die Rechte der deutschen Volksgruppe brachte, konnten die Politiker kaum weitere 
politische Erfolge aufweisen. So fehlten zweisprachige Ortsschilder, obwohl alle europäischen 
Konventionen über die Rechte von Minderheiten dies vorsahen. Die deutsche Sprache dürfte vor 
Gericht oder Behörden nicht verwendet werden. Des Weiteren fehlte es an einer Regelung für 
das unter Verletzung der Haager Konventionen nach dem Zweiten Weltkrieg enteignetem deut¬ 
schen Privateigentums. Zudem wurden Gelder von der Bundesregierung an den VdG gegeben, 
der damit nicht nur Projekte finanzierte, die ausschließlich der deutschen Volksgruppe dienten. 
- Heinrich Kroll hatte zu seiner Rechtfertigung lediglich geäußert, er könne die Gelder nicht 
nach der Nationalität verteilen. 506 

Wenn man von einer Niederlage spreche, so Prof. Bartodziej, müsste man dies präzisieren: 
Man sollte fragen, wer was verloren hat. Die Zahl seiner Wähler habe sich nicht verändert, auch 
wenn viele aus der deutschen Minderheit für die Wahlaktion Solidarität votiert hätten. Sie stimm¬ 
ten für die AWS, auch wenn deren Programm bis zum Ende nicht bekannt war. Die Leute hätten 
auf diese Art und Weise entschieden, dass sie Veränderungen in Polen haben wollten. Bei seiner 
Analyse des Wahlausganges stellte der Politiker die Frage, wo er beginnen solle und antworte 
selbst darauf, dass Ordnung in der eigenen Umgebung des Verbandes geschaffen werden müsste. 
Er führte an, dass die Zeit einerseits gegen die deutsche Minderheit, aber auch für sie liefe: Polen 
näherte sich jedoch der Mitgliedschaft zur NATO und strebte zur EU. Beide Ziele könne man nicht 
erreichen, ohne Achtung, Schutz und ohne Realisierung der Minderheitenrechte zur Erhaltung der 
eigenen Sprache, Kultur und Identität. 

In seiner Analyse ging der Politiker auf konkrete Ursachen für den schlechten Wahlausgang 
ein, zu viele Probleme seien nicht gelöst worden und benannte dabei vor allem das Schulsystem, 
die zweisprachigen Ortsschilder, die Staatsangehörigkeit und die damit verbundene öffentliche 
Diskriminierung. Aber auch innere, organisatorische Gründe in den deutschen Gesellschaften hät¬ 
ten dazu beigetragen; so die inneren Konflikte, die die Organisation des Wahlkampfes zerrissen 
hätten und die der Wahlstab nicht in den Griff bekam. Hinzu käme, dass nur noch die alten und 
sehr alten Bürger vor Ort wären, die jungen fehlten. Ein Vergleich der Wahlergebnisse von 1993 
und 1997 wären im Folgenden beispielhaft anhand der Gemeinden in den Regionen Gleiwitz 
und Ratibor dargestellt. Nach Ansicht des Bundesvorsitzenden der Landsmannschaft Schlesien, 
Dr. Herbert Hupka, war das Ergebnis bedrückend, weil die beiden Sejm-Abgeordneten, Heinrich 
Kroll und Helmut Pazdior, die seit 1991 die Deutschen im Sejm vertreten würden, nunmehr im 
Sejm weder eine eigene Gruppe bildeten, noch über die notwendige Infrastruktur parlamentari- 


506 Obwohl in dem Informationsblatt AGMO-Intern , Nr. 1/1998, angeführt wird, dass auf der anderen 
Seite die polnische Regierung sehr darauf bedacht gewesen sei, dass die finanziellen Hilfen der 
EU in Form der PHARE-Mittel in Gebieten mit rein polnischer Bevölkerung eingesetzt würden, 
hält der Verfasser die Einstellung von Kroll nicht nur für vertretbar, sondern auch für richtungwei¬ 
send. Durch welches Verhalten sonst, außer dem des Aufeinanderzugehens, sollte sich etwas an den 
Verhältnissen vor Ort ändern? Der Weg der Aussöhnung wird sich wohl nur so beschreiten lassen. 
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scher Arbeit verfugten. Doch trotz dessen gelte es nunmehr alles daran zu setzen, die bevorstehen¬ 
de Kommunalwahl schon ab jetzt vorzubereiten, um ein besseres Ergebnis zu erzielen: Es ginge 
um die Existenz der Deutschen in der Heimat, um ihr Überleben und ihre Stärke als Deutsche in 
der heutigen Republik Polen. 


Veränderung der Wahlbeteiligung zwischen 1993 und 1997 
Ortsname 


Deutsch nach 1936 

polnisch 

1993 

1997 

in % 

Rudnik 

Rudnik 

35,70 

31,82 

- 10,8 

Ratibor 

Ratiborc 

38,27 

36,67 

- 4,8 

Zietenbusch 

Pietrowice W. 

32,67 

31,35 

- 0,9 

Gleiwitz 

Gliwice 

44,20 

45,11 

+ 2,1 

Dramatal-West 

Zbroslawice 

30,45 

32,89 

+ 8,1 

Peiskretschau 

Pyskowice 

33,80 

36,86 

+ 11,0 

Tworkau 

Tworog 

35,34 

39,40 

+ 11,5 

Pilchowitz 

Pilchowice 

39,07 

46,24 

+ 18,4 

Kranstädt 

Krzanowice 

25,78 

30,59 

+ 18,7 

Tost 

Toszek 

29,08 

35,16 

+ 21,0 

Buchenau 

Nedza 

29,42 

35,89 

+ 22,0 

Rüdnitz 

Rudziniek 

31,98 

39,73 

+ 24,3 

Sosnowitz 

Sosnicowice 

33,02 

42,13 

+ 27,6 

Kreuzhütte 

Krzyzanowice 

30,30 

40,04 

+ 32,2 

Wielowies 


32,90 

43,12 

+ 36,6 507 


507 Informationsblatt der Geschäftsstelle des VdG, ebd., S. 22. Da in vorstehender Quelle alle 
Namen in polnisch angegeben sind, hat der Verfasser die ursprünglich deutschen Namen aus 
folgender Broschüre entnommen: Verzeichnis der in den 30er Jahren umbenannten Ortschaften 
Oberschlesiens, „Benannt, genannt, umbenannthrsgg. von der Landsmannschaft Schlesien, 
Nieder- und Oberschlesien e.V., Königswinter 1993. Nachdem die angeführten Zahlen eindeutig 
für die Aussagen von Dr. Gonschior sprechen, muss nach Ansicht des Verfassers eine spätere 
Analyse der Wahldaten zur Klärung der widersprüchlichen Aussagen herangezogen werden. 
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3.5 Unerwartete Erfolge bei den Kommunalwahlen 1998 

Mit der zuvor dargelegten Konzeption des Präsidenten des Verbandes der Sozial-Kulturellen 
Gesellschaften in Polen (VdG), Prof. Bartodziej, bezüglich des zukünftigen öffentlichen Erschei¬ 
nungsbildes beziehungsweise Auftreten der Organisation hatten sich dessen Mitglieder bis zu den 
Wahlen im nächsten Jahr einiges vorgenommen. - Sollten doch sowohl die Gemeinde- und Kreis¬ 
räte, als auch die Wojewodschaftsparlamente neu gewählt werden. Die ursprünglich für Juni 1998 
anstehenden Wahlen der Gemeinderäte wurden von Staatsoberhaupt Kwasniewski immer wieder 
durch geschicktes Taktieren verzögert, um sie so mit den im Herbst stattfindenden Wahlen der neu 
zu bildenden Kreistage und Regionalparlamente Zusammenlegen zu können - wohl wissend, dass 
von seiner Entscheidung eines der wichtigsten Reformvorhaben, die Gebiets- und Verfassungs¬ 
reform, ganz wesentlich davon abhängig waren, wie Michael Ludwig in einem Beitrag der FAZ 
kommentierte. An deren baldiges Gelingen hatte die Regierung von Ministerpräsident Buzek, die 
von der Wahlaktion der Gewerkschaft Solidarnosc (AWS) und den Freiheitlichen (UW) getragen 
wurde, ihr Schicksal geknüpft. 

Die Kommunalwahlen, die allen Regionen mehr Selbstverwaltung bringen sollten, und auf 
den 11. Oktober 1998 gelegt wurden, erfreuten sich einer sehr guten Beteiligung und brachten ein 
ebenso gutes Ergebnis für die Deutschen. Sie erzielten ein hervorragendes Ergebnis. In 33 Land¬ 
gemeinden gewannen sie die absolute Mehrheit der Sitze; in den Stadtgemeinden Krappitz und 
Malapane wurden sie erstmals so stark, dass sie wahrscheinlich mitregieren konnten; die Deut¬ 
schen hatten in der Hälfte der 71 Gemeinderäte des Bezirks Oppeln mehr als nur einen Fuß in der 
Türe. Auch in drei von zwölf Kreistagen - in Krappitz, Groß Strehlitz und im Landkreis Oppeln 
- siegten sie. Mit der absoluten Mehrheit der Sitze konnten sie die Kreisausschüsse und deren 
Vorsitzende, bestimmen, die im Auftrag der Kreistage die Kreise regieren würden. 508 Im Oppelner 
Bezirksparlament, dem Sejmik, waren die Deutschen mit insgesamt 13 Sitzen zweitstärkste Kraft 
geworden. Vor ihnen lag nur das postkommunistische Bündnis der Demokratischen Linken (SLD) 
mit 14 Sitzen. Nachdem es wahrscheinlich zu einer Koalition zwischen den beiden in Warschau 
regierenden Gruppen, AWS und UW, kommen würde, in der die Deutschen die stärkste Kraft 
gewesen wären, hätten sie wohl auch das Recht gehabt, den Chef der Selbstverwaltungsregie¬ 
rung des Bezirksausschusses zu stellen; dieser teilte sich die Macht in der Region mit dem von 
Warschau ernannten Regierungspräsidenten, dem Wojewoden. Doch wollten die Deutschen nicht 
einfach bestimmen, da sie glaubten, dass es für einen Polen doch schwer zu verkraften wäre, wenn 
ein Deutscher, der bisher nicht einmal Beamter werden konnte, plötzlich die „erste Geige in der 
Region“ spielen würde. Dies hätten sie eingesehen und so nannte der Vorsitzende der Sozial-Kul¬ 
turellen Gesellschaften der Deutschen im Oppelner Schlesien , Heinrich Kroll, diesen Verzicht 
kluge Zurückhaltung nach einem Sieg, den nach dem schwachen Abschneiden der deutschen Liste 
in den Parlamentswahlen im vergangenen Jahr kaum einer für möglich gehalten hatte. Dies hieße 
aber nicht, dass die Deutschen sich aus allem raushalten wollten: Von den Gemeinden bis hinauf 


508 Michael Ludwig, „Plötzlich gab es keine Parteien, keine Polen oder Deutschen mehf 4 , Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 09.11.1998. 
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zu den Bezirksparlamenten schwebte ihnen vor, deutsche Investitionen in größerem Ausmaß in 
die Region zu holen. 

Insgesamt wurden für die deutschen Kandidaten zum Sejmik knapp 11.000 Stimmen mehr 
abgegeben als bei den Parlamentswahlen des Vorjahres. Beachtet man, dass etwa 60.000 Oppelner 
Deutsche ständig in der Bundesrepublik arbeiteten und gewohnheitsmäßig nicht zu den Wahlen 
kamen, liess das errungene Ergebnis die deutsche Minderheit wie es in dem Artikel des Schlesi¬ 
schen Wochenblatts hieß, optimistisch in die Zukunft blicken. Das galt um so mehr, als diesmal 
mehr Jugendliche als früher für die deutschen Kandidaten gestimmt hatten. Hätten doch die loka¬ 
len Wahlkomitees viele Kandidaten im Alter von 20 bis 35 Jahren auf ihre Listen gesetzt - Hand¬ 
werker, Landwirte, Studenten, Unternehmer. In manchen Gemeinden waren 40% der Kandidaten 
junge Leute gewesen. Um Ratssitze rangen in jedem zweiten Bezirk und fast jeder Gemeinde 
(Kreis) Polen und Schlesier, die nicht der SKGD angehören. Viele dieser Kandidaten waren nicht 
nur einverstanden, von den Listen zu starten, sie verhielfen auch zu mehr Stimmen durch ihre 
Verwandtschaft, Bekannte und Freunde. Ausschlaggebend für den Erfolg war gewissermaßender 
zügig durchgeführte Wahlkampf. Das Haus der Deutsch-Polnischen Zusammenarbeit in Gleiwitz 
half bei der fachlichen Ausbildung des Wahlstabs. Professionell wurden die Wahlprogrammeder 
Minderheit und die Flugblätter gestaltet und verbreitet. 509 Wie es weiter in dem Artikel heißt, wür¬ 
den Polen nunmehr sagen, dass Deutsche nach ihrem Wahlsieg auch regieren sollten. Sie hätten ja 
bereits gezeigt, was sie leisten könnten. 


509 „Landschaft nach der Wahl“, Schlesisches Wochenblatt , 29.10.1998. 
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Zusammenstellung der Kommunalwahlergebnisse der deutschen 
Minderheit in den Bezirken der Republik Polen im Jahr 1998 

Kattowitz Oppeln Tschenstochau Zusammen 


Anzahl der dt. Ratsmit¬ 
glieder in Gemeinden 

150 

Anzahl der dt. Ratsmit¬ 
glieder in Kreisen 

12 

Anzahl der dt. Ratsmit¬ 
glieder im Sejmik 

0 

Anzahl der dt. Bürger¬ 
meister im Bezirk 

7 

Anzahl der dt. Landräteim 
Bezirk 

0 

Anzahl der Gemeinden im 
Bezirk mit der Mehrheit 
der dt. Ratsmitglieder 

7 

Anzahl der Kreise im 

Bezirk mit der Mehrheit 
derdt. Ratsmitglieder 

0 


475 

63 

688 

113 

14 

139 

13 

1 

14 

31 

4 

35 

5 

1 

6 

29 

0 

36 

5 

0 

510 

5 


Zusammenstellung der Kommunalwahlergebnisse der deutschen Minderheit in den Bezirken 
der Republik Polen im Jahr 1998 auf der Basis des Rundschreibens Nr. 1/1999 des VdG“, o. Ort 
u. Datum. 
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4. Einschätzung der politischen und menschenrechtlichen Lage durch 
den Verband der Sozial-Kulturellen Gesellschaften der deutschen 
Minderheit (VDG) 

Eine Bewertung der Lage der Deutschen in Oberschlesien zu diesem Zeitpunkt misst sich daran, 
welche Verbesserungen erreicht wurden beziehungsweise woran es noch fehlte. Vier Jahre nach 
Unterzeichnung der Gemeinsamen Erklärung vom Jahre 1989 richteten das Präsidium des VdG und 
der Parlamentarische Kreis der deutschen Minderheit ein Schreiben an das polnische und deutsche 
Außenministerium, in dem die Probleme der deutschen Minderheit in Polen angeführt waren; sie 
verdeutlichten darin, in welchem Umfang es an der Umsetzung der getroffenen Vereinbarungen 
in der Republik Polen mangelte. So forderten die Vorsitzenden Bartodziej und Kroll die Verwirkli¬ 
chung der vollen Gleichberechtigung auf mehreren Gebieten: Bei der Besetzung staatlicher Ämter, 
beim Zutritt zu Ausbildung, Kultur und der Zulassung von Massenmedien in der Muttersprache 
sowie bei Sozial- und Steuerbestimmungen. 

Schon zu Beginn der Ausbildung sollte, was die Sprache betrifft, volle Gleichberechtigung 
herrschen, da nach Ansicht des Verfassers eine Volksgruppe ohne eigene Sprache ihre Identi¬ 
tät verliert und somit nicht überlebensfähig ist. Das Präsidium des VdG forderte von der polni¬ 
schen Regierung im Schulbereich endlich ein System anzubieten, das das Erlernen des Deutschen 
bereits in bilingualen Kindergärten und Schulen ermöglichte. Zudem müsste in dieser Angelegen¬ 
heit eine wesentlich größere Anzahl von Lehrern zu Verfügung gestellt und erheblich größere Hil¬ 
fe beider Staaten, insbesondere in den Gebieten der deutschen Minderheit, geleistet werden. Im 
Bereich der Kultur und der Medien forderten sie Gleichberechtigung insbesondere bei der Finan¬ 
zierung kultureller Veranstaltungen. Ebenso wollten sie ihre Kulturdenkmäler vom polnischen 
Staat geschützt und erhalten wissen, genauso, wie sie politische Unterstützung für die Seelsorge in 
deutscher Sprache, insbesondere in den vor allem von ihnen bewohnten Gebieten, erwarteten. Im 
Sozialbereich forderten sie, dass ihnen die Zeit des Militärdienstes und die der Internierung bzw. 
Zwangsarbeit bei ihren Renten- und Pensionsansprüchen anerkannt werden; auch das Problem 
der Besteuerung der Witwenrenten und das Zusammenführen von deutschen und polnischen Ren¬ 
tenansprüchen müsste endlich geregelt werden, ebenso die Lösung der Eigentumsfragen und des 
Aussiedlungsrechts. - Die angesprochenen Angelegenheiten sollten endlich konstruktiv behan¬ 
delt werden. 511 Obwohl in der Gemeinsamen Erklärung vom 14. November 1989 eine Vielzahl 
von Rechten für die jeweilige Minderheit vereinbart worden war und auch manche Forderungen 
vom April 1989 erfüllt wurden, sah die Realität oftmals anders aus. Der Verfasser bezieht sich bei 
der Skizzierung der zum damaligen Zeitpunkt bestehenden Lage der Deutschen in Oberschlesien 
sowohl auf das Archivmaterial der AGMO e. V t als auch auf Erkenntnisse, die er vor Ort in vielen 
Gesprächen gewinnen konnte. 

Die polnische Führung beziehungsweise die dortigen Behörden gingen seit der Unterzeich 
nung des deutsch-polnischen Vertrages über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusam¬ 
menarbeit vom 17. Juni 1991 und dem fünf Monate später, am 7. Oktober, geschlossenen Grenz¬ 
vertrag und der damit aus ihrer Sicht vollzogenen völkerrechtlichen Anerkennung der heutigen 


511 „Elf Forderungen der Landsleute in der Heimat“, Schlesische Nachrichten , Nr. 4/95, 15.02.1995. 
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Grenzen : wesentlich subtiler vor: Statt der früher typischen Menschenrechtsverietzungen. 
wie Verfolgungen oder Verhören mit schlimmen Misshandlungen beschränkte man sich dar¬ 
auf, die Deutschen mit Behördenmaßnahmen zu drangsalieren. So wurde mit Unterzeichnung 
des Nachbarschaftsvertrages in Art. 20 Personen polnischer Staatsangehörigkeit, die deutscher 
Abstammung waren oder sich zur deutschen Sprache, Kultur oder Tradition bekannten, zwar das 
Volksgruppenrecht zugestanden, frei von jeglichen Versuchen, gegen ihren Willen assimiliert zu 
werden, einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern der Gruppe ihre ethnische, kultu¬ 
relle, sprachliche und religiöse Identität frei zum Ausdruck zu bringen, zu bewahren und weiter¬ 
zuentwickeln. In der Praxis bedeutete dies jedoch, dass der Einzelne die Inanspruchnahme seiner 
Rechte individuell bei der jeweiligen Behörde geltend machen musste. - Und dies führte oft zu 
erheblichen Schwierigkeiten. 

Trotz der in Art. 20 aufgeführten Konkretisierung, eigene Bildungs- und Kultureinrichtungen 
gründen und unterhalten zu dürfen, konnte im Bezirk Kattowitz erst am 25. November 1997 die 
erste zweisprachige Grundschulklasse in Tworkau eingeführt werden. Zwar wurde in dieser Schu¬ 
le seit mehreren Jahren von der ersten bis zur letzten Klasse Deutschunterricht als Muttersprache 
angeboten, jedoch war die Einrichtung der ersten bilingualen Klasse nach Angaben der AGMO 
ein Novum. Die Einführung einer zweiten Folgeklasse scheiterte im September 1997 am Wider¬ 
stand der nur polnisch sprechenden Lehrerschaft. So ist festzuhalten, dass es bis 1998 weder eine 
bilinguale Grundschule, noch einen Kindergarten mit deutschen Betreuern gab. Dies lag einerseits 
daran, dass die Umsetzung dieser Verpflichtung in innerstaatliches Recht noch nicht vollzogen 
worden war - es wurde lediglich am 24. März 1992 eine Verordnung vom Bildungsministerium 
erlassen, deren Rechtscharakter beziehungsweise Bindewirkung dem eines Gesetzes in keiner 
Weise gleichkam. Nach § 2 oblag die Überwachung der Verwirklichung der Bildungsrechte dem 
Kurator, einem Wojewodschaftsbeamten, der entsprechende Gesuche bislang zu blockieren wuss¬ 
te. - Zum anderen waren fast alle deutschen Kinder, die der Schulpflicht unterlagen, aufgrund 
der rigoros durchgeführten Polonisierung keine Muttersprachler; hier hätte der Unterricht mit der 
Methode ,Deutsch als Fremdsprache’ realisiert werden müssen. 

Warum der dreistündige Deutschunterricht pro Woche gerade in den von Deutschen bewohn¬ 
ten Gebieten oft nicht zustande kam - in den übrigen polnischen Landesteilen stellte dies kein 
Problem dar - , hatte ähnliche Gründe: Die Unterrichtung in der Muttersprache der Minderhei¬ 
ten erfolgte auf Basis der Freiwilligkeit. Einen entsprechenden persönlichen Antrag der Eltern 
nahm der Schulleiter entgegen, wenn sich in der Grundschule mindestens sieben Schüler und in 
der mittleren Schule mindestens 14 Schüler zur Teilnahme bereit erklärt hatten. Doch diese Zahl 
wurde in der Praxis oft nicht erreicht, da ein offenes Bekenntnis zum Deutschtum und damit 
letztendlich die Offenlegung der Abstammung bei den polnischen Behörden anfänglich gravieren¬ 
de Folgen wie Entlassungen aus den Behördendienststellen nach sich zog. Diejenigen, die ihren 
polonisierten Namen wieder in die muttersprachliche Form umwandeln lassen wollten, bekamen 


512 Der Verfasser weist daraufhin, dass in dieser Frage unter Völkerrechtsgelehrten unterschiedliche 
Auffassungen bestehen, wohl abhängig davon, welcher Institution oder politischen Einstellung 
sie sich verpflichtet fühlen. Siehe hierzu auch Kapitel V 5. 
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ebenso wie die Deutschen, die einen Antrag auf Austausch der einsprachig polnischen Ortsschil¬ 
der verlangten - sie forderten damit lediglich die Umsetzung einer deutsch-polnischen Absprache 
- Schwierigkeiten durch die Behörden. Dies, obwohl alle europäischen Konventionen über die 
Rechte von Minderheiten das vorsahen. Die Auflistung ließe sich weiter fortsetzen. 

Sorgenvoll stimmte, dass das Auswärtige Amt als Interessenvertretung der Deutschen in den 
ehemaligen Ostgebieten bisher alles unterlassen hatte, um seinen Schutzverpflichtungen, die laut 
Grundgesetz bestehen, nachzukommen. Meldungen vom April 1998 bestätigten, dass auch andere 
deutsche Behörden in gleicherweise verfuhren. So erlaubte es sich der deutsche Ministerialrat Petry 
aus der Düsseldorfer Staatskanzlei, den zuvor eingeladenen Leiter des Schul- und Kulturwesens im 
Verband der deutschen Sozial-Kulturellen Gesellschaften in der Republik Polen , Dr. Peter Baron, zu 
Beginn eines Treffens deutscher Seniorenlehrer mit polnischen Schuldirektoren in Groß-Stein, des 
Hauses zu verweisen. Als Begründung hieß es, dass die polnischen Gesprächsteilnehmer sich bei der 
Erörterung von Problemen, die den deutschen Schulunterricht betrafen, durch die Anwesenheit eines 
Mitglieds der deutschen Volksgruppe befangen und gestört fiihlen könnten (sic). 

Nachdem die Aussichten für die deutsche Volksgruppe nach den Parlamentswahlen des Jah¬ 
res 1997 alles andere als gut waren, hatte sich in dieser Hinsicht seit dem sehr erfolgreichen 
Abschneiden der deutschen Kandidaten bei den Kommunalwahlen von 1998 schon sehr viel 
bewegt. In politische Vertretungen gewählte Deutsche übernahmen vielfach zusammen mit Polen 
die Verantwortung. Mit ihnen zusammen hatten sie es auch geschafft, die von der Zentralregie¬ 
rung in Warschau geplante Neuordnung der Wojewodschaften abzuwenden. Nach diesem errun¬ 
genen Sieg, wie es vielfach in den Zeitungen hieß, wurden große gemeinsame Feste gefeiert. 
Siehe hierzu die vorletzte Karte im Anhang. 

Trotz aller zwischenmenschlichen Fortschritte stellte sich angesichts des vollzogenen Beitritts 
Polens zur Europäischen Gemeinschaft die Frage, ob Warschau bisher alle erforderlichen Auflagen 
bezüglich des Minderheitenschutzes erfüllte. Wie bereits angeführt, hatte sich bezüglich des Schulun¬ 
terrichts, der auch zu den Belangen einer Minderheit zählt, nichts Wesentliches geändert. Zwar gab es 
mittlerweile zumindest an fünf Schulen, die zum Abitur führen, den schon lange vereinbarten dreistün¬ 
digen Deutschunterricht, aber lediglich in einer einzigen bilingualen Grundschule in Reigersfeld. Die 
deutsche Minderheit wurde nach Angaben des ehemaligen Senators Prof. Bartodziej bei der Finanzie¬ 
rung kultureller Angelegenheiten und eigener Schulen vom Staat im Stich gelassen. Es wäre auch eine 
starke Diskriminierung, dass es keine zweisprachigen Ortsnamen gäbe, man nicht einmal die ursprüng¬ 
lich deutschen Namen benutzen dürfte, da Deutsch nicht als Minderheitensprache zugelassen sei. 

In der deutsch-polnischen Verständigung gerade nach den erfolgreichen Kommunalwahlen und 
dem errungenen Sieg gegen die Warschauer Zentralgewalt war es wesentlich dienlicher, Schritt für 
Schntt nach vorne zu gehen und dabei die berechtigten Anliegen der Deutschen in Oberschlesi¬ 
en behutsam einzubeziehen. Zwar bildete die neue polnische Verfassung vom Oktober 1997 eine 
gute Grundlage für die Entwicklung der Minderheitenrechte, doch fehlte hierzu noch ein polnisches 
Gesetz, in dem die einzelnen Rechte ausgearbeitet sind. Es gab aber auch keine deutsche Bundes 
regierung, die für die Deutschen in Oberschlesien die Schutz- und Fürsorgepflicht übernahm und 
die Verantwortlichen in der Republik Polen auf ihre Verpflichtungen aufmerksam machte. - Di^ 
obwohl die Chancen zur Realisierung der vollen Minderheitenrechte für die Deutschen seit dem 
Beitritt Polens zur EU und der NATO noch nie besser standen. 




V. 


Entwicklung der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Lage 1999 - 2015 

1. Überblick 

1.1 Gebietsreform in der Republik Polen 

Nach jahrelangen Auseinandersetzungen ist am 1. Januar 1999 in der Republik Polen eine neue 
Gebietsreform in Kraft getreten. - Die dritte seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Das aus 
den vergangenen Parlaments wählen siegreich hervorgegangene Wahlbündnis zwischen der A WS 
(Aktion Solidarnosc) und der UW (Freiheitliche) hatte den Bürgern zuvor versprochen, die Mög¬ 
lichkeiten für demokratische Mitbestimmung auf Kosten der Kompetenzen der zentralstaatlichen 
Verwaltung zu erweitern und dafür neue Mechanismen und Gremien zu schaffen. Die frühere 
Gebietsreform von 1974, bei der 49 Wojewodschaften geschaffen worden waren, mit dem expli¬ 
ziten Ziel, die Regionen zu schwächen, sollte wieder rückgängig gemacht werden. Über die Not¬ 
wendigkeit einer Dezentralisierung war man sich in Oberschlesien weitgehend einig, nicht jedoch 
über die Zahl der zu schaffenden Großwojewodschaften. Nach lange anhaltenden Auseinander¬ 
setzungen fiel schließlich im Sommer 1998 die Entscheidung für 16 Wojewodschaften. Gleich¬ 
zeitig wurden 308 Landkreise und 65 kreisfreie Städte sowie 2.489 Gemeinden eingerichtet. 513 
In den Wojewodschaften werden nunmehr die Regionalparlamente (Sejmik) gewählt, statt wie 
bisher kooptiert und sie erhielten mehr Kompetenzen; so verfügten sie über einen eigenen Haus¬ 
halt und waren für die Entwicklungspolitik auf ihrem Gebiet zuständig. Wichtigstes Element der 
Selbstverwaltung auf lokaler Ebene blieben die bereits 1990 wieder in ihre Rechte eingesetzten 
Gemeinden; was diese nicht bewältigen konnten, fiel den Landkreisen zu. Kontrolliert wurde die 
bürgerliche Selbstverwaltung durch die von Warschau ernannten Wojewoden, die zugleich an der 
Spitze der gestrafften staatlichen Verwaltung in ihrem jeweiligen Bezirk standen. Der Entschluss 
der Neueinteilung der Regierungsbezirke hatte bei der deutschen wie bei der polnischen Bevölke¬ 
rung beziehungsweise bei ihren politischen Vertretern zu erheblicher Unruhe geführt. - Es wäre 
mehreren Städten, die bislang Wojewodschaftshauptstädte waren, ihre Funktion und damit Kom¬ 
petenz entzogen worden. Zudem herrschte die Befürchtung, dass die großen Zentren der neuen 
Regierungsbezirke versuchen könnten, die regionalen Finanzen vor allem für ihre eigene Ent¬ 
wicklung zu nutzen und die Peripherie vernachlässigen. 

Der Protest der Deutschen, aber auch von polnischen Bürgern richtete sich vor allem gegen 
das Vorhaben, die Regierungsbezirke Kattowitz und Oppeln zusammenzulegen. Den Verlust der 
Eigenständigkeit aber, den Anschluss des eher ländlich geprägten Oppelner Raumes an das „pro¬ 
letarische Kattowitzer Freilichtmuseum für Rückständigkeit, dessen maroder Steinkohlebergbau 
und dessen fußkranke Stahlindustrie sinnbildlich und zugleich sehr konkret für Jahrzehnte einer 
verfehlten Industriepolitik stünde, diese Zwangsvereinigung mit dem leidenden Vier-Millio- 


513 Vgl, „Nichts ist so, wie es war“, in DIALOG DEUTSCH-POLNISCHES MAGAZIN, Nr. 3-4, 
12. Jahrgang, Dezember 1998, S. 71. 
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nen-Moloch in der ostoberschlesischen Nachbarschaft“ wollte man in Oppeln verhindern. 514 Die 
Zahl der Deutschen in der Wojewodschaft Oppeln umfasste etwa ein Drittel der Bevölkerung. 
Nach einem Zusammenschluss mit Kattowitz wäre ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung auf fünf 
Prozent gefallen. Und dies wiederum hätte erhebliche Auswirkungen auf den Anteil im regiona¬ 
len Selbstverwaltungsgremium, dem Sejmik, gehabt. Nach langem politischem Tauziehen, das 
hier nur kurz aufgezeigt werden soll, haben die Oppelner letztendlich ihren Willen bekommen. 
Ihnen ist nicht nur ihre Wojewodschaft erhalten geblieben, vielmehr wurde auch das Gebiet um 
Rosenberg im Norden wieder angefiigt, das im Zuge der Verwaltungsreform von 1974 abgetrennt 
und zur Wojewodschaft Tschenstochau gekommen war. Mit dieser Angliederung hatte sich für 
die Deutschen ein langgehegter Traum erfüllt. Der gemeinsame Protest zeigte deutlich, dass sich 
rund um die Provinzhauptstadt Oppeln eine neue Identität gebildet hatte, die alle Bewohner des 
Gebiets umfasste - die einheimischen Schlesier, die hier schon vor 1945 lebten, ebenso wie die 
nach dem Krieg hinzugekommenen Polen, ihrerseits zumeist Vertriebene aus den einstigen polni¬ 
schen Ostgebieten, die an die Sowjetunion gefallen waren. So hatte in den vergangenen 50 Jahren 
ein beispielloser Integrationsprozess stattgefunden. 515 

1.2 Politische Konstellation 

Die rot-grüne Bundesregierung wartete im Jahr 1999 überraschend mit Sparmaßahmen auf, die 
auch das deutsche Konsulat in Oppeln treffen sollten. Ende Juli verkündete die Pressesprecherin 
des Auswärtigen Amtes, dass die diplomatische Vertretung der Deutschen aus Gründen der Kos¬ 
teneinsparung geschlossen werden müsste. Es fällt auf, dass beim Etat des Auswärtigen Amtes 
gerade dort gespart werden sollte, wo deutsche Minderheiten im Ausland präsent waren. Zur sel¬ 
ben Zeit protestierte aber die SPD-Ministerpräsidentin von Schleswig-Holstein, Heide Simonis, 
gegen die Schließung des deutschen Generalkonsulates in Nordschleswig, obwohl hier nur etwa 
15.000 Deutsche als dänische Staatsbürger lebten. Ob in der Wojewodschaft nun hunderttausende 
Deutsche ansässig waren, spielte in der deutschen Politik wohl keine große Rolle. Der Sejm-Ab- 
geordnete Kroll kommentierte die Entscheidung als ein schlechtes Zeichen. 

Die Deutschen protestierten vehement gegen die Pläne der neuen rot-grünen Bundesregierung 
und ihres Kulturbeauftragten Naumann. So sollte das Vizekonsulat in Oppeln ebenso geschlossen 
werden wie die Konsulate in Stettin, Temeschburg (Rumänien) und Appenrande (Dänemark), was 
die Vermutung nahe legte, dass die rot-grüne Bundesregierung die deutsche Volksgruppe gezielt 
schwächen wollte. Das Oppelner Konsulat betreute zu dieser Zeit ca. 40.000 Personen im Jahr in 
einer Region, in der etwa 400.000 Deutsche lebten; etwa 200.000 von ihnen waren im Besitz der 
deutschen Staatsangehörigkeit. Im Falle der Schließung wären die Betroffenen auf die Dienste des 
Generalkonsulates in Breslau angewiesen gewesen. Vor allem bei den Deutschen in den Regionen 
um Kattowitz, Teschen und Ratibor handelte es sich jedoch um ältere, sozial schwache Mitbür 


514 „Angst und Zorn in der oberschlesischen Wojewodschaft Oppeln“, Frankfurter Allgemeine 
Zeitung , 27.03.1998. 

515 Vgl. „Nichts ist so, wie es war“, a.a.O.. 
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ger, die hier einen Anreiseweg von bis zu fünf Stunden in Kauf hätten nehmen müssen. Da dies 
unannehmbar war, hatte der Magistrat der Stadt Oppeln in einer Erklärung vom August 1999 die 
Unverzichtbarkeit der deutschen Konsularhilfe in seiner Stadt unterstrichen. Das Aufbegehren 
der Deutschen sollte sich lohnen: Die Bundesregierung entschied, die für den 31. Dezember 1999 
geplante Schließung des deutschen Vizekonsulates in Oppeln auf unbestimmte Zeit auszusetzen, 
das deutsche Generalkonsulat in Stettin dagegen würde geschlossen. 

ln Bezug auf die Regelegung deutscher topografischer Bezeichnungen richtete der Vorsitzen¬ 
de der Arbeitsgruppe , Vertriebene und Flüchtlinge’ der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hartmut 
Koschyk, im März 1999 eine Anfrage an die Bundesregierung, die Ratifizierung des Rahmenüber¬ 
einkommens des Europarates zum Schutz nationaler Minderheiten bereffend: Über welchen Sach- 
stand denn die Bundesregierung hinsichtlich der vom seinerzeitigen polnischen Außenminister im 
Rahmen des Briefwechsels im Zusammenhang mit der Unterzeichnung des Vertrages zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über gute Nachbarschaft und freund¬ 
schaftliche Zusammenarbeit vom 17. Juni 1991 gegebene Zusage verfügte, zu gegebener Zeit die 
Zulassung deutscher topographischer Bezeichnungen in den traditionellen Siedlungsgebieten der 
deutschen Minderheit in deutscher Sprache zu prüfen. Und was unternähme die Bundesrepublik 
gegenüber der Republik Polen, um auf eine Zulassung dieser offiziellen topographischen Bezeich¬ 
nungen in den traditionellen Siedlungsgebieten der deutschen Minderheit auch in deutscher Spra¬ 
che hinzuwirken? 

Staatsminister Verheugen MdB (SPD) antwortete am 12. April 1999 ausweichend, dass die 
im Freundschaftsvertrag zugesagte Prüfung faktisch erfolgt sei und zur Zeit Konsens darüber 
bestünde, dass es noch keine rechtlichen Grundlagen für die doppelten Ortsbezeichnungen gäbe. 
Voraussetzung hierfür sei die Ratifizierung der Rahmenkonvention ,Minderheitenschutz' des 
Europarates, die bereits 1998 vollzogen sein sollte, sich jedoch aufgrund von Verzögerungen in 
der Begutachtung durch die einzelnen Ressorts verschoben hätte. Alternativ stellte das Gesetz 
über die Rechte von Angehörigen nationaler und ethnischer Minderheiten eine ausreichende 
Rechtsgrundlage dar; dessen Entwurf wurde am 18. März 1999 vom polnischem Sejm in erster 
Lesung behandelt, jedoch noch nicht verabschiedet. Die öffentliche Reaktion auf die mögliche 
Einführung von doppelten Ortsbezeichnungen waren regional (Oppeln) wie national jedoch eher 
gelassen und positiv. Wohl wegen möglicher Bedenken bestätigte der Abgeordnete Kroll dage¬ 
gen die polenfreundliche Linie von Verheugen und befand, dass der Gemeinderatsbeschluss aus 
Oppeln verfrüht käme und ein zu starkes Insistieren auf zweisprachige Ortsschilder übergreif ende 
Anliegen der deutschen Minderheit eher schade. 516 

In einem Interview mit dem deutschen Abgeordneten Hubert Beier im Mai 2000 nach dem 
Einzug von 12 weiteren Kollegen der deutschen Minderheit in den Oppelner Landtag wurde indes 
eine gewisse Resignation deutlich: Obwohl die deutsche Minderheit der stärkste Partner in der 
Regierungskoalition sei wirkte sich dies auf das Leben in der Region nicht aus. Kein Ministe¬ 
rium würde von einem Vertreter der deutschen Minderheit geführt, noch viel schlimmer sei es 


5 Vgl. „Republik Polen verzögert die Ratifizierung des Rahmenübereinkommens des Europarates 
zum Schutz nationaler Minderheiten“, AGMO-Intern , 05/1999. 
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aber, dass es in der deutschen Organisation weder Konzeption, noch Durchsetzungskraft gäbe. Im 
Ministerium für Internationale Zusammenarbeit hätten nur die Polen das Sagen und diese konzen¬ 
trierten sich auf die Zusammenarbeit mit Portugal. Nunmehr müsste ein konkretes Programm fiir 
die Zukunft ausgearbeitet werden, um wieder Einfluss auf das Geschehen in der Region zu gewin¬ 
nen; 517 jedoch habe es hierüber innerhalb der Organisation keine Debatte gegeben. Das wichtigste 
sei es, langfristig die selbständige Finanzierung über eine unabhängige Stiftung die Schaffung von 
handlungsfähigen Organisationsformen zu erreichen, um auch politische Gestaltungskraft entfal¬ 
ten zu können. Die bisherige Stiftung für die Entwicklung Schlesiens hätte vollkommen versagt, 
hier seien in der Vergangenheit astronomische Gelder aus der Bundesrepublik Deutschland geflos¬ 
sen, jedoch für alles andere, als für die Stärkung der deutschen Minderheit verwendet worden. 
Eine der wichtigsten Institutionen der Minderheit sollte die Wirtschaftskammer werden, um mit 
deutschen Unternehmen und einer starken Lobby tragbare Entwicklungspläne für die nächsten 
zehn bis fünfzehn Jahre zu schmieden. Die Unternehmer der deutschen Minderheit müssten die 
modernsten Betriebe in der Region aufbauen und wirksame Kontakte zur EU knüpfen. Das Kul¬ 
turleben der deutschen Minderheit sei ein Desaster, die Deutschen hätten auf diesem Gebiet viel 
zu wenig getan. Anfangs sei der Enthusiasmus groß gewesen, überall entstanden Tanzgruppen 
oder Chöre, die Menschen hätten vor Freude geheult, dass sie deutsche Lieder hören und singen 
durften. Doch dann wäre im deutschen Kulturleben nicht mehr viel geschehen. Dieses ließe sich 
zwar in vielfältiger Weise ausbauen, doch würde man über die Stiftung lieber hunderte Kilometer 
maroder Wasserleitungen oder Kläranlagen renovieren, anstatt das kulturelle Leben zu fördern. 

Der stellvertretende Vorsitzende der Gesellschaft der Deutschen im Oppelner Schlesien, Bru¬ 
no Kosak, wies auf die Schwierigkeiten der eigenen Fraktion hin. Zwar hätte man noch während 
des Wahlkampfes ein entsprechendes Programm gestalten und auch den stellvertretenden Minis¬ 
terpräsidenten stellen können, jedoch keinen Minister in der Landesregierung. Dies hinge damit 
zusammen, dass die Deutschen zwar über ein formuliertes Programm verfügten, sie jedoch vom 
Wahlerfolg überrollt worden seien. Und so hätten sie bei der Bildung der Landesregierung zu 
wenige ausgebildete Mitstreiter gehabt, die dieser Aufgabe gewachsen waren. Obwohl sie unbe¬ 
dingt das Kulturministerium für die deutsche Minderheit gewinnen wollten, fand sich keine geeig¬ 
nete Persönlichkeit aus den eigenen Reihen. 518 

In Bezug auf die Schwierigkeiten mit den deutschen Stellen, erläuterte Kosak, dass sich die 
neue sozialdemokratische Regierung in der Bundesrepublik anfangs ihrer Regierungszeit noch 
mehrmals zu ihrer Obhutspflicht für die deutsche Minderheit bekannt habe, es aber leider bei die¬ 
sen leeren Versprechungen geblieben sei. Die Zuwendungen würden systematisch gekürzt und die 
bundesdeutschen Beamten verfügten über zu wenig Wissen über die in Schlesien herrschenden 
Verhältnisse. Hieraus resultierte, dass diese in den Verhandlungen mit den Vertretern der Min- 


517 Vgl. „Es muß etwas passieren!“, Schlesien Heute , 05/2000. Hubert Beier ist mittelständischer 
Unternehmer. Er war seit 1989 DFK - Gemeindevorsitzender in Kreuzburg, seit 1999 ist er 
Mitglied des Präsidiums des Vorstandes der Sozial-Kulturellen Gesellschaft der Deutschen wi 
Oppelner Schlesien sowie Mitglied des Oppelner Landtages. 

518 Vgl. „Die Minderheit braucht neue Gesichter“, Schlesien Heute , 08/2000. 
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derheit zu großen Druck ausübten. Die Naivität und Gutgläubigkeit ahnungsloser Mitarbeiter der 
Minderheit würden ausgenutzt, Erpressungen und Drohungen seien an der Tagesordnung. Die 
Brutalität, mit der eine bundesdeutsche Mittlerorganisation Medien der deutschen Minderheit zer¬ 
störten, sei ein gutes Beispiel. Bezeichnenderweise versuchte der Hauptredner des Schlesiertref¬ 
fens in Nürnberg im Jahre 2003, Bundesminister Otto Schily (1998 - 2005), die in der Frankenhal¬ 
le versammelten Opfer polnischer ethnisch-rassistischer Vertreibungsverbrechen mit den Worten, 
„Das möchte ich hier nicht hören“, davon abzuhalten, ihren berechtigten Protest auszudrücken. Er 
hielt stattdessen eine Rede, die gespickt war mit Zitaten intelligenter Menschen und kein Beitrag 
dafür war, offen mit diesem Thema umzugehen. Es stellte sich natürlich die Frage, weshalb die 
Verantwortlichen innerhalb der Landsmannschaft der Schlesier überhaupt auf die Idee gekommen 
waren, einen Politiker als Festredner einzuladen, der als Anwalt einen besonderen Werdegang hin¬ 
ter sich hatte und Terroristen verteidigte und nunmehr das gleiche für die Täter der Vertreibung der 
Deutschen tat (sic). Der Verfasser denkt, dass Schily ebenso wie der damalige Bundesaußenmi¬ 
nister Genscher seiner verfassungsgemäßen Fürsorgepflicht für die deutschen Staatsangehörigen 
nicht nachgekommen war. 

1.3 Volkszählungen 2002 und 2011 

Für den Mai 2002 war in der Republik Polen eine Volkszählung anberaumt, doch bereits im Vor¬ 
feld gab es Unruhe unter den Mitgliedern der deutschen Volksgruppe, da die Zählung nicht ano¬ 
nym erfolgen sollte. Eine der Fragen lautete, zu welcher Nationalität man sich bekenne und in 
welcher Sprache man sich zu Hause unterhalte. Nach Rudi Pawelka, dem Bundesvorsitzenden der 
Landsmannschaft Schlesien, erschien vielen Landsleuten die Antwort hierauf nicht ungefährlich, 
da alte Ängste wieder wach würden, ein Bekenntnis zum Deutschtum abzugeben; so erinnerten 
sich noch Hunderttausende an die Verfolgungsmaßnahmen durch die polnischen Behörden. Bis¬ 
lang waren die Fragebögen lediglich ein Entwurf des polnischen statistischen Landesamtes, doch 
galten die ehemals deutschen Gebiete vor dem 8. Mai 1945 offiziell als polnisch (sic). 519 Vertreter 
des Deutschen Freundschaftskreises sowie der Vorsitzende der Gemeinschaft Versöhnung und 
Zukunft , Dietmar Brehmer, bemühten sich deshalb um die Streichung dieser beiden Fragen aus 
dem Volkszählungsbogen. Aus Angst würden viele Deutsche ihre Nationalität verschweigen oder 
eine imaginäre schlesische Volkszugehörigkeit nennen und damit offen lassen, ob sie Deutsche 
oder Polen seien; dies hätte natürlich zur Folge, das dies als polnische Zugehörigkeit gewertet 
würde.'- 11 Tatsächlich bezeichneten sich bei der Volkszählung 173.200 Personen als zugehörig zur 
schlesischen Nationalität, obwohl diese gar nicht vorgesehen war, 152.900 als Deutsche. Zählte 
man beide Gruppen zusammen, ergab dies eine Zahl von 326.100 Deutschen in der Republik 
Polen. Bemerkenswert war, dass sich insgesamt 774.900 Menschen weigerten, ihre Nationalität 
überhaupt anzugeben. Auf die Frage, in welcher Sprache man sich zu Hause am häufigsten unter¬ 
hielte, antworteten 204.600 mit „Deutsch“. Wenn es jedoch nur 152.900 Deutsche im Land gab. 


5,9 Vgl. „Volkszählung in Polen mit Fragezeichen“, Der Schlesier, 25.01.2002. 

520 Vgl. „Deutsche in Schlesien furchten die polnische Volkszählung“, Der Schlesier , 01.03.2002. 
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dann müssten folgerichtig 51.700 Polen oder Angehörige anderer Minderheiten Deutsch zu Hause 
als Muttersprache verwenden." 21 

Das Ergebnis der Volkszählung stellte einen Rückschlag für die deutsche Minderheit dar. Gin¬ 
gen Schätzungen für die Wojewodschaft Oppeln bislang von bis zu 250.000 Personen aus, die sich 
zur oberschlesischen Nation bekannten, waren es bei dieser Zählung nur noch lediglich 106.900; 
dies entsprach einem Bevölkerungsanteil von 10 %; zur oberschlesischen Nationalität bekannten 
sich 24.200 Menschen, 62.400 Befragte machten hierzu keine Angaben. In der Wojewodschaft 
Schlesien (Kattowitz) gaben 148.500 Personen an, der oberschlesischen Nation zuzugehören, 
deutlich weniger, aber immerhin noch 31.900 der Befragten bezeichneten sich als Deutsche. Der 
Großteil von ihnen schien überwiegend in den Kreisen Ratibor und Gleiwitz-Land zu leben, fast 
200.000 der Befragten wollten ihre Nationalität dagegen überhaupt nicht angeben. 522 

Anhand des Beispiels der Landstadt Guttentag soll veranschaulicht werden, wie es um die 
Zugehörigkeit zur Nationalität und dem Gebrauch der deutschen Sprache im Jahre 2008 stand. 
In Schlesien wurde überall Polnisch gesprochen, die meisten Leute verstanden nicht einmal 
Deutsch. Auch an den Ergebnissen der Volkszählung liess sich die Behauptung, dass Nachfah¬ 
ren der Deutschen die politischen Geschicke leiteten, nicht ablesen. Doch seit Gemeinderäte und 
Bürgermeister in Polen nicht mehr von der polnischen Obrigkeit bestimmt, sondern frei gewählt 
wurden, konnte man aus den Wahlergebnissen den Schluss ziehen, dass sich mehr Menschen zur 
deutschen Minderheit rechneten, als sich offiziell zu ihr bekannte. Dies entsprach der Erfahrung 
der Bürgermeisterin von Guttentag: Von den etwa 200 Einwohnern stammten nur drei oder vier 
Familien von polnischen Vorfahren ab. Die Frage, weshalb sich eine Minderheit in einem vertrau¬ 
ten Umfeld nicht zur eigenen Identität bekannte, war damit zu beantworten, dass dies über lange 
Zeit große Nachteile mit sich gebracht hatte. Heute würde zwar wieder teilweise Deutsch in den 
Schulen gelehrt, jedoch gebrauchte man es privat kaum. In einzelnen Ortsgruppen der organi¬ 
sierten Minderheit des Deutschen Freundschaftskreises gäbe es einen Streit darüber, ob hier auch 
polnisch gesprochen werden dürfte. Die Bürgermeisterin Kozlik vermied es, eine Antwort aut die 
Frage zu geben, was eine von der deutschen Minderheit geleitete Gemeinde von einer polnischen 
unterschiede. Lediglich der Hinweis, dass die Deutschen umfangreichere kulturelle Aktivitäten 
zeigten, war die Antwort. 523 

Im Jahr 2011 sollte die nächste Volkszählung stattfinden; sie warf viele Fragen auf und war 
ebenso umstritten. Die Vertreter der nationalen Minderheiten bezweifelten die richtige Bewer¬ 
tung der im Zensus ermittelten Zahlen seitens des polnischen Statistischen Hauptamtes ,GUS ,so 
mussten die Zahlen auch im Juli 2012 korrigiert werden; doch diese neuen Zahlen bezeichneten 
Experten wie der Demograf Dr. Kazimierz Szczgielski ebenso als falsch. Der Wissenschaftler 
sagte, dass eine Volkszählung kein geeignetes Instrument sei, um die Zahl der Angehörigen einer 
nationalen und ethnischen Minderheit zu ermitteln. So gaben 362.000 Personen in den Wojewod- 


521 Zu den Zahlen vgl. „Ergebnisse der nationalen Volkszählung in der Republik Polen ,AGM0 
Intern , 04/2003. 

522 Vgl. „Volkszählung 2002“, Schlesien Heute , 09/2003. 

523 Vgl. „Deutsche Volksgruppe in Schlesien unter Druck“, RP Digital GmbH , 17.07.2008. 
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schäften Kattowitz und Oppeln als Nationalität nur ,schlesisch’ an, waren es bei der Volkszählung 
im Jahr 2002 lediglich 178.000. Weitere 56.000, die für ,schlesisch’ votierten, sahen sich aber 
gleichzeitig als Polen. Und diejenigen, die für polnisch’ votierten, nannten 415.000 ,schlesisch’ 
als zweite Wurzel ihrer ethnisch-kulturellen Zugehörigkeit. So mussten die im März 2012 pub¬ 
lizierten Zahlen bezüglich der nationalen und ethnischen Minderheiten bereits erstmals im Juli 
2012 korrigiert werden. Ende Januar 2013 schließlich veröffentlichte das Statistische Hauptamt 
einen dritten Bericht, der nunmehr alle Beteiligten zufrieden stellte. 

Die Auswertung der Daten bezüglich aller Minderheiten in Polen wurden hier entscheidend 
korrigiert: Die Zahlen der sich Schlesien zugehörig fühlenden Einwohner wurde von ursprünglich 
809.000 auf 847.000 korrigiert, die sich als Deutsche zugehörig fühlenden von zuvor 109.000 
auf nunmehr 148.000, zusammen also 995.000; diese Zahl schien dem Gegebenen näher zu kom¬ 
men. Bernd Gaida, der Vorsitzende des Verbandes deutscher Gesellschaften in Oppeln zeigte sich 
zufrieden, da die Zahlen keine zahlenmäßige Abnahme der Minderheit bedeuteten. Jedoch ent¬ 
spräche auch diese nicht der Wirklichkeit, er schätzte die Deutschen, die sich als Deutsche zuge¬ 
hörig fühlten auf etwa 300.000, also um 152.000 mehr, was knapp 1,15 Millionen entsprechen 
würde. Es stellte sich die Frage, ob so ein Zensus angesichts der Wahrheitsgehaltes überhaupt 
Sinn macht. In den Jahrzehnten der Unterdrückung in der Volksrepublik Polen hatte sich die Hal¬ 
tung, diese Fragen lieber nicht wahrheitsgemäß zu beantworten, verfestigt, da man deswegen 
Nachteile erfahren konnte. 524 

1.4 Beitritt der Republik Polen zur Europäischen Union und Abschluss 
eines Minderheitengesetzes 

Zum 1. Mai 2004 waren der Europäischen Union zehn neue Staaten beigetreten, darunter auch die 
Republik Polen. Welche Folgen sich aus dieser Erweiterung für Deutschland und nicht zuletzt für 
die deutschen Heimatvertriebenen ergaben, wollte Dr. Claus Nordbruch anlässlich einer Großver¬ 
anstaltung der Landsmannschaft des Deutschen Ostens im Juli 2007 wissen. Durch Sonderrege¬ 
lungen abgesichert, brauchten die Polen keine Angst mehr haben, dass jetzt die Heimatvertriebe¬ 
nen ins Land stürmten und ihr altes Hab und Gut zurückkauften; eine Sperrfrist für Landerwerb 
verhinderte dies. Andererseits war es Polen aber erlaubt, Grundstücke und Häuser in Brandenburg, 
Pommern, Sachsen oder sonst wo in Deutschland zu erwerben. Seit dem 1. Mai sei nicht Europa 
größer geworden, sondern nur das von Nachkriegspolitikem geschaffene fragwürdige Gebilde 
Europäische Union. Ob mit der ^-Erweiterung auch die von den deutschen Heimatvertriebenen 
im Jahre 1950 Unterzeichnete Charta ein Stück verwirklicht worden sei, fragte Dr. Nordbruch. Die 
Ostpolitik der BRD , sofern man diese überhaupt als Politik im Sinne von Vertretung deutscher 
Volksinteressen bezeichnen könnte, sei immer eine Scheckbuchpolitik gewesen. Sie nahm und 
nehme auf deutsche Interessen keine oder nur geringste Rücksicht. Im deutsch-polnischen Vertrag 


524 Vgl. „Polen: Statistikamt korrigiert Zensusergebnisse für nationale und ethnische Minderheit , 
Polen Magazin , 20. August 2013: Http / /www das-polen-ma g a zin.d e/polen -statistikamt- korri g iert- 

zensusergeh nisse-fuer-natiofiale-und-ethnische-m inderheiten. 
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über gute nachbarschaftliche Beziehungen vom 17. Juni 1991 beispielsweise würden sowohl die 
Vermögensfrage als auch die Verwendung deutscher Namen für Orte und Städte - wenigstens in 
den Gebieten, in denen die deutsche Minderheit angesiedelt war - ausdrücklich ausgenommen 
(sic). Auch die polnische Verordnung vom 8. März 2002 verbot die Verwendung deutscher Orts¬ 
namen in Ostdeutschland. Dass das Minderheitengesetz noch immer nicht verabschiedet worden 
war, dass die Bierut-Dekrete noch heute Rechtswirkung entfalteten, schwächte das Vertrauen in 
den postkommunistischen polnischen Staat. 525 

Diese fortbestehenden Dekrete Polens waren für Deutsche gerade nach dem £(/-Beitritt 
Polens von wesentlicher Bedeutung, sie legitimieren die Enteignung und Ausbürgerung. Darüber 
hinaus wurden die an Deutschen verübten Gräuel als nicht rechtswidrig erklärt und folglich jeg¬ 
licher Strafverfolgung entzogen. Die Dekrete wurden bis heute nicht zurückgenommen, es wurde 
auch von keiner bundesdeutschen Regierung der Versuch unternommen, den durch die Ausfüh¬ 
rung der Dekrete verursachten Schaden wieder gut zu machen. Gemäß der UN-Konvention über 
die Nichtverjährbarkeit von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit , ist eine 
Verjährung ausgeschlossen. Folglich sind die Dekrete keineswegs als abgeschlossenes Kapitel 
der Geschichte zu sehen, wie dies BRD-Politiker gerne suggerieren. Der Bund der Vertriebenen 
bekräftigte, dass ostmitteleuropäische Staaten nur dann Vollmitglieder der Europäischen Union 
und auch der NATO werden könnten, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt wären: 

- Garantierte Volksgruppen- und Minderheitenrechte für die in den Heimatgebieten 
lebenden Landsleute, worunter auch rückkehrende Vertriebene zu verstehen sind. 

- Angemessene und gemeinwohlverträgliche Wiedergutmachung materieller und 
immaterieller Schäden an Leib, Leben und Eigentum Deutscher durch die Schädiger. 

- Strafrechtliche Ermittlung und Ahndung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit im 
Zusammenhang mit der Vertreibung Deutscher und anderer Volksgruppen. 


525 Vgl. „Der EU-Beitritt Polens und der Tschechei. Bedeutung und Auftrag für Deutschland , Rede 
von Dr. Claus Nordbruch anlässlich einer Großveranstaltung der Landsmannschaft des Deutschen 
Ostens am 18. Juli 2004 in Roodepoort (Südafrika). 

Niels von Redecker untersuchte in seiner Studie „Die polnischen Vertreibungsdekrete und die 
offenen Vermögensfragen zwischen Deutschland und Polen“, die 130 polnischen Verordnungen 
bzw. Dekrete im Zusammenhang mit der Entrechtung und Enteignung der Ostdeutschen sowie 
der Deutschen in Polen zwischen 1944 und 1955; vgl. Studien des Instituts Jur Ostrecht 44,1 
Aufl., Lang, Franfurt a. Main 2004, httD://DOtsdamer-konferenz-deA'ertreihung/bie rut.phB#iü- 

Auf polnischer Seite sind diese .Rechtsakte’ dokumentiert: Gesetzesblatt der Republik Polen. 
Amtsblatt des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete, Amtsblatt des polnischen 
Justizministeriums. Auf deutscher Seite sind sie aufgeführt in der Dokumentation der Vertreibung 
der Deutschen aus Ost- Mitteleuropa, 3. Teilband des 1. Bandes: Die Vertreibung der deutschen 
Bevölkerung aus den Gebieten östlich der Oder und Neisse. 
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Sinnvolle und humane Wiederherstellung des Rechtes auf die Heimat und deren 

Wiederaufbau. 

Erhalt der deutschen Staatsangehörigkeit auch für die Nachkommen in den Wohn¬ 
sitzstaaten. 

Und wie war der Ablauf der Geschehnisse? Die berechtigten deutschen Forderungen wurden nicht 
erfüllt - und die £f/-Erweiterung dennoch forciert. Dr. Nordbruch hatte sich schriftlich an die 
Bundesregierung mit der Frage gewandt, warum diese angesichts der dokumentierten Massen¬ 
verbrechen an deutschen Heimatvertriebenen und Flüchtlingen nicht auf Entschädigung durch 
die Täterstaaten drängte. Hieraufhin erhielt er eine Standardantwort des Bundeskanzleramtes: Die 
Bundesregierung sei sich zwar bewusst, dass viele Deutsche während und unmittelbar nach dem 
Zweiten Weltkrieg „Schlimmes erdulden mussten“, dieses Unrecht aber hätte seine Ursache im 
vorangegangenen MS-Unrecht gehabt und dies der Grund sei, darauf zu verzichten, an die fremden 
Staaten Entschädigungs- oder Wiedergutmachungsansprüche zu stellen. 526 Die Motivation der 
an Deutschen verübten Gräueltaten ist jedoch nicht wie dargelegt, auf tatsächlich oder angeblich 
begangene Verbrechen der Nationalsozialisten oder der Wehrmacht zurückzuführen. Lange bevor 
diese nach Polen einmarschiert waren, hatten die dort unter fremder Herrschaft lebenden Deut¬ 
schen ein Martyrium zu ertragen. Bereits vor dem Einmarsch deutscher Truppen in Polen wurden 
deutsche Volksangehörige in Massen erstochen, erschlagen, erschossen oder auf sonstige Weise 
ums Leben gebracht. - Alle Deutschen ohne Unterschied auf politische Ansichten wurden nieder¬ 
gemetzelt, nur weil sie Deutsche waren. 

Ein Minderheitengesetz in Polen war bereits seit 1989 im Gespräch. Dass es nicht durchge¬ 
setzt werden konnte, wies nach Heinrich Kroll daraufhin, wie heikel die Thematik sei. Das Gesetz 
wurde vor allem von den rechten Abgeordneten, die erheblichen Einfluss auf den Sejm hatten, 
blockiert. Polnische Politiker verwechselten Patriotismus mit Chauvinismus. Das Problem lag 
darin, dass die Rechten immer wieder eine sogenannte Gleichheit zwischen den in Deutschland 
lebenden Polen und den Deutschen in Polen forderten. Da diese in der Bundesrepublik nicht als 
Minderheit anerkannt waren, waren die Abgeordneten auch nicht bereit, die Rechte der deutschen 
Minderheit in Polen anzuerkennen. 527 Auf diese absurde Weise wurden die Deutschen in Polen zu 
Geiseln gegenüber der deutschen Regierung gemacht. Einer der wichtigsten Streitpunkte in dem 
Gesetz waren die zweisprachigen Ortsschilder, die den nationalpolnisch gesinnten Abgeordneten 
e in Dom im Auge waren. Sie behaupteten, wenn es einmal deutsche Ortsnamen gegeben habe, 
dann war dies die Folge der Germanisierung gewesen. Deutsche Ortschilder hätten auf der seit 
Jahrhunderten polnischen Erde keine Berechtigung; dies bedeutete eine Verletzung des Natio¬ 
nalstolzes, ebenso die Zulassung der deutschen Sprache als Nebensprache vor den Ämtern. Vor 
wenigen Wochen beschäftigte sich in Warschau ein Sonderausschuss des polnischen Sejms mit 


526 Von völkerrechtlich verbindlichen Rechtsnormen scheint man bei den politisch verantwortlichen 
Stellen in der Bundesrepublik noch nichts gehört zu haben. 

527 An dieser Stelle bleibt festzuhalten, dass polnische Bürger in der Bundesrepublik rechtlich keine 
nationale Minderheit darstellen. 
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dem Entwurf, jedoch ohne Ergebnis. Heinrich Kroll war es rätselhaft, wie polnische Politiker 
ihre Haltung zu nationalen Minderheiten im Land vor europäischen Gremien erläutern wollten. 
Der polnischen Volksgruppe in Deutschland ginge es lediglich um Geld. Ihm wurde seitens der 
Vertreter der Polen in Deutschland der Vorschlag gemacht, die Hälfte der Hilfe, die die deutsche 
Bundesregierung der deutschen Minderheit in Schlesien zur Verfügung stellte, den in Deutschland 
lebenden Polen zu geben; damit wäre die polnische Seite zufrieden (sic). Verschwiegen wurde, 
dass ein Großteil der Gelder für die deutsche Minderheit, die aus Deutschland kamen, für allge¬ 
meine kommunale Infrastrukturmaßnahmen in Polen verwendet wurden. 528 

Unbemerkt von der bundesrepublikanischen Presse wurde in der Republik Polen am 4. 
November 2004 vom polnischen Sejm in Warschau nach 15-jährigem Feilschen in den Gremien 
ein Minderheitengesetz verabschiedet; dieses lag auch den Parlamentariern im Deutschen Bun¬ 
destag vor. So hatte die AGMO eine schriftliche Anfrage an die Bundesregierung gestellt, ob 
diese sich zu den Obhutspflichten für die ostdeutschen Landsleute bekenne und ob sie die Bereit¬ 
schaft erkennen lasse, auf eine Verbesserung der polnischerseits vorgelegten Gesetzesentwürfe zu 
dringen. Als wichtigste Punkte zählten hier die Einführung der zweisprachigen topographischen 
Bezeichnungen bei Orts- und Straßennamen sowie die Einführung der Sprache der Minderheit 
bei Behörden in Städten und Gemeinden, in denen die Minderheit mindestens fünfzig Prozent 
der Gesamtbevölkerung umfasste. Nach entsprechenden Protesten der Deutschen in Warschau 
auch unter Hinweis auf europäisches Recht lenkte die polnische Regierung schließlich ein und 
setzte den Prozentsatz auf zwanzig herab. Das Gesetz bezog sich auf alle nationalen und ethni¬ 
schen Minderheiten, die im Bereich der Republik Polen wohnhaft waren. Die Zugehörigkeit der 
Bewohner einer Stadt oder Gemeinde zu einer Minderheit wurde anhand der letzten Volkszählung 
festgelegt. Die Kosten der Einführung der Minderheitensprachen bei den Behörden sollten die 
Kommunen tragen, die der Beschilderung der Staatshaushalts. 529 Das Gesetz wurde nicht auto¬ 
matisch umgesetzt, sondern gab den Minderheiten die Möglichkeit, davon Gebrauch zu machen. 
Aus diesem Grunde konnte es Vorkommen, dass die Sprache der Minderheit eingefuhrt wurde, 
jedoch nicht die zweisprachigen Ortsschilder oder auch umgekehrt. Das neue Minderheitengesetz 
sah erfreulicherweise auch vor, dass in den Gemeinden, in denen die Minderheit unter zwanzig 
Prozent der Gesamtbevölkerung lag, auf dem Wege des Referendums ebenfalls eingeführt werden 
konnte. Dies sollte für 28 von insgesamt 51 deutschen Gemeinden in der Region Oppeln sowie 
einer Gemeinde im Bezirk Kattowitz zutreffen: 

Birawa, Chonstau, Comprachtschütz, Czisek, Groß Döbem, Gnadenfeld, Guttentag, Her- 
mansthal, Himmelwitz, Kolonnowska, Kranowitz, Groß Lassowitz, Leschnitz, Lugnian, 
Groß Neukirch, Oberglogau, Poppelau, Proskau, Radlau, Reinschdorf, Rosenberg, Stuben¬ 
dorf, Klein Strehlitz, Tamau, Turawa, Walzen, Zembowitz, Zülz , 530 


528 Vgl. „Schlesien ist und bleibt unsere Heimat“, Schlesien Heute , Nr. 03/2000. 

529 Vgl. „Polens Minderheitengesetz eine Chance für die Deutschen in Oberschlesien“, Schlesische 
Nachrichten , Nr. 04/2005. 

530 Ebd.. 
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Damit sollte in der Republik Polen erstmals ein gesetzlicher Rahmen zum Schutz nationaler 
und ethnischer Minderheiten bestehen. Neben dem Polnischen konnte die Sprache der Minderheit 
als sogenannte Hilfssprache bei allen Amtshandlungen in der Gemeinde schriftlich und mündlich 
benutzt werden. Ein Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes im Jahr 2005 meldete sich der deutsche 
Abgeordnete Erhard Bastek im Sejm zu Wort. Er kritisierte in einem Schreiben an die AG MO 
das polnische Minderheitengesetz anhand von Beispielen: So verbiete Art. 5 die Anwendung von 
Mitteln zur Assimilierung der zur Minderheit gehörenden Personen, wenn diese Mittel gegen 
deren Willen eingesetzt würden. Dagegen dürften zur Minderheit angehörende Personen assimi¬ 
liert werden, wenn sie dagegen keinen Einspruch erhöben. Art. 10 und 13 regelten das Problem 
der doppelsprachigen Ortsschilder und des Gebrauchs der Minderheitensprache als Amtssprache. 
Doch bevor die Artikel in polnisches Recht umgesetzt werden könnten, wäre ein Zustimmungsbe¬ 
schluss der Mehrheit des Gemeinderates notwendig. Bastek fragte, wie diese Mehrheit zustande 
kommen sollte, wenn die Minderheit nur um die zwanzig Prozent der Stimmen verfügte. Das 
Gesetz, das nach drei Monaten in Kraft treten sollte, bezog sich auf neun nationale Minderheiten 
in der Republik Polen: die Armenier, Belarussen, Deutsche, Juden, Litauer, Russen, Slowaken, 
Tschechen, Ukrainer und sowie vier ethnische Minoritäten wie die Karaimer, Lemken, Roma 
und Tataren. 5 ’ 1 Der Sejm-Abgeordnete Rayszard Galla sah das Gesetz jedoch als gute Grundlage 
für die Minderheit im heutigen Oberschlesien. Im Bereich des Minderheitenschutzes erfüllte es 
europäische Standards, einerseits bestätigte es die bestehenden Rechte, andererseits erweiterte sie 
diese aber zusätzlich. Die Wahrnehmung dieser Privilegien, vor allem hinsichtlich der Sprache 
und Kultur, würde gewährleistet, so dass Minderheiten ihre eigene Identitäten bewahren könnten. 

Vier Jahre später, im Jahr 2009 angekommen, äußerte sich Bemard Gaida, Vorsitzender der 
deutschen Sozialkulturellen Gesellschaft der Deutschen in Polen (VdG) nach einer Zusammen¬ 
kunft mit Vertretern des Minderheitenausschusses im polnischen Sejm zum Stand der Umsetzung 
des Gesetzes über nationale Minderheiten. Er beklagte hier die unzureichende Berücksichtigung 
der deutschen Minderheit in den öffentlichen Medien und deren zu wenig geforderte finanzielle 
Unterstützung durch den polnischen Staat; weiter die Inkonsequenz hinsichtlich der Anwendung der 
Hilfssprache Deutsch in der Verwaltung, des Gebrauchs von Namen in der deutschen Sprache sowie 
hinsichtlich der zweisprachigen Ortsschilder. 532 Gaida berichtete weiter, dass die erste Auslandsreise 
des deutschen Außenministers Westerwelle nach Warschau für die Minderheit nichts gebracht hätte. 
Er traf nicht einmal einen einzigen deutschen Vertreter und ist damit, wie der Verfasser meint, der 
Linie Genschers der Missachtung der Deutschen treu geblieben; für Gaida wäre neben der finanzi¬ 
ellen Unterstützung aus Deutschland die moralische mindestens so wichtig gewesen. Dies könnte 
einfach dadurch geschehen, dass die wichtigsten deutschen Politiker während ihrer Polenvisite sich 

53 1 Vgl. „Neues Minderheiten-Gesetz in Polen“, Polska Web News Magazin , 15.01.2005. Das Blatt 
führt in dem gleichen Artikel das Unverständnis an, weshalb das deutsche Auswärtige Amt die 
Zahl der Deutschen in Polen zu diesem Zeitpunkt auf 350.000 veranschlagte, wo sich bei der 
Volkszählung vor drei Jahren in Schlesien nur etwa 100.000 Menschen zum Deutschtum bekann¬ 
ten. Der Verfasser merkt an dieser Stelle an, dass wohl pflichtbewusste deutsche Beamte mit den 
Zahlen vertraut waren, hierbei jedoch die vorgegebene politische Linie ausser Acht ließen. 

532 Vgl. „Zwischen Berlin und Warschau“, Schlesien Heute, 12/2009. 
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die Zeit nähmen, den hiesigen Landsleuten auch einen Besuch abzustatten. Dies wäre der Beweis, 
dass die Deutschen in Oberschlesien geschätzt und geachtet würden. 

1.5 Politische Bestandsaufnahme durch den Verband der Deutschen Sozial- 
Kulturellen Gesellschaften in der Republik Polen (VdG) 

Der Geschäftsführer des Verbandes, Joachim Niemann, blickte wie auch der deutsche Abgeordne¬ 
te Hubert Beier im Jahre 2004 mit Sorge auf die Zukunft der deutschen Volksgruppe und wollte 
wichtige Schritte zur Weichenstellung für die Zukunft einleiten. - Zum einen die rechtliche Situa¬ 
tion der deutschen Volksgruppe im Vorfeld der Aufnahme der Republik Polen in die Europäische 
Union klären, zum anderen stand 2001 der 10. Jahrestag des deutsch-polnischen Nachbarschafts¬ 
vertrages an. In Art. 38 war dessen Geltungsdauer geregelt, er verlängerte sich stillschweigend 
jeweils um weitere fünf Jahre, sofern er nicht zuvor gekündigt wurde. Der Rat des VdG war 
besorgt über die rechtliche Situation der nationalen und ethnischen Minderheiten in der Republik 
Polen, insbesondere über: 

- Die ausbleibende Ratifizierung der Rahmenkonvention des Europarates zum Minderhei¬ 
tenschutz, die von Polen am 1. Februar 1995 in Straßburg unterzeichnet wurde. 

- Die mangelhaften Fortschritte bei der mittlerweile zehn Jahre währenden Arbeit an 
einem Minderheitengesetz. 

- Die stetigen Etatkürzungen im Zentralbudget für die Kulturarbeit der Minderheiten. 

Der Verbandsrat verpflichtete die Abgeordneten, dem polnischen Sejm eine Anfrage zu diesen 
Punkten vorzulegen; des Weiteren sollten sie die vorhandenen Geldmittel auf folgende Punkte 
konzentrieren: 

- Förderung des Deutschunterrichts und Auffechterhaltung der kulturellen Identität. 

- Förderung von Berufsbildungsprojekten für Jugendliche. 

- Vorbereitungsschulungen für Selbstverwaltungen mit Blick auf die europäische Integration. 

- Soziale und medizinische Hilfen für Senioren. 

- Förderung von Initiativen im kommunalen Bereich zur Erhaltung der kulturellen Identität. 

- Förderung von jungen, gut ausgebildeten Angehörigen der deutschen Minderheit bei 
der Gründung eigener Firmen und Handwerksbetrieben. 


Unterstützung von gemeinschaftsfördemden Vorhaben im landwirtschaftlichen 
Bereich, insbesondere des gemeinsamen Absatzes von Agarprodukten. 
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Der Verbandsrat ermächtigte den Verbandsvorstand zur Kooperation mit Regierung und 
Selbstverwaltungen sowie mit anderen Minderheitenorganisationen und internationalen Ins¬ 
titutionen in Polen, insbesondere mit der parlamentarischen Versammlung des Europarates bei 
Maßnahmen zur Vollberechtigung der Minderheiten und zum Schutz vor Diskriminierung. Der 
Vorstand sollte direkten Kontakt mit dem deutschen Bundespräsidenten und der Bundesregierung 
sowie mit den Nichtregierungsorganisationen und -institutionen aufnehmen, die sich mit Minder¬ 
heitenfragen befassten. Nach Niemann war die demographische Struktur der Deutschen in Schle¬ 
sien deformiert, die ältere Generation der deutschen Sprache noch mächtig, die mittlere dagegen 
in hohem Maße polonisiert. Sehr viele Deutsche vor allem mit akademischer Ausbildung hätten 
Polen in den letzten Ausreiswellen 1980/1981 und 1989/1990 verlassen, etwa 300.000 waren in 
der Wojewodschaft Oppeln verblieben. Das alltägliche Leben in Oberschlesien war für die Bür¬ 
ger mit vielen Problemen belastet. Der Lebensstandard in Polen bliebe im Vergleich mit anderen 
EU-Ländem noch sehr bescheiden, der mittlere Monatslohn lag Ende 2003 bei etwa EUR 500,-, 
die Kaufkraft des Bürgers in Polen war mindestens vier mal geringer als die in Deutschland. Die 
junge Generation sah keine Perspektiven mehr im Land und suchte diese in der Bundesrepublik. 
Auf diplomatische Art zog Niemann positive Bilanz: Viele Angelegenheiten, die die deutsche 
Volksgruppe in Polen beträfen, hätten sich zum Besseren verändert. Er hob hierbei hervor: 

Den verhältnismäßig niedrigen Stand der Spannungen zwischen der deutschen und 
polnischen Mehrheit in den Wojewodschaften. 

Die positiven Erfahrungen in der politischen Tätigkeit der Vertreter der Minderheit 
auf der Ebene der Selbstverwaltung und im Parlament. 

Die stabile gesellschaftliche Situation in der Oppelner Region und den angrenzenden 
Gebieten, den Wojewodschaften Schlesien und Niederschlesien. 

Der entschlossene Wille der politischen Repräsentanten der deutschen Minderheit, 
die deutsch-polnischen Beziehungen verbessern zu wollen. 533 

Das Einfordem von europäischen Standards war jedoch polnischerseits nicht gewünscht. Die pol¬ 
nische Verfassung widmete den in Polen lebenden Minderheiten in Art. 35 eindeutig notwendige 
Freiheiten, die Freiheit zur Bewahrung und Fortentwicklung der eigenen Sprache, der Bräuche 
und der eigenen Kultur. In Abs. 2 heisst es: „Nationale und ethnische Minderheiten haben das 
Recht, einige Bildungs- und Kultureinrichtungen sowie Institutionen zu gründen, die dem Schutz 
der religiösen Identität und der Beteiligung an der Entscheidung von Fragen dienen, die ihre 
Identität betreffen.“ Geschäftsführer Niemann sprach weitere kritische Punkte an, die mit der 
laufenden Tätigkeit verschiedener Institutionen verbunden waren: 


533 Joachim Niemann , „Zur Lage und Perspektiven der deutschen Volksgruppe in Schlesien aus 
der Sicht des VdG\ Manuskript des Vortrages auf der zeitgeschichtlichen Fachtagung Kloster 
Schöneberg, Ellwangen/Jagst vom 27. - 29.10.2004. 
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Fehlendes polnisches Gesetz über die Rechte und Pflichten der nationalen und ethni¬ 
schen Minderheiten. Die Rahmenkonvention und die Bestimmungen des Art. 35 der 
polnischen Verfassung könnten nicht ohne Gesetzesbeschluss in Polen verwirklicht 
werden. 

Spürbare Diskriminierung der Mitglieder der deutschen Minderheit: 

• Begrenzte Zulassung der deutschen Minderheitenmitglieder zu verantwortlichen 
Stellen in der Regierungsverwaltung der Wojewodschaften, in den Wojewod- 
schaftsämtem und seinen Nebenstellen. 

• Mangelnde Berücksichtigung der Bildungs- und Kultureinrichtungen der Minder¬ 
heit in den lokalen Wojewodschafts- und Selbstverwaltungshaushalten. 

• Ungelöste Probleme der Anrechnung der Militärdienst- und Gefangenschafts¬ 
jahre bei der Bemessung der sozialen Unterstützung (Landwirte und Internierte 
nach 1945). 

Unbefriedigende Situation im Bereich der Lehre der deutschen Sprache: 

• Defizit im Bereich der Lehrerfortbildung 

• Fehlende Lehrer für den bilingualen Fachunterricht 

• Zu wenige zweisprachige Schulen 

• Mangelnde Finanzierung des Deutschunterrichtes als Minderheitensprache 

• Mangelnde Sprachkenntnisse der Kindergärtnerinnen 

• Vorbereitung der Deutschlehrer auf den Unterricht an den Universitäten 

Verfälschte Lehre der polnisch-deutschen Geschichte unter Ausklammerung der 
Nachkriegsgeschichte 

Gleichstellung der in Deutschland lebenden Polen mit der deutsche Minderheit 
Fehlende Zulassung der doppelsprachigen topographischen Namen. 


1.6 Exkurs: Polnische Minderheit in Litauen 

Die Behandlung der polnischen Minderheit in Litauen zeigt eine aufschlussreiche Parallele zur 
Problematik der Deutschen Minderheit in Oberschlesien auf. Sehr viele Polen fühlten sich im 
Land schikaniert und beschuldigten die Regierenden ihre Menschen- und Minderheitenrechte zu 
ignorieren. Daran hätte weder die Wiederherstellung des litauischen Staates, noch der Beitritt zu 
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Europäischen Union 2004 etwas geändert. Die ca. 300.000 in Litauen lebenden alteingesesse¬ 
nen Polen waren mit knapp 7% die größte nationale Minderheit dieses baltischen Staates. Die 
meisten von ihnen bewohnten Gebiete gehörten bis 1939 zur Republik Polen und waren nach der 
deutsch-sowjetischen Aggression von 1939 Litauen, bzw. nach dem Zweiten Weltkrieg infolge 
der Beschlüsse von Jalta der Litauischen Sozialistischen Sowjetrepublik zugeschlagen worden. 534 
Entlang der weißrussischen Grenze gab es trotz Verschleppungen und Aussiedlungen in den 40er 
Jahren geschlossene polnische Siedlungsgebiete, in zwei Landkreisen stellten die Polen sogar 
die Mehrheit dar, jeder fünfte der Hauptstadt war polnischer Nationalität. In der gemeinsamen 
Geschichte beider Staaten im 20. Jahrhundert sei an die polnisch-litauische Adelsrepublik erin¬ 
nert, die jahrhundertelang zu den mächtigsten Ländern Europas zählte und infolge der von Russ¬ 
land, Preußen und Österreich unternommenen Teilungen im 18. Jahrhundert zerschlagen wurde 
und teilweise bis heute noch lebendig ist. Im traditionellen Wappen des litauischen Staates finden 
sich nicht nur nordostpolnischer Städte wieder, sondern auch das Symbol der polnischen Woje¬ 
wodschaft Podlachien wieder. 

Die Gemeinsamkeiten ließen sich an dieser Stelle noch weiter ausführen. Dem Leser soll nur 
vermittelt werden, wie sich Angehörige der polnischen Minderheit benachteiligt fühlten und dage¬ 
gen entsprechend vorgingen. So demonstrierten ca. 250 Angehörige der polnischen Minderheit 
in Litauen vor der tschechischen Botschaft in der Hauptstadt Wilna: Mit der Kundgebung wollte 
der Verband der Polen in Litauen alle Länder der Europäischen Union auf die Lage der Minder¬ 
heiten in diesem baltischen Staat aufmerksam machen und nichts weiter. Die im Gesetz über 
nationale Minderheiten festgeschriebenen Rechte sollten beachtet werden, sagte der Sprecher der 
Bewegung und übergab eine Petition an den tschechischen Ministerpräsidenten, in der die Polen 
ihre Beunruhigung über den fehlenden Schutz nationaler Minderheiten in Litauen äußerten. Viele 
relevante Probleme blieben seit Jahren ungelöst. Zu den wichtigsten zählten die Schreibweise 
der polnischen Familiennamen in offiziellen litauischen Dokumenten, polnische Inschriften im 
öffentlichen Raum sowie die Restitution der in der Sowjetzeit enteigneten Vermögen. So würden 
Bürger polnischer Nationalität gezwungen, ihr Nachnamen der Spezifik der litauischen Sprache 
anzupassen. Obwohl das polnisch-litauische Staatsabkommen die Möglichkeit vorsah, polnische 
Familiennamen in Litauen in ihrer Originalform zu schreiben, entschied das litauische Verwal¬ 
tungsgericht im Jahr 1999, dass Familiennamen litauischer Staatsbürger unabhängig von deren 
Nationalität in litauischer Form einzutragen sind. 

Die Liste der Benachteiligungen ließe sich entsprechend der deutschen Minderheit in Ober¬ 
schlesien ergänzen. Gegen diese gängige Praxis protestierten Angehörige der polnischen Min¬ 
derheit in Litauen seit Jahren; inzwischen wurde von Polen sogar Beschwerde bei dem LNO 
- Ausschuss für Menschenrechte eingelegt. Auch in Bezug auf zweisprachige, litauisch-polni¬ 
sche Straßenschilder gab es wie bei der deutschen Minderheit in Oberschlesien unterschiedliche 
Rechtsauffassungen. Die Polen beriefen sich auf eine EU-Regelung, nach der in Gebieten mit 
einem Minderheitenanteil von mindestens 10% deren Einführung in der Sprache der Minder- 


534 Vgl. „Polen in sind unzufrieden. Polnische Minderheit demonstriert in Wilna Schlesien Heute , 
06/2009. 
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heit zugelassen werden müsste. Das Verwaltungsgericht in Wilna hatte hierzu jedoch eine ande¬ 
re Meinung und forderte die lokalen Behörden auf, polnischsprachige Tafeln zu entfernen. Der 
litauische Staat hatte jedoch mit der Ratifizierung der Europäischen Menschenrechtskonventi¬ 
on zum Schutz nationaler Minderheiten u.a. auch zweisprachige Beschilderungen akzeptiert. 
Die Anbringung von Orts- und Straßenschildern in Minderheitensprachen verstießen jedoch 
nach Auffassung der Regierung gegen das litauische Staatssprachengesetz. Sogar der frühere 
litauische Außenminister Petras Vaitekunas appellierte während seiner Amtszeit mehrmals ver¬ 
geblich an den Wilnaer Sejm, diese rechtlichen Widersprüche aufzuheben. Die Streitigkeiten 
gingen bei den offenen Vermögensfragen weiter und bis zum Zweiten Weltkrieg zurück. Und 
so schließt sich der Kreis mit den ebenso berechtigten Anliegen der deutschen Minderheit in 
Oberschlesien. 

Etwa 2000 Litauer polnischer Nationalität hatten im März 2010 in Wilna für den Erhalt der 
polnischen Schulen demonstriert. Die Vereinigung der Polen in Litauen, die zu der Demonstra¬ 
tion aufgerufen hatte, befürchtete, dass von den zur Zeit gut 100 Schulen nach einer angekün¬ 
digten Schulreform nur noch 60 übrig blieben. Die ca. 300.000 Polen in Litauen, die in vielen 
Gemeinden um Wilna die eindeutige Bevölkerungsmehrheit stellten, glaubten nicht, dass orga¬ 
nisatorische oder finanzielle Gründe die Schließung polnischer Schulen rechtfertigten. Aus ihrer 
Sicht ging es um die Zurückdrängung der Polen und des Polnischen in Litauen. Und tatsächlich 
versuchten litauische Verwaltungsstellen nach bekanntem Muster ganz offensichtlich von der tie¬ 
fen Wirtschaftskrise des Landes abzulenken, indem Ressentiments gegen Minderheiten geschürt 
wurden. Litauer polnischer und russischer Abstammung sahen sich seit einiger Zeit mit der will¬ 
kürlichen Litauisierung ihrer Familiennamen in offiziellen Behördendokumenten vor allem durch 
das Anhängsel ,as’ konfrontiert. Polnische Ausschilderungen von Ortschaften und Straßen in den 
Gebieten mit polnischer Bevölkerungsmehrheit sorgten ständig für Streit mit litauischen Behör¬ 
den. Dem Leser sollte dies irgendwie bekannt Vorkommen ... 

2. Politische Abläufe und Hintergründe 

2.1 Die Deutschen im Spiegel politischer Wahlen 

2.1.1 Enttäuschung bei den Sejm- und Senatswahlen 2001 

Am 23. September2001 fanden in der Republik Polen die Sejm- und Senatswahlen statt. Zielvor¬ 
gabe für die Deutsche Minderheit war das Erreichen von vier Abgeordnetensitzen. Mit insgesamt 
19 Kandidaten versuchten die Deutschen in jeder für sie relevanten Gemeinde im Oppelner Wahl¬ 
bezirk präsent zu sein, um möglichst viele Wähler direkt ansprechen zu können. Wie Schlesien 
Heute berichtete, traten neben den beiden Sejmabgeordneten Johann Kroll und Helmut Padzior 
weitere prominente Oberschlesier wie der Vizemarschall der Wojewodschaft, Ryszard Galla, und 
auch Landräte oder Bürgermeister an. Ein umfangreiches Wahlprogramm sollte den regionalen 
Charakter der deutschen Liste herausstellen und sie von den landesweit antretenden Wahlbünd 
nissen abheben lassen; dies hatte jedoch nur bedingt Erfolg. Zwar schafften Kroll und Padzior den 
Wiedereinzug in den Sejm, jedoch sind etwa 25 % der Wählerstimmen im Vergleich zur letzten 
Wahl 1997 verloren gegangen. Es war nicht gelungen, den Oberschlesiem plausibel zu machen. 
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warum sie bei der Wahl zum polnischen Parlament ausgerechnet die Vertreter der deutschen Min¬ 
derheit wählen sollten; somit war der Wahlausgang für den DFK eine bittere Enttäuschung. 

Der Kattowitzer Dietmar Brehmer, der mit einer eigenen Liste angetreten war, wurde vom 
DFK über zehn Jahre lang als Konkurrent angesehen und politisch bekämpft. Verbandsintem regte 
sich nach diesem Ergebnis nunmehr großer Unmut in den Ortsvereinen des Kreisverbandes Glei- 
witz und führte zu heftigen Diskussionen, denn gerade in den west-oberschlesischen Gemeinden 
entfielen weniger als 15 % der Stimmen auf die Kandidaten der Deutschen Minderheit. Polnische 
Zeitungskommentatoren richteten die Frage an die deutsche Minderheit, ob sie denn noch über¬ 
haupt eine eigene politische Partei brauchten. - Ihre Ziele wie der deutsche Personalausweis, 
Arbeit in Deutschland, Deutschunterricht für ihre Kinder seien doch bereits verwirklicht. Weiter¬ 
gehende kulturpolitische Forderungen, wie sie Hubert Beier verfolgte, brächten die Oberschlesier 
auch nicht mehr an die Wahlurne. Weiter sei zu fragen, ob der äußerst hohe Stimmenverlust nicht 
auf die Unzufriedenheit der Oberschlesier mit dem DFK und seiner Repräsentanten zurückzufüh¬ 
ren sei: Viele Kreisvorstände seien einfach schon zu alt und hätten ihren kreativsten Lebensab¬ 
schnitt bereits hinter sich; an der Basis gäre es seit längerem. 535 

2.1.2 Erfolge bei den Kommunalwahlen 2002 und 2010 

Bei den Kommunalwahlen in der Republik Polen am 27. Oktober 2002 wurden in 16 Wojewod¬ 
schaften, in 308 Landkreisen und kreisfreien Städten sowie in 2.489 Gemeinden neue Bezirks¬ 
und Kommunalparlamente gewählt. Erstmals mussten sich hier Bürgermeister und Stadtpräsiden¬ 
ten der Direktwahl stellen. Der Gesetzgeber erhoffte sich dadurch eine stärkere Wahlbeteiligung, 
die 1998 noch unter 50% lag. Für die „Wahlkomitees“, die mit den deutschen Parteien vergleich¬ 
bar waren, galt die 5-Prozent-Hürde. Das Wahlkomitee der Deutschen in Oppeln trat wiederum 
mit einer eigenen Liste an, das Rekordergebnis der letzten Kommunalwahlen von 1998 konnten 
sie jedoch nicht wiederholen. Im Sejmik kam die Minderheit auf 69 Mandate, in den Gemeinden 
auf über 300, in drei Kreisen konnte sie alleine regieren. Auf Kreisebene errang der DFK in den 
Landkreisen Oppeln, Groß Strehlitz und Krappitz die absolute Mehrheit.' ,fl 

Acht Jahre später, am 21. November 2010 standen erneut Kommunalwahlen in Polen an. Die 
deutschen Kandidaten wurden in sieben Kreisen und 37 Gemeinden aufgestellt, für den Oppel¬ 
ner Landtag traten ebenfalls 37 Kandidaten an, 7 weitere auf anderen Listen sollten von den 
Deutschen unterstützt werden. Im Rahmen des Wahlkomitees ,Deutsche Minderheit kandidierten 
insgesamt 755 Personen. Norbert Rasch, der Vorsitzende der Sozial-Kulturellen Gesellschaft der 
Deutschen im Oppelner Schlesien (SKGD >, war überzeugt, dass sich die Deutschen in den ver¬ 
gangenen 20 Jahren im freien Polen als Kommunalpolitiker bewiesen, regieren und mitregieren 
konnten. Schließlich seien sie Bürger aus Schlesien, die bereit waren, Verantwortung für das Land 
zu übernehmen. Er wies daraufhin, dass die SKGD Aufgaben in den Bereichen Bildung, Kultur, 


535 Vgl. „Brutale Wahrheit: Deutsche verlieren bei Sejm- und Senatswahlen**, Schlesien Heute , 
10/2001. 

536 Vgl. „Kommunalwahlen“, AGMO-Intern , 06/2002. 
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Sprache, Soziales und Jugend ohne die Unterstützung der Politik nicht zu leisten vermochte. Die 
Politik war eine Art Werkzeug, das der Minderheit helfen sollte, ihre Aufgaben zu bewältigen. 
Ziel war es, acht Sitze im Sejmik zu erringen, also einen mehr als bislang. Eine Wahlbeteiligung 
von etwa 47% führte zu einer Stabilisierung der Parteienlandschaft, mit 31,8% für die Bürger¬ 
plattform (PO) von Ministerpräsident Tusk, rund 23 % für die Partei Recht und Gerechtigkeit 
(PIS) von Jaroslaw Kaczynski, etwa 16% für die Bauernpartei (PLS) und ca, 15 % für die Post¬ 
kommunistische Partei (SLD). Die Deutschen waren nur im Bezirk Oppeln mit einer eigenen 
Liste angetreten und wurden mit fast 18% der Stimmen leicht gestärkt zweitstärkste Kraft hinter 
dem vormaligen Koalitionspartner PO\ damit erzielten sie 6 von 30 Mandaten. Die Freude über 
den Wahlerfolg hielt sich jedoch in Grenzen, da der bisherige Koalitionspartner, die PO, nach 
zehnjähriger Zusammenarbeit völlig überraschend und ohne Ankündigung eine weitere Zusam¬ 
menarbeit mit den Deutschen ausschloss. Der Oppelner PO-Vorsitzende Leszek Korzeniowski 
kritisierte die Vielzahl der Sonderrechte der Minderheit, sie nähmen diese auch übertrieben wahr: 
so seien sie in der Frage der zweisprachigen Ortschilder zu forsch vorgegangen. Der deutsche 
Sejm-Abgeordneten Galla nahm hieraufhin Kontakt zu Ministerpräsident Tusk auf, der der Bür¬ 
gerplattform wiederum deutlich machte, im Bezirk Oppeln die bisherige Koalition mit den Deut¬ 
schen fortzusetzen, auch im Hinblick auf das bevorstehende 20-jährige Jubiläum des Abschlusses 
des deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages vom 17. Juni 1991. In den Kreisen des Bezirkes 
Oppeln erzielten die Deutschen v.a. im Landkreis Groß Strehlitz mit 47% der Stimmen ein Spit¬ 
zenergebnis, im Landreis Krappitz über 40 %, in Oppeln ca. 37%, im Landkreis Rosenberg ca. 
28% und im Kreis Kanndriz-Cosel fast 25%. Im Bezirk Schlesien schaffte die Bewegung für die 
Autonomie Schlesiens (poln.: Ruch Autonomi Slaska, RAS ) erstmals mit 8,5% der Stimmen den 
Einzug ins Kattowitzer Regionalparlament. 537 

2.1.3 Ernüchterung bei den Sejmwahlen 2005 und 2007 

Jede Parlamentswahl hatte seit 1989 zu einem Regierungswechsel geführt. Die regierenden Post¬ 
kommunisten (SLD) konnten stets über 49 % der Stimmen gewinnen, im September 2005 jedoch 
lediglich nur noch 11 %. Aber selbst dies sahen sie als Erfolg an, da die Partei nach Meinungs¬ 
umfragen zuvor unter 5 % gelegen war; 11,7 % erreichte die Selbstverteidigung , die Partei des 
radikalen Bauemführers Lepper, die nationalistische Liga Polnischer Familien (LPR) kam aut 7. 
9 % der Stimmen und die traditionelle Bauernpartei PSL auf 6,9 %, die Wahlbeteiligung lag mit 
40,2 % bei einem absoluten Minusrekord. Bei diesen Wahlen wurde eine Ost-West-Teilung des 
Landes deutlich, wie auch bereits bei den Europawahlen. Während die Regionen an Oder und Nei¬ 
ße eher die liberal-konservative PO unterstützten, hatte die nationalkonservative PiS ihr stärkstes 
Wählerpotential in den ländlich strukturierten ostpolnischen Gebieten. Bevölkerungskreise mit 
niedrigem Bildungsabschluss. Sie votierten eher für Lech Kaczynski (PIS), während Donald Tusk 
(PO) bei den „Aufsteigern in den Städten“ vorne lag. Dieser stand in jeder Hinsicht für mehr 
Kontinuität in der polnischen Innen- und Aussenpolitik. 


537 Vgl. „Polnische Kommunalwahlen 2010“, AGMO-Intern , 01/2011. 
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Während Tusk Anfang September beim Besuch von Angela Merkel in Warschau die Frage 
eines ,Zentrums gegen Vertreibungen’ in Berlin in ihrer Bedeutung Für die deutsch-polnischen 
Beziehungen herunterspielte, legten die Kaczynski-Brüder einen harten Kurs an den Tag. 538 So 
erteilten sie der moralischen Symmetrie zwischen Deutschland und Polen eine Absage: „Wir waren 
die Opfer, und ihr wart die Täter“. Diese Aussage trafen sie in einem Interview mit dem Stern als 
Instrument zur Durchsetzung nationaler Interessen. Das deutsch-polnische Verhältnis werde erst 
normal sein, wenn Polen genauso reich sei wie Deutschland. Mit der Erklärung, die Deutschen wür¬ 
den deswegen keine Restitution fordern, weil sie wüssten, wer den Krieg angefangen habe, zeigte 
Kanzler Gerhard Schröder, dass er dem nichts entgegenzusetzen hatte und dies bezeichnenderweise 
auch gar nicht wollte. Enttäuschend war das Abschneiden der deutschen Minderheit. Waren es 
bei den ersten postkommunistischen Parlamentswahlen noch rund 135.000 Stimmen für sie, so 
erreichten sie diesmal nur noch 40.000. Mit Kroll und Galla konnten aufgrund der Befreiung von 
der Fünf-Prozent-Klausel dennoch zwei Abgeordnete in den Sejm einziehen, der dritte Deutsche 
schaffte dies über die Liste der Bürgerlichen Plattform. Damit wurde deutlich, dass die von Kroll 
geleitete Organisation bei den Deutschen an Rückhalt verloren hatte. Bezeichnend hierfür war 
der Dank deutscher Sejmkandidaten im Schlesischen Wochenblatt in polnischer Sprache, ein Vor¬ 
gang, der bei Vertretern anderer Minderheiten wie z.B. den Sorben in der Oberlausitz oder den 
Deutschen in Südtirol nach Auffassung des Verfassers unvorstellbar gewesen wäre. 

Die nächsten Wahlen zum polnischen Parlament fanden am 21. Oktober 2007 statt. Hier konn¬ 
te die liberal-konservative Bürgerplattform (PO) unter Donald Tusk gewinnen, sie kam auf 41, 
5% der abgegebenen Stimmen. Zusammen mit der Bauernpartei (PSL), die 8,9% erhielt, verfüg¬ 
ten beide Parteien mit 240 von 460 Mandaten über eine Mehrheit von zehn Sitzen im polnischen 
Sejm. Die vormalige Regierungspartei Recht und Gerechtigkeit (PIS) der Kaczynski-Brüder kam 
auf 31,1 % der Stimmen. Nach AGMO-Intern war die Niederlage der vormaligen Koalitionspart¬ 
ner Selbstverteidigung und Liga der Polnischen Familien entscheidend hierfür. Die Linken und 
Demokraten erzielten 13,2% der Stimmen. Wenn die Regierung ein Veto des Staatspräsidenten 
überstimmen musste, bedurfte sie der Unterstützung dieser beiden Parteien. Dies dürfte angesichts 
der unversöhnlichen Haltung der Kaczynskis häufiger der Fall sein. Denn während Präsident Lech 
Kaczyhski Tusk nach dessen Wahlsieg die übliche Gratulation verweigert hatte, zeigte sich jetzt 
auch sein Zwillingsbruder als schlechter Verlierer. Der scheidende Präsident nahm einen Kurzur¬ 
laub und ließ seinen Nachfolger nur ein paar Zeilen überreichen, anstatt ihn persönlich in den 
Amtsräumen am Warschauer Lazienki-Park zu empfangen. Auch die scheidende Außenministerin 
Anna Fotyga war bei der Amtsübergabe ihres Nachfolgers Radoslaw Sikorski nicht anwesend. 

Die von der 5-Prozent-Hürde befreiten Deutschen waren nur im Bezirk Oppeln mit einer eigenen 
Liste angetreten. Ryszard Galla ist dort erneut in den polnischen Sejm eingezogen, Henryk Kroll 
dagegen gescheitert; ihm fehlten lediglich 300 Stimmen. Weitere deutsche Kandidaten verfehl- 


538 Vgl. „Auf dem Weg zur Vierten Republik. Besorgte Fragen nach dem Machtwechsel in Warschau , 
in Schlesien Heute . 

539 Vgl. „Neue Regierung in Warschau“, Schlesien Heute, 12/2007. Der Verfasser merkt an, dass dies 
keine Gepflogenheiten in einer gefestigten Demokratie sein sollten. 
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ten die erforderliche Stimmenzahl noch deutlicher. Die deutsche Liste hatte bei diesen Wahlen 
2.000 Wählerstimmen weniger erhalten, als bei den letzten Wahlen und konnte damit nur noch 
einen einzigen Parlamentssitz erzielen, auch einen Senator konnten sie mit 8,81 % der Stimmen 
nicht stellen. Der Grund hierfür lag in dem veränderten Abstimmungsverhalten der Deutschen: ca. 
6.000 bis 8.000 von ihnen hatten vermutlich der Bürgerplattform PO ihre Stimme gegeben, um 
einen politischen Wechsel herbeizuführen. 

Der abgewählte Abgeordnete Johann Kroll ließ wissen, dass er seinen Vorsitz bei der Sozi¬ 
al-Kulturellen Gesellschaft der Deutschen im Oppelner Schlesien niederlegen werde. Der ein¬ 
zige wiedergewählte deutsche Abgeordnete Galla erklärte, dass er sich vor allem in den für die 
Deutschen wichtigen Kommissionen für Minderheiten und Finanzen engagieren wollte. Henryk 
Siedlaczek schaffte ebenfalls den Einzug ins Parlament, jedoch auf der Liste der Bürgerplatt¬ 
form (PO). Trotz positivem Fazit zum Regierungswechsel fiel die Euphorie maßvoll aus, da das 
Amt des polnischen Staatspräsidenten weiterhin von einem der beiden Zwillinge besetzt war. 
So wendete sich der vereidigte Lech Kaczynski im November im polnischen Sejm auch gegen 
deutsche Eigentumsansprüche und gegen die preußische Treuhand sowie gegen das Zentrum 
gegen Vertreibungen. Entgegen seiner Ankündigung, seinen Vorsitz bei der Sozial-Kulturellen 
Gesellschaft der Deutschen für den Bezirk Oppeln nach 17-jähriger Amtszeit im Jahr 2008 nie¬ 
derzulegen, ließ sich Henryk Kroll dennoch erneut aufstellen. Rasch wurde zum Vorsitzenden 
gewählt. Kroll zu dessen Stellvertreter. 540 Der neue Vorsitzende Rasch kündigte an, die Kul¬ 
turarbeit zu verstärken und die örtlichen Gesellschaften dabei besser zu unterstützen. Er rief zu 
mehr Selbstbewusstsein der Deutschen auf. Nachdem bereits im Bezirk Schlesien Martin Lippa 
aus Gleiwitz-Land zum Vorsitzenden des DFK -Landesverbandes gewählt worden war, konnte 
man von einem Generationenwechsel sprechen; 541 

2.1.4 Verluste bei den Bezirkstagswahlen 2006 

Am 12. November2006 waren in der Republik Polen 30 Millionen Bürger aufgerufen, ihre Volks¬ 
vertreter in die insgesamt 16 Regionalparlamente (Sejmik) der Wojewodschaften zu wählen; so 
1590 Gemeindevorsteher, 768 Bürgermeister und 107 Oberbürgermeister. Erstmals durften bei 
dieser Wahl sogenannte Wahlbündnisse eingegangen werden, damit die 5-Prozent-Hürde bei klei¬ 
neren Parteien nicht zu Stimmenverlusten führten. Das DFK -Wahlkomitee in Oppeln hatte sein 
Programm und die Vorstellung der Kandidaten auf 24 Seiten zusammengefasst, lediglich eine 
einzige Seite davon in Deutsch, die übrigen in Polnisch. Die Hauptthemen waren die Wirtschaft. 
Infrastruktur, Sicherheit und zuletzt Wissen und Identität. Die AGMO übte Kritik an dem Pro¬ 
gramm, da deutsche Minderheitenschulen bzw. Unterricht in deutscher Sprache ebenso wenig 
erwähnt würden, wie etwa zweisprachige Bildungseinrichtungen. Sie seien lediglich versteckt 


540 Vgl. „Generationenwechsel in Schlesien, Rasch löst Kroll ab“, AGMO-Intern, 07/2008; vgl auch 
„Deutsche Minderheit wählt neuen Vorsitzenden“, Infoseite-Polen , 28.04. 2008. 

541 Vgl. „Bilanz nach 10 Tagen. Neue Akzente bei Deutschen in Oberschlesien unter Norbert Rasch . 
Schlesien Heute , 09/2008. 
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mit dem Hinweis auf das Gesetzesblatt Nr. 17, volle Inanspruchnahme des Gesetzes über natio¬ 
nale Minderheiten und Regionalsprache, zu finden. Doch wer von den Deutschen verstünde, was 
damit gemeint sei, wie die Menschenrechtsorganisation kommentierte. Von daher verwunderte 
die Sprachlosigkeit der deutschen Volksgruppe nicht, sie versteckte vielmehr ihre eigene Spra¬ 
che. 542 Im Bezirk Oppeln waren die zahlenmäßig starken Deutschen erneut mit einer eigenen 
Liste angetreten und hatten sich mit der liberalen Bürgerplattform (PO) zu einem Wahlbündnis 
zusammengeschlossen. Im Regionalparlament des Bezirks war die PO als stärkste Partei mit acht 
Sitzen vertreten, die Deutschen mit sieben. Sie erzielten damit die Hälfte der Mandate, waren 
jedoch auf die Bauernpartei (PSL) angewiesen. In den insgesamt zwölf Kreisen stellten die Deut¬ 
schen mit 55 von 248 (22,2 %) die meisten Kreistagsabgeordneten. In zwei Kreisen konnte ohne 
Koalition regiert werden; bei den letzten Wahlen waren es noch vier. Die Deutschen entsandten 
wiederum fünf von zwölf Landräten. In den Kreisen Gleiwitz, Kattowitz und Ratibor hatten die 
Deutschen nach den mäßigen Ergebnissen bei den letzten Kommunalwahlen weder Mut, noch 
Kraft, mit einer eigenen Liste anzutreten, obwohl sie durch ein Wahlbündnis hätten profitieren 
können. So kandidierten sie auf Listen anderer Parteien und wurden in Kreuzenort, Kranstädt und 
Herrenkirch gewählt. 

2.1.5 Stagnation bei Sejm- und Senatswahlen 2011 

Wenige Tage vor den polnischen Parlamentswahlen 2011 startete Oppositionsführer Jaroslaw 
Kazynski von der Partei für Recht und Gerechtigkeit (PiS) den Wahlkampfendspurt und bedien¬ 
te kräftig antideutsche Ressentiments. So brachte der Politiker gerade ein Buch mit dem Titel 
,Das Polen unserer Träume’ heraus, mit dem sich nach Ansicht von Charles van Thome trotz 
EU-Beitritt und dem Ende der Blockkonfrontation noch immer gut Stimmung machen ließ. So 
argwöhnte Kaczynski, dass Kanzlerin Merkel und Rußland wieder einmal eine gemeinsame Ach¬ 
se anstrebten. Merkel gehöre dieser Generation deutscher Politiker an, die die imperiale Macht 
Deutschlands wiederherstellen wollte. Eine strategische Achse mit Moskau sei ein Teil davon, und 
Polen könnte dabei nur ein Hindernis sein. Dafür müsste das Land unterworfen werden und aus 
diesem Grunde sehe Kaczynski deutsche Investitionen im heutigen Westpolen nicht gerne. - Man 
könnte in einem kleineren Polen aufwachen. 54j Mit diesen Ressentiments sollte der polnische 
Nationalist jedoch keinen Erfolg verbuchen. 

Bei den Wahlen zu den beiden polnischen Abgeordnetenkammer, Sejm und Senat, am 9. Okto¬ 
ber 2011 gewann die Bürgerplattform (PO) von Donald Tusk entgegen den meisten Erwartungen 
m 't 39,18% der Stimmen und 206 Sitzen im Sejm deutlich vor der nationalkonservativen Partei 
Recht und Gerechtigkeit (PiS) des früheren Regierungschefs Kazynski, die nur 29,89% der Stim- 
men und 158 Sitze erhielt. Damit war Tusk und seine Partei von den polnischen Wahlberechtigten 
relativ deutlich in der Regierung bestätigt worden, denn zusammen mit der Bauernpartei, die 
auf 8,36% der Stimmen und 28 Sitze kam, konnte er weiterregieren. Beide Parteien verfügten 


542 Vgl. „Wahlen in der Republik Polen“, AG MO Intern , 01/2007. 
^3 Vgl. „Kaczynski im Wahn“, Der Schlesier , Nr. 10/2011. 
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damit zusammen über 234 von 460 Mandaten; das waren drei Mandate mehr als für die absolute 
Mehrheit im neuen polnischen Parlament notwendig war. Die konkurrierende Partei Recht und 
Gerechtigkeit (PiS) unter Oppositionsführer Jaroslaw Kaczynski hatte leichte Verluste hinneh¬ 
men müssen und erreichte 158 Sitze bei einem Stimmenanteil von 29,89%. Tusk hatte damit 
einen historischen Wahlsieg errungen, denn erstmals seit der Wende von 1989 war eine polnische 
Regierung nicht nach nur einer Legislaturperiode abgewählt worden. Seinem Wahlslogan „Polen 
im Bau“ folgend hatte der alte und neue Regierungschef nunmehr die Chance, eine Reformpolitik 
fortzusetzen, die seit geraumer Zeit ins Stocken geraten war. 

Eine Überraschung gelang der radikal-liberalen und antiklerikalen Palikot-Bewegung (PK), 
der mit 10,02 % der Stimmen und 40 Sitzen erstmals der Einzug in den Sejm gelang. Die post¬ 
kommunistische Linke (SLD) landete noch hinter der Bauernpartei mit 8,24% der Stimmen und 
27 Sitzen als funftstärkste Kraft im neuen polnischen Parlament. Das Wahlkomitee Deutsche Min¬ 
derheit erreichte wie in der vergangenen Legislaturperiode auch, wieder nur einen Sitz im Sejm. 544 
Bemerkenswert blieb, dass eine Wahlbeteilung von nur 48,92%, die ein weitgehendes politisches 
Desinteresse unter den polnischen Wahlberechtigten dokumentierte, von den polnischen Medien 
in keiner Weise problematisiert wurde. Das Ergebnis der gleichzeitig durchgeflihrten Wahlen zum 
polnischen Senat zeigte sich wie folgt: Die Bürgerplattform errang 64 Mandate, gefolgt von der 
PiS mit 28 Sitzen und der Bauernpartei mit 2 Sitzen. 7 Sitze im neuen Senat gingen an unabhän¬ 
gige Kandidaten. Offenbar fiel der Wahlsieg der PO nach Angaben der Konrad-Adenauer-Stiftung 
am Ende relativ deutlich aus, weil die Mehrzahl der vielen bis zum Schluss unentschiedenen Wäh¬ 
lerinnen und Wähler sich für Kontinuität und Beständigkeit und gegen politische Unberechenbar- 
keit entschieden hatten. Der in der letzten Woche vor den Wahlen von P/S-Chef Kaczynski unter¬ 
nommene Versuch, vermeintlich latent vorhandene antideutsche Gefühle in der Bevölkerung für 
sich zu mobilisieren, hatte nicht verfangen. Seine diffusen Verdächtigungen und Unterstellungen 
gegenüber Bundeskanzlerin Merkel trafen bei allen politischen Kommentatoren und selbst in den 
eigenen Reihen auf Ablehnung, Kritik und Unverständnis. 545 

Unabhängig von der Tatsache, dass im Oktober 2011 mit antideutschen Gefühlen kein politi¬ 
sches Spiel mehr getrieben werden konnte, hatte der Oppositionsführer seine Aufholjagd gegen¬ 
über Donald Tusk vor allem deshalb nicht erfolgreich zu Ende bringen können, weil er zum 
Schluss ein eklatantes Glaubwürdigkeitsproblem hatte. Der Wahlerfolg der PO war in erster Linie 
ein Negativvotum gegenüber Kaczynski und der von ihm geführten PiS. Regierungschef Tusk 
schien sich dieser Tatsache durchaus bewusst zu sein und hatte bereits während des Wahlkampfes 
zugegeben, dass viele angekündigte Reformen nicht durchgeführt wurden und Versprechungen 
auf der Strecke geblieben seien. Mit Blick auf die Zukunft erklärte er, dass die kommenden vier 
Jahre eine noch größere Herausforderung sein würden und man doppelt so schnell und hart arbei¬ 
ten müsste. Das Wahlergebnis vom 9. Oktober 2011 bestätigte ferner die anhaltende Krise der 
Linken, die im politischen Leben Polens kaum mehr wahrzunehmen waren. Stattdessen war mit 
Janusz Palikot und seinem politischen Gefolge, das sich offiziell ,Ruch Palikota’, Palikot-Bewe 


544 Vgl. „Der Wahlsieg des Donald Tusk“, Länderbericht der Konrad-Adenauer-Stiftung, 11.10.2011 

545 Ebd.. 
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gung, nannte, eine politische Kraft entstanden, die Antiklerikalismus und politisches Aufmischen 
auf ihre Fahnen geschrieben hatte. Die provozierenden, mitunter geschmacklosen öffentlichen 
Auftritte Janusz Palikots konnten dem Erfolg der von ihm angeführten Protestbewegung offenbar 
nicht schaden. Viele junge Polen hatten nach ersten Untersuchungen gerade ihn gewählt, was zu 
Vermutungen über eine sich wandelnde junge Generation nahe legte, die sich von den traditio¬ 
nellen katholischen Werten ihrer Eltern abgrenzen wollte und eine freiheitlichere Gesellschaft 
einforderte. Festzuhalten ist immerhin, dass sich auch die Palikot-Bewegung einer bürgerlichen 
Staatsidee verpflichtet fühlte und wirtschaftspolitisch einen liberalen Kurs vertrat. Es sollte span¬ 
nend werden, zu verfolgen, ob und wie Palikot und seine Mitstreiter Einfluss und Verantwortung 
in Polens Politik nehmen könnte. An dem Wahlergebnis vom 9. Oktober bleibt festzuhalten, dass 
mit dem Sieg von Donald Tusk und der Bürgerplattform aus deutscher Sicht zuallererst auch ein 
Sieg für Europa und die deutsch-polnischen Beziehungen zu verzeichnen war. Wohl kaum ein 
politischer Beobachter mochte sich vorstellen, welchen Schaden eine notorisch europaskeptische 
und deutschkritische Kaczyftski-Regierung gerade in der derzeitigen politischen Situation mit 
Blick auf die Gestaltung der europäischen Zukunft hätte anrichten können. Im folgenden sind die 
einzelnen Wahlergebnisse aufgezeigt: 
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Ergebnisse der Sejm-Wahlen von 2011 


Partei 

Sitze 

Anteil in % 

Bürgerplattform 

206 

39,18 

Recht und Gerechtigkeit 

158 

29,89 

Palikot-Bewegung 

40 

10,02 

Linke und Demokraten 

27 

8,24 

Polnische Bauernpartei 

28 

8,36 

Wahlkomitee „Deutsche Minderheit“ 

1 

0,19 

Ergebnisse der Sejm-Wahien von 2007 



Partei 

Sitze 

Anteil in % 

Bürgerplattform 

209 

41,51 

Recht und Gerechtigkeit 

166 

32,11 

Linken und Demokraten 

53 

13,15 

Polnische Bauernpartei 

31 

8,91 

Wahlkomitee „Deutsche Minderheit“ 

1 

0,20 

Ergebnisse der Senatswahlen von 2007 und 2011 


Partei 

2007 

2011 in % 

Bürgerplattform 

52 

64 

Recht und Gerechtigkeit 

37 

28 

Bauernpartei 

2 

2 

Polen ist am wichtigsten 

1 

- 

Unabhängige und andere 

7 

7 


Quelle: KonradAdenauer-Stiftung e.V 11.10.2011 

Der neue und alte Ministerpräsident Tusk traf am 11. Dezember 2012 zu politischen Konsultationen 
in Berlin ein, was auch einen neuen Umgang mit Deutschland verdeutlichte und eine Verbesserung 
der deutsch-polnischen Beziehungen versprach. Die 2004 ans Ruder gekommene Kaczynski-Regie* 
rung unterließ dagegen nichts, um das antideutsche Feindbild zu stärken und trennende Gräben zu 
vertiefen. Tusk schien vielmehr willens und fähig, sich vom amtierenden Staatspräsidenten Kaczy 
nski nicht von seinem vernünftigen Kurs abbringen zu lassen. Deutlich wurde dies mit folgenden 
Worten: „Freunde — und wir wollen als Polen und Deutsche wie Freunde miteinander reden.. Heute 
haben wir festgestellt, dass wir in einigen Fragen noch etwas Zeit brauchen, aber es kann nicht sein. 
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dass wir über sie nicht reden.“ 546 Es sei wichtig, die Beziehungen zwischen Deutschen und Polen 
nicht aus den Schützengräben der Geschichte zu betrachten, vielmehr sei es die Aufgabe beider Sei¬ 
ten, das Verhältnis der beiden Länder so zu verbessern, das es zuletzt genauso gut werde, wie die per¬ 
sönliche Beziehung der Regierungschefs. Merkel erwiderte hieraufhin, dass man um kein Problem 
einen Bogen machen wolle, um so miteinander auch viel bewegen zu können. Donald Tusk sei es in 
den vergangenen vier Jahren gelungen, viele seiner zu Eigenbrödlertum und Verängstigung neigen¬ 
den Landsleute auf einen europafreundlichen Kurs mitzunehmen. Seine Regierung hätte konstruktiv 
an der Lösung europäischer Probleme mitgearbeitet europäische Eigeninitiative und Verantwortung 
gezeigt und entschieden auf die Fortentwicklung der deutsch-polnischen Beziehungen gesetzt. 

2.1.6 Exkurs: Wahlen zum Deutschen Bundestag 2013 

Die für den 22. September 2013 angesetzte Wahl zum Deutschen Bundestag sollte bei 200 Deut¬ 
schen aus dem polnischen Kreis Kadrzin-Cosel, die einen Antrag zur Aufnahme in das Wählerver¬ 
zeichnis der Stadt Papenburg an der Ems 547 stellten, um hieran teilnehmen zu können, für erhebliche 
Aufregung sorgen. Nach dem 21. Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vom 27. April 2013 
war es auch in der Republik Polen lebenden Deutschen erlaubt, an bundesdeutschen Wahlen teilzu¬ 
nehmen. So sind deutsche Staatsbürger im Ausland auch dann wahlberechtigt, wenn sie persönlich 
und unmittelbar Vertrautheit mit den politischen Verhältnissen in der Bundesrepublik Deutschland 
erworben haben und von ihnen betroffen sind. Da die Antragsteller mit dem Chor „Heimatklang“ 
aus Kodnitz und dem Chor „Eintracht“ aus Papenburg eng verbunden waren und seit einigen Jah¬ 
ren eine Partnerschaft unterhielten, war es demzufolge offensichtlich, dass zahlreiche Deutsch¬ 
stämmige großen Anteil am politischen Leben in der Bundesrepublik - vermittelt über das Leben 
in Papenburg - teilnahmen. Weiterhin unterhielten sie auch viele persönliche Kontakte mit gegen¬ 
seitigen Besuchen. 

Eine Beurteilung beziehungsweise eine erfolgte abweisende Entscheidung bezüglich der 
Anträge auf Zulassung seitens der Stadtverwaltung war angesichts dieser Fakten absurd; so hebel¬ 
te man das bundesverfassungsgerichtliche verbriefte Wahlrecht auf einfachstem Wege aus. Bruno 
Kosak hatte gegen diese Entscheidung Einspruch erhoben und sich schriftlich an den Bürgermeis¬ 
ter gewandt. Hieraufhin bekam der Oberschlesier die Antwort, dass er wählen dürfe, jedoch die 
199 anderen Antragsteller nicht. Der Verfasser fragt sich an dieser Stelle, ob sich die bisherige 
ablehnende Haltung des Auswärtigen Amtes gegenüber den Deutschen in Oberschlesien mittler¬ 
weile schon vereinzelt bei den Amtsträgem der Gemeindeverwaltungen durchgesetzt hat? Anders 
als Papenburg hatte beispielsweise die nordrhein-westfälische Stadt Herford und andere ähnliche 
Anträge von in Polen lebenden Bürgern mit deutschem Pass akzeptiert, so wie es verfassungsge- 


546 „Ein Besuch bei Freunden“, Schlesien Heute. 

547 Ein 1953 eingeweihtes kleines Gotteshaus „Zum Schifflein Christi* in Aschendorfermoor ist eine 
Kapelle der evangelischlutherischen „Kirchengemeinde Erlöserkirche in Papenburg und wur¬ 
de von überwiegend aus Schlesien stammenden Flüchtlingen erbaut. Ihr Name erinnert an die 
Friedenskirche in Glogau, symbolisiert aber gleichzeitig auch Zuflucht. Im Sockel des Altars ist 
ein Schiffssymbol angebracht, das bewusst an das Zeichen des Weltrates der Kirchen erinnert. 
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mäß vorgesehen ist. Mittlerweile lag der Fall dem Bundeswahlleiter vor, dem Verfasser sind die 
hierüber getroffenen Entscheidungen jedoch nicht bekannt. 

2.2 Vertreibung der Deutschen und ihre politisch-rechtliche Betrachtung 
2.2.1 Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung 

Auf Initiative der CDU-Bundestagsabgeordneten und Präsidentin des Bund der Vertriebenen , 
Erika Steinbach und des SPD -Politikers Peter Glotz, wurde der Gedanke eines ,Zentrums gegen 
Vertreibungen’ angestoßen. Die drei Regierungsparteien CDU , CSU und SPD bekannten sich 
in ihrem Koalitionsvertrag vom November 2005 zur gesellschaftlichen wie historischen Aufar¬ 
beitung von Zwangsmigration, Flucht und Vertreibung. Sie beschlossen, ein sichtbares Zeichen 
in Berlin zu setzen, um an das Unrecht von Vertreibungen zu erinnern und diese für immer zu 
ächten. 548 Im März 2008 stellte die Bundesregierung die Konzeption hierfür vor und beschloss 
im Dezember das Gesetz zur Errichtung der Stiftung ,Deutsches Historisches Museum’. Am 13. 
Mai 2009 fand die konstituierende Sitzung des Stiftungsrates statt, im Februar 2010 wurden die 
gesetzlichen Regelungen novelliert und sowohl die Zahl der Mitglieder des Stiftungsrats von 13 
auf 21, als auch die des wissenschaftlichen Beraterkreises von 9 auf 15 erweitert. Am 25. Okto¬ 
ber 2010 folgte die konstituierenden Sitzung unter Vorsitz von Staatsminister Bernd Neumann; 
einen Monat später wurde ein neuer, erweiterter wissenschaftlicher Beraterkreis berufen. Dieser 
trat am 28. Januar 2011 zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen und wählte Prof. Stefan 
Troebst (Leipzig) zum Vorsitzenden und Prof. Joachim Scholtyseck (Bonn) zu dessen Stellver¬ 
treter. Auf der Sitzung am 25. Juni 2010 wurde ein erweitertes Eckpunktepapier als Konzep¬ 
tion für die Arbeit der geplanten Dauerausstellung Stiftung ,Flucht, Vertreibung, Versöhnung 
verabschiedet. Danach sollte der Stiftungsrat über die Grundzüge des Programms und über alle 
grundsätzlichen Angelegenheiten entscheiden. Er bestand aus 21 Mitgliedern, von denen 19 
vom Bundestag gewählt wurden. Der Präsident der ,Stiftung Deutsches Historisches Museum 
und der Präsident der »Stiftung Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland’ sind 
kraft Amtes Mitglieder. 

Bereits Anfang 2009 hatte das Präsidium des Bundes der Vertriebenen (BdV) Erika Steinbach ein¬ 
stimmig als Präsidentin für den Beirat der geplanten Bundesstiftung nominiert, jedoch nicht öffent¬ 
lich gemacht, um eine entsprechende Aufforderung der Bundesregierung abzuwarten. Nachdem aber 
offensichtlich war, dass Polen die Bundesregierung mit Hinweis auf bevorstehende Gedenkfeiern 
erpresste, um eine - wie es heisst - bestimmte Benennung zu verhindern, machte das BdV - Präs 1 * 


548 Vgl. den Unterpunkt „Chronologie“ auf der Webseite der Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung 
(SFW): http://sfw.de/de/stiftung/chronologie/chronologie.de. Im Februar 2015 hat der USO 
Hochkommissar fiir Flüchtlinge , Antonio Guterres, auf der Münchner Sicherheitskonferenz der 
Staatengemeinschaft ins Gewissen geredet. 57 Millionen vertriebene Menschen seien im Jahr 
2014 gezählt worden, 57 Millionen Menschen auf der Flucht. Damit habe das Ausmaß von Flucht 
und Vertreibung den höchsten Stand seit dem Zweiten Weltkrieg erreicht. — Und die intemationa 
le Gemeinschaft sei bisher nicht in der Lage, effektiv etwas dagegen zu unternehmen. 
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dium seinen Beschluss bereits jetzt öffentlich. 549 So hatte der polnische Deutschland-Beauftragte 
Wladyslaw Bartoszewski (t) in einem Zeitungsinterview scharfe Kritik an der geplanten Berufung 
Steinbachs geübt: Das wäre so, als wenn der Vatikan den Holocaust-Leugner Richard Williamson 
zum Israel-Beauftragten machte. Im Falle einer Steinbach-Berufung könne das die mögliche Absage 
der deutsch-polnischer Veranstaltungen zum 70. Jahrestag des deutschen Angriffs auf Polen bedeu¬ 
ten. Regierungssprecher Ulrich Wilhelm verkündete vorauseilend politisch korrekt, dass man nicht 
verkenne, wer den Krieg begonnen habe, wer Europa in unermessliches Leid gestürzt habe. Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel ( CDU) stehe nun zweifellos vor der unbequemen Aufgabe, sich zwi¬ 
schen den Interessen Polens und denen des Bundes der Vertriebenen entscheiden zu müssen, im Klar¬ 
text: Für oder gegen die Präsidentschaft der Parteifreundin Steinbach im Beirat der Bundesstiftung 
,Flucht, Vertreibung, Versöhnung’. Man hätte sich nach Ansicht des Verfassers vielleicht auch einmal 
Gedanken darüber machen können, in welchem Maße Polen bereits vor dem 1. September 1939 Ver¬ 
brechen an deutschen Landsleuten begangen hatten und dass wie dargelegt eine Mobilmachung des 
polnischen Heeres im März 1939 einer Kriegserklärung gegenüber Deutschland gleichkam. 

Nach Aussagen des Bundesvorsitzenden der Landsmannschaft, Rudi Pawelka, ging der Einfluss 
der polnischen Regierung auf die Besetzung des deutschen Stiftungsrates zu weit. Der Nachbar¬ 
staat Polen intervenierte in einer innerstaatlichen Angelegenheit, schon knickten SPD-Politiker wie 
Aussenminister Steinmeier, Grüne und Linkspartei ein und würden sich auf die Seite Warschaus 
schlagen. Von dort verlautete es, dass eine Benennung der Zfc/L-Präsidentin Steinbach eine grobe 
Unanständigkeit wäre, die eine Korrektur der polnischen Politik gegenüber Deutschland nach sich 
zöge. Es wurde polnischerseits gar mit der Absage bilateraler Spitzentreffen gedroht, so u.a. mit der 
Ausladung zu der Gedenkfeier anlässlich des Kriegsbeginns am 1. September 1939. Polen berief 
sich bei seinem Vorgehen auf eine Vereinbarung mit Deutschland vom Februar 2008, in der der 
neuen Regierung unter Premier Tusk versprochen worden sei, alles zu tun, um die unter dem Kabi¬ 
nett Kazynski vergiftete Atmosphäre zu entspannen. Zwar habe Polen nach Aussage des polnischen 
Deutschland-Beauftragten Bartoszewski kein ausdrückliches Versprechen erhalten, alles zu tun, die 
^F-Präsidentin nicht in den Stiftungsrat zu berufen. Es sei aber klar vereinbart worden, alles zu 
vermeiden, was die Atmosphäre belastete. Durch die Personalie Steinbach entstünden jedoch genau 
diese, in Polen gelte sie als Symbol des deutschen Revanchismus. Man habe nicht vergessen, dass 
sie 1990 gegen die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze gestimmt und später auch Bedenken gegen 
die Aufnahme des Landes in die Europäische Union geäußert hatte. In ihrem Eintreten für ein ,Zen- 
trum für Vertreibung’ würde ausserdem der Versuch gesehen, deutsche Schuld zu relativieren bzw. 
die Geschichte umzuschreiben. In einem Land, dass sich als lupenreines Opfer sehe, werde man zum 
bevorzugten Feindbild, wenn man an dieser Legende kratze. Da nütze es auch nichts, wenn Stein¬ 
bach sich vehement gegen Entschädigungsforderungen von Vertriebenen gewandt und auch Zeichen 
der Versöhnung gesandt hatte. Die von ihr organisierte Gedenkveranstaltung zum 60. Jahrestag des 
Warschauer Aufstandes wurde polnischerseits als Anbiederung schroff zurückgewiesen. 550 


549 Verlautbarung des BdV, in „Vertriebenen-Bund nominiert Erika Steinbach für Zentrums-Bei rat“, 
DRadioWissen , http:// www.dradio-de/dku ltur scnduntfVft fticma/921435*.. 

550 BdV,Q bd. 
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Die Landsmannschaft Schlesien beklagte, dass sich in der Bundesrepublik nur eine Minder¬ 
heit daran stoße, wenn Geschichte verfälscht würde. So gäbe es auf der anderen Seite einen nati¬ 
onalen Aufschrei, falls es jemand wagte, das polnische Geschichtsbild gerade zu rücken. Hierzu 
reichte es schon, dass der polnische Historiker Wlodzimierz Borodziej eine Quellenedition zur 
Vertreibung der Deutschen herausgab. Ein heftiger Historikerstreit war die Folge. In dieser von 
Nationalismus beherrschten Atmosphäre war es Bartoszwski und Regierungschef Tusk wichtig, 
rechtzeitig gegen die mögliche Berliner Stiftung zu protestieren. Außenpolitische Gesichtspunkte 
wie eine Verschlechterung der deutsch-polnischen Beziehungen hätte man nicht zu befürchten, da 
deutsche Politiker willige Helfer seien; die Reaktionen hieraufhin aus der Bundesrepublik seien 
beschämend.^ Nach monatelangem Streit bezüglich der Besetzung des Stiftungsrates „einigte“ 
man sich am 11. Februar 2010 auf einen Kompromiss. Danach verzichtete Erika Steinbach auf 
einen Sitz im Stiftungsrat, die Bundesregierung gab ihr Vetorecht bei der Besetzung des Gremiums 
auf, der BdV erhielt sechs, statt der bisher drei zugesagten Stimmen und der Bundestag vier statt 
zwei. Insgesamt erhöhte sich die Zahl der Mitglieder von 13 auf 21, von denen 19 vom Deutschen 
Bundestag ausgewählt werden. 552 

Nach Zeiten ruhigen Fahrwassers sollte die Stiftung Ende des Jahres 2014 wieder in die 
Schlagzeilen geraten. Ihr Direktor, Prof. Manfred Kittel, geriet unter starke Kritik, da er das Kon¬ 
zept der Dauerausstellung verraten und die Vertreibungsgeschichte der Deutschen zu zentral posi¬ 
tioniert habe; es könne nicht nur um diesen einen Schwerpunkt gehen. Obwohl dieses Konzept 
gemeinsam mit den Mitgliedern des Stiftungsrates erarbeitet wurde, kam gerade von dieser Seite 
die gezielte Kritik. Es handelte sich hier vor allem um die polnischen Mitglieder aus Warschau 
und Breslau. Wenn Kittel im Amt bliebe, drohten sie mit ihrem Rücktritt. Und natürlich stimmten 
deutsche Politiker wie Kulturstaatsministerin Monika Grütters und der ehemalige Bundestagsprä¬ 
sident Wolfgang Thierse, aber auch der Nachfolger von Erika Steinbach und seit kurzem amtie¬ 
rende Präsident des Bund der Vertriebenen , Bernd Fabius, den Vorwürfen zu. 

2.2.2 Haltung der deutschen und polnischen Kirche 

Zum Abschluss des Herbstreffens der deutschen Bischöfe in Fulda im Jahr 2005 gaben die deut¬ 
sche wie die polnische Bischofskonferenz am 21. September eine „Gemeinsame Erklärung“ zum 
deutsch-polnischen Verhältnis ab, da sich das Datum einer berühmt gewordenen Botschaft der pol¬ 
nischen Bischöfe an ihre deutschen Brüder im Hirtenland Christi zum 40. mal jährte. 553 Gemeint 
war hier die 1000-Jahrfeier der Taufe des „polnischen“ Herzogs Miezko I. 554 und die Antwort der 


551 Vgl. „Anmaßende polnische Forderungen an Deutschland“, Nachrichten der Landsmannschaft 
Schlesien , Nr. 04/2009. 

552 Vgl. Alfred Theisen , in Schlesien Heute , 03/2010. 

553 Dieser Briefwechsel gilt heute als einer der Brückenpfeiler der deutsch-polnischen Verständigung 
nach dem Zweiten Weltkrieg. 

554 Der Verfasser hat in Kapitel I 2.2 aufgezeigt, dass es sich bei dem sogenannte Piastenfürst und 
Herrscher der Polanen um den normannischen Herzog Dago-Mesiko handelt. 
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deutschen Amtsbrüder hierauf. Die polnischen Bischöfe luden ihre deutschen Mitbrüder ein und 
riefen sie zu Dialog, Versöhnung und Brüderlichkeit auf Ihr bewegendes und geradezu propheti¬ 
sches Wort habe Geschichte geschrieben: „ Wir gewähren Vergebung und bitten um Vergebung “ 
Die deutschen Bischöfe, die wie ihre polnischen Mitbrüder zum Abschluss des II. Vatikanischen 
Konzils in Rom versammelt waren, antworteten wenige Tage später: „Mit brüderlicher Ehrfurcht 
ergreifen wir die dargebotenen Hände. Der Gott des Friedens gewähre uns auf die Fürbitte der 
,regina pacisf dass niemals wieder der Ungeist des Hasses unsere Hände trenne!“ 555 So hatten 
sich beide Seiten verpflichtet, gemeinsam mit allen Kräften für die Versöhnung zwischen den Völ¬ 
kern einzutreten und dem „Ungeist des Aufrechnens“ zu widersprechen. In der Erklärung heißt es: 
„In Anbetracht des verbrecherischen Angriffskriegs des nationalsozialistischen Deutschland, des 
tausendfachen Unrechts, das in der Folge den Menschen in Polen durch Deutsche zugefugt w urde, 
und des Unrechts, das vielen Deutschen durch Vertreibung und Verlust der Heimat angetan wurde, 
wiederholen wir in diesem Geiste gemeinsam die Worte von 1965: Wir vergeben und bitten um 
Vergebung. Nur wenn wir uns der ganzen Wahrheit stellen und gleichzeitig dem Geist der Auf¬ 
rechnung abschwören, können wir eine einseitige Sicht auf die je eigene Geschichte verhindern 
und Gegenwart und Zukunft für ein fruchtbares Miteinander öffnen.“ 

An dieser Stelle wird auch aus dem gemeinsamen Wort der polnischen und deutschen 
Bischofskonferenz’ vom Dezember 1995 zitiert: „Nur die Wahrheit kann uns frei machen, die 
Wahrheit, die nichts hinzufügt und nichts weglässt, die nichts verschweigt und nichts auffechnet“ 
556 Die ganze Wahrheit beinhaltet nach Ansicht des Verfassers jedoch auch die Tatsache, dass 
nicht nur Polen durch Deutsche Unrecht und Leid zugefügt wurde, sondern auch Deutschen durch 
Polen; diese werden als Verursacher jedoch nicht benannt. Aus diesem Grund ergibt es Sinn, 
dass die polnische Seite nicht „aufrechnen“ wollte, d.h. die polnischen Verbrechen ein Tabu blei¬ 
ben sollten; die Bundesrepublik Deutschland hatte dagegen kein einziges Verbrechen in Abrede 
gestellt. Hier stellt sich die Frage, wie die polnische Kirche im Jahr 2005 mit der ganzen Wahrheit 
umging? Mit dem Hinweis, dass alte Wunden noch nicht geheilt sind und neue nicht wieder auf¬ 
gerissen werden sollten, zielte die polnische Bischofskonferenz auf das geplante Zentrum gegen 
Vertreibungen des Bundes der Vertriebenen (BdV) und diffamierte damit dessen Geist der Versöh¬ 
nung. Mit dem Etikett der Versöhnungsfeindlichkeit versah die Erklärung ferner die Auffassung, 
dass die Verletzung der Eigentumsrechte der aus ihrer ostdeutschen Heimat Vertriebenen bis heute 
einer gerechten oder auch nur verträglichen Lösung harrte. Dazu wurde eine Enzyklika Papst 
Johannes Pauls II. bemüht, in der es lediglich heisst, dass die Gerechtigkeit allein nicht genüge, 
ja, zur Verneinung und Vernichtung ihrer selbst führen könne. Die Absicht der Zitation dieses 
Papst-Wortes sei keine geringere, als die Heimatvertriebenen, die an dem Recht ihres Eigentums 


555 „Gemeinsame Erklärung der Deutschen und Polnischen Bischofskonferenz anlässlich des 
40. Jahrestages des Briefwechsels vom 18.11.1965“, hUp v'pptsdai^ 
gung/gemein^ ame-erklaerung-dokument.phn - 

«6 Friebe. Georg, „Anmerkungen zur .Gemeinsamen Erklärung' der deutschen und polnischen 
Bischöfe, www, . 21, September 2005. 
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in der verlorenen Heimat festhielten, „der Pervertierung der christlichen Kardinaltugend der 
Gerechtigkeit zu bezichtigen: Ihre Haltung ist nicht nur unberechtigt, sondern auch ungerecht.“ 557 
Aber auch die Evangelische Kirche Deutschlands ( EKD) lehnte in einer gemeinsamen Erklä¬ 
rung mit dem Ökumenischen Rat von Polen das ,Zentrum gegen Vertreibungen’ eindeutig ab. Bei 
einem Symposium zum 40. Jahrestag der £ÄX>-Ostdenkschrift Anfang Oktober in Warschau hatte 
der Ratsvorsitzende der EKD , Wolfgang Huber, diese Haltung bekräftigt. Präsidentin Steinbach 
zeigte sich in einem Interview mit der Tageszeitung Die Welt empört über die deutschen Bischöfe 
und sprach von Ungeheuerlichkeiten. Sowohl Kardinal Lehmann wie auch Kardinal Sterzinsky 
seien über die wahren Intentionen der von ihr und dem SPD-Politiker Glotz gegründeten Stiftung 
genauestens informiert gewesen. Der Aufruf zu dem Projekt begann mit den Worten ,1m Geiste 
der Versöhnung’... Wider besseres Wissen wurde dies von den deutschen Bischöfen ignoriert; 
weiter, dass „Die Gabe der Versöhnung ... uns nur geschenkt (wird), wenn wir uns ehrlich der 
ganzen Wahrheit stellen, Reue für die begangenen Verfehlungen empfinden und uns Vergebung 
gewährt wird.“ Georg Friebe weist darauf hin, dass die Formulierung des „wir“ eine „Sonder¬ 
barkeit“ darstelle, da man daraus nicht schließen könne, wer damit gemeint sei. Es sei kaum 
anzunehmen, dass die Bischöfe nur von sich sprachen. Ebenso wenig war zu vermuten, dass sie 
sich zum Sprachrohr des ganzen polnischen und des ganzen deutschen Volkes machen wollten. 
Billigerweise dürften sie nur in ihrem und im Namen der Mitglieder ihrer Kirchen sprechen, die 
sie als ,Vorsteher’ repräsentierten. Falls diese Aussage ernst gemeint sein sollte, bekäme sie nur 
einen Sinn unter der Implikation der Kollektivschuld aller Deutschen und Polen oder aller deut¬ 
schen und polnischen Katholiken; auch die heute lebenden Deutschen und Polen, die 1939/1945 
noch Kinder oder gar noch Ungeborene waren - seien unterschiedslos schuld an den Sünden ihrer 
Eltern, die ihrerseits unterschiedslos schuldig gesprochen werden. Eine solche Auffassung sei 
weder den polnischen noch den deutschen Bischöfen zu unterstellen, da die Kollektivschuldthese 
dem christlichen Verständnis von Schuld widerspreche und die polnischen Bischöfe darüber hin¬ 
aus eine Kollektivschuld der Polen weit von sich weisen würden. „Wenn aber die These von der 
Kollektivschuld eines Volkes im christlichen Verständnis unhaltbar ist, dann ist diese ,wir’- Rede 
der „Erklärung“ eine wohlfeile, eine unverbindliche Leerformel, eine gar nicht ernst gemeinte und 
mithin auch gar nicht emstzunehmende Deklaration. Sie widerspricht in ihrer Argumentation dem 
Bußsakrament im römisch-katholischen Verständnis, dessen Formeln der Text der ,Erklärung 
zitiert; denn das Sakrament der Buße setzt eine individuelle, persönliche Schuld voraus.“ 558 
Der Leser möge selbst beurteilen, inwieweit die .Gemeinsame Erklärung’ des polnischen und 
des deutschen Episkopats ihrem Anspruch an Wahrhaftigkeit gerecht wird. 


557 „Bischöfe lehnen ein ,Zentrum gegen Vertreibungen 4 ab. Gemeinsame Erklärung zum 
40. Jahrestag des Briefwechsels“, in Schlesien Heute , 10/2005; 

vgl. auch www.potsblits.de/gmeinsame-erklaerung-2005/ . 

558 „Anmerkungen zur »Gemeinsamen Erklärung 4 der deutschen und polnischen Bischöfe, a.a.0.. 
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* 18. Mai 1920 in Frauenstadt / Wadowice 
t 2. April 2005 in Rom 


Karol Wojtyla, Sohn eines österreichischen 
Feldwebels, wuchs in einem tiefgläubigen 
Elternhaus auf. Mit neun Jahren verlor er 
seine Mutter; drei Jahre später starb auch der 
ältere Bruder Edmund. Um der Deportation 
zur Zwangsarbeit nach Deutschland zu ent¬ 
gehen, arbeitete er ab 1940 in einem Stein¬ 
bruch, gleichzeitig studierte er Theologie im 
Untergrund. Woityla wurde 1946 zum Priester 
geweiht, er studierte wieder, nun für zwei Jahre 
in Rom, promovierte dort 1948; im selben Jahr 
über ein moraltheologisches Thema. In Kra¬ 
kau übernahm er 1948 seine erste Pfarrstelle. 
Ab 1953 war er Professor für Moraltheologie, 
1958 wurde er zum Weihbischof von Krakau 
ernannt, I960 erschien seine Doktorarbeit. 
Nach dem Tod des Erzbischofs Eugeniusz 
Baziak 1962 administrierte er das Erzbistum 
Krakau als Kapitularvikar. 1963 nahm er zeit¬ 
weise am 2. Vatikanischen Konzil teil, 1964 
wurde er zum Erzbischof und 1967 zum Kar¬ 
dinal erhoben. Schon damals hat er intensive 


Verbindungen zum mächtigen und finanzstar¬ 
ken Opus Dei gehabt. 

Als Johannes Paul II. wurde er am 16. 
Oktober 1978 als erster Pole überhaupt und als 
erster Nicht-Italiener seit 1523 als Nachfolger 
des 33-Tage Papstes Johannes Paul I. selbst 
zum Papst gewählt; am 22. Oktober dann als 
263. Nachfolger des Petrus ins Amt eingeführt 
- daher sein Gedenktag. Im Mai 1981 wurde er 
bei einem Attentat auf dem Petersplatz lebens¬ 
gefährlich verletzt; Johannes Paul II. dankte 
der Maria von Fätima für seine Rettung; das 
lange geheim gehaltene, erst 2000 veröffent¬ 
lichte, aber dem Papst bekannte dritte Geheim¬ 
nis von Fätima wurde als Prophezeihung des 
Anschlags auf den heiligen Vater gewertet. Er 
unternahm deshalb 1982, 1991 und 2000 Wall¬ 
fahrten ins Marienheiligtum Fätima; dabei ent¬ 
ging er 1982 wiederum dem Attentat. 

Johannes Paul II. unternahm in seiner 
Amtszeit 103 Auslandsreisen, er reiste 247.613 
Kilometer, also mehr als sechs Mal um den 
Erdball, und besuchte 130 Staaten, davon drei 
Mal Deutschland in den Jahren 1980, 1987 
und 1996; beim letzten Besuch in Deutschland 
bekannte er, dass das Verhalten der damali¬ 
gen katholischen Kirche die Reformation mit 
verursacht habe; Hoffnungen, er werde die 
Exkommunikation von Martin Luther aufhe- 
ben, wurden aber nicht erfüllt. Erstmals im 
Juni 1979 und zum neunten Mal im Jahr 2002 
unternahm Johannes Paul II. Reisen in sein 
Heimatland Polen; zweifellos hat sein Wirken 
entscheidend dazu beigetragen, die kommu¬ 
nistische Herrschaft in Polen und im gesamten 
Ostblock zu beenden. Seine gewichtige politi¬ 
sche Rolle zeigt sich auch in der Tatsache, dass 
1978, zu Beginn seines Pontifikats, der Heilige 
Stuhl diplomatische Beziehungen mit 85 Län¬ 
dern hatte, im Jahr 2005 aber zu 174 Ländern. 
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Benedikt XVI. (lateinisch Benedictus PP. 
XVI; bürgerlich Joseph Aloisius Ratzinger; 
*16. April 1927 in Marktl, Oberbayem) ist 
emeritierter Papst und war vom 19. April 2005 
bis zu seinem Amtsverzicht am 28. Februar 
2013 Oberhaupt der römisch-katholischen Kir¬ 
che und des Staates Vatikanstadt. Er war der 
erste deutsche Papst seit Hadrian VI. (1523). 
Vor seinem Pontifikat war Benedikt XVI. 
zuletzt Dekan des Kardinalskollegiums und 
Präfekt der Kongregation für die Glaubens¬ 
lehre. Er galt als einer der einflussreichsten 
Kardinale und in theologischen und kirchen¬ 
politischen Fragen als rechte Hand seines Vor¬ 
gängers Johannes Paul II. Im Konklave am 18. 
und 19. April 2005 wurde Joseph Ratzinger 
zum 264. Nachfolger Petri gewählt. 

Papst Franziskus (lateinisch Franciscus PP.; 
bürgerlicher Name Jorge Mario Bergoglio 
SJ [ xprxe marjo ß$f yoyljp] (spanisch), 
[ber'goX:o] (italienisch); *17. Dezember 1936 
in Buenos Aires, Argentinien) ist seit dem 
13. März 2013 der 266. Bischof von Rom, 
Oberhaupt der römisch-katholischen Kirche 


und Souverän des Vatikanstaats. Franziskus ist 
als Argentinier der erste Amerikaner in diesem 
Amt und zudem der erste Papst, der dem Orden 
der Jesuiten angehört. Seit 1958 ist Bergoglio 
Jesuit. 1969 wurde er Priester, 1998 Erzbischof 
von Buenos Aires und 2001 Kardinal. 



Alfons Nossol (* 8. August 1932 in Broschütz, 
Landkreis Neustadt O.S.) ist römisch-katholi 
scher Theologe und emeritierter Bischof von 
Oppeln. Er besitzt die polnische und die deut¬ 
sche Staatsangehörigkeit. 







V. Entwicklung der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lage 1999 - 2015 


269 


2.2.3 Politisch-gesellschaftliche Wahrnehmung polnischer Konzentrationslager 
für Deutsche und Beginn von Kampfhandlungen 

Ein Artikel in der Online-Zeitung Die Welt vom 25. November 2008 über ein einziges polni¬ 
sches Konzentrationslager vor allem für Deutsche nach 1945 sollte nicht nur den sofortigen 
Protest der polnischen Botschaft auslösen, sondern auch heftige Reaktionen in Polen selbst. So 
wurden innerhalb von sechs Stunden ca. 2100 Beiträge im Internet registriert. Was war passiert? 
Die Redakteurin Hollstein hatte lediglich über die historische Spurensuche einer israelischen 
Jugendgruppe vor Ort und deren Besuch in einem ehemals polnischen Konzentrationslager für 
Deutsche berichtet. Hiermit wurde wahrscheinlich ein Nerv der polnischen Seele getroffen. 
Es fragt sich jedoch, wieso man Vergangenes nicht offen ansprechen kann, ohne sich sofort 
angeklagt zu fühlen? Natürlich hat sich der stellvertretende Chefredakteur Michalsky von Welt 
online wie es sich für einen gut umerzogenen Deutschen auch gehört, einen Tag später poli¬ 
tisch korrekt über die „Entgleisung“ seiner Mitarbeiterin entschuldigt, über so etwas zu berich¬ 
ten. Wahrscheinlich ist ihm die Information nicht bekannt, dass die ersten Konzentrationslager 
bereits zur Zeit des Burenkrieges von 1899 bis 1902 erfunden und in Polen das erste Kon¬ 
zentrationslager in Szczypiorno , im ehemaligen deutschen Posener Gebiet 1918 für Deutsche 
errichtet wurde. 559 Auch während und nach dem Zweiten Weltkrieg sollten diese Maßnahmen 
weitergeführt werden. - Dies wird heute gerne verschwiegen. 

Inden von Polen nach 1945 eingenommenen deutschen Gebieten kamen nach offizieller BRD-Ge- 
schichtsschreibung von etwa insgesamt 120.000 inhaftierten Deutschen mindestens 20.000 ums 
Leben; 560 es werden bis zu einer Million von Polen deportierte Deutsche genannt. 561 Zudem heißt 
es, dass von den 60.000 bis 80.000 Menschen, die nach der Schätzung des Koblenzer Bundes¬ 
archivs zwischen 1945 und 1948 in den bis zu 1.255 Lagern des kommunistischen polnischen 
Sicherheitsdiensts umkamen oder ermordet wurden, die meisten unschuldige Zivilisten waren, 
darunter viele Greise und Kleinkinder. 562 Bei den Inhaftierten handelte es sich um die deutschen 
Bewohner, die 1945 nicht schnell genug fliehen konnten. Der Inhaftierungsgrund war nicht irgend¬ 
eine persönliche Täterschaff, sondern lediglich die deutsche Nationalität oder Sprache. Juristisch 
gesehen war dies der Tatbestand des gezielten Völkermordes. Die Bevölkerung ganzer Dörfer - 
vom Säugling bis zum Greis - wurde in Lager verschleppt, dort ermordet oder vorsätzlich dem 
Hungertod ausgesetzt. Dabei spielte auch die etwaige polnische Staatsangehörigkeit, die manche 
hatten, keine Rolle; man wollte ja die Häuser ohne Bewohner übernehmen. Offiziell belegt ist 
die Zahl von bis zu 80.000 Deutschen, die in diesen polnischen Konzentrationslagern nach 1945 
ermordet wurden; die Überlebenden wurden auf Todesmärschen nach Westen getrieben. 


559 httD;//de.metapedia.org/wiki/Polnische Konzen trationslager, 

560 Helga Hirsch , Potulice war das letzte Internierungslager für Deutsche, das 1950 aufgelöst wurde. 
Hier saßen 35.000, in allen Lagern zusammengenommen 120.000 Deutsche. Mindestens 20.000 
von ihnen dürften umgekommen sein, in Die Zeit , Nr. 37, 03.09.1998. 

561 Vgl. Hans Edgar Jahn: „Pommersche Passion“, 1980, S. 187. 

562 Der Spiegel , 11/1995: „Zu heiß zum Anfassen? “. u.a.. 
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Sieht man auf den Beginn des deutsch-polnischen Krieges, so war die Situation in Europa 
nicht die beste, es roch nach Krieg zwischen Polen und Deutschland. In den letzten Wochen vor 
Kriegsausbruch kam es zu verschiedenen „Unregelmäßigkeiten“, über die in Polen wie auch in 
Deutschland aber nicht geschrieben wird und wenn, dann nur mit dem Fingerzeig auf Deutschland. 
So druckte beispielweise der Kurjer Warszawski am 17. Mai 1939 eine Landkarte Polens mit bereits 
eingezeichneten polnischen Gebieten im Deutschen Reich (Mai 1939), auf der Polen bereits einen 
Teil Deutschlands eingenommen hatte, am 7. August 1939 informierte der Ilustrowany Kurjer aus 
Krakau seine Leser, dass polnische Einheiten des Öfteren die Grenzen überschritten, deutsche mili¬ 
tärische Objekte vernichteten und Teile davon auf die andere Seite mitnähmen. Gleichzeitig über¬ 
schritt die polnische Kavallerie die deutsche Grenze in Ostpreußen, zündete angrenzende Dörfer an 
und kehrte schnell auf die polnische Seite zurück. Am 20. August 1939 informierte die Warszawska 
Depesza , dass im Kampf mit den Deutschen Blut fließen würde, wie es noch nie in der Welt statt¬ 
gefunden hatte. Drei Tage später, am 23. August, wurde um 14:28 Uhr in der Nähe von Danzig ein 
deutsches Passagierflugzeug, das von Berlin über Danzig nach Königsberg geflogen war und sich 
nicht über polnischem Gebiet befand, sondern in der Nähe von Heistemest, auf der Halbinsel Heia, 
von polnischer Seite scharf beschossen. Die Maschine befand sich ungefähr sechs Seemeilen von 
der Küste entfernt und flog in einer Höhe von rund 50 Metern; nur durch Zufall wurde das Flugzeug 
nicht getroffen. Nur einen Tag später wurden zwei weitere Lufthansa-Flugzeuge unter Beschuss 
genommen, am 25. August 1939 um 12:47 Uhr die nächste Maschine, am gleichen Tag ein deut¬ 
sches Wasserflugzeug. In der Nacht vom 28. August und 1. September 1939 um 3:00 Uhr, beschoss 
polnisches Militär die Stadt Beuthen mit Mörsern. Dafür gibt es Zeugen und wissenschaftliche 
Forschungen; Deutschland legte hiergegen Protest ein. - Zu vergessen ist auch nicht die polnische 
Mobilmachung vom März des Jahres 1939. 

Der Großteil der Menschen kennt Hitlers Worte, die er am 1. September 1939 im Reichstag 
sprach: „ ... seit 5:45 Uhr wird zurückgeschossen!“ Die Empörung der Polen war groß, denn 
offensichtlich wollte Hitler der Welt zeigen, dass Polen den Krieg begonnen hatte. Über wohl 
noch offenen Fragen hierzu wurde und wird in der deutschen Historikerschaff wohl aus Angst vor 
der dann folgenden üblichen Ausgrenzung aus Beruf und Gesellschaft kaum geschrieben. - Und 
so fand die verfälschte Geschichte in Schulbüchern oder in den Enzyklopädien und der veröffent¬ 
lichten Meinung ohne auf polnische Taten einzugehen, ihren Eingang. Der Verfasser fragt an die¬ 
ser Stelle, ob das auffällige permanente Unterlassen der Berichterstattung über diese Ereignisse 
etwas mit ausländischen hoheitlichen Kräften über die Bundesrepublik zu tun haben könnte, wie 
in Kapitel V 5 zu sehen sein wird. 

2.2.4 Deutsche Reparationsleistungen und Patentenraub 

Der bereits in dieser Arbeit mehrfach angeführte Völkerrechtsgelehrte, Prof. Blumenwitz, hat sich 
auch mir der Frage der deutschen Vermögensverluste sowie mit den von Deutschland geleisteten 
Reparationen befasst. Im März 2000 stellte er fest, dass die jüngsten Entwicklungen die Not 
wendigkeit einer klaren, eindeutigen Regelung der ausufemden Reparationsproblematik bedürf 
ten. Deutschland sei längst Bündnispartner und Mitglied in der NATO und als EU-Mitglied ein 
Garant für Sicherheit und Stabilität. Der Zwei-plus-Vier-Vertrag wäre der geeignete Ort für einen 






V Entwicklung der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lage 1999 - 2015 


271 


unzweideutigen Verzicht auf weitere deutsche Leistungen gewesen, vor allem weil dieses Ver¬ 
tragswerk die ungeheuren Gebiets- und Vermögensverluste Deutschlands durch die Annexionspo¬ 
litik Polens und der Sowjetunion letztlich bestätigte. Anscheinend war den Wissenschaftlern nicht 
bekannt, mit welchen souveränitätsbeschneidenden Rechten sich der Vertrag auf die Bundesrepu¬ 
blik Deutschland auswirken würde. Die Regierung Kohl habe diese Fragen tabuisiert, um keinen 
hierauf aufmerksam zu machen, in der Hoffnung, dass die Angelegenheit einschliefe, solange 
Deutschland selber keine Ansprüche stellte. Diese Politik sei nach Blumenwitz nicht aufgegangen. 
Es fehlte an klaren Konzeptionen und es stellte sich die Frage, ob die entschädigungslose Enteig¬ 
nung von 15 Millionen deutschen Heimatvertriebenen und die Annexion von einem Viertel des 
deutschen Staatsgebietes verborgene Reparationen darstellten? 

Es sei nicht ganz einfach, die bisher erbrachten Reparationsleistungen nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg in ihrer Höhe beziffern zu können, da dem Bund hierfür entsprechendes Zahlenmaterial nicht 
vorläge. Der Parlamentarische Staatssekretär Karl Diller antwortete auf eine an die CDU / CSU 
- Bundesregierung gerichtete Anfrage: Die erbetenen Angaben über den Wert deutscher Reparati¬ 
onsleistungen nach dem Zweiten Weltkrieg seien in der gewünschten Form nicht möglich, da dem 
Bund entsprechendes Zahlenmaterial darüber nicht vorliege. Das Ergebnis bisheriger Recherchen 
über die finanziellen Auswirkungen des Krieges sei der beigefügten Zusammenstellung der,Kriegs¬ 
folgelasten insgesamt’ nach dem Stand vom 31. Dezember 1997 zu entnehmen und gäbe damit 
auch einen Überblick über die Reparationszahlungen Deutschlands. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
habe es zumindest für die Bundesrepublik Deutschland keine dem Versailler Vertrag vergleichba¬ 
ren Reparationsregelungen und damit auch keine längerfristigen Reparationszahlungen gegeben. Die 
Sieger hätten die Reparationen vielmehr einseitig entnommen oder sich angeeignet. Verbindliche 
Aufzeichnungen darüber seien nicht vorhanden; ebenso wenig könnten definitive Angaben zu den 
einzelnen Arten der von Deutschland erbrachten Reparationen gemacht werden. Lediglich in Form 
einer Zusammenfassung relevanter Bereiche, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit beanspruchten, 
könnte ein Überblick über geleistete deutsche Reparationen nach dem Zweiten Weltkrieg erbracht 
werden. Die Zahlen beruhten im Wesentlichen auf Schätzungen. Der gesamte Wert der von den Sie¬ 
germächten in Besitz genommenen Vermögenswerte sowie anderer deutscher Leistungen könnte 55 
Jahre nach Kriegsende nicht fertig gestellt werden und wäre nach Lage der Dinge wohl auch nicht 
mehr annähernd zu erfassen sein; die finanziellen Auswirkungen geschehenen NS-Unrechts und des 
Zweiten Weltkriegs insgesamt zu erfassen sei nicht möglich. 563 

Der Bund der Vertriebenen hat sich bemüht, eine seiner Meinung nach jedoch unvollständige 
Aufstellung zu geben. Diese beruhe zum einen auf haushaltsmäßig erfassten monetären Leistun¬ 
gen, die wegen der gesetzlichen Vorgaben nur einen Teil der tatsächlich entstandenen Kosten wie¬ 
dergäbe, zum anderen nicht auf amtlichen Quellen und/oder Schätzungen. Die Zusammenstellung 
berücksichtige sowohl die eingenverantwortlichen Entnahmen der Siegermächte aus den Besat¬ 
zungszonen, Reparations- und Restitutionsleistungen der Bundesrepublik Deutschland auf Grund 
gesetzlicher Vorgaben und zwischenstaatlicher Vereinbarungen, Leistungen aus dem Bereich der 


563 „Wie hoch ist eigentlich der Wert der deutschen Raparationsleistungen? “, DOD - Informationsdienst 
des Bundes der Vertriebenen - Vereinigte Landsmannschaften und Landesverbände , 05.05.2000, S. 1. 
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Kriegsopferversorgung sowie der Wiedergutmachung und Entschädigung von MS-Unecht nach 
innerstaatlichem Recht. Unter Vorbehalt, dass die zur Verfügung stehenden Zahlen zum Teil 
unvollständig sind, oft nur auf Schätzungen und / oder amtlichen Quellen beruhen und somit 
weder absolute Genauigkeit beanspruchen, noch als offizielle Aussagen gewertet werden dürften, 
sei ohne Berücksichtigung der umfangreichen Gebietsverluste mit ihrer wirtschaftlichen Kapazi¬ 
tät von folgenden bisherigen Leistungen auszugehen: 

Die von der Pariser Reparationskonferenz 1946 für die Abrechnung der Reparationen in der 
,Westzone\ d.h. Bundesrepublik Deutschland und westlichen Auslandsvermögen, eingesetzte 
Inter-Alliierte Reparationsagentur (IARA) hat in ihrem Abschlussbericht im Jahre 1961 die von ihr 
erfassten und verteilten Werte auf rund 520 Millionen Dollar nach dem Kurswert von 1938 bezif¬ 
fert. - Diese Zahl ist jedoch zu niedrig gegriffen; man muss von folgenden Leitungen ausgehen: 

1.1 Ablieferung von Münzen und Barren aus Edelmetall sowie ausländischen Valuten 
(Proklamation der Oberbefehlshaber der Besatzungsstreitkräfte vom 20. Septem¬ 
ber 1946, Abschnitt V Nr. 15; ABI. Des Kontrollrates Nr. 1, S. 8 -19): Wert nicht 
bekannt. 

1.2 Restitution von Vermögensgegenständen; Dienstleistungen zur Wiederherstellung 
zerstörter Gegenstände und Beseitigung von Schäden (Proklamation vom 20. Sep¬ 
tember 1945, Abschnitt VI). 

1.3 Entnahme von Industrierüstungen, anderen Ausrüstungsgütem und Handelsschiffen 
(Pariser Abkommen vom 14. Januar 1946, Art. 1 Kategorie B). In der Begründung 
zum Reparationsschädengesetz vom 12. Februarl969 (BT vom 23. Dezember 1967, 

S. 77 ff.) werden die Reparations- und Restitutionsschäden im Bundesgebiet auf ins¬ 
gesamt 4,72 Mrd. Reichsmark (Wert 1938) geschätzt. 

1.4 Holz- und sonstige Zwangsexporte aus der laufenden Produktion: RM 0,4 Mrd. 

( BT-Drucksache V/2432, S.77 ff.). 

1.5 Urheberrechte: 0,1 Mrd. RM {BT-Drucksache V/2423, S. 77 ff.). 

1.6 Beschlagnahme gewerblicher Schutzrechte (Patente, Warenzeichen, Handelsmar¬ 
ken) sowie Herstellungsverfahren und Forschungsergebnisse im In- und Ausland 
(Londoner Abkommen über die Behandlung deutscher Patente vom 27. Juli 1946). 

Nach einer Schätzung der Notgemeinschaft für reparationsgeschädigte Industrie vom Frühjahr 
1951 betrug der Wert der im gesamten Reichsgebiet beschlagnahmten Patente und Gebrauchs¬ 
muster RM 12-15 Mrd. und der Wert der Warenzeichen etwa RM 3 Mrd.; der Gesamtwert der 
im In- und Ausland beschlagnahmten Schutzrechte wird mit 17 - 20 Mrd. RM angegeben, davon 
kamen 2 A den westlichen Siegerländem und l A der Sowjetunion zugute. 564 


564 Siehe hierzu detailliert: Friedrich Georg, „Unternehmen Patentenraub 1945 

- Die Geheimgeschichte des größten Technologieraubes aller Zeiten“, Tübingen 2008. 
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1.7 Reparationsschäden in den deutschen Ostgebieten. Umsiedlungsschäden RM 1 312 
Mrd.. 

1.8 Einsatz deutschen Auslandsvermögens einschließlich Vermögens im neutralen Aus¬ 
land. Erfasst wurden Grundbesitz, Unternehmen. Beteiligungen an ausländischen 
Unternehmen, gewerbliche Schutzrechte sowie Guthaben. Wert: RM 13,042 Mrd.. 

Die Summe von 1.1 bis 1.8 beträgt RM 39,636 Mrd.. weitere DM 102,1 Mrd. für die Wiedergut¬ 
machung nationalsozialistischen Unrechts, dem Abkommen mit Israel und diversen Globaherträ- 
gen; es folgten je zwei Mio. DM für die Republiken Estland und Litauen für die Unterstützung 
humanitärer Investitionen: eine entsprechende Vereinbarung mit Lettland stand im Jahr 2000 noch 
aus. Weiter zu berücksichtigen sind die Leistungen der Bundesrepublik nach Art. 4 des Londoner 
Schuldenabkommens, durch das die Vorkriegschulden des Reiches erfüllt wurden (DM 14 Mrd.), 
es folgten rund DM 66 Mrd. für Schäden in der sowjetischen Besatzungszone. DM 755 Mrd. 
für innerstaatliche Entschädigungen sowie DM 75,5 Mio. im Zusammenhang mit Zwangsarbeit, 
gezahlt an die Conference on Material Claims against Germany und das Deutsche Rote Kreuz 
(Stand Mai 2000). 

Der Verfasser möchte ausdrücklich auf das bereits angeführte Werk von Friedrich Georg , 
„Unternehmen Patentenraub 1945“, hinweisen, in dem er den größten Technologieraub aller Zei¬ 
ten schildert: Am 9. Dezember 1946 wurde dem erstaunten amerikanischen Publikum in der Zeit¬ 
schrift Life ein Artikel präsentiert, in dem es hieß, dass noch vor dem Ende der Kampfhandlungen 
in Europa einige der besten Wissenschaftler Deutschlands ihr Land verlassen hätten und froh 
seien, in den USA für die Armee tätig zu werden. In zahlreichen Fotos wurden deutsche Größen 
mit Ihren Errungenschaften abgebildet. So u.a.: Raketenforscher Wernher von Braun vor einem 
Teil seiner Rakete V-2, Flugzeugkonstrukteur Dr. Alexander von Lippisch neben einem Windka¬ 
nalentwurf für einen Überschalljäger, dem Delta-Kampfflugzeug der USA, die Convair F-102 
Delta Dagger oder Theodor Knacke, ehemaliges Mitglied des Graf Zeppelin-Instituts, mit einem 
von ihm entwickelten Bänderfallschirms für Hochgeschwindigkeiten, um nur diese Beispiele zu 
nennen. Am Ende des Artikels stand in dicken Lettern: „They like the U.S. and want to stay“, sie 
mögen die Vereinigten Staaten und wollen bleiben. 

Hinter diesem harmlos klingenden Artikel verbarg sich das Unternehmen ,Paperclip‘, dem 
Transfer lebenden Wissens, dem größten Diebstahl geistigen Eigentums aller Zeiten. Der mili¬ 
tärische Sieg der Alliierten über Deutschland 1945 hatte zur Folge, dass vor allem die USA 
auf Weisung von US-Präsidenten Truman hunderttausende deutsche Patente, Erfindungen und 
Gebrauchsmuster beschlagnahmten. Bis heute wird verschwiegen, dass es der USA nur durch 
den Raub deutschen Wissens und durch jahrelange Zwangsarbeit deutscher Wissenschaftler und 
Techniker in den USA möglich war, ihre Wirtschaft und Rüstung auf neue Grundlagen zu stellen 
und an die Spitze der Entwicklung zu gelangen. Neuartige Technologien ziviler und militärischer 
Art lösten so die veraltenden Industrien der USA ab und verhinderten den Absturz in eine neue 
Depression. 

Der Autor Friedrich Georg schildert, dass die Ausbeutung der deutschen Wirtschaft von höchs¬ 
tem amerikanischen Gremien aus Industrie und Wissenschaft schon einige Jahre vorher general¬ 
stabsmäßig geplant worden war (sic). Denn man hatte erkannt, dass die Deutschen den West- 
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mächten in der Grundlagenforschung und in der Entwicklung neuer Ideen auf fast allen Gebieten 
der modernen Wissenschaften und Technikbereiche um Jahre voraus waren. Neuerungen wie 
Farbfernsehen und Transistortechnik, Raumfahrt und Raketen, Überschallflug oder Computer¬ 
technologie gingen alle auf deutsche Erfindungen und Entdeckungen zurück. So kamen bereits im 
Frühjahr 1945 tausende von US-Spezialisten ins Reich und durchkämmten die deutschen Betriebe 
nach neuen Maschinen, Verfahren und technischen Erfindungen. Das aus Deutschland mitgenom¬ 
menen technologische Wissen erwies sich als so neuartig, dass seine praktische Umsetzung vor 
allem kommerziellen Anwendern beständige Probleme bereitete. So wurde ein deutsch-englisches 
Fachwörterbuch mit rund 40.000 Ausdrücken wissenschaftlicher und technischer Art geschaffen, 
für die es keine englische Entsprechung gab. Hier betraten die Sieger vollkommenes Neuland, 
technologische Einsichten, die sie nicht besaßen. 

Um dem Leser auch nur einen kleinen Einblick darüber zu verschaffen, um welche Band¬ 
breite an den hunderttausenden geklauten Erfindungen es sich handelte, seien nur ein paar wenig 
aufgeführt: Herstellung von synthetischem Treibstoff - Gummi oder Schmieröl - Windkanäle, in 
denen Geschwindigkeiten über 8000 km/h erreicht wurden - Infrarotzielgeräte - elektrische Kon¬ 
densatoren - Farbfotografie - eine unüberschaubare Anzahl von Präzisionsgeräten und tausend 
anderen Entdeckungen auf chemischen, physikalischem, technologischem und elektronischem 
Gebiet, auf denen die Deutschen allen anderen Staaten um fünf bis zehn Jahre in der Entwicklung 
voraus waren. Bei Kriegsende besaßen die Deutschen 138 Typen von Lenkraketen in verschie¬ 
denen Stadien der Produktion und Entwicklung. Zur Lenkung und Zündung hatten sie Radar, 
Radio, Draht, Funkwellen, Infrarot, Lichtstrahlen oder magnetische Verfahren, um nur ein paar 
wenige zu nennen. Zum Antrieb wurden alle Methoden wie Düsenantrieb für Unterschall- oder 
Überschallgeschwindigkeiten angewandt. Der amerikanische Journalist Walker, beschrieb 1946 
in einem Artikel im American Magazin das Prinzip des Light Beam (Raketenlenkungsverfahren), 
mit Lichtstrahl zu übersetzen; mit diesem konnte man eine Laserrakete zu ihrem Ziel leiten. Dies 
sei von den USA im Golfkrieg so angewandt worden und damit ein weiter Hinweis auf die Exis¬ 
tenz von Lasertechnologie aus dem damaligen Deutschland. Um einen Hinweis daraufzu geben, 
wie der American Dream of Life so leicht zu verwirklichen war, sei auf eine markante Stelle des 
Buches verwiesen, in der es heisst: „ ... man wollte dem amerikanischen Publikum und beson¬ 
ders den Geschäftsleuten mitteilen, dass man viel Geld mit den deutschen Erfindungen verdienen 
könne. Jeder einfache Industrielle aus einer Kleinstadt in der tiefsten amerikanischen Provinz 
konnte jetzt diese Technologien für einige Dollar kaufen und Reich werden“. An dieser Stelle ist 
zu fragen, ob eine Nation für begangenes und auch nicht begangenes Unrecht von der weltweiten 
Staatengemeinschaft und hier insbesondere durch die USA dazu gezwungen werden konnte, solch 
horrenden Verpflichtungen einzugehen? Der Leser möge hierzu das folgende Kapitel beachten. 


2.2.5 Deutsche Kulturgüter 

Viele Kunstwerke aus Deutschland wurden im Laufe des Zweiten Weltkriegs als Beute nach Ost 
europa gebracht. Die meisten Länder haben das Kulturgut inzwischen zurückgegeben. Polen und 
Russland aber stellten sich bei Verhandlungen hierüber quer. In der Ausgabe vom 6. Juli 2002 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung wurde gefragt, wer die letzten deutschen Kriegsgefangene 
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seien. So wurden Kulturgüter in einst jüdischem Besitz bezeichnet, deren Rückgabe die Bundesre¬ 
gierung 1998 zugesagt hatte. Doch gab es noch andere „Kriegsgefangene“. Gemeint sind deutsche 
Kunstwerke, die in den östlichen Nachbarstaaten beschlagnahmt oder dorthin verbracht wurden. 
Seit vielen Jahren wird über die gegenseitige Rückgabe verhandelt, insbesondere mit Russland 
und Polen ist dies jedoch schwierig, obwohl die rechtliche Lage eindeutig ist: Schon die Haager 
Landkriegsordnung von 1907 untersagt die Beschlagnahme von Kunstwerken und fordert sogar 
dazu auf, sie zu ahnden. 565 

Die Pflicht zur Lösung des Rückgabestreits wurde im deutsch-polnischen Nachbarschafts¬ 
vertrag Anfang der neunziger Jahre konkretisiert, jedoch waren die Verhandlungen mit Polen 
vollkommen ins Stocken geraten. Seit zwei Jahren bewegte sich nichts - und das lag nicht an 
Deutschland: Man traf sich abwechselnd in Deutschland und in Polen. Nach einer bilateralen 
Zusammenkunft im März 2005 wäre Polen mit einer Einladung an der Reihe gewesen. Die sich 
meist nicht einfach gestaltenden Gespräche wurden seit 1992 durchgefuhrt und blieben meist 
ohne Ergebnis. Außer einer Luther-Bibel anlässlich des Besuchs von Bundeskanzler Schröder 
in Warschau hat Polen nichts zurückgegeben. Es befinden sich dort noch Bestände der früheren 
Preußischen Staatsbibliothek mit hunderttausenden Autographen und Büchern, ferner zahlreiche 
Bilder sowie Musikalien von Mozart und Beethoven, Nachlässe etwa von Goethe, mittelalterliche 
Handschriften und nicht zuletzt Da s Lied der Deutschen in der Handschrift des Autors 

Hoffmann von Fallersleben, das er am 26. August 1841 auf dem damals englischen Helgo¬ 
land verfasst hat. Am 11. August 1922 wurde das inzwischen überaus populäre Musikstück durch 
die sozialdemokratische Regierung unter Reichspräsident Friedrich Ebert zur Nationalhymne der 
Weimarer Republik erklärt. Am 1. September wurde es von dem Hamburger Verleger Campen als 
Einblattdruck veröffentlicht mit der Melodie von Joseph Haydn, die dieser 1796 zur Hymne „Gott 
erhalte Franz, den Kaiser“ ftir Kaiser Franz II. komponiert hatte. Das Deutschlandlied ist tief mit 
der nationalen Geschichte verwoben und ihr gewissermaßen ausgesetzt gewesen. 566 

Tono Eitel, der ehemalige deutsche L/jV-B otschafter in New York und seit 2002 Sonderbot¬ 
schafter für die Verhandlungen mit Polen und der Ukraine, nahm zu den Kulturgütern im Zwei¬ 
ten Weltkrieg folgendermaßen Stellung: Grundsätzliche Beutekunstprobleme bestünden nur mit 
zwei ehemaligen Kriegsgegnern, mit Russland und Polen. Alle übrigen Staaten, auch von der 
Wehrmacht schrecklich verheerte wie die Ukraine, hätten sich für eine Politik der Restitution ent¬ 
schieden; auch aus den kaukasischen und zentralasiatischen Republiken sei zurückgegeben wor¬ 
den, was immer als deutsches Eigentum identifiziert werden konnte. Die Zurückhaltung deutscher 
Kulturgüter bliebe eine Wunde im deutschen Kulturleben, ein Verschweigen dieser Tatsache leiste 
dem Irrtum Vorschub, Deutschland könne sich mit einem endgültigen Verlust der betroffenen Kul¬ 
turgüter abfinden. An dieser Entwicklung sei die deutsche Politik jedoch nicht unschuldig. Wann 
habe sich der Bundestag mit dieser Frage befasst, wann der Außenminister? 

Auf eine parlamentarische Anfrage antwortete das Auswärtige Amt unter Joschka Fischer im 
Mai 2004, dass sich die Verhandlungen schwierig gestalteten, weil Polen die Rückgabe von Kul- 


565 Vgl. Kapitel I 3. 

5 66 Der Text in seinen drei Strophen ist auf der letzten Seite des Buches abgedruckt. 
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turgütem mit Forderungen aus den Folgen des deutschen Angriffskrieges und der bewussten Ver¬ 
nichtung polnischen Kulturgutes durch die deutsche Besatzungsmacht verknüpfte. 56 ” Dabei gäbe 
es eine Pflicht zur Rückgabe, so Eitel weiter, und Polen habe auch keine Reparationsansprüche 
mehr gegenüber Deutschland. Der ohne jeden Zweifel völkerrechtswidrige Kunstraub erlaube 
keine Zurückhaltung deutscher Kunst. Deutschland habe seinerseits schon zu Beginn der Ver¬ 
handlungen als Geste des guten Willens den ,Posener Goldschatz’ zurückgegeben; es folgten 
der Ferber-Altar, Archivalien, eine Marienstatue, Akten des Generalgouvernements, ein Bremer 
Buchbestand, ein etruskischer Spiegel sowie 3.000 Kirchenbücher von ehemals deutschen katho¬ 
lischen Gemeinden. Intensiv wurde hierzulande weiterhin nach von Polen als verloren gemeldeten 
Gegenständen gesucht, jedoch ohne Ergebnis. Vieles von dem, was Deutschland geraubt hatte, sei 
ohnehin schon von den Alliierten zurückgegeben worden. 

Die polnische Außenministerin Anna Fotyga zeigte sich bezüglich der deutschen Forderungen 
jedoch schockiert. 62 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs habe der deutsche Sonderbot¬ 
schafter Tono Eitel Worte benutzt, die aus polnischer Sicht dem Vokabular des Krieges entstamm¬ 
ten. Eitel, der im Auftrag der Bundesregierung über die Rückführung deutscher Kulturgüter im 
Osten verhandelte, hatte die Schätze, die immer noch in Polen und in Russland zurückbehalten 
würden, als die letzten ,Gefangenen’ des Weltkriegs bezeichnet und den Begriff des ,Beuteneh¬ 
mers’ auf diese beiden Staaten gemünzt. 568 Die Aufregung im Warschauer Außenministerium 
spiegelte einen juristischen, aber auch politisch-historischen Gegensatz zwischen Deutschland 
und Polen wieder, der bis heute ungelöst ist. Gegenstand des Streits waren deutsche Kulturgüter, 
die im Kriege zum Schutz vor alliierten Bomben beispielsweise von Berlin nach Krakau gebracht 
wurden und seither dort verwahrt sind. 

Bei der deutschen Bundesregierung war zu vernehmen, dass Polen diese Beutekunst zurückge- 
ben müsse, weil die Fiaager Landkriegsordnung von 1907 die Wegnahme von Kulturgütern verbö¬ 
te. Außerdem sehe der deutsch-polnische Nachbarschaftsvertrag von 1991 Verhandlungen in dieser 
Sache vor. Die polnische Seite interpretierte die rechtliche Lage jedoch anders. Nach Warschauer 
Lesart hatte Polen im Zweiten Weltkrieg anders als die deutsche Besatzungsmacht, nie Beute gemacht 
und nichts geraubt. Warschau verwies darauf, dass als Folge des Zweiten Weltkriegs die deutschen 
Ostgebiete nach dem Potsdamer Abkommen samt aller Kulturgüter - Kirchen, Altäre, Schlösser- 
an Polen gefallen waren. Schon am 8. März 1946 seien sie dann, wie aller deutscher Besitz, durch 
ein Dekret zu polnischem Staatseigentum erklärt worden. 569 Der polnische Unterhändler Wojciech 
Kowalski sagte der Frankfurter Allgemeinen Zeitung gegenüber, dass es sich rechtlich gesehen um 
Eigentum des polnischen Staates handelte. Der Eindruck, dass Polen etwas geraubt hätte, sei verfehlt 
Kowalski gab zu bedenken, dass die bloße gegenseitige Restitution von Kulturgütern für Polen ein 


567 Vgl. „Rückgabe von Beutekunst: Die letzten deutschen Kriegsgefangenen“, FAZ, 06.06.200 
Zur Frage des deutschen Angriffkrieges; siehe der Leser u.a. die Teilmobilmachung Polens im 
März 1939, was einer Kriegserklärung gegen Deutschland gerichtet gleichkam. 

568 Vgl. „Streit um Beutekunst - Goethe in Krakau“, FAZ, 27.07.2007. 

569 In Bezug auf die Dekrete ist es verwunderlich, dass sich ein mittlerweile demokratisch verfasster 
Staat auf ein Dekret beruft, dass unter kommunistisch-sozialistischer Herrschaft verfügt wurde. 
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sehr ungleiches Geschäft wäre. Während nämlich Polen die zurückgelassenen deutschen Schätze 
gerettet hätte, seien die verlorenen Güter Polens von der deutschen Besatzung im Krieg sehr oft 
gezielt vernichtet worden; so etwa 80% der Warschauer Nationalbibliothek oder die Krasinski-Bib- 
liothek. Wenn man sich nun auf eine gegenseitige Restitution einigte, würde Polen möglicherweise 
fast nichts zurückerhalten, Deutschland aber viel. Dies könnte seine Regierung den Bürgern unmög¬ 
lich verständlich machen. Kowalski regte deshalb an, die verbliebenen deutschen Güter als eine Art 
Sachentschädigung zu sehen. - Von international rechtlich gültigen Abkommen schien wohl weder 
die polnische, noch die deutsche Regierung je etwas gehört zu haben. - Der Zwei-plus-Vier Vertrag 
und der Verweis auf den Überleitungsvertrag von 1954 wie in Kapitel V 5 angeführt, lassen grüßen. 

Polen hatte bei den Verhandlungen zum Nachbarschaftsvertrag die Gespräche 2005 abge¬ 
brochen und nicht wieder aufgenommen. Kowalski empfahl, das Thema nicht rein juristisch zu 
sehen, sondern eine politische Lösung zu suchen. Alles sei möglich, aber man könne über die 
eigene Rechtsposition nicht einfach hinwegsehen. Der Bundesregierung dagegen war allerdings 
nicht klar, was mit einer solchen politischen Lösung gemeint sein könnte. Eitel, der zuständige 
Unterhändler, hatte daraufhingewiesen, dass polnische Zeitungen immer wieder angeregt hätten, 
Polen sollte sich die deutschen Schätze einfach mit ein paar Millionen Euro bezahlen lassen (sic). 
Der Pressesprecher des polnischen Außenministerium erklärte am 7. August 2007 im Namen der 
Außenministerin Anna Fotyga, dass es im Zusammenhang mit den wachsenden offenen Fragen 
mit dem Verbleib der deutschen Kulturgüter in Polen nur eine einzige Regelung gäbe: Sämtliche 
deutsche Kulturhinterlassenschaften, die sich nach 1945 im Zusammenhang mit dem Zweiten 
Weltkrieg auf polnischem Boden befunden haben, wären aufgrund angemessener Rechtsakte pol¬ 
nisches Eigentum geworden, jeglicher Anspruch Dritter auf diese Kulturgüter sei gänzlich grund¬ 
los und könnte nicht berücksichtigt werden. Der Versuch der Erhebung solcher Ansprüche auf die 
Beutekunst verwundere angesichts der ungeheuren Verluste, die die deutsche Besatzungsmacht 
dem polnischen Kulturerbe zugefügt hätte. Die öffentliche Meinung in Polen gedenke fortwäh¬ 
rend der durch die Nationalsozialisten ausgeraubten und verbrannten Bibliotheken und Archive, 
deren Verluste man niemals wieder ersetzen könne. Die Anmeldung irgendwelcher Ansprüche 
die deutsche Kultur betreffend, müsste von Polen hingenommen werden, wie eine Lust zum Aus¬ 
radieren des Unterschiedes zwischen Täter und Opfer. Weiter heißt es, dass sich Polen zur Auf¬ 
nahme von bilateralen Gesprächen über den Austausch von Kunstwerken nicht versperre, sofern 
diese Gespräche in angemessener Atmosphäre und unter Berücksichtigung der Anforderungen der 
polnischen Staatsresaison abgehalten werden könnten. 370 

Bei den in Polen verbliebenen Kunstwerken handelte es sich nach Angaben des Präsidenten der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz , Klaus-Dieter Lehmann, um im Zweiten Weltkrieg in die damali¬ 
gen deutschen Ostgebiete ausgelagerte Objekte. Allein das ethnologische Museum Berlin vermisse 
noch immer 50.000 Objekte, dem Kunstgewerbemuseum fehlten 30.000 und dem Kupferstichkabi¬ 
nett etwa 35.000 Werke. Die Republik Polen betrachteten die bis zu 180.000 einbehaltenen Kunst¬ 
werke wie wohl auch Rußland alle beweglichen und unbeweglichen Güter, die nach dem Zweiten 


570 Vgl. „Polen erklärt deutsche Beutekunst zu polnischem Eigentum , PolskaWeb News Magazin, 

07.08.2007. 
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Weltkrieg an sie gefallen sind, als ihr Eigentum. Der Deutschland-Beauftragte der polnischen Regie¬ 
rung, Muszynski, verdeutlichte zusammen mit dem Historiker Krzysztof Rak die polnische Argu¬ 
mentation. Nach dieser Darstellung seien die Forderungen nach Rückgabe nicht nur unbegründet, 
vielmehr dürfte Polen auch deshalb nicht folgen, weil hierdurch ein Präzedenzfall entstünde, der 
die gesamte territoriale Nachkriegsordnung in Mitteleuropa in Frage stellte. Sie seien davon über¬ 
zeugt, dass sich hinter den deutschen Forderungen nichts geringeres versteckte, als die Absicht, die 
Potsdamer Territorialordnung - den Verlust des deutschen Ostens an Polen - insgesamt in Frage zu 
stellen. Wer die Haager Landkriegsordnung auf den neuen polnischen Westen anwenden wollte, der 
leugnete die polnische Souveränität in diesen Gebieten.’’ 71 Hiermit wurde die eigentliche Haltung von 
Muszynski und Rak deutlich. Die beiden hielten auch daran fest, dass Polen keineswegs Kulturgüter 
geraubt hätte und damit auch nicht die Haager Landkriegsordnung von 1907 verletzt wurde, da diese 
Konvention in ihren entscheidenden Abschnitten den Umgang mit Kulturgut nur in besetzten Gebie¬ 
ten regelte. Der ehemals deutsche Osten aber sei nach 1945 nicht besetzt worden, die Gebiete Schle¬ 
sien, Pommems, Masuren, das Emsland und die Freie Stadt Danzig seien damals unter die souveräne 
Herrschaft Polens gekommen, zusammen mit dem gesamten Vermögen des ehemaligen Reiches.' 2 

Nach polnischer Ansicht gäbe es keinen weiteren Anspruch auf deutsches Eigentum. So hätte 
Polen durch die absichtliche Zerstörung polnischen Kulturgutes Schaden erlitten. Vor diesem Hin¬ 
tergrund der Verwüstung könnte jede deutsche Forderung nur zynisch klingen, deutsches Kulturgut 
so als Ersatzrestitution für die polnischen Verluste zu sehen. Gleich nach dem Krieg hätte ein eigens 
dafür eingerichtetes Büro für Rückforderungen und Entschädigungen des Warschauer Ministeriums 
für Kultur und Kunst entsprechende Ansprüche festgestellt. Dabei sei es schon damals nicht nur 
darum gegangen, von den Deutschen geraubtes Kulturgut zurückzubehalten, sondern darum, Ersatz 
für das Zerstörte zu bekommen. Muszynski und Rak stellten dabei auch einen Zusammenhang zwi¬ 
schen den Forderungen nach Kulturgütern und privaten Restitutionsforderungen von deutschen Hei¬ 
matvertriebenen gegenüber Polen her. Das Land müsste wissen, dass ein Nachgeben im Falle von 
kulturellem Eigentum, das auf späterem polnischen Gebiet zurückblieb, Warschaus Position auch 
bei Rechtsstreitigkeiten um private Restutionsforderungen schwächen könnte. Jede Entscheidung 
über die Rückgabe von Kulturgütern würde unweigerlich die Vermutung nach sich ziehen, dass auch 
die Übernahme privaten Eigentums Unrecht gewesen sein könnte. Jede Regierung, die einer solchen 
Rückgabe zustimmte, öffnete damit eine juristische Pforte für die Rückerstattung des gesamten Ver¬ 
mögens, das nach dem Krieg an Polen gefallen ist. 573 

Bezeichnerweise fand ein bahnbrechendes Urteil des polnischen Obersten Gerichtshofes 
zugunsten enteigneter Deutscher im Jahr 2000 in der bundesdeutschen Presse keine Beachtung 


5 71 Polska Web News Magazin ebd.. 

572 Vgl. „Kulturgut als Reparationsleistung? in Schlesien Heute , Nr. 09/2007. 

573 Es stellt sich hier die Frage, ob man sich in Polen überhaupt bewusst ist, welches Unrecht begangen 
wurde und welche Auswirkungen es hätte, wenn eine deutsche Bundesregierung bestehende Völker 
rechtlich verbriefte Rechte einforderte; zudem stimmt es nachdenklich, dass man weder auf polnischer 
wie aber auch aul deutscher Regierungsseite etwas von der Rechtsgültigkeit von geschlossenen interna 
tionalen Verträgen hielt. Angesichts der Enteignungen der Besitztümer von deutschen Bundesbürgern 
in der ehemaligen sowjetischen Besatzungszone kann dies natürlich auch nicht weiter verwundern. 






V Entwicklung der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lage 1999 - 2015 


279 


Die Richter sprachen einem in der Bundesrepublik lebenden Deutschen das Recht zu, sein frühe¬ 
res enteignetes Eigentum, eine Mühle, zurückzuerhalten. Die Eigentümer, die im August 1961 als 
Aussiedler in die Bundesrepublik gekommen waren und damit gleichzeitig die polnische Staats¬ 
bürgerschaft verloren hatten, wandten sich nach der Wende in Polen 1990 an das damals bestehen¬ 
de Ministerium für Eigentumsfragen in Warschau und stellten einen Antrag auf Rückgabe ihres 
Eigentums. Im Jahr 2000 entschied das Gericht, dass die Verstaatlichung der Mühle unwirksam 
war und diese zurückzugeben sei. Da der polnische Inhaber hiergegen klagte, kam es erst 2002 zu 
dem Urteil. Das Gericht sprach dem Kläger zwar die Mühle zu und rückwirkend auch die Pacht 
für 10 Jahre, jedoch sei nunmehr die Erbschaftssteuer zu bezahlen, ebenso wie die Aufwendungen 
fiir die Modernisierungen des Anwesens. Das Gericht hatte sich hingegen nicht mit der Rechtmä¬ 
ßigkeit der Vertreibungsdekrete vom 13. November 1945 oder 8. März 1946 befasst. Helfen könnte 
den Betroffenen das Diskriminierungsverbot im europäischen Recht, das für alle Mitglieder in der 
Europäischen Gemeinschaft Gültigkeit besitzt. Auch der UN-Menschrechtsausschuss hatte die 
Verweigerung der Rückgabe einer Immobilie an einen Deutschen durch die Tschechische Repu¬ 
blik, die auf die fehlende tschechische Staatsbürgerschaft gestützt war, verurteilt. Die Kackzyns- 
ki-Brüder sahen dies natürlich anders und erklärten dem Stern in einem Interview im Jahr 2004 
die „moralische Asymmetrie“, die besagte, dass das deutsch-polnische Verhältnis erst normal 
werden würde, wenn Polen so reich sei wie Deutschland. Mit der Erklärung von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder, dass die Deutschen keine Restitution fördern würden, da sie wüssten, wer den 
Krieg angefangen habe, war dem nichts mehr entgegenzusetzen. - Von Geschichte wissen auch 
Bundeskanzler wohl wenig. Auch Angela Merkel sprach im März 2015 von dem von Deutschland 
angezettelten Krieg. Der Verfasser verweist auf die in Kapitel V 5 nachgewiesene nicht bestehen¬ 
de Souveränität der Bundesrepublik hin; es ist davon auszugehen, dass weitere geheime Zusatz¬ 
abkommen geschlossen wurden und sich daher Repräsentanten der Bundesrepublik Deutschland 
vermeintlich gezwungen sehen, solche Äußerungen zu tätigen. 

Anfang des Jahres 2005 erteilte der Deutsche Bundestag dem Potsdamer Völkerrechtler Prof. 
Klein den Auftrag, ein Gutachten zu erstellen, das die Rechtslage des im heutigen Polen entzogenen 
Eigentums beleuchtet. Bereits drei Monate später präsentierte der Rechtsgelehrte auf 156 Seiten dem 
Parlament seine Ergebnisse, die keine großen Überraschungen bargen. Bereits der Völkerrechtsge¬ 
lehrte, Prof, de Zayas, hatte die Ergebnisse in seinen ,50 Thesen zur Vertreibung’ 574 herausgestellt. 
So verstieß Polen mit seinen Vertreibungsmaßnahmen nicht nur gegen die Haager Landkriegsord¬ 
nung, sondern auch gegen das Völkerrecht. Polnische wie selbstverständlich auch deutsche Politiker 
führten hiergegen das sog. Frohwein - Barcz - Gutachten an, 57 ” dessen Ergebnisse jedoch bereits im 
Vorfeld schon feststanden. Wie der Zusammenfassung des Gutachtens bereits in Ziffer 1 zu entneh¬ 
men ist, wurden hier Rechtsfragen untersucht, die mit der tatsächlichen Problematik der Vertreibung 


5 74 Alfred de Zayas , „50 Theses on the Expulsion of the Germans from Central and Eastem Europe 
1944 - 1948 London / Berlin 2012. 

5 ?5 Prof Dr. Jochen A. Frohwein , ehemaliger Direktor des Max-Planck-Instituts für ausländisches 
Recht und Völkerrecht in Heidelberg. Prof Dr Jahn Barcz , Lehrstuhlinhaber an der Wirtschafts¬ 
universität Warschau; Frohwein nahm die „Untersuchung“ vor, Barcz die Übersetzung in das 
Polnische. 
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und der Frage der Menschenrechtsverbrechen nichts zu tun hatten. Vielmehr beleuchtete Frohwein 
Rechtsfragen in Bezug auf Restitution und Entschädigung für entschädigungslose Enteignungen 
in den früher zu Deutschland gehörenden Gebieten. - Aber dies hatte jedoch bezeichnenderweise 
kaum einer der Abgeordneten im Deutschen Bundestag so erkannt, weil sie bestimmt mit wichtige¬ 
ren Angelegenheiten beschäftigt waren. 

Bundespräsident Horst Köhler sprach beim Tag der Heimat in Berlin am 2. September 2006 
im Gegensatz zum damaligen Bundespräsidenten von Weizsäcker über das Schicksal von zwölf 
Millionen deutschen Vertriebenen, die am Ende des Zweiten Weltkriegs vor der Sowjetarme flo¬ 
hen oder in der Nachkriegszeit vertrieben wurden. Hunderttausende - fast ausschließlich Alte, 
Frauen und Kinder - wären dabei durch Kälte, Hunger, Vergewaltigung und Mord ums Leben 
gekommen. Darüber müsste gesprochen werden, da Kultur und Geschichte der Vertriebenen zur 
deutschen Identität gehörte. Erinnerungen und Trauer sollten nicht erneut dazu missbraucht wer¬ 
den, um Europa zu spalten. Es dürfte keinen Raum mehr geben für Entschädigungsansprüche, für 
gegenseitige Schuldzuweisungen und für die Aufrechnung der Verbrechen und Verluste. 576 Für 
seinen Auftritt wurde der Bundespräsident trotz seines Werbens für einen verstärkten Dialog mit 
Polen aus Warschau kritisiert. Der nationalkonservative polnische Ministerpräsident Jaroslwaw 
Kaczynski äußerte in scharfer Form, dass dies eines der beunruhigenden Ereignisse sei, die in 
jüngster Zeit in Deutschland stattfinden würden. Er sprach über die leicht zu erklärende Unruhein 
Polen: In Deutschland bestünde eine große, vom Staat unterstützte Struktur, die ständig die Frage 
der polnischen Gebiete anspräche, die einst zum Deutschen Reich gehörten. Kaczynski vermute¬ 
te, dass Polen sich hätte schwere Vorwürfe auf internationaler Ebene gefallen lassen müssen und 
vermutlich nicht in die EU und NATO aufgenommen worden wäre, falls es in Polen eine ähnliche 
Organisation gegeben hätte, die sich mit den heute zu Litauen, Weißrußland und der Ukraine 
gehörenden ehemaligen polnischen Ostgebieten befasste. 

Sollte der Leser nun glauben, dass diese kritische Haltung des Ministerpräsidenten in Polen von 
den Medien wie einst einfach übernommen wurde, der irrt. Kaczynski wurde in der liberalen und 
auch linken Presse kritisiert, selbst regierungsnahe Publikationen reagierten zurückhaltend. So lobte 
der Publizist Adam Krzeminski die Rede von Köhler in der liberalen Gazeta Wyborcza. Kaczynskis 
Reaktion dagegen erinnerte an Zeiten aus der Volksrepublik Polen und beweist, dass der Regierungs¬ 
chef im Streit mit den deutschen Vertriebenen über deren geplantes Zentrum gegen Vertreibungen 
keine weitsichtige Strategie für eine Lösung hatte. In einem Kommentar der den Postkommunisten 
nahe stehenden Zeitung Trybuna hieß es, dass man schon einen bösen Willen haben müsse, um 
diese Worte nicht als Signal des Dialogs mit Polen zu verstehen. Sogar das regierungsnahe Blatt 
Dzienni/c schlug moderate Töne an und führte einen Fachmann der oppositionellen liberalkonserva- 


576 Vgl. „Rede von Bundespräsident Horst Köhler beim Tag der Heimat des Bundes der Vertriebenen , 

www.bundespraesident.de vom 02.09.2006. Der Verfasser kann sichvorstellen, dass in dieser 
Haltung des Bundespräsidenten auch dessen überraschender und schneller Rücktritt zu sehen ist. 
s. hierzu auch Kapitel V 5. 

577 Trybuna war eine polnische Tageszeitung mit linkspolitischer Ausrichtung. Sie entstand 1990 als 
Nachfolgerin der Trybuna Ludu, des offiziellen Organs der kommunistischen Partei, die in den 
70er Jahren eine Auflage von 1,5 Mio. Exemplaren hatte. 
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tiven Bürgerplattform an, der hier äußerte, dass Kacynskis uneingeschränkte Kritik an Köhler sehr 
verwunderlich sei. Für Deutschland habe der Premier ausschließlich Kritik übrig. Die Machthaber 
in Warschau hätten sich zum Krieg mit Deutschland und zur Entfernung von der EU entschieden. 578 

Um die Beziehungen zwischen Deutschland und Polen auszubauen, hatten der deutsche Bun¬ 
destag und der polnische Sejm vereinbart, einen intensiven Dialog zur Historie beider Länder auf¬ 
zunehmen. Dies ging aus einer Verlautbarung von Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU/ 
CSU) und seinem polnischen Amtskollegen, Sejm-Marschall Marek Jurek von der regierenden 
Partei Recht und Gerechtigkeit vom 31. August 2006 hervor. Lammert unterstrich dabei, dass die 
deutsch-polnische Geschichte eine gemeinsame öffentliche Aufgabe und gerade aufgrund der unter¬ 
schiedlichen Wahrnehmung in beiden Ländern ein intensiver Dialog unbedingt notwendig sei. Die¬ 
ser müsse neben den unmittelbar Betroffenen und Wissenschaftlern selbstverständlich auch Politiker 
als Multiplikatoren einbeziehen. Jurek erinnerte an die gemeinsame Erfahrung von zwei Totalitaris¬ 
men in Deutschland und Polen. Eine wertebezogene Sicht der Geschichte stelle die Grundlage für 
eine Zusammenarbeit dar. Das Gespräch der beiden Politiker fand vor dem Hintergrund aufgetrete¬ 
ner Irritationen im deutsch-polnischen Verhältnis statt. Jurek hatte bei einem Besuch in Deutschland 
daran appelliert, den Begriff der Vertreibung nicht mehr zu verwenden (sic). In einem Interview 
mit der Frankfurter Allgemeinen Zeitung erklärte er, dass dieser Begriff beide Staaten trenne, der 
Potsdamer Vertrag benutze schließlich das Wort Umsiedlung ; es gehe um die Sprache. Nach all dem, 
was im Zweiten Weltkrieg geschehen sei, glaube er nicht, dass diese Sprache der Verurteilung Polens 
zulässig sei. Die deutsche Öffentlichkeit müsste sich bewusst sein, dass mit dem deutschen Überfall 
1939 auf Polen für sein Land nicht nur eine fünfjährige Besatzung, sondern eine 50-jährige Periode 
der Unfreiheit begonnen habe. Staatsmännisch diplomatisch verwies Bundestagspräsident Lammert 
jedoch darauf, dass es weder eine staatliche Deutungs-, noch eine Begriffshoheit gäbe; dies mache 
jedoch deutlich, wie dringlich die Gespräche zwischen beiden Seiten seien. 

Um die Vertreibungsmaßnahmen auch unter dem international-rechtlichen Blickwinkel zu 
betrachten, sei auf eine Einstufung der Generalversammlung der Vereinten Nationen und der 
UN-Menschenrechtskommission hingewiesen. Diese beiden Institutionen hatten in der Vergan¬ 
genheit eine Reihe von Gewaltakten als Völkermord eingestuft. So den Aufstand der Herero und 
Nama, denjenigen an den Armeniern, den Holocaust in Ruanda, etc.. Auffällig ist, dass bei der 
Auflistung der millionenfache Völkermord an den Deutschen nicht aufgefuhrt wird. Dies liegt 
wohl daran, dass Deutschland zwar der Genozid-Konvention beigetreten ist, es aber unterlas¬ 
sen wurde, die Vertreibung der Deutschen als Völkermord zu deklarieren, um diesen von der 
LN-Generalversammlung anerkannt zu bekommen. Es fragt sich natürlich, weshalb keine einzige 
bisherige deutsche Bundesregierung dies nachgeholt hat? Möglicherweise hat dies ja mit einer 
gewissen Einflussnahme der Amerikaner und der früheren Alliierten oder geheimen Zusatzab¬ 
kommen zu tun? 579 


' s Vgl. „Kaczyhski kritisiert Köhler“, Schlesien Heute , 10/2006. 

57 9 Unter Punkt V 5 wird die nicht mehr vorhandene bundesdeutsche Souveränität behandelt und 
damit einhergehend der Verweigerung der den Vertrieben nach dem Völkerrecht zustehenden 
Rechten, insbesondere das auf ihr konfisziertes Eigentum. 
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2.3 Fälschung deutscher Urkunden und topografischer Bezeichnungen 

Polnische Behörden und kirchliche Institutionen fassten seit über 50 Jahren Abschriften von deut¬ 
schen Urkunden nur in polnischer Sprache ab, deutsche Familiennamen, Vornamen und Ortsbe¬ 
zeichnungen wurden nachträglich polonisiert und damit verfälscht. Der Vorsitzende der Arbeits¬ 
gruppe ,Vertriebene und Flüchtlinge’ der CDU/ GSfZ-Bundestagsfraktion, Helmut 

Koschyk, hatte im Jahr 1999 hierzu eine Anfrage an die rot-grüne Bundesregierung gerichtet, 
ob ihr die häufig auftretenden Schwierigkeiten mit polnischen Behörden bei der Beschaffung 
von deutschen Personenstandsurkunden in Polen bekannt seien, und ob sie gegenüber der pol¬ 
nischen Seite nicht zuletzt mit Blick auf die Beitrittsverhandlungen der Republik Polen mit der 
Europäischen Union darauf hinwirken würde, dass die von den Betroffenen benötigten Perso¬ 
nenstandsurkunden ohne Schwierigkeiten herausgegeben würden. Hierauf antwortete der für die 
Bundesregierung zuständige Staatsminister im Auswärtigen Amt, Günter Verheugen (SPD), mit 
Schreiben vom 20. August 1999 lapidar und nichtssagend, dass die Problematik der deutschen 
Personenstandsbücher aus der Zeit vor 1945 bereits mehrfach Tagesordnungspunkt auf den regel¬ 
mäßig stattfindenden bilateralen deutsch-polnischen Rechts- und Konsularkonsultationen gewe¬ 
sen sei. Die Tatsache, dass die polnischen Standesämter Abschriften von polnischen Urkunden 
nur in polnische Sprache abfassten, heutige Ortsbezeichnungen verwendeten und dass Vor- und 
gelegentlich sogar die Familiennamen polonisiert würden, hätte in der Vergangenheit zu Schwie¬ 
rigkeiten bei der Anerkennung dieser Urkunden durch deutsche Behörden geführt. - Mehr hatte 
der Minister nicht zu sagen. 

Der Staatsminister hätte besser auf die Grundlage für diese Verfahrensweise der zuständi¬ 
gen polnischen Stellen hingewiesen. Es war das Dekret Nr. 324 vom 10. November 1945, das 
besagte, dass Urkunden ausschließlich in polnischer Sprache abzufassen seien; der polnische 
Gerichtshof hätte dies im September 1994 bestätigt. Beruhigenderweise legte die polnische Sei¬ 
te dabei stets Wert auf die Feststellung, dass sich diese verfassungsgerichtliche Entscheidung 
und Verwaltungspraxis nicht gegen Deutschland allein richtete, sondern auch gegen andere Staa¬ 
ten, vor allem gegen Russland bzw. die vormalige Sowjetunion. Angesichts der wechselvollen 
Geschichte Polens gelte das Gebot der Einheitlichkeit polnischer Urkunden. 580 In den Rechts¬ 
und Konsularkonsultationen von 1996 wurde vereinbart, die in polnischer Sprache abgefassten 
amtlichen Auszüge aus ehemals deutsch geführten Personenstandsregistern auf Wunsch mit einer 
als nichtamtlich gekennzeichneten textidentischen Fotokopie des betreffenden Registereintrages 
zu verbinden. Personenstandsurkunden in dieser Form, die zum einen den Anforderungen des 
polnischen Verfassungsgerichts entsprachen und zum anderen als auszugsweise Abschrift die 
ursprünglichen deutschen Orts- und Namensbezeichnungen angäben, trügen dem Anliegen beider 
Seiten Rechnung. Praktische Voraussetzung von polnischer Seite sei das Vorliegen eines berech 
tigten Interesses des jeweiligen Antragstellers. Diese Verfahren hätte sich seit 1996 bewährt, dem 


580 Vgl. „Deutsche Personenstandsurkunden weiterhin von Republik Polen gefälscht“, AGMO- 
Intern , 02/2000. 
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Auswärtigen Amt seien keine Probleme bekannt und daher müsste man diese Frage mit Blick auf 
Koschyk nicht weiter behandeln. 581 

Im Jahr 1999 stellte Hartmut Koschyk an Staatsminister Günter Verheugen eine weitere 
Anfrage. Er wollte sich über den Sachstand der Bundesregierung hinsichtlich der vom damali¬ 
gen polnischen Außenminister im Rahmen des Briefwechsels im Zusammenhang mit der Unter¬ 
zeichnung des deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages vom 17. Juni 1991 gegebenen Zusage 
informieren. Zur richtigen Zeit sollte die Zulassung offizieller topographischer Bezeichnungen in 
traditionellen Siedlungsgebieten der deutschen Minderheit in deutscher Sprache geprüft werden. 
Was habe die Bundesregierung unternommen, um bei der Republik Polen auf eine Zulassung die¬ 
ser offiziellen Bezeichnungen in deutscher Sprache hinzuwirken, wollte er wissen. Verheugen ant¬ 
worte nichtssagend, dass die im Freundschaftsvertrag zugesagte Prüfung vor acht Jahren faktisch 
erfolgt sei. Es bestünde Konsens, dass es zurzeit noch keine rechtliche Grundlage für die doppel¬ 
ten Ortsbezeichnungen gäbe. Voraussetzung hierfür sei die Ratifikation der Rahmenkonvention 
Minderheitenschutz des Europarates. Diese hätte bereits 1998 erfolgen sollen, durch Verzögerun¬ 
gen in der Begutachtung durch die einzelnen Ressorts würde sich dies jedoch verschieben. Eine 
Alternative wäre als ausreichende Rechtsgrundlage das ,Gesetz über Rechte von Angehörigen 
nationaler und ethnischer Minderheiten’, dessen Entwurf am 18.03.1999 vom polnischen Sejm in 
erster Lesung behandelt wurde. Jedoch sei eine schnelle Verabschiedung nicht zu erwarten. Die 
öffentlichen Reaktionen auf eine mögliche Einführung von doppelten Ortsbezeichnungen seien 
regional wie national eher als gelassen einzustufen. Einig sei man sich darüber, dass eine Verwen¬ 
dung von deutschen Ortsbezeichnungen, die erst in den Jahren 1933 bis 1945 eingeführt wurden, 
nicht in Frage käme. 582 

Nachdem drei Jahre später, im Jahr 2001, in Oberschlesien trotz vertraglicher Vereinbarungen 
noch immer keine zweisprachigen Ortschilder existierten, versuchte die AGMO durch eine schrift¬ 
liche Anfrage bei Hartmut Koschyk, dem Vorsitzenden der Gruppe der Vertriebenen und Flücht¬ 
linge der CDU/GS£/-Bundestagsfraktion, erneut auf diese Problematik aufmerksam zu machen. 
Die Frage war, ob der Bundesregierung die Praxis verschiedener deutscher Behörden bekannt sei, 
dass in Personalstandsurkunden die Geburtsorte deutscher Vertriebener aus den deutschen Ostge¬ 
bieten in der Fassung der jetzt dort herrschenden Amtssprachen bezeichnet oder die Geburtsorte 
mit Länderzusätzen versehen würden, und falls ja, ob die Bundesregierung diese Praxis für ver¬ 
einbar mit dem Personalstandsrecht hielte. Hieraufhin nahm die parlamentarische Staatssekretärin 
lm Bundesministerium des Inneren, Dr. Cornelia Sonntag-Wogast, erstaunlicherweise folgender¬ 
maßen Stellung: 

»Die in der Frage beschriebene Praxis ist wiederholt Gegenstand von Anfragen gewe¬ 
sen, die tatsächliche Fallgestaltung in Einzelfällen ist der Bundesregierung jedoch nicht 
bekannt. Nach § 60 Abs. 2 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Personenstands¬ 
gesetz ist bei der Bezeichnung von Orten im Ausland die dort geltende Bezeichnung zu 


581 Nach Ansicht des Verfassers hätte das Auswärtige Amt diese Anfrage auch unter dem damaligen 
Bundesaußenminister Genscher für die betroffenen Deutschen irrelevanter nicht beantworten können. 

582 „Antwort des Staatsministers Verheugen vom 12.04.1999 Bundesdrucksache 14/773 . 
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verwenden und, sofern es zur näheren Kennzeichnung erforderlich ist, der Verwaltungsbe¬ 
zirk, zu dem die Gemeinde gehört, anzugeben oder ein geographischer Bezug hinzuzufii- 
gen. Nur wenn die Kennzeichnung auch danach nicht erreicht ist, ist daneben der Staat zu 
vermerken. Gibt es für einen solchen Ort außer der fremden auch eine allgemein übliche 
deutsche Bezeichnung, so ist diese zu wählen. Auf Verlangen oder wenn dies zur Klarstel¬ 
lung notwendig ist, kann die fremde Bezeichnung in Klammem hinzugefugt werden. Die 
deutsche Ortsbezeichnung ist daher immer anzuwenden, wenn eine solche im Sprachge¬ 
brauch existiert und nicht völlig unbekannt ist. Hierbei macht es keinen Unterschied, ob 
der Ort früher einmal zu Deutschland gehörte oder nicht.“ 583 

Im Juli 2002 berichtete die Zeitung Schlesien Heute , dass Polens Innenminister Janik eine 
Verordnung erlassen habe, nach der an öffentlichen Gebäuden seit April eine mehrsprachige 
Beschilderung möglich sei, sich jedoch merkwürdigerweise keine deutsch regierte oder mitre¬ 
gierte Gemeinde dazu bequemte, sich an die ihnen nun zustehenden Beschilderungsmöglich¬ 
keiten heranzuwagen. Anscheinend wollte kein Gemeindevertreter der erste sein, der sich die 
Finger verbrenne. Vom Sekretär des größten deutschen Minderheitenverbandes Oppeln hieß es, 
dass man hierzu einen Arbeitskreis bilden würde, um eine zeitgleiche Bearbeitung der Angele¬ 
genheiten zu bewirken. Dies schien auch notwendig, da die schwierige Frage darin bestand, wie 
innerhalb der Hinweistafeln mit der Übersetzung der Ortsnamen verfahren werden sollte, da in 
den 30-er Jahren massenhaft historische Formen durch neue ersetzt worden waren. Nach Anfra¬ 
gen von Schlesien Heute beim Minderheits-Bezirksgeschäftsführer Ryszard Donitza und beim 
Leschnitzer Bürgermeister Kurzal hieß es, die Ortsnamenfrage sei besser auszuklammem oder 
die Umsetzung der Verordnung in Oberschlesien insgesamt noch hinauszuzögern. Der Mangel 
an Courage beim Pochen auf ein Recht könnte dazu führen, dass man in Gogolin z.B. neben 
dem Schild ,Urzad Gminy w Gogoline ’ das unverständliche deutsche Schild mit deklinier¬ 
tem polnischen Ortsnamen ,Gemeindeverwaltung w Gogoline’ vorfinde. So könne man auch 
nicht den Ortsnamen Krappitz unterschlagen, der heute ,Krapowice’ laute, aber in der Nazizeit 
nicht verändert wurde. 584 Die Streitigkeiten um die Frage der Beschilderung sollte sich noch 
bis in das Jahr 2008 hinziehen. In einem Interview mit Schlesien Heute wurde der deutsche 
Sejmabgeordnete Ryszard Galla gefragt, welche Bedeutung die Aufstellung der ersten zwei¬ 
sprachigen Ortsschilder in Lubowitz und Radlau für die deutsche Minderheit darstellte. Dieses 
Ereignis hätte eine große Bedeutung, und zwar nicht nur für die deutsche Minderheit, sondern 
für alle nationalen und ethnischen Minderheiten in Polen. Es sei ein präzedenzloses Ereignis 
und zugleich das erste dermaßen markante Symbol des kulturellen und historischen Reichtums 
Schlesiens sowie ein Ausdruck der eigenen deutschen Identität. Damit erlebten die Deutschen 
den lang ersehnten Augenblick, in dem das Gesetz über nationale und ethnische Minderheiten 
und die Regionalsprachen endlich seine Wirkung zeigte. 

Wie bereits dargelegt, forderten deutsche Politiker in Gemeinden mit starkem deutschem 
Bevölkerungsanteil oftmals sehr zögerlich die ihnen durch das Minderheitengesetz geschaffene 


583 „Verwendung deutscher Ortsbezeichnungen“, AGMO-Intern , 04/2001. 

584 Vgl. „Keine Ausreden bitte!“, Schlesien Heute , 07/2002. 
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Möglichkeit, zweisprachige Ortschilder einzuführen. Galla erläuterte hierzu, dass eine gewisse 
Angst vor den komplizierten und langwierigen Prozeduren herrschte; nicht ohne Bedeutung blie¬ 
be hier auch der gesellschaftliche Aspekt dieses Vorhabens. Er meinte damit die Mentalität der 
Bevölkerung und mancherorts noch fehlende Akzeptanz für die Rechte der deutschen Minder¬ 
heit, die aus der komplizierten Geschichte resultierte. Er hoffte, dass auch weitere Gemeinden 
von den im Gesetz eingeräumten Rechten Gebrauch und sich die Erfahrungen von Lubowitz und 
Radlau zu eigen machten. Die Medien berichteten mit folgenden Schlagzeilen ausführlich und 
positiv über die feierliche Aufstellung der Schilder: ,Radlau soll verbinden’, Willkommen in 
Radlau’ oder ,Neue Normalität’. Die Stimmungslage in der Bevölkerung war unterschiedlich, 
es gab sowohl Gegner, als auch Befürworter der historischen Ortsnamen. Die Gegner erkannte 
man an „Akten des Vandalismus“, Schilder wurden besprüht oder zerstört. Die große Mehrheit 
der Bevölkerung und Politiker dagegen akzeptierten die festgeschriebenen Minderheiten^echte.' >8:, 


3. Wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung 

3.1 Kommunalstruktur und Entwicklung der Wojewodschaften Oppeln 
und Kattowitz 

Die Regierung Kohl (-1998) hatte die Deutschen in Oberschlesien stets dahingehend bekräftigt, 
im Land zu bleiben. Um die Region wirtschaftlich voranzubringen, gingen deutsche Fördergelder 
stets in die kommunale Infrastruktur. Dies hatte nach Heinrich Kroll gewaltig geholfen; nunmehr 
erschien jedoch der Eindruck, dass die neue rot-grüne Regierung unter Schröder alle in Schlesien 
verbliebenen Deutschen in die Bundesrepublik holen wollte, da sie deutsche Projekte nicht mehr 
weiter unterstützte. Der beste Beweis dafür war die Tatsache, dass die Mittel für die Integration 
der Aussiedler in Deutschland gestärkt und die Mittel für die deutschen Minderheiten in Osteu¬ 
ropa dagegen gekürzt wurden. Die bundesdeutschen Beamten verstünden weder die Verhältnisse 
in Polen, noch sähen sie das latente Konfliktpotential zwischen der deutschen Volksgruppe und 
den Polen. 586 

Zum Thema der finanziellen Förderung durch die Bundesregierung im Jahre 2009 erschien 
Anfang März in der polnischen Zeitung Nowa Trybuna Opolska (NTO) ein langer Artikel mit 
dem fett gedruckten Titel ,Den Deutschen droht die Armut’. Hier wurde die Finanzlage der 
Stiftung für die Entwicklung Schlesiens und Förderung lokaler Initiativen (SES) sehr deutlich 
beschrieben. Der SES sei 1991 durch die Deutschen im polnischen Nieder- und Oberschlesien 
ins Leben gerufen worden. Lange Jahre konnte sich die Stiftung einer gesunden Finanzlage 
erfreuen, da sie alljährlich aus Mitteln des deutschen Bundesministeriums des Inneren (BMI) 
gespeist worden war. Die rot-grüne Regierung schob dieser Finanzierung jedoch einen Riegel 
vor, stoppte ab 2002 weitere direkte Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt und gestattete der 
SES lediglich, die rückfliessenden Gelder aus den von ihr vergebenen Unternehmensdarlehen 


585 Vgl. „Symbole des kulturellen Reichtums Schlesien“, Schlesien Heute, 10/2008. 

586 Vgl. „Schlesien ist und bleibt unsere Heimat“, Schlesien Heute , Nr. 03/2000. 
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unter Kontrolle aus Berlin weiter in den Stiftungshaushalt einzubringen. Im März 2006 wur¬ 
de ein neuer Vertrag zwischen der Mittlerorganisation Baden-Württemberg-International von 
Seiten des Bundes und der SES bis 2010 abgeschlossen. 587 Zwar war der Haushalt des SES für 
weitere zwei bis drei Jahre gesichert, danach stand jedoch ein großes Fragezeichen. Das aktuel¬ 
le Vermögen belief sich auf etwa Zloty 40 Mio.. Neben diesem vollkommen aus Bundesmitteln 
gespeisten Fonds verwaltete die SES in den Wojewodschaften Oppeln und Schlesien / Kattowitz 
noch einen ,Regionalen Darlehensfonds’ sowie einen ,Micro-Darlehensfonds’ Für kleine Unter¬ 
nehmen. Da der SES wie in den Jahren zuvor Zloty 8 Mio. zur Unterstützung der Deutschen 
Freundschaftskreise in Polen und etwa die gleiche Summe an Darlehen an Wirtschaftsuntemeh- 
men vergab, wäre das Fondsvermögen in etwa drei Jahren verbraucht gewesen, da die vergebe¬ 
nen Darlehen eine Laufzeit von fünf Jahren besaßen und die Rückflüsse erst mit Verzögerungen 
wieder zur Verfügung standen. Die finanzielle Unterstützung des kulturellen Lebens der etwa 
300 Freundschaftskreise der deutschen Minderheit in Polen war für das Überleben jedoch unab¬ 
dingbar. Eine kurzfristige Rettung konnte nur über Berlin kommen. Der Haushaltsentwurf des 
Bundesministeriums des Inneren (BMI) war jedoch noch in Arbeit und kein einziges Wort wies 
auf die Unterstützung der deutschen Minderheit in Polen hin. Um mittelfristig kulturell überle¬ 
ben zu können, benötigte die Minderheit etwa EUR 1,8 Mio. jährlich. Sollte dieser Betrag nicht 
aus der Bundesrepublik übernommen werden, bliebe nur noch die Möglichkeit, EU-Gelderzu 
beantragen. Bislang seien noch keine derartigen Anträge gestellt worden, da sie als arbeitsauf¬ 
wändig und risikoreich eingeschätzt wurden. Um die rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, 
künftig leichter Mittel zu erhalten, wurden die Strukturen der Minderheit und des DFK aut 
Gemeinde- und Kreisebene in eine rechtliche Unabhängigkeit überfuhrt. 

Nach Aussagen des Vertreters der deutschen Minderheit und Vizemarschalls der Wojewod¬ 
schaft Oppeln, Josef Kotys, hatte sich nach der Selbstverwaltungsreform von 1998 die Macht in 
der Wojewodschaft in die Hände der Bevölkerung gelegt. Dadurch war die deutsche Minderheit 
nicht mehr nur ein Objekt, sondern sie wurde zum Subjekt der regionalen Politik: Auf regionaler 
Ebene hätte man bewiesen, dass man im Stande war, nicht nur auf der Gemeindeebene verantwor¬ 
tungsvoll für das Wohl der Bevölkerung zu arbeiten, sondern auch als stabilisierender Faktor in der 
politischen Szene der Wojewodschaft Oppeln insgesamt. 588 Die Deutschen waren seit über zehn 
Jahren mitverantwortlich in der Regierung und trotz der Wirtschaftskrise von 2009 konnte dieser 
Raum wirtschaftlich gesehen zulegen. Im Jahr 2004 betrug die Zahl der Beschäftigten knapp 
291.000, in 2007 lag sie bei knapp 313.000 und im Jahr 2009 bei 328.000, was auf eine gute wirt¬ 
schaftliche Situation der Region hindeutete. Die Deutsche Minderheit hatte in der Wojewodschaft 
in vielen wesentlichen Lebensbereichen spürbare Verbesserungen erzielt. Nach Untersuchungen 
in insgesamt 23 Ortschaften der Wojewodschaft waren im Jahr 2007 und in den ersten Monaten 
2008 Personen überwiegend einheimischer Abstammung aus dem Ausland zurückgekehrt. 


587 „Deutsche Minderheit in Finanznöten. Wird die Bundesregierung wieder Förderung ausbauen. > 
Schlesien Heute , 04/2009. 

588 Vgl. „Stabilisierendes Element in der Wojewodschaft Oppeln“, Schlesien Heute , 03/2010. 
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Auf Grundlage des Gesetzes vom 20. Oktober 1994 wurden in der Republik Polen Son¬ 
derwirtschaftszonen (deutsch SWZ, poln. SSE) eingerichtet. Sonderwirtschaftszonen sind 
abgegrenzte Gebiete in verschiedenen Regionen Polens, wo polnische und ausländische 
Investoren die Geschäftstätigkeit im Rahmen der staatlichen Beihilfe unter Vorzugsbedin¬ 
gungen ausüben können. Die Unternehmen in den Sonderwirtschaftszonen können u.a. mit 
steuerlichen Begünstigungen rechnen, also der Befreiung von der Körperschafts- bzw. Ein¬ 
kommensteuer, je nach der Rechtsform der Tätigkeit - in einigen SWZ auch die Befreiung 
von der Immobiliensteuer. Darüber hinaus bieten die SWZ erschlossene und vorbereitete 
Baugrundstücke wie auch die Unterstützung während des Investitionsprozesses an, insbe¬ 
sondere bei verwaltungsrechtlichen und organisatorischen Fragen. Die ursprünglichen Lauf¬ 
zeiten der SWZ betrugen 20 Jahre und wurden 2008 bis zum 31. Dezember 2020 verlängert; 
nach längeren politischen Debatten dann um weitere sechs Jahre bis mindestens 2026, um 
die Investitionen im Land zu halten. Zur Zeit gibt es in Polen 14 Sonderwirtschaftszonen. 
Nach Angaben des Wirtschaftsministeriums sind in allen Sonderwirtschaftszonen bis zum 
Ende des 1. Quartals 2013 ca. 1570 Genehmigungen für die Ausübung der Geschäftstätigkeit 
erteilt worden. Die in SWZ tätigen Unternehmen investierten dabei insgesamt über 87,7 Mrd. 
polnische Sloty, PLN (EUR 28,08 Mrd.) und schufen 184.680 neue Arbeitsplätze; es wird 
auch von über 250.000 gesprochen. 

Die SWZ in der Wojewodschaft Oppeln umfasste den Raum Kattowitz, Waldenburg und 
Strachwitz. Die Gesamtfläche belief sich auf ca. 740 ha, wovon 437 ha von Kattowitz verwal¬ 
tet wurde. Laut Berechnungen und Prognosen könnten hier bis zu 14.000 neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Durch Steuervergünstigungen bis zu 70% des Kapitalaufwandes für Inves¬ 
toren ließen zahlreiche Firmengründungen entstehen. Das deutsche Kapital war dabei nach 
Angaben von 2007 mit 47,9% am stärksten vertreten, mit 251 Unternehmen die deutsche Indus¬ 
triebranche, gefolgt vom Handel und Reparaturen mit 55, Immobilien- und Untemehmensser- 
vice mit 40, Transport- und Lagerwesen mit 19 und das Bauwesen mit 17 Unternehmen. Deut¬ 
sche Firmen hatten in der Region Oppeln umgerechnet knapp EUR 160 Mio. investiert, knapp 
13.000 Mitarbeiter wurden dort von ihnen beschäftigt. 8y Die Sonderwirtschaftszone Kattowitz, 
zu der die gesamte Wojewodschaft Schlesien und Teile der Wojewodschaft Kleinpolen zählt, 
ist unter den insgesamt 14 Sonderwirtschaftszonen in Polen die größte. Zu ihren besonderen 
Vorteilen gehört die direkte Autobahnverbindung über die A4 nach Westeuropa. Dort befin¬ 
den sich auch die Sonderwirtschaftszonen Liegnitz und Waldenburg in Niederschlesien, in der 
SWZ Kattowitz genießen ansiedlungsbereite Unternehmen unfangreiche Steuerprivilegien und 
Investitionszulagen. Es konnten 19 Gewerbeprojekte gewonnen werden, 15 davon waren solche 
von Unternehmen, die bislang in der SWZ nicht vertreten waren, vier sind Erweiterungen beste¬ 
hender Unternehmen. Insgesamt rechnete man mit 2.000 neuen Arbeitsplätzen. Zu den größten 


589 Vgl. Schlesien Heute , 03/2010 ebd.. 
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Investoren wurden das Maschinenbauunternehmen Famur, der Autozulieferer Polplast und Fiat 
mit einem neuen Motorenwerk gezählt.' 90 

Die Infoseite-Polen berichtete darüber, dass in polnischen Wirtschaftszeitungen Spekulatio¬ 
nen darüber angestellt wurden, ob die kommende Rezession in der Euro-Zone für die polnischen 
Sonderwirtschaftszonen nicht sogar neue Chancen eröffnete, da viele westeuropäische Industrie- 
konzeme gezwungen würden, ihre Produktion in der Krise neu zu organisieren und im Interesse 
globaler Wettbewerbsfähigkeit noch stärker als bisher auf die kostenmäßig begünstigten Standorte 
in den neuen ^-Mitgliedsländern zu setzen. Mit Wirkung vom 4. August 2008 konnte nach 
Zustimmung von ^(/-Industriekommissar Verheugen die polnische Regierung schließlich das 
Gebiet der Sonderwirtschaftszonen um weitere 8.000 ha Fläche erweitern. 

Nach Angaben des polnischen Innenministeriums waren im Jahr 2007 fast 7.000 ha Grund¬ 
fläche von Ausländem erworben worden, eine Steigerung gegenüber 2006 um 37 %. Unter den 
Grundstückkäufem am stärksten vertreten waren die Deutschen, die ca. 1.200 ha erwarben, gefolgt 
von Holländern, Schweden, Österreichern und Briten. Zu den interessantesten Wojewodschaf¬ 
ten gehörten Oberschlesien, Niederschlesien und Masowien mit der Hauptstadt Warschau. Das 
Innenministerium machte keine Angaben über die Verwendung der Flächen, in welchem Umfang 
sich diese für Gewerbe oder Forst und Agrar handelte. Seit dem Beitritt Polens zur EU im Jahr 
2004 ist der Immobilienerwerb für EU- Ausländer ohne besondere Genehmigung möglich, es sei 
denn, es handelte sich um land- und forstwirtschaftliche Flächen bzw. sogenannte Zweithäuser. 
In diesen Fällen musste für einen Übergangszeitraum eine Genehmigung des Innenministeriums 
eingeholt werden. Gerade Landwirtschaftsflächen waren für Agrarier aus Westeuropa längere 
Zeit aufgrund der vergleichsweise niedrigen Hektarpreise interessant. Der Erwerb auch größerer 
Flächen erfolgte in den 90-er Jahre vielfach über polnische Strohmänner oder über gemischte 
Personengesellschaften. Nach dem Jahr 2004 hatten die Preise aber deutlich zugelegt, so dass 
selbst Flächen mit schlechter Bodenqualität kaum noch unter Zloty/ha 10.000,-- 591 zu erhalten 
waren. Einen entgegengesetzten Trend gegenüber dem Grundstücksmarkt gab es auf dem Woh¬ 
nungsmarkt. Hier traten institutioneile und private Kapitalanleger aus dem Ausland aufgrund des 
hohen Zloty-Kurses und der tendenziell rückläufigen Preisentwicklung inzwischen häufiger als 
Verkäufer denn als Käufer auf. 592 

Im August des Jahres 2013 angekommen, hatten sich nach Angaben des ,Zentrums für Wirt¬ 
schaftsinformationen ’ (COIG) 184.000 neue Unternehmen registrieren lassen; 167.000 hiervon 
sind Einzeluntemehmen, 17.000 Gesellschaften. Gegenüber dem zweiten Halbjahr 2012 war dies 
in der ersten Gruppe ein Anstieg um 13 %, in der zweiten Gruppe um 5 %. Der Präsident der COIG 


590 Vgl. „Investitionsboom in Sonderwirtschaftszone Katowice“, Infoseite-Polen , 25.09.08. Di e 
Intemetzeitung als unabhängiges und nicht-kommerzielles Nachrichten-Medium ist frei von 
Zuwendungen Dritter und keinem politischen Lager verbunden. Die Informationen beruhen 
grundsätzlich auf polnischen Quellen, wie TV, Printmedien, Intemetportalen, Veröffentlichungen 
von Behörden und Unternehmen. 

591 Dies waren etwa EUR 2.200,- . 

592 Vgl. „Ausländer immer häufiger als Grundstückskäufer“, Infoseite-Polen , 22.04.2008. 
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meinte jedoch, dass dieser deutliche Anstieg nicht nur als Zeichen einer verbesserten Konjunktur 
gewertet werden könne, sondern wohl auch eine Flucht aus der Arbeitslosigkeit sei. Deutlicher 
wurde der Radiosender RMF , bei dem es hieß, dass Firmen in die Selbständigkeit gedrängt wür¬ 
den. Es ginge darum, dass Arbeitgeber Sozialversicherungsbeiträge sparten und den Beschäftigten 
den bezahlten Urlaub vorzuenthalten. 593 Es ist anzumerken, dass diese spezielle Form der Unter¬ 
nehmenssubventionierung, von der vor allem internationale Konzerne profitieren sollten, im Jahr 
2014 zunächst von Warschau beendet, dann jedoch wieder bis zum Jahr 2020 verlängert wurde; 
man schien sich hier wohl nicht ganz einig zu sein. 

3.2 Schulwesen und Zugang zu muttersprachlichem Unterricht 

Der muttersprachliche Deutschunterricht wird aufgrund des Bildungssystemgesetzes und der Ver¬ 
ordnung des Bildungsministeriums vom 24. März 1992 über die Angelegenheit der Bildungsmög¬ 
lichkeit zum Zweck der Erhaltung nationaler, ethnischer und sprachlicher Identität für Schüler, die 
nationalen Minderheiten angehören, realisiert. Hiernach konnte dies in dreierlei Hinsicht durch¬ 
geführt werden: 

ln Schulen mit zusätzlichem muttersprachlichem Unterricht. 

In bilingualen Kindergärten und Schulen. 

ln Kindergärten und Schulen mit muttersprachlichem Unterricht, in der alle Fächer 

in der Muttersprache der Minderheit unterrichtet werden, mit Ausnahme der polni¬ 
schen Sprache, Literatur und Geschichte. 

Die Entwicklung des mutterprachliehen Deutschunterrichts begann im Schuljahr 1992 / 1993. Am 
Beispiel des Bezirks Oppeln soll dies aufgezeigt werden: In 11 Schulen wurde Deutsch als Mutter¬ 
sprache als zusätzliches Fach eingeführt, 1993 /1994 war dies in 24 Schulen der Fall. Im Schuljahr 
1994/ 1995 gab es dort 81 Grundschulen mit zusätzlichem muttersprachlichem Deutschunterricht, 
zwei bilinguale Klassen wurden eingerichtet, 1995 / 1996 in 132 Schulen, 1996/1997 waren es 136 
Schulen. Nach Angaben des Schulkuratoriums in Oppeln vom 19. Oktober 2000 wurde der zusätz¬ 
liche muttersprachliche Unterricht an 184 Grundschulen und 34 Gymnasien erteilt. Am zusätzlichen 
muttersprach liehen Deutschunterricht nahmen hiernach 16.981 Schüler an 174 Grundschulen teil, 
was 16,9 % der Gesamtzahl der Schüler in der Wojewoidschaft entsprach. Die 1.700 Schüler an 34 
Gymnasien stellten 10,5 % der Gesamtzahl der Schüler dar. 594 Dr. Baron, der Vorsitzende der Deut¬ 
schen Bildungsgesellschaft Oppeln, fasste dies folgendermaßen zusammen: Im Kindergarten wurde 
sporadisch Deutschunterricht erteilt, oft aus Privatmitteln der Eltern finanziert und manchmal auf 
sehr schlechtem Niveau. So gäbe es Kommunen, die den Unterricht aus Eigenmitteln finanzierten, 
worüber jedoch keine detaillierten Angaben zur Verfügung stünden; ebenso über keinen bilingualen 


593 „Firmengründungen auf Rekordniveau“, Infoseite-Polen , 26.08.2013. 

594 Vgl. Peter Baron , „Die Lage des muttersprachlichen Deutschuntemchtes im Bezirk Oppeln“, 
Manuskript, Bonn 2002. 
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Kindergarten und keinen Kindergarten mit Deutsch als Unterrichtssprache. In den Grundschulen 
würde vor allem der zusätzliche muttersprachige Deutschunterricht durchgeführt, mit Ausnahme 
von zwei bilingualen Grundschulen. Es existierte keine Grundschule mit Deutsch als Unterrichts¬ 
sprache. In den Gymnasien würde lediglich zusätzlicher muttersprachiger Deutschunterricht erteilt. 
Zu den Problemen gehörten die fehlende Fachberatung für Deutschlehrer, ein fehlendes Konzept 
für Landeskunde, fehlendes didaktisches Material, das Nichtvorhandensein von deutschen Büchern 
und Zeitschriften zum Thema Regional- und Landeskunde in den Schulbibliotheken; ebenso fehlten 
Lehrwerke für den muttersprachigen Deutschunterricht. Auch reichten die bereitgestellten finanziel¬ 
len Mittel für den Unterricht nicht aus, es gäbe keine Seminare für Deutschlehrer und insgesamtzu 
wenig Unterricht in Deutsch. 595 

Dr. Baron ging nicht darauf ein, dass laut der Verordnung der Unterricht in einer anderen Sprache 
erst dann angeboten werden musste, wenn mindestens sieben Eltern dies für ihre Kinder forderten; 
diese wurde den Deutschen jedoch nicht ausreichend bekannt gemacht. Zur Aufklärung hierüber 
übersandte die AGMO den Verordnungstext an die DF7f-Gruppen mit der Bitte, die entsprechenden 
Eltern hierüber zu informieren. Von den polnischen Schulleitern wurde ihnen jedoch davon abge¬ 
raten, für ihre Kinder Deutsch als Unterrichtssprache zu beantragen, da sie deswegen Nachteile bei 
der Berufsfindung befürchten müssten. 596 Als die Nachfrage nach Deutschunterricht immer stärker 
wurde, konnte der polnische Staat nicht ausreichend Lehrer mit Deutschkenntnissen zur Verfügung 
stellen, was die Ernsthaftigkeit zur Umsetzung der Verordnung wiederum in Frage stellte. Dem hatte 
der DFK zwar durch Einrichtung eines Deutschlehrer-Kollegs in Ratibor abhelfen können, jedoch 
fehlten nach acht Jahren immer noch Lehrpläne und Bücher für den deutschsprachigen Unterricht. 
Nach Angaben des Geschäftsführers des Verbandes der Deutschen sozialkulturellen Gesellschaften , 
Joachim Niemann, hatte sich vier Jahre später an der dargelegten Situation grundlegend nichts geän¬ 
dert, die Forderungen an die polnische Politik blieben bestehen. 597 

Zu Beginn des laufenden Schuljahres 2006 hatte sich die AGMO mit Fragebögen zur Situati¬ 
on des muttersprachlichen Deutschunterrichts in den Kindergärten, Vorschulklassen und Grund¬ 
schulen an die Vorstände der Orts- und Kreisverbände des Deutschen Freundschaftskreises vor 
Ort gewandt. Ziel war die Erfassung der tatsächlichen Unterrichtssituation und ein Vergleich mit 
den hierzu bestehenden gesetzlichen Bestimmungen und den sich daraus ergebenden Möglichkei¬ 
ten.^ 8 In ihrer Auswertung kam die Organisation zu einem ernüchternden Ergebnis: Die angekün¬ 
digten Minderheitengrundschulen und bilingualen Grundschulen waren nicht vorhanden, besten¬ 
falls gab es in wenigen Einzelfällen hin und wieder einen zweisprachigen Klassenzug. Hier wurde 


595 Baron , ebd.. 

596 Vgl. „Die Einrichtung deutschsprachiger Schulklassen bleibt weiterhin problematisch , AGMO 
Intern , 02/2000. 

597 Vgl. Joachim Niemann , „Zur Lage und Perspektiven der deutschen Volksgruppe in Schlesien aus 
der Sicht des VdG“, Manuskript des Vortrages auf der zeitgeschichtlichen Fachtagung vom 27. 
29.10.2004, Bonn. 

598 Vgl. „Studie der AGMO e . V. zum Deutschunterricht“, AGMO-Intern , 04/2006. 
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in bis zu drei Fächern bis zu sechs Wochenstunden Unterricht in Deutsch erteilt. In Grundschulen 
mit Deutschunterricht belief sich die Anzahl der Stunden auf eine bis drei Wochenstunden. 

Ende August 2007 übersandte die AGMO die Ergebnisse der 46-seitigen Studie an zahlreiche 
Abgeordnete des Europaparlaments und Entscheidungsträger der bundesdeutschen Politik, Presse¬ 
organe sowie Vorstände der deutschen Vereinigungen in den Oder-Neiße-Gebieten und Einzelper¬ 
sonen. Laut dieser Studie wurde nach Angaben von ca. 200 deutschen Vereinigungen in Schlesien, 
Ostbrandenburg, Pommern und Ost- und Westpreußen festgestellt, dass es von ganz wenigen Aus¬ 
nahmen abgesehen, keine deutschen oder zumindest bilingualen Kindergärten und Grundschulen 
gab, obwohl die Wege des muttersprachlichen Deutschunterrichts durch den deutsch-polnischen 
Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit vom 17. Juni 1991 (Art. 
20 Abs. 3: ,Eigene Bildungseinrichtungen zu gründen und zu unterhalten’), die polnische Bildungs¬ 
verordnung sowie durch das polnische Minderheitengesetz grundsätzlich geebnet worden seien. 599 

Zwei Jahre später mahnte die AGMO e. V wiederum das fortdauernde Fehlen deutscher Kin¬ 
dergärten und Grundschulen für die Kinder der Deutschen an. Das Bildungssystem sei eine hoheit¬ 
liche polnische Aufgabe. Deshalb hätte der Staat den deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrag 
sowie die Konventionen des Europarates zum Minderheitenschutz unverzüglich auch mit Wir¬ 
kung für die deutsche Volksgruppe umzusetzen. Trotz aller Anerkennung für die Einrichtung des 
erweiterten muttersprachlichen Deutschunterrichtes an zahlreichen polnischen Schulen, was seit 
der politischen Wende in Polen einen großen Fortschritt darstellte, bliebe zu kritisieren, dass der 
Umfang i.d.R. lediglich bis zu drei, manchmal auch vier Wochenstunden betrüge. Es gäbe nach¬ 
weislich noch keine deutschen Kindergärten und Grundschulen. Aus diesem Grunde hatten sich 
zahlreiche Politiker, Vertreter von Landsmannschaften, BdV und OMV sowie /4GA/0-Mitglieder 
an die Bundesregierung gewandt und um Abhilfe gebeten. 600 Im Herbst 2009 nahm die Kommis¬ 
sion för Nationale und Ethnische Minderheiten des polnischen Sejms eine Untersuchung in der 
Region Oppeln bezüglich der Minderheitenrechte vor. Der polnische Sender TYP Oppeln berich¬ 
tete hier über vorbildliche Zustände: „Die deutsche Minderheit regiert in dieser Region mit und 
stellt in über einem Drittel der Gemeinden die Selbstverwaltungsorgane. Sie hat zweisprachige 

Ortsbezeichnungen und 30.000 Kinder und Jugendliche lernen in den Schulen Deutsch als 
Muttersprache.“ 601 Der Vorsitzende der Sejmkommission, Marek Ast, pries die modellhafte Erle¬ 
digung von Angelegenheiten die deutsche Minderheit betreffend als beispielhaft innerhalb der 
Europäischen Union. 

Die AGMO widersprach an dieser Stelle sehr deutlich. Weder zweisprachige Ortsschilder seien 
vorhanden, da dies der Zustimmung von 20 % des jeweiligen Gemeinderates bedurfte, noch gäbe es 
auch nur einen einzigen deutschen Kindergarten oder eine einzige deutsche Grundschule, was anhand 
der Zahl von 30.000 Kindern und Jugendlichen als Skandal zu bezeichnen sei. Man fragte sich, wes¬ 
halb diese Diskriminierung in der EU kritiklos hingenommen wurde und bis heute noch wird. Fast 


599 Vgl. „Keine deutschen Grundschulen“, AGMO-Intern , 06/2007. 

6 °0 Vgl. „Initiativen zur Einrichtung deutscher Kindergärten und Grundschulen“, AGMO-Intern. 
05/2009. 

hOl „30.000 deutsche Schüler um Oppeln“, AGMO-Intern , 03/2010. 
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ein Jahr nach der Volkszählung in der Republik Polen von 2011 lagen die abschließenden Zahlen vor, 
wobei hier erhebliche Zweifel angebracht waren. Offiziellen polnischen Angaben zufolge besuchten 
allein in den beiden oberschlesischen Bezirken Oppeln und Schlesien (Kattowitz) 40.000 deutsche 
Kinder den sogenannten, jedoch unzureichenden, zusätzlichen muttersprachlichen Deutschunterricht. 
Das Auswärtige Amt vermeldete auf seiner Intemetseite, dass in der Volksrepublik Polen rund 300.000 
Angehörige der deutschen Volksgruppe lebten. Der Rückgang der Anzahl um 109.000 sich zur deut¬ 
schen Nationalität bekennenden Bürger verglichen mit der Volkszählung von 2002 müsste hier kritisch 
hinterfragt werden. 602 Deren Ergebnisse waren insbesondere von den Minderheiten stark angezweifelt 
worden, es wurden zahlreiche Beschwerden vorgetragen. Widerspruch gab es bezüglich der Fragen zur 
Staatsbürgerschaft und Nationalität, genauso unklar war die Frage der zu Hause gesprochenen Sprache 
und der Muttersprache. 

In seinem Beitrag zur Lage der Deutschen in Schlesien machte der neue Vorsitzende der 
AGMO e.V., Tobias Körfer, im Jahr 2011 darauf aufmerksam, dass in den letzten 20 Jahren seit 
Unterzeichnung des deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages von 1991, der Verabschiedung 
des polnischen Minderheitengesetzes von 2005 sowie dem im Jahr 2009 seitens der Volksrepub¬ 
lik Polen freiwillig eingegangenen Selbstverpflichtung zur Charta der Regional- und Minderhei¬ 
tensprachen eine „paradoxe Situation“ entstanden sei. Zwar erfreue sich die deutsche Volksgruppe 
in Schlesien eines theoretisch umfassenden, formalrechtlichen Schutzes, was sich jedoch in der 
Realität nicht auswirke: Obgleich seit zwei Jahrzehnten möglich, gäbe es keine deutschen Kinder¬ 
gärten und Grundschulen in den Siedlungsgebieten der deutschen Volksgruppe. 603 

Im Jahr 2000 sollten etwa 700 Lehrer vor allem im Unterrichtsfach Deutsch, d.h. ,Deutsch als 
Minderheitensprache’, geschult werden. 604 Als eingetragener Verein in der Republik Polen finan¬ 
zierte dieser sich aus Gebühren und Beiträgen, die von den Schulträgern zu 85 % selbst getragen 
wurden; aber auch von der polnischen Regierung erhielten sie mehrmals staatliche Gelder. Man 
wollte in 2010 auch Bundesmittel aus dem Fonds des Auswärtigen Amtes für Kulturarbeit gene¬ 
rieren. Hier hatte sich die Zusammenarbeit mit dem Goethe-Institut in Krakau bezahlt gemachi. 
Die Frage der Gründung bilingualer Schulen war ein brennendes Thema. Seitens der Minderheit 
wurde bislang keine Anfrage zur Trägerschaft gestellt (sic). Um eine Schule einrichten zu können, 
brauchte man gewisse finanzielle Sicherheiten, die ohne Antrag nicht geklärt werden konnten. 
Dann stellte sich die Frage, ob die Eltern dies auch wünschten und woher die Schülerschaft kom¬ 
me. Eine Schule ohne Schüler funktioniere nicht. So waren Fragen zu beantworten, wie „Sind 
wir bereit, das Risiko einzugehen, ob eine Schule mit 15-20 Schülern pro Klasse überleben kann 
?“ Dies müsste konkret beantwortet werden. Die Deutschen Bildungsgesellschaft hatte versucht. 


602 Vgl. „Ergebnisse der Volkszählung in der Republik Polen veröffentlicht - Ansporn zum Weiter 
machen“, AGMO-Intern, 06/2012. Vgl. hierzu die zwei mal revidierten Zahlen der Volkszählung 

603 Vgl. „Fachtagung 20 Jahre deutsch-polnischer Nachbarschaftsvertrag“, AGMO-Intern , 09/ 2011 
Der Vorsitzende Körfer sollte Anfang 2014 promovieren und kann damit die AGMO nach Außen 
noch besser repräsentieren. 

604 Vgl. „Runder Tisch für deutsche Schulen, Gespräch mit Dr. Peter Baron“, Schlesien Heute , 
06/2010. 









V Entwicklung der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lage 1999 - 2015 


293 


zusammen mit dem Oppelner Landratsamt ein Gymnasium mit den Klassen 7- 12 zu gründen, 
seien jedoch an der zu geringen Anmeldung interessierter Schüler bzw. dem mangelnden Interesse 
der Eltern gescheitert. 

Den führenden Politikern der deutschen Minderheit, Rasch, Gaida und vorher Kroll, wurde 
immer wieder immer wieder deutlich gemacht, dass die Deutsche Bildungsgesellschaft von den 
Kompetenzen her und auch personell in der Lage sei. Schulen zu gründen und die Trägerschaft für 
die eine oder andere Schule zu übernehmen, - der VdG. der SKDG oder der DGB vermochten dies 
nicht zu bewerkstelligen. Die entscheidende Frage war die finanzielle Sicherheit; hier gab es genaue 
Berechnungen, wie und ab wann sich eine Schule selbst finanzieren könnte. Entweder würde eine 
kleine Schule außerhalb Oppelns auf dem Land ftir 65- 75 Schüler gegründet und von der polni¬ 
schen Regierung auch stark subventioniert werden, oder aber bilinguale Zweige an existierenden 
Schulen eingerichtet. Eine andere Möglichkeit wäre es, eine Schule in der Stadt Oppeln einzurich¬ 
ten. Hier brauchte man ca. 180-200 Schüler, die Schule könnte sich durch staatliche Unterstützung 
selbst tragen. Genügend qualifizierte Lehrer aus den Reihen der deutschen Minderheit mit entspre¬ 
chenden Deutschkenntnissen und Kompetenz, die Leitung einer Schule zu übernehmen, stünden 
zur Verfügung. Es fehlte jedoch an einer verbindlichen politischen Absprache mit der Deutschen 
Bildungsgesellschaft, ein eingeforderter runder Tisch wurde von der deutschen Minderheit jedoch 
nicht angenommen. Die verantwortlichen staatlichen Stellen benötigten konkrete Aussagen dazu, 
wie viele Deutschlehrer gebraucht würden, für welche Fächer und für welche Altersgruppen; hier¬ 
nach sollten konkrete Konzepte ausgearbeitet werden. Ebenso brauchte man eine Verbindung zu 
den deutschen Bürgermeistern, die ausgebildete Lehrer benennen könnten, Lehrpläne für das Fach 
„Deutsch als Minderheitensprache“ für die erste bis neunte Klasse bestünden bereits. Es wurde auch 
ein Basislehrplan für den Sprachunterricht der nationalen Minderheiten zusammen mit dem polni¬ 
schen Bildungsministerium entwickelt; oftmals fehlte es jedoch an der Umsetzung. 

Im Dezember 2012 richtete die Landsmannschaft der Oberschlesier e.V unter ihrem Bun¬ 
desvorsitzenden Sebastian Plaszek eine Petition zur deutschen Bildungsinfrastruktur für die 
deutsche Volksgruppe in Oberschlesien an den Petitionsausschuss des Europäische Parlaments: 
Für eine Volksgruppe beziehungsweise heutige Minderheit, der über Jahrzehnte systematisch 
das Menschrecht auf Muttersprache genommen worden ist, sei zur Wiedererlangung dieser 
Muttersprache ein entsprechendes Bildungssystem, in dem diese Muttersprache als Unterrichts¬ 
sprache verwendet würde, überlebensnotwendig. Je länger die Republik Polen die Verpflich¬ 
tung, die sie als Mitglied der Europäischen Union freiwillig eingegangen sei, nicht erfülle, 
desto schwieriger wäre die Situation der Deutschen in Oberschlesien. Der Bericht der Sach¬ 
verständigenkommission des Europarates zeigte deutlich auf, welche Defizite in der Umset- 
zung der Sprachencharta vorhanden waren und welche Schritte empfehlenswert waren, um eine 
Verbesserung zu erzielen. Da dem Verband von den deutschen Regierungsvertretern erklärt 
worden war, nicht für die Überwachung der Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus der 
Charta ergäben, zuständig zu sein, wandte sich der Bundesvorstand der Landsmannschaft an 
das Europäische Parlament. — Er sollte sich mit der für die Landsleute so existentiell wichtigen 
Angelegenheit befassen. Die Erfüllung des Menschenrechts auf Muttersprache dürfte bei einem 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union nicht davon abhängen, ob dessen Administration gerade 
gewillt sei, dieses auch umzusetzen: „Wir begehren, dass die Republik Polen von zuständiger 
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Stelle angehalten wird, die Selbstverpflichtung aus der Charta unverzüglich umzusetzen. Unse¬ 
re Landsleute brauchen deutsche Kindergärten und Grundschulen, damit das Menschrecht auf 
Muttersprache umgesetzt wird.“ 605 

Bis zum Schuljahrgang 2013/14 hatte sich nichts geändert und es trat ein gesamter Jahrgang 
von Kindern der deutschen Volksgruppe in die Vor- und Grundschule ein, ohne die Möglichkeit zu 
haben, durchgehend deutschsprachigen Unterricht zu erhalten: Die dringend gebotenen deutschen 
Kindergärten und Grundschulen waren bis auf weiteres immer noch nicht in Sicht. Vorhandene 
bilinguale Grundschulen und Gymnasien wurden teils am Gängelband geführt, teils nicht im nöti¬ 
gen Umfang unterstützt. Mit viel Optimismus und umfangreicher Begleitung durch die oberschle¬ 
sische Presse konnten in Cosel-Rodgau die Vor- und Grundschule Nr. 13 durch einen deutschen 
Trägerverein übernommen werden und in ein Schulzentrum für den Unterricht in der polnischen 
Sprache und der Sprache der Minderheit umgewandelt werden. Es folgten starke Anfeindungen 
aus nationalistischen polnischen Kreisen und die Direktorin der Grundschule wurde vom Woje- 
woden von Oppeln, Ryszard Wilczynski, suspendiert. Die anfängliche Aufmerksamkeit der Presse 
und auch der Vertreter der deutschen Volksgruppe half nur wenig, sie versiegte schließlich. 

Auch der stillschweigende Beschluss der polnischen Verwaltung über die Umbenennung von 
Schulen nationaler Minderheiten - hier der deutschen Minderheit - wurde von deren Organen 
der Selbstverwaltung nicht weiter beachtet. Obwohl vereinzelt Schulen bereits mit zweisprachi¬ 
ger Namensbezeichnung vorzufinden waren, durften diese fortan nicht mehr so benannt werden. 
- Schließlich stellte Deutsch für Angehörige der deutschen Minderheit keine Fremdsprache dar. 
Ob Polen damit nicht auch gegen das erlassene Gesetz über das Bildungssystem verstieß, ist leicht 
zu beantworten. Weiter war zu klären, welche Intuition dahinter stand, auf diese Weise gegen die 
Deutschen vorzugehen. Wie sah es mit der Einhaltung des Minderheitenschutzes aus? Auf der einen 
Seite trat das Haus für deutsch-polnische Zusammenarbeit für die Zweisprachigkeit’ ein, gleichzei¬ 
tig wurde diese einfach aus dem Namen gestrichen. Trotz Kenntnis dieser Sachlage wurde weder 
vom Auswärtigen Amt oder einer sonstigen zuständigen Behörde hiergegen etwas unternommen, 
noch wurde der Vorgang überhaupt publik gemacht. Die Leidtragenden waren hier wie immer die 
betroffenen Familien und natürlich insbesondere die Kinder. 606 

3.3 Deutschsprachige Seelsorge 

Prälat Wolfgang Globisch setzte sich schon lange für eine deutschsprachige Seelsorge ein, er war 
seit 1992 Beauftragter für die Seelsorge der nationalen Minderheiten in Oppeln. Er gab monat¬ 
lich die Zeitschrift Die Heimatkirche — Informationen der Seelsorge für die Minderheiten in (k 
Diözese Oppeln und Anderswo heraus. Über 90 Ausgaben waren bereits erschienen, in denen er 
nicht nur Termine in der Kirche ankündigte, sondern auch bevorstehende kirchliche Ereignisse 
Er setzte Schwerpunkte bei der Einführung der deutschen und zweisprachigen Messen einschließ* 


605 Petition , Reg.-Nr.: 1880/2012 , elektronisch eingereicht am 29.12.2012. 

606 Vgl. „Nomen est omen - Name als Programm oder ,Sichtbares Zeichen’? - , Authentisches 
deutsches Bildungssystem zum Schuljahresbeginn nicht in Sicht“, AGMO-Intem, 2013. 
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lieh Liturgie und Gesang. Mehrfach richtete er in den zurückliegenden Jahren Umfragen an die 
Gruppen des DFK , um die Situation der deutschsprachigen Messen in den Gemeinden zu erfassen 
und zu verbessern. Anlässlich der Wallfahrt im Juni 2007 auf den St. Annaberg berichtete er in 
Auszügen von der Predigt des Erzbischofs Nossol, der Gottesdienste in deutscher Sprache abhielt 
sowie die fehlenden deutschen Minderheitenschulen anmahnte. 607 Prälat Globisch wurde 1989 
auf einer Priesterkonferenz damit beauftragt, versöhnend auf die deutsch-polnischen Spannungen 
einzuwirken. Erste Richtlinien für die Seelsorge erschienen in den Jahren 1990 und 1992. Mit 
286.000 zweisprachigen Gebetsbüchem, ,Weg zum Himmel’, hielt die deutsche Sprache wieder 
Einzug in die oberschlesischen Kirchen. In 93 von 184 Pfarreien gab es nach Pfarrer Globisch 
jeden Sonntag eine Heilige Messe in deutscher Sprache, davon 51 zu einer annehmbaren Uhrzeit. 

Erzbischof Nossol feierte am 23. Juni 2007 in der Kathedrale zu Oppeln einen Dankgot¬ 
tesdienst zum goldenen Jubiläum dessen Priesterweihe. Er hatte mehr als 70 Pfarrgemeinden 
gegründet, und auf sein Betreiben hin wurden mehr als 100 Kirchen und Kapellen erbaut. Nossol 
setzte sich seit Jahren für die Minderheitenrechte der deutschen Volksgruppe ein. Anlässlich der 
Minderheitenwallfahrt auf dem St. Annaberg am 3. Juni sprach er laut Schlesischem Wochen¬ 
blatt in seiner Predigt das Verhältnis zwischen Mehrheit und Minderheit an, das am Beispiel 
der Hlg. Dreifaltigkeit von der wahren Liebe geprägt sein sollte: „Erlauben Sie mir eine unserer 
Schwächen anzusprechen. Wir haben immer noch keine Schule mit deutscher Unterrichtssprache. 
Ich glaube, wir haben zu wenig getan, auch Sie liebe Vertreter der Minderheit sollten entschlos¬ 
sener handeln.“ Alle anderen Minderheiten hätten schließlich ihre Schulen. Das Verhältnis zur 
deutschen Minderheit sei eigenartig, obwohl der Krieg schon so lange Vergangenheit gewesen 
wäre und nach dem polnischen Papst nunmehr ein deutscher seine Stelle eingenommen hätte. 
Benedikt XVI. wisse, dass das Herz der Oberschlesier hier schlage und dass vom St. Annaberg 
Impulse der Versöhnung und Aussöhnung ins ganze Land gegangen seien. „Wir müssen einen 
neuen Start in dieser Hinsicht versuchen, auch in Bezug auf unsere Pfarrer, die man dauernd 
um Gottesdienste in deutscher Sprache bitten muss.“ Sie bräuchten nicht zu bangen und sollten 
wissen, dass der Hl. Vater Johannes Paul II. besonders dazu aufgerufen habe, andere Nationen 
so zu lieben wie die eigene. 608 Am 28. November 2008 sollte dem Erzbischof der oberschle¬ 
sischen Diözese Oppeln, Prof. Alfons Nossol, in Berlin die Medaille des ,Merite Europeen’ in 
Gold der gleichnamigen luxemburgischen Stiftung verliehen werden. Der Preis wird einmal 
jährlich als ,Berliner Europapreis’ an eine international anerkannte Persönlichkeit des öffentli¬ 
chen Lebens, die sich um die europäische Einigungsidee verdient gemacht hat, vergeben. Erz¬ 
bischof Nossol hätte im Juni 1989 den ersten deutschsprachigen Gottesdienst auf dem St. Anna¬ 
berg abgehalten und so die „Saat der Liebe für die Erneuerung der versöhnten Vielfalt unter den 
Schlesiern aller Sprachen und Prägungen ausgestreut.“ 609 


607 Vgl. „Prälat Wolfgang Globisch“ Minderheitenseelsorger in Oppeln“, AGMO-Intern , 7/2008. 

608 Vgl. „Erzbischof Nossol fordert deutsche Schulen“, AGMO-Intern , 11/2007. 

609 Vgl- „Größe Verdienste für die Verwirklichung Europas“, in: Schlesien Heute , 01/2009. 
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3.4 Kulturelles am Beispiel des Fernsehmagazins ,Pro Futura’ 

Die deutsche Bundesregierung unterstütze das kulturelle Leben der Deutschen in Oberschlesien 
vor allem auf dem Papier, jedoch weniger vor Ort. Jedoch gab es Mitte der 90-er Jahre eine von 
der deutschen Minderheit gegründete Mediengesellschaft Pro Futuria , unter deren Dach neben 
einem Fernsehteam auch die deutschsprachige Hörfunksendung Schlesien aktuell (Radio Opo- 
le) arbeitete. Das deutsche Medienprojekt fand bald Anerkennung, erhielt 1995 den Medienpreis 
des in Bonn ansässigen Ostdeutschen Kulturrates, zwei Jahre später folgte die Verleihung des 
Deutsch-Polnischen Journalistenpreises in Dresden. Auch die Programmkontrollbehörde des pol¬ 
nischen Fernsehens in Warschau sparte nicht, der jungen Redaktion wegen ihrer professionellen 
Arbeit lobende Worte auszusprechen, sie leistete einen wertvollen Beitrag Für die deutsch-pol¬ 
nische Verständigung. Ziel der Anstalt war nach Angaben ihres Geschäftsführers Hubert Beier, 
unabhängige Medien der Deutschen in Schlesien aufzubauen. In erster Linie ging es um Beiträge 
für die in der Heimat lebenden Deutschen, aber auch um die in den Urlaub kommenden Lands¬ 
leute, die schlesische Sendungen in deutscher Sprache empfangen wollten. So wurden in den 
vergangenen Jahren hierzu eine ganze Reihe an Rundfunk- und Femsehjoumalisten ausgebildet, 
die jederzeit in der Lage waren, entsprechende Sendungen zu gestalten. Man produzierte seit 
einigen Jahren auch die im Oppelner Land sehr beliebte Radiosendung Schlesien aktuell oder das 
Schlesien Journal 1 ' ‘ 

Von Beginn an musste die junge Redaktion jedoch gegen das Institut für Auslandsbeziehungen 
(Ifa) in Stuttgart ankämpfen - eine Mittlerorganisation der Bundesregierung für die finanziel¬ 
le Förderung und Sicherstellung von Projekten im Medienbereich, das einem in einheimischer 
Verantwortung liegendem Fernsehmagazin ablehnend gegenüberstand. Der Sejmabgeordnete 
Heinrich Kroll konnte das Projekt zwar zunächst gegen alle Bedenken beim Auswärtigen Amt 
durchsetzen, doch gab es Widerstände auch von der polnischen Seite, die bis zuletzt eine wöchent¬ 
liche Ausstrahlung der Sendung ablehnte und zensorisch auf die Berichterstattung einzuwirken 
versuchte. Anfang 1999 schließlich sollte die oberschlesische Erfolgsgeschichte ein Ende finden. 
Die Zeitung Nowa Trybuna Opolska (NTO) entfachte mit der Denunzierung des Vorsitzenden von 
Pro Futura , Sebastian Fikus, eine turbulente Auseinandersetzung zwischen den Gesellschaftern 
des Senders, der Deutschen Minderheit und dem Auswärtigen Amt. Da dieses nicht an der Aufklä¬ 
rung der Sachlage interessiert war, entschied es im Juni 2000, keine weiteren deutschsprachigen 
Femsehproduktionen mehr finanziell zu unterstützen. Entscheidend beigetragen hierzu hatte die 
Leiterin eines Referates der IfA , die wohl starke Antipathien gegenüber dem erfolgreichen Chefre¬ 
dakteur Fikus, hegte. Nur so war es zu erklären, dass aus dem IfA Intrigen inszeniert wurden, um 
das Ansehen von Fikus zu zerstören und seine Entlassung zu fördern. 

Auch die 1999 in‘s Leben gerufene Fernsehsendung Schlesien Journal wurde nach Unstim¬ 
migkeiten mit dem Auswärtigen Amt und polnischen Behörden eingestellt. Nach zähem Ringen 
gelang es jedoch, den Fernsehsender zunächst weiter zu betreiben. Der Politiker Beier wies hier 
auf die enttäuschende Vorgehensweise bundesdeutscher Stellen hierzu hin. Es sei ein unhaltbarer 


610 „Die Letzten sind schon oft die Ersten gewesen“, Schlesien Heute , 09/2000. 
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Zustand, dass trotz demokratischer Beschlüsse der Gremien der deutschen Volksgruppe ihnen eine 
Fernsehsendung vorenthalten w ürde. Nach einem ausgehandelten Kompromiss sollte wöchentlich 
abwechselnd das Schlesien Journal und die von der polnischen Redaktion betreute Schlesische 
Wochenschau gesendet werden. Die Haltung der Minderheitenbeauftragten des Oppelner Woje- 
woden, Danuta Berlinska, hatte ebenso enttäuscht. Man erwartete Unterstützung, aber genau das 
Gegenteil war der Fall gewesen: So hätte sie in den polnischen Medien teilweise mit diffamieren¬ 
den und unhaltbaren Behauptungen offen gegen die Deutschen Stellung bezogen. 


4. Neuere politische Entwicklungen 

4.1 Tödlicher Flugzeugabsturz der polnischen Elite 

Am 31. August 2009 erschien in der polnischen Zeitung Gazeta Wyborcza ein öffentlicher,Brief 
des russischen Ministerpräsidenten Putin an die Polen, den er anlässlich der Gedenkfeiern zum 70. 
Jahrestages des Beginns des Zweiten Weltkrieges in Danzig verfasst hatte. Er enthält überraschen¬ 
de Formulierungen, wie die, dass er den Ribbentrop-Molotow-Pakt ohne Zweifel und in voller 
Überzeugung verurteilen könne. Er hielt Polen jedoch vor, bereits 1938 selbst an einer Aggression 
beteiligt gewesen zu sein, nämlich der Zerschlagung der Tschechoslowakei. Putin spielte damit 
auf die polnische Besetzung des Olsa-Gebietes im Zuge des deutschen Einmarsches in die CSR 
an. Er betonte in seinem Brief das gemeinsame soldatische Heldentum in der Anti-Hitler-Koali- 
tion, das von der Roten Armee über die Armee der Westalliierten bis zu den polnischen Forma¬ 
tionen der Landesarmee und Volksarmee gereicht habe; weiter, dass das russische Volk, dessen 
Schicksal ein totalitäres Regime geprägt hätte, gut die Gefühle der Polen im Zusammenhang mit 
Katyn verstehe. Man sollte gemeinsam das Gedächtnis an die Opfer dieses Verbrechens bewah¬ 
ren. Sowohl Katyn, als auch das tragische Schicksal der russischen Soldaten, die während des 
Krieges 1920 in polnische Gefangenschaft gerieten, sollten ein Symbol der gemeinsamen Trauer 
und des gegenseitigen Vergebens sein. 611 

Am 10. April 2010 startete die polnische Regierungsmaschine Tu-154 mit dem Präsidenten 
Lech Kaczynski und 95 weiteren hochrangigen Regierungsvertretem in das russische Smolensk, 
um an der Katyn-Gedenkfeier in Rußland für die 4.566 polnischen Soldaten teilzunehmen, die vor 
70 Jahren vom sowjetischen Geheimdienst getötet wurden. Der geschichtsträchtige Ort liegt in 
der Nähe von Smolensk. Das Flugzeug sollte jedoch die Landebahn nie erreichen. Es stürzte bei 
starkem Nebel nach vier Landeanflügen in den Wald; es wurden dabei alle Insassen getötet. Neben 
dem Präsidenten und seiner Ehefrau waren auch der polnische Zentralbankchet Slawomir Skrzy- 
Pek, Armeechef Franciszek Gagor, der stellvertretende Außenminister Andrzej Kremer, weitere 
Politiker sowie hochrangige Vertreter von Nichtregierungsorganisationen an Bord. 


6 H Überraschender Weise sollte das russische Parlament am 26. November 2010 in bislang einma¬ 
liger Form zum Massenmord an polnischen Offizieren in Katyn im Frühjahr 1940 Stellung neh 
men: Mit 342 gegen 57 Stimmen beschloss die Duma eine Resolution, in der der Massenmord als 
ein Verbrechen Josef Stalins und der seinerzeitigen Führung der Sowjetunion verurteilt wir . le 
Duma sieht ihren Beschluss als eine Versöhnungsgeste gegenüber Polen. 
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Die Absturzursache ist nicht geklärt. Wegen des Nebels hätten die russischen Behörden dem 
Piloten empfohlen, statt in Smolensk in der weißrussischen Hauptstadt Minsk oder in Moskau zu 
landen, berichtete die russische Nachrichtenagentur Interfax unter Berufung auf den polnischen 
Fernsehsender Polsat. Der Pilot habe sich jedoch dagegen entschieden, wobei es hier unterschied¬ 
liche Aussagen gibt, wer für den Kurs des Landeanfluges verantwortlich war. Laut Interfax seien 
weißrussische Fluglotsen von ihren russischen Kollegen gebeten worden, die polnische Präsiden¬ 
tenmaschine vor dem Verlassen ihres Luftraums darüber zu informieren, dass die Wetterbedin¬ 
gungen für eine Landung in Smolensk ungünstig seien. Dies hätten die Fluglotsen weitergegeben. 
Ein Fehler der Crew beim Landeanflug war augenscheinlich die Ursache des Unglücks, berichtete 
die russische Nachrichtenagentur RIA Nowosti unter Berufung auf einen Behördenvertreter der 
Region Smolensk. 612 

Die Tageszeitung Rzeczpospolita , die dem Kaczynski-Lager durchaus geneigt ist, widersprach 
in ihrer Intemetausgabe vom 22. April 2010 der Hypothese, dass der Flugkapitän zur Landung 
ansetzte, weil ihn der Präsident oder aber der anwesende Luftwaffenchef Blasik dazu gedrängt 
hätte. Die Mannschaften waren so geschult, dass sie keinerlei Druck in solchen Fragen nachgeben 
würden, erläuterte ein anderer Flugkapitän, der im August 2008 mit Lech Kaczynski nach Tiflis 
unterwegs gewesen war und entgegen den Wünschen des Präsidenten in Baku landete, weil ihm 
eine Landung in Tiflis wegen der andauernden georgisch-russischen Kampfhandlungen zu riskant 
erschien. 613 Bezüglich des Unfallhergangs und der Ursachen gibt es weitere Interpretationen. So 
machte der georgische Staatschef Saakawschwilli, der den Russen nicht gut gesonnen war, gegen¬ 
über dem Nachrichtendienst Newsmax Andeutungen über die Symbolik der Flugzeugkatastrophe, 
um nur eine Version der sog. Verschwörungstheorien herauszunehmen. Er meinte damit die Art 
und Weise, wie Kazynski starb, wollte dies aber nicht weiter kommentieren. So strahlte der regie¬ 
rungsnahe Fernsehsender imedi bereits einen Monat vor dem Absturz eine fiktive Reportage aus, 
in der das Flugzeug des polnischen Präsidenten einem Bombenattentat zum Opfer fiel ... 614 

ln einem auf der Intemetseite Youtube eingestellten knapp zweiminütigem Video unter dem 
Titel „Schüsse auf die Polnische Elite nach Flugzeugabsturz 10. April 2010“ sind vermeintliche 
Bilder von der Absturzstelle, dem Flugzeugwrack und den verstreuten brennenden Flugzeugteilen 
in einem Wald zu sehen, so dass man davon ausgehen kann, dass diese Aufnahmen unmittel¬ 
bar nach dem Absturz gemacht wurden. Es sind zahlreiche Schüsse und das laute Gröhlen von 
Männern zu hören. 615 Ob es sich hierbei um Freudenschüsse oder die Exekution von eventuell 
Überlebenden handelt, kann der Verfasser nicht beurteilen. — Jäger dürften zu diesem Zeitpunkt 
sicherlich nicht vor Ort gewesen sein. Im Internet ist von weiteren Theorien zu hören, wie und 
auf welche Weise und mit welchem Sprengstoff das Flugzeug zum Absturz gebracht wurde. So 


612 Vgl. u.a. „Absturz der polnischen Präsidentenmaschine“, RIANOVOSTI, 8.08.2013, 
ht tp://de.rian.ru/politics/201 10119/258 122457.html. 

613 „Diskussion über Absturzursache wird intensiver“, Infoseite-Polen , 22.04.2010. 

614 Vgl. Gerhard Wisnewski , „Blitzmeldung: Kaczyriski-Absturz - was weiß der georgische Präsident 
Saakaschwill? 13.04.2010. 

615 Siehe: htt pj//www.voutube.com/watch?v=xcrYKa6r4p4. 
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kommt eine Untersuchungskommission unter dem Vorsitz des nationalkonservativen polnischen 
Politikers Macierewicz unter Berufung zweier US-amerikanischer und einem australischen Wis¬ 
senschaftler zu dem Ergebnis, dass es sich um einen Anschlag gehandelt habe. Man sehe sich 
sogar in der Lage, die Explosionen im Flugzeug zu verorten; eine davon habe im linken Tragflü¬ 
gel, die andere im vorderen Teil des Flugzeugrumpfes stattgefunden. Auch der PiS -Vorsitzende 
und Präsidentenzwillingsbruder Jaroslaw Kaczynski hatte bereits länger die Anschlags-Theorie 
vertreten. Immer mehr Fakten deuteten daraufhin, dass sein Bruder ermordet wurde. 616 Die pol¬ 
nische Zeitung musste auf Veranlassung der Staatsanwalt ihre Behauptung zurückziehen, dass am 
Wrack des in Smolensk abgestürzten Flugzeuges Sprengstoff-Substanzen vom Typ Tyrol / TNT 
gefunden worden seien, heisst es. Die Korrektur der Zeitung lautet jedoch: Und dennoch könne 
man Sprengstoff-Material nicht ausschließen. In dem Artikel wurde von hochenergetischen, ions- 
ierenden Substanzen berichtet, die sich möglicherweise in der Maschine befanden. Hierzu sei 
jedoch eine halbjährliche Laboruntersuchung notwendig, um diese Frage zu klären. 

Wie die Online-Zeitung Infoseite-Polen berichtete, wurde aus dem Verdacht Gewissheit, 
dass die Leiche im Grab von Anna Walentynowicz eine andere Person war. Die Leiche der bei 
dem Flugzeug-Absturz im April 2010 im russischen Smolensk ums’ Leben gekommenen Soli- 
darnosc -Legende wurde unter dem Namen eines anderen Smolensk-Opfers als Teresa Walew- 
ska-Przyjalkowska in Warschau beerdigt. Das ergaben inzwischen DNA-Analysen der in der 
letzten Woche ausgegrabenen Körperreste. Ob es sich bei der Leiche, die als Anna Walenty- 
nowciz in Danzig begraben wurde, um die von Teresa Walewska-Przyjalkowska handele, wurde 
noch nicht offiziell bestätigt, werde aber allgemein angenommen. Vermutungen wurden laut, 
dass die Russen etwas zu vertuschen hatten. Die Zeitung Rzeczpospolita streute in ihrer Inter¬ 
netausgabe in ihrem Bericht über die Leichenverwechslung unvermittelt den Satz ein: „Was 
war die wirkliche Ursache der Katastrophe von Smolensk?“ Das öffentlich-rechtliche Fernse¬ 
hen 7VP, dass in seiner Hauptnachrichten-Sendung die Leichenverwechslung zum Top-Thema 
machte, wollte erfahren haben, dass nach Einsargung der Flugzeug-Opfer in Moskau die Särge 
in Polen vor der Beerdigung nicht mehr geöffnet worden seien; nur beim Präsidenten Lech Kac- 
zyriski sei eine Ausnahme gemacht worden, so dass man sicher sein konnte, dass in der Gruft 
auf der Krakauer Königsburg Wawel der richtige Präsident ruhe. Eine etwas merkwürdige Rolle 
spielte in dem Vorgang auch die Militärstaatsanwaltschaft, die erst vor kurzem gerichtsmedi¬ 
zinische Dokumente erhalten haben wollte, die Zweifel an der Identität der Toten aufkommen 
ließen und danach die Exhumierungen anordnete. Nach Angaben ihres Warschauer Sprechers, 
Zbigniew Rzepa, wollte man demnächst die Ausgrabung von weiteren vier Körperresten ver¬ 
anlassen. Doch wenn es ein Anschlag war, stellte sich die Frage, wer für ihn verantwortlich 
war. Nationalkonservative polnische Politiker ließen immer wieder durchbhcken, dass auch 
innenpolitische Gegner von Lech Kaczynski ihre Finger im Spiel gehabt haben konnten. Im 
Forum von wolomedia.net wurde sogar die Theorie vertreten, der Anschlag habe dem an Bord 
befindlichen Nationalbank-Präsidenten Polens gegolten, da er sich gegen eine Ausweitung der 


*16 Vgl. „Führte ein Anschlag zum Absturz von Smolensk am 10.04.2010?“, UMngßges 
Nachrichtenportal , 10.04.2012. 
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Kreditlinie Polens beim Internationalen Währungsfonds gewehrt habe. Viele Fragen bleiben 
hier offen ... 

Interessant in diesem Zusammenhang ist eine Meldung vom 24. November 2008 der Inter¬ 
netseite Infoseite-Polen , dass auf die Fahrzeugflotte des polnischen Präsidenten einen Tag zuvor 
geschossen wurde, als dieser zusammen mit dem georgischen Präsidenten Saakawill nahe der 
Grenze zu Ossetien unterwegs zu einem Besuch eines Flüchtlingslagers unterwegs war. Die geor¬ 
gische Seite ließ verlauten, dass die Schüsse von russischen Truppen möglicherweise gezielt abge¬ 
feuert wurden. Die britische Nachrichtenagentur Reuter meldete am frühen Abend unter Berufung 
auf Augenzeugen, die Schüsse seien von südossetischen Militäreinheiten als Warnschüsse in die 
Luft abgegeben worden. Mit der Fahrt Kaczynskis in das Grenzgebiet wollte die georgische Seite 
offenbar einen Zeugen dafür gewinnen, dass russische Truppen sich in Gegenden aufhielten, wo 
sie nach dem sogenannten Sarkozy-Plan eigentlich nicht mehr sein sollten. Kaczynski äusserte 
sich am Abend mit entsprechenden Vorwürfen an die Adresse Moskaus. Während der Informati- 
onskanal des öffentlichen Fernsehens, tvp info , sogleich Sondersendungen ins Programm rückte. 01 

Der Journalist Jan Puhl beschrieb in einem Artikel die Befindlichkeit im Land nach dem 
Unglück bei Smolensk: „Es ist ein früher Morgen. Warschaus Prachtstraße ,Krakauer Vorstadt' 
ist wie leergefegt. Die Boomstadt schläft noch. Boutiquen und Cafes sind geschlossen. Vor der 
Kirche zur Flimmelfahrt Mariens und des heiligen Jözef wehen ein paar rot-weiße Flaggen. Wie 
an jedem 10. eines Monats versammelt sich um diese frühe Stunde eine Trauergemeinde: Einige 
Gläubige tragen T-Shirts mit dem Porträt des verunglückten Präsidenten Lech Kaczynski. Wieder 
einmal sind sie gekommen, um des Flugzeugabsturzes zu gedenken, bei dem vor 17 Monaten das 
Staatsoberhaupt, seine Frau Maria sowie 94 Politiker, Kirchenfursten und Offiziere ums Leben 
kamen. Erneut ist das Land unschuldig Opfer einer Tragödie geworden. Dunkle Mächte müssen 
da am Werk gewesen sein.“ Jaroslaw Kaczynski, der Zwillingsbruder des Toten rolle in einer 
Limousine mit verdunkelten Scheiben an. Wie immer trüge er Schwarz, sein Gesicht bliebe unbe¬ 
wegt, obwohl ihn Beifall empfangt. Ein Anhänger drückt ihm ein Kruzifix in die Hand, gefertigt 
aus dem Holz jener Bahre, auf der 1935 der Sarg von Polens Unabhängigkeitshelden Jözef Pil- 
sudski gelegen hatte. In der Kirche sitzt Kaczynski, in der ersten Reihe. Der Pfarrer predige über 
Polen, die von Gott erwählte Nation. Nach der Messe eile Kaczynski mitsamt der Gemeinde die 
wenigen Schritte zum Präsidentenpalast hinüber und lege einen Kranz nieder, so wie an jedem 10. 
eines Monats. Für die polnischen Rechten, glaubensstarke Nationalisten zumeist, sei die Tragödie 
von Smolensk längst zu einem religiös aufgeladenen Mythos geworden und Jaroslaw Kaczynski 
zu dessen Sachwalter auf Erden. Er sei ein eitler Mensch, der gern im Rampenlicht stehe. Längst 
sitze er schon wieder in seiner Limousine, als das Fähnlein der Aufrechten patriotische Lieder 
anstimmte. Er scheue das Bad in der Menge, dabei seien die Versammelten die treuesten seiner 
Anhänger, seine Stammwähler. 


617 Vgl. „Mysteriöse Schüsse auf Fahrzeugkolonne Kaczynskis“, Infoseite-Polen , 24.11.2008. 
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Eine Zeit lang schien es, als habe die Tragödie von Smolensk Jaroslaw verändert. Kaum waren 
die Totenfeiern beendet, kandidierte er für das Amt des Staatsoberhauptes. Ein Team junger Helfer 
organisierte seinen Wahlkampf. — Kaczynski, der begnadete Polarisierer, gab sich auf ihren Rat 
hin geläutert und versprach, den ,polnisch-polnischen Krieg’ zu beenden. - Das kam gut an. Kac¬ 
zynski unterlag nur knapp mit 47% im zweiten Wahlgang. Doch schon zwei Wochen danach war 
Jaroslaw wieder der Alte. „Verräter“ seien die Jungspunde aus seinem Stab, tönte er und schmiss 
sie aus der Partei. Er hätte gewinnen können, behauptete er nun, wenn er scharf genug die Mit¬ 
verantwortung des Regierungslagers für die Tragödie von Smolensk herausgestrichen hätte. Wenn 
Kaczynski die Medien kritisierte, die in der Mehrheit eher Tusk unterstützen, schwadronierte er 
von weißrussischen Verhältnissen. Als der Premier nach der Absturztragödie eine Annäherung an 
Russland einleitete, sagte Kaczynski, Tusk habe mit Putin sicherlich schon seine Verbannung nach 
Sibirien vereinbart. - Angeblich sollte das ein Witz gewesen sein. Im Juni bezweifelte er, dass in 
dem Alabaster-Sarkophag auf der Krakauer Königsburg wirklich sein Bruder läge. Er unterstellte 
den Russen, Leichenteile willkürlich auf die Särge verteilt zu haben. Doch inzwischen hatte die 
überhitzte Debatte über die Katastrophe von Smolensk die Mehrheit der Polen erschöpft. 618 

Fünf Jahre nach dem Absturz der polnischen Präsidentenmaschine, im April 2015, warfen 
Ermittler in Moskau den polnischen Behörden schwere Versäumnisse vor. So würden diese Fragen 
seitens Russland nicht beantworten. So sähen die russischen Behörden die Rolle eines polnischen 
Piloten als ungeklärt, der vor der Unglücksmaschine in Smolensk gelandet war und zur Landung 
ermunterte. Der P/s-Abgeordnete Antoni Macierewiccz schürte indessen die Anschlagstheorie mit 
einem weiteren Untersuchungsbericht, in dem von Explosionen an Bord der Maschine sprach. Ein 
Teil der Opferfamilien fordert eine neue internationale Untersuchungskommission. Es ist jedoch 
davon auszugehen, dass Russland dem nicht zustimmen wird; bis heute sind die Wrackteile nicht 
an Polen zurückgeben worden. 


4.2 Die deutsche Minderheit, Polen und Europa 

Nach dem Beitritt der Republik Polen zur EU 2004 hatte die deutsche Minderheit vielerlei Erwar¬ 
tungen sowohl an den polnischen Staat, als auch an die europäische Institution. So wünschte sie 
sich durch eine erfolgreiche Integration Polens in die europäische Wertegemeinschaft auch eine 
Rückkehr der in Deutschland lebenden jungen Deutschen nach Oberschlesien erreichen zu kön¬ 
nen. Die Bundesdeligiertenversammlung der Landsmannschaft Schlesien verabschiedete im Mai 
2006 eine Entschließung und mahnte darin die erheblichen Menschenrechtsdefizite in der Repub¬ 
lik Polen an, die vom Europäischen Parlament im Jahre 2003 festgestellt worden sind und bis heu¬ 
te ein wesentliches Hindernis zur dauerhaften Verständigung zwischen den Völkern bildeten, die 
Landsmannschaft sei in Sorge um den Fortbestand der deutschen Volksgruppe. So liege das pol¬ 
nische Minderheitengesetz unter dem europäischen Standard, zweisprachige (Orts-) Schilder und 
die deutsche Sprache als amtliche Hilfssprache lägen in weiter Feme und der muttersprachliche 
Deutschunterricht sei über Ansätze nicht hinausgekommen. Den Grund hierfür sah die AGMO bei 


61 8 Vgl. Jan Puhl , „Der einsame Zwilling Kaczynski“, www.silesia-schlesien.cp m. 
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der neu gewählten polnischen Regierung und der Gesprächsverweigerung des neuen Präsidenten. 
Innerhalb der Landsmannschaft Schlesien stellte man fest, dass Europa nur eine Einheit bilden 
könnte, wenn auch die gemeinsamen Werte und Ziele der Staatengemeinschaft von allen Ländern 
uneingeschränkt mitgetragen würden und nationale Egoismen zurückträten. 619 

In einem Bericht des Europarates vom Dezember 2011 hatte ein Sachverständigengremium 
seine Einschätzung zur Anwendung der Europäischen Charta der Regional- und Minderhei¬ 
tensprachen in der Republik Polen vorgelegt. In dem Bericht wurden verschiedene Mängel im 
System der finanziellen Förderung und der institutioneilen Beantragung von deutschen mutter¬ 
sprachlichen Vor- und Grundschulen aufgelistet. So erhielten etwa bilinguale beziehungsweise 
deutsche Kindergärten und Grundschulen, wenn es sie denn gäbe, umso weniger staatliche För¬ 
derung, je größer ihre Schülerzahl wäre. Dies würde Gemeinden, in deren Trägerschaft die Bil¬ 
dungseinrichtung stünden, dazu anhalten, deutsche muttersprachliche Bildung nur in möglichst 
kleinem Rahmen anzubieten. Weiter wurde festgestellt, dass es keine Vor- und Grundschulen 
gäbe, in denen Deutsch die alleinige Unterrichtssprache sei, dass die Republik Polen wesentliche 
Punkte der Charta für ihr Staatsgebiet nicht gelten ließe. So forderte der Europarat dann auch, dass 
der Zugang zur rein deutschsprachiger Vor- und Grundschulbildung unabhängig von Anträgen 
betroffener Eltern gewährleistet sein müsste. Der Bericht zeigte die verschiedenen Aspekte des 
Mangels im Bereich der deutschen muttersprachlichen Vor- und Grundschulbildung deutlich auf. 
Durch dieses Dokument wurde der Zusammenhang zwischen gesellschaftlicher Situation bzw. 
Akzeptanz der deutschen Volksgruppe, dem Bewusstsein ihrer Angehörigen und dem Verhalten 
staatlicher Stellen sowie politischer Entscheidungsträger in der Republik Polen offenbar. 6 “ 0 Des¬ 
halb müssten deutsche Eltern von den Behörden gezielt ermutigt werden, ihre Kinder an den vom 
polnischen Staat einzurichtenden deutschen Vor- und Grundschulen anzumelden. Dies entspräche 
auch der vor knapp einem Jahr vom Deutschen Bundestag abgelehnten Petition dev AG MO. 

Dem Europaabgeordneten Axel Voss wurden im Oktober 2012 die Ergebnisse einer Studie über 
die Entwicklung im Schulwesen am Beispiel der bilingualen Grundschule Nr. 5 für die deutsche 
Minderheit in Ratibor-Studen bekannt gemacht. Dieser war sehr beeindruckt und lud die Vertreter 
der Organisation in das Europaparlament ein, um vor Experten unterschiedlicher Fraktionen über die 
Sprach- und Identitätskrise sowie die Menschenrechte der deutschen Volksgruppe in der Republik 
Polen berichten zu können. Bei dem Besuch Ende November 2012 wurde hier über Lösungsmöglich¬ 
keiten für das Fehlen deutscher Vor- und Grundschulen in Oberschlesien offen diskutiert. Den Rah¬ 
men hierzu bot die monatliche Sitzung der internationalen Arbeitsgruppe für nationale Minderheiten 
An dieser Stelle ist jedoch festzuhalten, dass keiner der zuständigen zehn deutschen und polnischen 
Europaabgeordneten es für nötig befunden hatten, an dem Treffen teilzunehmen (sic). 

Der Vorsitzende der AG MO und mittlerweile promovierte Tobias Körfer, erörterte die Situati 
on der Deutschen in der Republik Polen und wies auf die strukturelle Benachteiligung der Deut¬ 
schen hin, insbesondere auf das Fehlen deutscher Vor- und Grundschulen. Die Alltagswirklichkeit 


619 Vgl. „Umsetzung europäischer Werte in Polen“, AGMO-lntem Nr. 06/2006. 

620 „Mangelhafte Anwendung der Europäischen Charta der Regional- und Minderheitensprachen in 
der Republik Polen“, AGMO-Intern Nr. 02/2012. 
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weiche von den juristischen Vorgaben, wie sie in all* den bilateralen Verträgen benannt wurden, 
ab. Anhand einer Studie der AG MO vom August 2012 zeigte er die prekäre Lage des deutschen 
muttersprachlichen Unterrichts am Beispiel der bereits angeführten bilingualen Grundschule Nr. 5 
für die deutsche Minderheit in Ratibor-Studen auf. Der zweite Referent, Tilman Fischer, mahnte 
die Mängel des Bildungsangebotes für Angehörige der deutschen Volksgruppe an und kritisier¬ 
te den dritten Bericht der Republik Polen zur Anwendung des Rahmenabkommens zum Schutz 
nationaler Minderheiten. Die Petition stünde zwar im Kontrast zu unbefriedigenden Entwick¬ 
lungen wie den Ereignissen der deutsch-polnischen Rundtischgespächen vom Februar 2010 bis 
Juni 2011, dennoch bestünden dank des Vortrages in Straßburg berechtigte Erwartungen an die 
europäische Politik. 

In einer anschließenden regen Diskussion zeigten besonders litauische, ungarische und rumäni¬ 
sche Europaabgeordnete großes Interesse an der Lage der Deutschen in der Republik Polen: Fran¬ 
cois Alfonsi, Mitglied des Europaparlamentes, betonte, dass ohne eigene Vor- und Grundschulen mit 
Unterricht in der Muttersprache jede Volksgruppe an jedem Ort keine Chance auf einen gesicherten 
Fortbestand hätte. Die europäische Politik sähe nicht nur die Republik Polen, sondern auch die 
deutsche Bundesregierung in der Pflicht. Man erwartete ein engagiertes und konstruktives Eintreten 
der Volksgruppenvertreter für ihre Rechte und Interessen. Die Direktorin des Büros der OSZE- Hoch¬ 
kommissars für nationale Minderheiten unterstrich den Primat der freiwilligen Selbstidentifikati- 
on. Nationale und kulturelle Identitäten seien immer persönliche Entscheidungen des Individuums. 
Der Vorstand der AG MO wertete die Gespräche als Erfolg sachorientierter Arbeit. Es sei deutlich 
geworden, was sich politisch bewegen lasse, wenn nur der Wille dazu vorhanden sei, entsprechende 
Möglichkeiten zu nutzen und damit neue Wege zu gehen. 6 “ 1 

Zum Internationalen Tag der Muttersprache, am 21. Februar 2013, erinnerte der Vorsitzende der 
Landsmannschaft Schlesien, Klaus Plaszczek, an die Bedeutung des Kulturgutes Sprache und das 
Bewusstsein für sprachliche und kulturelle Vielfalt und fand dabei deutliche Worte: „Wenn wir die¬ 
sen Tag begehen, so müssen wir daran erinnern, dass unsere in der Heimat verbliebenen Landsleute 
seit 1945 einer rücksichtslosen Polonisierung und Assimilierungspolitik durch das kommunistische 
Regime in der Volksrepublik Polen ausgesetzt waren, die das Ziel hatte, die deutsche Muttersprache 
und Kultur in der Heimatregion auszulöschen.“ Trotz gewisser Fortschritte, werde nach über 20 Jah¬ 
ren der politischen Wende die deutsche Sprache nicht hinreichend gefördert. Auch die existierenden 
gesetzlichen Grundlagen in Polen änderten daran nichts, da kein polnisches Bildungssystem bestün¬ 
de. So habe auch der Europarat in seinem Bericht vom Dezember 2011 festgestellt, dass Polen seinen 
Verpflichtungen, die sich aus der Europäischen Charta der Regional- und Minderheitensprachen mit 
Hinblick auf Bildungseinrichtungen mit Deutsch als Unterrichtssprache ergeben, nicht nachkomme. 
Der Europarat mahnte die Republik Polen daher an, diese Einrichtungen von der Vorschule bis hin 
zur Sekundarstufe einzurichten. Diese Resolution wurde vom Ministerrat im November 2012 bestä¬ 
tigt. 622 Aus diesem Grunde hatte sich die Landsmannschaft der Oberschlesier mit einer Petition an 


621 Vgl. „Europa - Gutes Forum für die deutsche Volksgruppe“, AG MO Intern , Nr. 04/2013. 

622 Vgl. Klaus Plaszczek , „Sprachbindung der Landsleute in Oberschlesien ist gefährdet“, m 
oberschlesien.de . 21.03.2013. 
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das Europäische Parlament gewendet, damit sich dieses damit beschäftige. In seinem Staatenbericht 
mahnte der Sachverständigenausschuss des Europarates im Jahr 2012 (sic) zahlreiche gravierende 
Defizite in Polen gegenüber der deutschen Minderheit an und forderte u.a.: 

Unterricht in Deutsch auf Vorschul-, Grundschul- und Sekundarschulniveau anzu¬ 
bieten und in den Gebieten, in denen Deutsch gebraucht wird. 

Aus- und Weiterbildung von entsprechenden Lehrkräften. 

Einräumung einer gesetzliche Möglichkeit für die Sprecher von Regional oder 
Minderheitensprachen, mündliche oder schriftliche Anträge in ihren Sprachen 
auch in Distrikten (powiaty) und Wojewodschaften zu stellen. 

Zulassung des Gebrauchs oder Annahme von deutschen Ortsnamen auch durch 
diejenigen örtlichen und regionalen Behörden, in denen der Schwellenwert von 20 
Prozent nicht erreichen wird. 

Einrichtung mindestens eines öffentlichen Hörfunksenders und eines öffentlichen 
Femsehkanals in Deutsch. 

Verbesserung und Kontrolle der Zuschüsse. 623 

Erika Steinbach unterstützte diese Anliegen, die deutsche Sprache sei für die deutsche Minderheit 
in Polen wesentlicher Bestandteil ihrer Identität und Kultur. Über Jahrzehnte hinweg war sie ihr 
strikt verboten, es bestünde dringender Nachholbedarf. Polen sei verpflichtet, die deutlichen Auf¬ 
forderungen des Europarates umzusetzen. Die Feststellungen des Sachverständigenausschusses 
müssten aber auch Eingang in die Gespräche zwischen Deutschland und Polen finden. Hier sei 
die Bundesregierung gefordert, mehr als bisher zu tun. Der deutschen Minderheit komme für die 
deutsch-polnischen Beziehungen eine wichtige Brückenfunktion zu. Diese könne sie um so bes¬ 
ser erfüllen, wenn sie in Polen ausreichend gefordert, sowie als selbständiges und bereicherndes 
Element wahrgenommen würde. 

4.3 Autonomiebestrebungen und Abwanderung 

Bereits seit 2007 demonstrierten jeden Sommer meist in Gelb-Blau gekleidete Oberschlesier fiir 
die Autonomie der südwestpolnischen Industrieregion von Warschau. Bei der nunmehr siebten 
Demonstration fänden sich schon etwa 4.000 Menschen zusammen, die heiter zu Blasmusik durch 
die Straßen von Kattowitz zogen, um für eine größere Eigenständigkeit Schlesiens zu werben. 
Die Veranstalter der politischen Bewegung Ruch Autonomii Slaska (RAS, Bewegung fir die Auto¬ 
nomie Schlesiens) sprachen sogar von 6.000 Teilnehmern. Als politische Partei 1990 gegründet, 


623 „BdV-Präsidentin Erika Steinbach: Europarat reklamiert gravierende Defizite Polens für deutsche 
Volksgruppe“, BdV - Pressemitteilung , 16.11.2012. 
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verblieb sie in der Bedeutungslosigkeit und konnte erst im Jahre 2010 bei der Regionalwahl in der 
Wojewodschaft Schlesien 123.000 Stimmen und damit 8,5% erringen. Seitdem ist die RAS nicht 
nur mit drei Sitzen im Kattowitzer Regionalparlament, dem Sejmik, vertreten, sondern gehört 
auch der Regierung der Wojewodschaft an. Wie sehr die Zeit für die Autonomiebewegung gear¬ 
beitet hatte, zeigen folgende Zahlen: Ais es bei der Volkszählung von 2002 erstmals möglich war, 
als Nationalität Schlesisch anzugeben, taten dies 173.000 Menschen, im Jahre 2011 waren dies 
bereits 847.000. Vermutlich waren darunter ein paar tausend, die sich 2002 noch als Deutsche 
bezeichnet hatten, aber offenbar kaum weniger als 600.000 mit zuvor polnischem Bekenntnis. 624 

Auf der Kundgebung 2013 wandte sich der RAS- Vorsitzende Jerzy Gorzelik in seiner 
Ansprache gegen den polnischen Staatspräsidenten und dessen Propaganda, dass Schlesien in 
die polnische Familie zurückgekehrt sei.“ Da wie jedes Jahr auch niederschlesische, mährische, 
bayerische, schottische, katalanische und baskische Teilnehmer den Zug durch die Straßen 
begleiteten, postulierte Gorzelik seine Forderungen nicht nur auf Polnisch, Tschechisch oder 
Englisch, sondern auch auf Deutsch. Die Haltung der RAS zu Deutschland und zur deutschen 
Volksgruppe in Schlesien sei vorsichtig, ja fast ambivalent, erklärte der Vorsitzende des 2008 
gegründeten Partnerschaftsverbandes, Robert Starosa. Einerseits gäbe es keinerlei Vorbehalte 
gegen die deutsche Sprache oder Kultur, diese würden als fester Bestandteil der Kultur Schle¬ 
siens akzeptiert und begrüßt. Dennoch sei das Verhältnis zu den Organisationen der Deutschen, 
die ihren Schwerpunkt in der Wojewodschaft Oppeln hätten, geschäftsmäßig distanziert. Die 
deutschen Verbände sähen in der RAS eine Konkurrenz, und obwohl die Bewegung die Autono¬ 
mie in ganz Schlesien anstrebe, gäbe es mit der Landsmannschaft Schlesien fast keine Kontak¬ 
te, im Gegensatz zur Landsmannschaft der Oberschlesier. 

Der in Kattowitz lebende RAS- Vorsitzende erläuterte in einem Interview mit Schlesien Heute , 
weshalb der Gedanke der Autonomie im Jahre 2009 wiederzubeleben wäre; er habe sich nie abge¬ 
nutzt, ganz im Gegenteil. Während der Zwischenkriegszeit wurde die Autonomie der polnischen 
Wojewodschaft Schlesien eine Ausnahmeerscheinung, die durch die besondere Situation Oberschle¬ 
siens durch den Abstimmungskampf erzwungen wurde und in der heutigen Zeit zur gängigen Norm 
wurde. Seine Blüte verdanke Europa unter anderem der Autonomie kleiner Gemeinschaften. Man 
habe es mit einer Idee zu tun, die einerseits in der Tradition verwurzelt sei, andererseits in ihrer 
modernen Form in föderalen und sogenannten regionalen Staaten umgesetzt werde. Die Zahl der 
autonomen Regionen in Europa steige, was man sich auch für Polen wünsche. Obwohl diese besser 
regiert würden, könnte man mit der Autonomie auch nicht alle Probleme lösen. Sie schüfe jedoch 
entsprechende Instrumente und erhöhte das Engagement der Bevölkerung an Regierungsprozessen. 


624 Vgl. Konrad Badenheuer , „Marsch für die Autonomie durch Kattowitz“, Preußische Allgemeine 
Zeitung , vom 28.07.2012. Der Vorsitzende der Gesellschafthchkulturelle Vereinigung der 
Deutschen in Schlesien, Norbert Rasch, bezifferte die Mitgliederzahl im April 2010 auf etwa 
50.000, vor allem in der Wojewodschaft Oppeln. Allein hier hätten 200.000 Menschen deutsche 
Wurzeln. Das Problem sei, dass ein Bürger mit deutschen Wurzeln durch Heirat eta auch pol¬ 
nische habe. Und besonders die jüngere Generation lasse sich nicht gerne als ethmsc 
klassifizieren. 

625 Vgl. Jerzy Gorzelik , „Für eine Autonomie Oberschlesiens , Schlesien Heute, 05/2 
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So trügen die Einwohner nicht nur die Mitverantwortung für ihre Region, sondern kontrollierten 
auch zu einem gewissen Grad die politischen Entscheidungsprozesse. Die Tatsache, dass die erste 
Autonomiebewegung der Republik Polen in Oberschlesien gegründet wurde, sei mit Sicherheit auf 
die ethnische und kulturelle Eigenart der Region, einer Region mit der polenweit stärksten Identität 
und einer eigenen Autonomietradition, zurückzuführen. Gorzelik hob dabei hervor, dass diese Eigen¬ 
art zwar eine Initialzündung der eigenen Aktivitäten darstellte, das Autonomieangebot sich jedoch 
an alle Einwohner der Region richtete. Es ginge um die Autonomie der Region Oberschlesien, nicht 
um die der Oberschlesier. Die alte Wojewodschaft Schlesien zwischen 1922 und 1938 gäbe es nicht 
mehr in ihren alten Grenzen, ln Oberschlesien bestünden zwei Verwaltungseinheiten: In der Woje¬ 
wodschaft Schlesien mit Kattowitz und der Wojewodschaft Oppeln sollten die jeweiligen Einwohner 
über die Zugehörigkeit zu grenznahen Gebieten entscheiden. 

ln Bezug auf das Verhältnis zur Sozial-Kulturellen Gesellschaft der Deutschen (SKDG) in der 
Wojewodschaft Oppeln sprach Gorzelik von einer angespannten Situation, insbesondere vor der 
Volkszählung, als führende Mitglieder des Verbandes hinsichtlich der Möglichkeit, die schlesische 
Volkszugehörigkeit angeben zu können, falsche Informationen verbreitet hätten; und so hätte der 
damalige Sejm-Abgeordnete Kroll wider den Bestimmungen öffentlich behauptet, dass die schle¬ 
sische Volkszugehörigkeit nicht deklariert werden dürfe. Zwar sei die Bewegung für die Auto¬ 
nomie Schlesiens keine Organisation von Personen schlesischer Nationalität, jedoch sollten alle 
nationalen Gesinnungen anerkannt und auch gleichberechtigt behandelt werden. Weder der Staat, 
noch die Sozial-Kulturelle Gesellschaft dürfte die kulturelle Identität der Oberschlesier reglemen¬ 
tieren. Ein weiteres Problem der Wojewodschaft Oppeln sei die Trennung der Verwaltungseinheit. 
Für die partikularen Interessen verteidigte die SKGD die Aufrechterhaltung der Wojewodschaft 
bis zum „letzten Blutstropfen“, was zeitweise auch zum Gegeneinander der Einwohner beider 
Teile Oberschlesiens geführt hatte. 626 In den vergangenen 40 Jahren seien etwa eine Million Deut¬ 
sche aus Oberschlesien vor allem in die Bundesrepublik ausgewandert. Auch die Zahl der Arbeits¬ 
migranten sei weiterhin hoch, nach Schätzungen drohte die Bevölkerung in der Region Oppeln bis 
zum Jahr 2035 um weitere zwölf Prozent zu schrumpfen. Viele Kinder, sogenannte ,Euro-Wai¬ 
sen’, würden ohne ein oder beide Eltemteile aufwachsen. Die Geburtenrate, die in Polen seit 
den 90-er Jahren gesunken und beim niedrigen deutschen Niveau angekommen ist, sei hier noch 
erheblich niedriger als im Landesdurchschnitt. Aus diesem Grund hatte die Bezirksregierung die 
Region jetzt zur „Demografischen Sonderzone“ erklärt. Um der Entvölkerung entgegenzuwirken, 
sollten u.a. über den ££/-Kohäsionsfonds mit hohen Summen ein zusätzliches Kindergeld gezahlt. 
Krippen- und Arbeitsplätze geschaffen sowie Kleinuntemehmer unterstützt werden. 627 

Ministerpräsident Donald Tusk hingegen war skeptisch, ob ein solches Programm kurzfristig 
wirklich helfen könnte, die Abwanderung einzudämmen. Sie würde der Region noch über viele 
Jahre zu schaffen machen. Auf längere Sicht erhoffte er sich durch einen wirtschaftlichen Auf¬ 
schwung in Polen Migranten aus den östlichen Nachbarländern anzuziehen. Es sei schade um 
jeden Oppelner, der auswandere und um jedes nicht geborene Kind. Polens Oppositionsführer 


626 Vgl. Gorzelik , ebd.. 

627 „Oberschlesien leidet unter Abwanderung“, www.welt-online.de . 11.12.2012. 
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Jaroslaw Kaczynski hingegen fordere unverblümt die Einschränkung der Rechte der deutschen 
Minderheit. Die Deutschen in Polen bekämen so viele Rechte wie die Polen in Deutschland. Die 
Asymmetrie werde abgeschaffi. 628 So sei die Befreiung von der Fünfprozenthürde zur Wahl pol¬ 
nischer Parlamente aufzuheben. Da die Deutsche Minderheit im Parlament lediglich nur noch mit 
einem Mandat vertreten sei, wäre diese Regel überflüssig. Kaczynski erhielt hierfür jedoch von 
führenden Politikern der regierenden Bürgerplattform und auch von den linken Parteien harsche 
Kritik. Ob diese Haltung hilfreich für den Verbleib der Fachkräfte im Land und auch für die demo- 
grafische Entwicklung war, möge der Leser selbst beurteilen. 

Einen traurigen Höhepunkt fanden die Autonomiebestrebungen im oberschlesischen Des- 
chowitz im Jahr 2014, als der Kommunalpolitiker Dieter Przewdzing tot in seinem Haus auf¬ 
gefunden wurde. Was war geschehen? Der Bürgermeister der 18.000 Einwohner zählenden 
Stadt war ein unermüdlicher Verfechter für den wirtschaftlichen Aufschwung nicht nur in sei¬ 
ner Gemeinde, sondern für ganz Polen. Er holte stets Aufträge in die Gemeinde und richtete 
mehrfach Forderungen an die Warschauer Zentralregierung, der oberschlesischen Region ein 
größeres Maß an Selbständigkeit einzuräumen, um zum Wohle der Bürger notwendige Ent¬ 
scheidungen schneller treffen zu können. Hieraufhin wurde der Politiker seitens der Regierung 
verunglimpft, so wie das auch zu kommunistischen Zeiten üblich war. Man warf ihm vor, 
kein polnischer Patriot zu sein, vielmehr ein schlesischer Nationalist, dessen Ansinnen es sei, 
Schlesien von Polen trennen zu wollen, um diesem einen unabhängigen Status zu geben. Und 
zufälligerweise wurden in der letzten Zeit auch oberschlesische Unternehmer dazu genötigt, 
einen Standortwechsel in das innere des Staates vorzunehmen. Hieraufhin beklagte sich Prze¬ 
wdzing Öffentlich in Zeitungsinterviews. So hätte die Regierung Ihre Hand im Spiel und würde 
die Bürger von Deschowitz bestehlen und zu armen Leuten machen. Durch die Verlegung von 
Unternehmen habe die Gemeinde hohe Steuerausfälle zu beklagen. Ebenso sei ein ansässi¬ 
ges Kokswerk auf Veranlassung Warschaus in ausländischen Besitz übergegangen, ohne sich 
vorher mit den regionalen Behörden abzusprechen. Der hierdurch entstandene Schaden für 
die einheimische Wirtschaft sei beträchtlich. Die Situation eskalierte nunmehr, als sich der 
polnische Politiker 

Kaczynski als Scharfmacher in die öffentliche Debatte einbrachte und daraufhinwies, dass 
die Deutschen nicht mehr Rechte erhalten könnten, als die polnische Minderheit in Deutsch- 
land. 62s Mit seinen Forderungen nach mehr Autonomie hatte sich Przewdzing wohl in polnisch 
~ nationalistischen Kreisen, die öffentlich seine Abdankung gefordert hatten, sicherlich keine 
Freunde gemacht. Durch seine stetige Kritik an den zentralistischen Strukturen in Polen war er 
über die Gemeindegrenzen hinaus zu einem sehr bekannten Politiker in Polen geworden. Die 
Staatsanwalt, die die Leiche obduzierte, sprach von einem brutalen Mord, sein Körper habe 
schwere Misshandlungen aufgewiesen; innerhalb der deutschen Minderheit herrschte seit dem 
große Verunsicherung. 


628 Vgl. „Die deutsche Minderheit hat zu viele Rechte“, www.welt. de, 10.12.2012. 

6 29 Vgl. Werner H. Käme, „Tod eines Bürgermeisters“, Der Schlesier , 11-12/2014. 
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Nach der Drei-Elemente-Lehre des Staatsrechtlers Georg Jellinek (1851 - 1911), einem der Väter 
des Grundgesetzes, ist der Staat ein soziales Gebilde, dessen konstituierenden Merkmale ein von 
Grenzen umgebenes Territorium (Staatsgebiet), eine darauf als Kembevölkerung ansässige Grup¬ 
pe von Menschen (Staatsvolk) sowie eine auf diesem Gebiet herrschende Staatsgewalt (Regie¬ 
rung) kennzeichnet ist. Liege eines dieser Merkmale nicht vor, d.h. ein Staatsgebiet, ein Staats¬ 
volk oder eine Staatsgewalt, so würde nach herrschender Lehre nicht von einem Staat gesprochen. 
Dies ist noch heute anerkannt und wird in deutschen Rechtsfakultäten auch so gelehrt. Walter 
Maier (1893 - 1950), der ein viertes Element, die Erfordernis einer Staatsverfassung zu dieser 
Definition hinzufügte, definiert den Staat als „eine mit ursprünglicher Herrschaftsgewalt ausge¬ 
stattete, auf einem bestimmten Gebiet lebende und aufgrund einer Verfassung verbundene und 
zusammenwirkende Einheit von Menschen“. 

Zu dem Thema einer Verfassung hatte der damalige SPD-Abgeordnete, Dr. Carlo Schmid, im 
Parlamentarischen Rat am 8. September 1948 eine Rede gehalten. Zunächst hinterfragte er die 
Begrifftichkeit „Grundgesetz“ und beantwortete sie sogleich: Wenn in einem souveränen Staat 
das Volk eine verfassungsgebende Nationalversammlung einberufe, sei dessen Aufgabe klar und 
brauche nicht weiter diskutiert zu werden, sie habe eine Verfassung zu schaffen. Eine Verfassung 
sei die Gesamtentscheidung eines freien Volkes über die Formen und die Inhalte seiner Existenz 
und damit die Grundlage seiner politischen Existenz, die Grundnorm des Staates. Sie bestimme 
in letzter Instanz ohne auf einen Dritten zurückgefiihrt zu werden die Abgrenzung des Hoheits¬ 
verhältnisses auf dem Gebiet und dazu die Rechte der Individuen sowie die Grenzen der Staats¬ 
gewalt. Nichts stehe über ihr, niemand könne sie außer Kraft setzen, niemand ignorieren. Eine 
Verfassung sei nichts anderes, als die in Rechtsform gebrachte Selbstverwirklichung der Freiheit 
eines Volkes. Darin liege ihr Pathos und dafür seien die Völker auf die Barrikaden gegangen. 
Der Begriff einer Verfassung gelte unabdingbar in einer Welt, die demokratisch sein, die also das 
Pathos der Demokratie als ihr Lebensgesetz anerkennen wolle. 

Man müsse wissen, was man wolle, wenn man von einem Staat spreche, ob man den bloßen 
Herrschaftsapparat meine, der auch einem fremden Gebieter zur Verfügung stehen könne oder 
eine lebendige Volkswirklichkeit, eine aus eigenem Willen in sich selber gefügte Demokratie. 
Jellinek glaubte, dass man in einem demokratischen Zeitalter von einem Staat im legitimen Sin¬ 
ne des Wortes nur sprechen sollte, wo es sich um das Produkt eines frei erfolgten konstitutiven 
Gesamtaktes eines souveränen Volkes handelte. Wo das nicht der Fall sei, wo ein Volk sich unter 
Fremdherrschaft und sich unter deren Anerkennung zu organisieren habe, konstituiere es sich 
nicht — es sei denn gegen die Fremdherrschaft selbst, vielleicht sehr staatsähnlich, aber nicht als 
Staat im demokratischen Sinn. 

Die Wehrmacht habe bedingungslos kapituliert und damit entstand Rechtswirkung ausschließ¬ 
lich auf militärischem Gebiet, so Dr. Carlo Schmid weiter. Und so habe die Unterzeichnete Kapi¬ 
tulationsurkunde lediglich die Bedeutung gehabt, mit der deutschen Wehrmacht nicht nach „Gut¬ 
dünken umgehen zu können. Dies sei der Sinn einer bedingungslosen Kapitulation, kein anderer. 
Nach dem Völkerrecht werde ein Staat nicht vernichtet, wenn seine Streitkräfte und er selbst 
niedergeworfen worden sind. Die debellatio, die vollständige Niederwerfung eines Gegners, ver 
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nichte für sich allein die Staatlichkeit nicht, sie gebe dem Sieger lediglich einen Rechtstitel auf 
Vernichtung der Staatlichkeit des Niedergeworfenen durch nachträgliche Akte. Der Sieger müs¬ 
se also von der debellatio Gebrauch machen, wenn die Staatlichkeit der Region das Gebiet des 
Besiegten vernichtet werden soll. Nach dem Völkerrecht stünden hier nur zwei Möglichkeiten zur 
Verfügung: Der Sieger könne das Gebiet des Besiegten annektieren - dann wäre die Staatlichkeit 
vernichtet - oder er müsse zur sogenannten ,Subjugation’ schreiten, der Verknechtung des besieg¬ 
ten Volkes. Jedoch hätten die Sieger von dem nichts getan, vielmehr in Potsdam ausdrücklich 
erklärt, dass kein deutsches Gebiet annektiert würde und das deutsche Volk nicht versklavt werden 
sollte. Hieraus ergäbe sich, dass das Deutsche Reich als staatliches Gebilde nicht aufgehört hat zu 
existieren. Etwas ganz anderes Wesentliches sei dagegen geschehen: In den ersten Monaten nach 
der Kapitulation im Sommer 1945, als keinerlei Zentralgewalt in Deutschland mehr bestand, son¬ 
dern die Bürgermeister der Gemeinden als kleine Könige regierten, ebenso wie die Landräte und 
die von ihnen gebildeten Landesverwaltungen, übten sie ihre Befugnisse nicht für die Gemeinden 
oder das Land aus, sondern für das Deutsche Reich. - Es sei eine Art Treuhänderschaft von unten 
gewesen, die sich dort geltend machte. 

Diese Auffassung, dass die Existenz Deutschlands als Staat nicht vernichtet und dass es als 
Rechtssubjekt erhalten worden ist, ist weitgehend Gemeingut der Rechtswissenschaft auch im 
Ausland gewesen. Deutschland existierte als staatliches Gebilde weiter, war rechtsfähig, jedoch 
nicht mehr geschäftsfähig. Die Gesamtstaatsgewalt wurde auf bestimmten Sachgebieten durch 
die Besatzungsmächte, durch den Kontrollrat im ganzen und durch die Militärbefehlshaber in den 
einzelnen Zonen ausgeübt. Durch diese Treuhänderschaft von oben wurde der Zusammenhang 
aufrechterhalten. Die Hoheitsgewalt in Deutschland war folglich nicht untergegangen, sie hatte 
lediglich den Träger gewechselt, indem sie in Treuhänderschaft übergegangen war. Das Gebiet 
Deutschlands war zwar weitgehend versehrt, aber der Substanz nach erhalten geblieben, ebenso 
das deutsche Volk - und zwar als Staatsvolk. Dadurch, dass die zuvor angeführten drei Staatsele¬ 
mente erhalten geblieben waren, sei auch Deutschland als staatliche Wirklichkeit geblieben, es 
musste nicht neu geschaffen, jedoch neu organisiert werden. 630 

Eine erstaunliche Nachricht vom 3. Februar 2012, gesendet von der ARD in der Tagesschau , 
in nur 19 Sekunden bestätigt die Ansicht von Dr. Carlo Schmid. Hier lautete es wörtlich: „Es ist 
ein bitteres Urteil für die Naziopfer in Italien und deren Angehörige. Vor italienischen Gerich¬ 
ten hatten sie Deutschland erfolgreich verklagt, sie wollten individuelle Entschädigungen. Dem 
hat der Internationale Gerichtshof je tzt aber einen Riegel vorgeschoben. Die Bundesrepublik als 
Rechtsnachfolgerin des Dritten Reiches (und damit des Deutschen Reiches , d. Verf.) dürfe nicht 
durch Einzelpersonen verklagt werden, das verstieße gegen das Völkerrecht. 

Die Haager Landkriegsordnung von 1899 beziehungsweise 1907/ ' die auch heute noch ein 
wesentlicher vertragsrechtlicher Bestandteil des gegenwärtigen humanitären Völkerrechts ist, 
besagt nach Art. 24, dass Kriegslisten erlaubt sind, d.h. Mittel zur Schädigung des Feindes, Bela¬ 
gerungen und Beschießungen sowie die Anwendung von notwendigen Mitteln, um sich Nach- 


Ö30 Vgl. Dr. Carlo Schmid , www. . „Was heißt eigentlich Grundgesetz“? 
631 Vgl. hierzu auch Kapitel I 3. 
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richten über den Gegner und das Gelände zu verschaffen. Es ist allgemein nicht bekannt, dass 
Deutschland bis heute noch der sogenannten Feindstaatenklausel unterworfen und damit vertrag¬ 
lich gebunden ist. Insbesondere von den ehemaligen Siegermächten wird sie jedoch vermeintlich 
als obsolet angesehen; formalrechtlich besteht sie noch, fände lediglich keine Anwendung mehr. 
Bislang hat es keine Bundesregierung für notwendig befunden einen entsprechenden Antrag zur 
Aufhebung der knebelnden Bestimmungen bei der UNO zu stellen und einen Friedensvertrag 
einzufordem. Dies kann natürlich damit Zusammenhängen, dass ihnen aufgrund der souveräni¬ 
tätsbeschneidenden Bestimmungen durch die Alliierten, wie im weitem Verlauf zu sehen sein 
wird, dies nicht möglich war und ist. 

Nach den Artikeln 53 und 107 sowie ein Halbsatz in Artikel 77 der Charta der Vereinten Nati¬ 
onen 632 werden die Feindstaaten der Alliierten im Zweiten Weltkrieg einem Sonderrecht unter¬ 
stellt. Die früheren Feindstaaten hatten Friedensverträge mit den Siegermächten geschlossen, die 
diese Sonderrechte aufhoben. Zwar wird bis hinein in die Professorenschaft und Rechtsgelehrten 
postuliert, dass die Bestimmungen obsolet geworden seien, da die Alliierten im Zwei-plus-Vier- 
Vertrag von 1990 auf den Fortbestand ihrer Besatzungsmächte verzichtet hätten, jedoch wird 
verschwiegen, dass der fortgeltende Teil im sogenannten Überleitungsvertrag vielmehr festge¬ 
schrieben wurde. Art. 53 der LWÖ-Satzung lässt Zwangsmaßnahmen der Siegermächte gegenüber 
Deutschland zu, ohne dass es dafür der Zustimmung des Sicherheitsrates der UNO bedarf. So 
lautet es hier: 

„(1) Der Sicherheitsrat nimmt gegebenenfalls diese regionalen Abmachungen oder Ein¬ 
richtungen zur Durchführung von Zwangsmaßnahmen unter seiner Autorität in 
Anspruch. Ohne Ermächtigung des Sicherheitsrats dürfen Zwangsmaßnahmen auf 
Grund regionaler Abmachungen oder seitens regionaler Einrichtungen nicht ergrif¬ 
fen werden; ausgenommen sind Maßnahmen gegen einen Feindstaat im Sinne des 
Absatzes 2, soweit sie in Artikel 107 oder in regionalen, gegen die Wiederaufnahme 
der Angriffspolitik eines solchen Staates gerichteten Abmachungen vorgesehen sind; 
die Ausnahme gilt, bis der Organisation auf Ersuchen der beteiligten Regierungen die 
Aufgabe zu gewiesen wird, neue Angriffe eines solchen Staates zu verhüten. 

(2) Der Ausdruck Feindstaat in Absatz 1 bezeichnet jeden Staat, der während des Zweiten 
Weltkriegs Feind eines Unterzeichners dieser Charta war.“ 633 

In Artikel 107 der Charta heißt es: 

„Maßnahmen, welche die hierfür verantwortlichen Regierungen als Folge des Zweiten 
Weltkriegs in Bezug auf einen Staat ergreifen oder genehmigen, der während dieses Krie¬ 
ges Feind eines Unterzeichnerstaats dieser Charta war, werden durch diese Charta weder 
außer Kraft gesetzt noch untersagt.“ 


632 http:// www.un.org/depts/german/un charta/charta ndf : S. 13 u. S. 24. 

633 „Charta der Vereinten Nationen und Statut des Internationalen Gerichtshofs“. Hierzu ist eine 
Auflistung der Feindstaaten angebracht: 
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Die Klauseln stellen offensichtlich Einschränkungen in der Handlungsfreiheit jeder deutschen 
Bundesregierung in innen- und aussenpolitischer Hinsicht dar und verstoßen daher gegen das 
Selbstbestimmungsrecht der Deutschen. Die Vereinten Nationen wurden während des Zweiten 
Weltkrieges als Allianz sogenannter demokratischer Staaten einschliesslich der kommunistischen 
gegen das Deutsche Reich und seine Verbündeten gegründet. In der Charta, d.h. dem Vertrag der 
UNO, wurde festgelegt, dass die Staaten, die im Zweiten Weltkrieg gegen die Alliierten standen, 
als sogenannte Feindstaaten von der UNO ausgeschlossen bleiben und sich nicht auf den Vertrag 
berufen dürfen; die Artikel 53 und 107 werden hierzu angeführt. Bis heute ist jedem der damaligen 
Alliierten gestattet, kriegerische Maßnahmen wieder aufleben zu lassen, ohne die USO-Charta 
oder die Erklärung der Bestimmung der Allgemeinen Menschenrechte zu verletzen. 634 Dies heißt, 
das Deutschland und die deutsche Bevölkerung von den Menschenrechten ausgeschlossen bleiben 
und sich nicht auf die UNO-Charta berufen können. Ersichtlich wurde dies bei der Aufnahme 
der BRD und DDR am 8. September 1973 in die UNO. Hier mussten beide Staaten den weiteren 
Fortbestand der Feindstaatenklauseln ausdrücklich anerkennen. Genau dieser Frage wird in der 
Journalistik und Wissenschaft wohlweislich ausgewichen, könnte man doch in gewisse berufliche 
Schwierigkeiten geraten. Alle damaligen Achsenmächte hatten in den Jahren 1947 und 1951 Frie¬ 
densverträge erhalten. Insofern befindet sich nur noch die Bundesrepublik Deutschland bzw. das 
Deutsche Reich im Kriegszustand. Österreich, das völkerrechtlich immer noch zum Deutschen 
Reich gehört, wurde am 14. Dezember 1955 in die UNO aufgenommen; folglich sind die Beitritte 
der BRD, DDR und auch Österreichs rechtswidrig. 

Es folgt eine Auflistung der Staaten, mit denen sich das Deutsche Reich und damit das deut¬ 
sche Volk noch immer im völkerrechtlichen Kriegszustand befindet, da mit keinem einzigen die¬ 
ser Staaten oder ihrer Rechtsnachfolger jemals ein Friedensvertrag geschlossen wurde. 


^34 http:// www.menschenrechtserklaerung ± d g/ 
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1939 

01.09. Polen 

01.09. Tschechoslowakei (Exilregierung) 
03.09. Großbritannien 

03.09. Frankreich 

03.09. Australien* 

03.09. Bangladesch* 

03.09. Birma* 

03.09. Ceylon* 

03.09. Indien* 

03.09. Israel 

03.09. Jordanien* 

03.09. Kambodscha* 

03.09. Laos* 

03.09. Marokko* 

03.09. Monaco 

03.09. Neuseeland 

03.09. Pakistan* 

03.09. Tunesien* 

03.09. Vietnam* 

06.06. Südafrikanische Union 

10.09. Kanada 

11.12. Guatemala 

11.12. Cuba 

11.12. Nicaragua 
11.12. Phillipinen 

11.12. Puerto Rico 

12.12. El Salvador 

12.12. Haiti 

12.12. Panama 

13.12. Honduras 

1942 

22.05. Mexiko 

22.08 Brasilien 
01.12. Äthiopien 

1943 

16.01. Irak* 

17.04. Bolivien 

09.09. Persien (Iran) 

13.10. Italien 

27.11. Kolumbien 

1944 

1940 

09.04. Dänemark 

09.04. Grönland* 

09.04. Island 

09.04. Norwegen 

10.05. Belgien 

10.05. Luxemburg 

10.05. Niederlande 

10.05. Indonesien 

27.01. Liberia 

26.08. Rumänien 
08.09. Bulgarien 
15.09. Finnland 

30.12. Ungarn 

1945 

08.02. Paraguay 
13.02. Peru 

16.02. Venezuela 

1941 

06.04. Griechenland 

06.04. Jugoslawien 

22.06. UdSSR 

09.12. China 

11.12. USA 

11.12. Costa Rica 

11.12. Dom. Republik 

22.02. Uruguay 

23.02. Chile 

23.02. Türkei 

26.02. Ägypten 

26.02. Syrien 

27.02. Libanon 

01.03. Saudi-Arabien 
27.03. Argentinien 


Bei den mit * gekennzeichneten Staaten handelt es sich um solche, die zum Zeitpunkt des Kriegseintnttes 
in kolonialer Abhängigkeit zu einer kriegführenden Macht standen. 
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Falls der Zwei-plus-Vier-Vertrag wie behauptet einen Friedensvertrag ersetzen sollte, dann 
könnte dieser maximal nur Für die vier unterzeichnenden Alliierten gelten. Demnach bleiben noch 
64 Staaten, mit denen das Deutsche Reich immer noch im Kriegszustand steht. Es stellt sich die 
Frage, ob die Bundesregierung der BRD, die ja ausdrücklich kein Rechtsnachfolger des Deut¬ 
schen Reiches sein soll, rechtlich gesehen überhaupt einen Friedensvertrag oder den Zwei-plus- 
Vier-Vertrag unterzeichnen könnte oder konnte. 

An dieser Stelle ist der Verfasser auf eine interessante Sachlage gestoßen: Nach Art. 116 des 
deutschen Grundgesetzes ist Deutscher, wer die deutsche Staatszugehörigkeit in dem Gebiete 
des Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 besitzt oder als Flüchtling oder 
Vertriebener Aufnahme gefunden hat. Diese Formulierung scheint von den Siegermächten sehr 
überlegt gewählt worden zu sein. Noch vor Kriegsausbruch, zum Jahreswechsel 1938 / 1939 ent¬ 
sandte die deutsche Reichsregierung das Forschungsschiff beziehungsweise den Flugzeugträger 
„Schwaben land“ unter Leitung von Kapitän Alfred Rischer auf eine Expedition in die Antarktis. 6 
Die Deutschen erkundeten und kartografierten ein etwa 600.000 km 2 großes Gebiet, ,Neu-Schwa¬ 
benland’, genannt, das das Deutsche Reich offiziell zum deutschen Hoheitsgebiet erklärte; die 
Fläche entspricht etwa der Größe des Deutschen Reiches vor Kriegsausbruch. Völkerrechtlich 
war hiermit die Besitzergreifung des bislang unbekannten Gebietes getan; Zug um Zug wurde 
auch die dauernde Ausübung der deutschen Verwaltung über dieses Gebiet vorgenommen. Dieser 
Einsatz ist weitgehend nicht bekannt. Zum einen nicht, da die deutsche Reichsregierung hierüber 
keine Informationen herausgab, weil sie hier eventuell einen militärischen Stützpunkt errichten 
wollte, zum anderen wegen des nach 1945 bestehenden Besatzerverbotes, in dem es hieß, dass 
Neu-Schwabenland in der Antarktis nicht zu vermerken sei. Völkerrechtlich gesehen hat nach 
dem Zweiten Weltkrieg und der Niederlage Deutschlands demnach nur eine Teilbesetzung statt¬ 
gefunden. Aus diesem Grund ist in Art. 116 GG nicht 1938 oder 1939 genannt, sondern der 31. 
Dezember 1937. So hat Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg nicht nur große Gebietsverluste 
im Osten zu verzeichnen, sondern auch Neu-Schwabenland. Die freie Wissenschaft sollte über 
diese Aspekte einmal ohne Vorbehalte diskutieren. 

Ein kleiner Hinweis, woran man diese noch heute bestehende Abhängigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland ersehen kann, ist der Antrittsbesuch eines designierten deutschen Regierungschef beim 
Präsidenten der Vereinigten Staaten noch vor dessen Vereidigung vor dem Deutschen Bundestag. 
Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, wenn bislang jeder Bundeskanzler oder Kanzlenn bezie 
hungsweise Außenminister vor einer Einforderung der verbrieften Rechte für die eigenen Lands 
leute zurückgewichen ist und Bundeskanzlerin Merkel sogar lieber die Menschenrechte in China 
zu Sprache bringt, als auf die Verstöße in der Republik Polen hinzuweisen; durch ihr Nichthandeln 
verletzt sie ihre Schutz- und Fürsorgepflicht für die eigenen Staatsangehörigen nach ihrem Amtseid 

Sollen aber weitere Fakten sprechen: Nachdem sich die Außenminister der Bundesrepublik 
Deutschland, der Deutschen Demokratischen Republik, Frankreichs, des Vereinigten Königreichs, 
der Sowjetunion und der Vereinigten Staaten in Ottawa am 13. Februar 1990 darauf verständigt 
hatten, die äußeren Aspekte der Herstellung der deutschen Einheit einschließlich der Fragen er 


635 Siehe hierzu u.a. in Wikipedia : http://de. wik ipedia.org/wiki Schwabenlapd , 
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Sicherheit der Nationalstaaten zu besprechen, folgte eine Zwei-plus-Vier-Konferenz bereits am 
5. Mai 1990 in Bonn. Bundesaußenminister Genscher erklärte bei seiner Eröffnungsrede, dass 
das vereinigte Deutschland in der Wahrnehmung des im Völkerrecht und in den Prinzipien der 
Schlussakte von Helsinki verankerten Selbstbestimmungsrechtes entstünde. Dies bedeutete, dass 
die Deutschen selbst die Wahl treffen sollten, in welcher Staatsform und zu welchem Zeitpunkt 
sie ihre Einheit verwirklichen möchten. So habe Präsident Gorbatschow auch am 10. Februar 1990 
in Moskau festgestellt, dass dies das Verständnis aller auf der Konferenz Beteiligten sein sollte. 
Die Bundesregierung ginge davon aus, dass die noch bestehenden Rechte und Verantwortlichkei¬ 
ten der Vier Mächte für Deutschland als Ganzes und fiir Berlin abgelöst werden (sic). Das VIII. 
Prinzip der Schlussakte habe das Selbstbestimmungsrecht und die Gleichberechtigung der Völker 
miteinander verbunden; dies sei eine unverzichtbare Grundlage dauerhaften Friedens und verhin¬ 
dere Revanchismus und Revisionismus. 636 

Auf der Tagesordnung der Gespräche standen die Grenzfrage, die politisch-militärischen Fra¬ 
gen unter Berücksichtigung von Ansätzen geeigneter Sicherheitsstrukturen in Europa sowie eine 
abschließende völkerrechtliche Regelung und Ablösung der Vier-Mächte-Rechte und -Verant¬ 
wortlichkeiten. Die Außenminister hatten ihr grundsätzlichen Positionen zu den äußeren Aspek¬ 
ten der Herstellung der deutschen Einheit dargelegt. Genscher glaubte mit Befriedigung Über¬ 
einstimmung in mehrer Punkten unter den Verhandlungspartnern festgestellt zu haben: So die 
Zustimmung zum Willen der Deutschen, ihre Vereinigung ordnungsgemäß und ohne Verzögerung 
zu vollziehen, damit diese ein Gewinn für alle Staaten werde. Ziel der Gespräche war es, eine 
abschließende völkerrechtliche Regelung zu erreichen. Über die Ablösung der Rechte der Alliier¬ 
ten gab es bezeichnenderweise keine offizielle Verlautbarung . 

Es folgten weitere Verhandlungsrunden am 22 Juni 1990 in Ost-Berlin, am 17. Juli 1990 in 
Paris, teilweise bereits mit dem polnischen Außenminister und schließlich das letzte Treffen am 
12. September 1990 in Moskau. Hier sollte der Zwei-plus-Vier-Vertrag signiert und damit die End¬ 
gültigkeit der Grenzen bestätigt werden. So legt Artikel 1 fest, dass „das vereinte Deutschland ... 
die Gebiete der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demokratischen Republik und ganz 
Berlin“ umfassen wird. Am 20. September wurde dem zwischen der BRD und der DDR von Wolf¬ 
gang Schäuble und Günther Krause ausgehandelten deutsch-deutschen Einigungsvertrag von der 
Volkskammer und dem deutschen Bundestag zugestimmt. Mit Wirkung vom 3. Oktober 1990 sollte 
hiermit die Geltung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland geregelt werden, ebenso 
die Frage der vollen Souveränität; dies ist geschehen, wie man meinen könnte. Dass Deutschland 
jedoch ein besetztes Land ist und dies auch so bleiben werde, äußerte der US-amerikanische Prä¬ 
sident Barack Obama am 5. Juni 2009 während seines Besuchs auf dem (/S-Luftwaffenstützpunkt 
Ramstein. 637 Eine Bestätigung dieser Tatsache erfolgte durch Minister Dr. Wolfgang Schäuble, der 


636 Vgl. „Materialien zu Deutschlandfragen, Politiker und Wissenschaftler nehmen Stellung, 1989 
- 1991“, S. 151- 154. 

637 Zu beachten ist, dass das amerikanische Gesetz es erlaubt, feindliche Ausländer bis zur 
Unterzeichnung eines Friedensvertrages weiter festzuhalten. Deutschland hat jedoch kapituliert 
und einen Friedensvertrag gibt es bis heute nicht. 
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auf dem 21. European Banking Congress in Frankfurt am 18. November 2011 eine Grundsatzrede 
zum Finanzsystem des 21. Jahrhunderts hielt: „Die Kritiker des Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
und der Vernetzung der Finanzmärkte meinten, man müsse Konkurrenz zwischen allen Politike¬ 
benen schaffen und gehen dabei vom Regelungsmonopol des Nationalstaates aus. Dies war die 
alte Rechtsordnung, die dem Völkerrecht noch zugrund gelegen ist. Die deutsche Souveränität ist 
spätestens mit den beiden Weltkriegen der ersten Hälfte des veigangenen Jahrhunderts ad absurdum 
geführt worden. Wir in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll 
souverän gewesen". 638 Schäubles Parlamentskollege Sigmar Gabriel äußerte auf einem SPD-Par- 
teitag, dass Frau Merkel eine Geschäftsführerin einer Nichtregierungsorganisation in Deutschland 
sei. - Die wenigsten Genossen werden die Bedeutung dieser Aussage jedoch verstanden haben. Der 
Abgeordnete Gysi gab in einem Interview von sich, dass das Besatzungsstatut noch gelte, wir uns 
jedoch nicht mehr im Jahr 1945 befänden, sondern im Jahr 2013. Ob man das nicht mal aufheben 
könnte und die Besatzung Deutschlands beenden, meinte er. „Ich finde, es ist höchste Zeit, Kanzlerin 
Merkel macht aber nischt, sie müsste täglich mit Obama telefonieren und versuchen, das zu klären, 
um der Bevölkerung sagen zu können, wie das geregelt und beendet wird.“ Es gilt jus ad bellum , 
das Recht zum Krieg, d.h. die Alliierten können jederzeit wie jedes andere 67VÖ-Mitglied auch, in 
den Feindstaat einmarschieren, ohne den Sicherheitsrat konsultieren zu müssen. - Und dies sei die 
größte Einschränkung des Souveränitätsrechts. 

Zu guter letzt sei ein Antwortschreiben des Bundesministeriums der Justiz in Berlin an 
den ,Schutzbund der Kreditnehmer’ in 35315 Homberg / Ohm vom 29. März 2004 angeführt, 
in dem bestätigt wird, dass Artikel 2 des bereits angeführten Überleitungsvertrages noch sei¬ 
ne Gültigkeit besäße. 639 Hier heisst es: 

„(1) Alle Rechte und Verpflichtungen, die durch gesetzgeberische, gerichtliche oder 
Verwaltungsmaßnahmen der Besatzungsbehörden oder auf Grund solcher Maß¬ 
nahmen begründet oder festgestellt worden sind, sind und bleiben in jeder Hinsicht 
nach deutschem Recht in Kraft, ohne Rücksicht darauf, ob sie in Übereinstimmung 
mit anderen Rechtsvorschriften begründet oder festgestellt worden sind. Diese 
Rechte und Verpflichtungen unterliegen ohne Diskriminierung denselben künfti¬ 
gen gesetzgeberischen, gerichtlichen und Verwaltungsmaßnahmen wie gleichar 
tige nach innerstaatlichem deutschem Recht begründete oder festgestellte Rechte 
und Verpflichtungen. 


638 Grundsatzrede des Bundesfinanzministers, Dr. Wolfgang Schäuble, zu den finanzpolitische Lehre 
aus der Krise beim 21. Europäischen Bankenkongress in Frankfurt am Main am 18.11.2011 Die 
Filmbeiträge sind in Bild und Ton in einem 27-minütigem Beitrag auf der ,Youtube 

unter dem Titel „Besetztes Deutschland“ festgehalten, hier ab etwa der sechsten Minute. 
ht tps://www.voutube.com/watch?v=pN vUV dTrk, veröffentlicht am 18.03.2014. 

Minister Schäubles vollständige Rede ist ebenfalls auf ,Youtube‘ unter folgender Adresse einge¬ 
stellt: https:/ /www.voutuhe.com/ watch7v- 1 gf381EJ7Gk. 

639 S. Bundesgesetzblatt (BGBl) 1955 II., S. 405. 
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(2) Alle Rechte und Verpflichtungen, die aus den Verträgen und internationalen Abkom¬ 
men herrühren, die von den Besatzungsbehörden oder von einer oder mehreren der 
Regierungen der Drei Mächte vor Inkrafttreten dieses Vertrags für eine oder mehrere 
der drei westlichen Besatzungszonen abgeschlossen wurden und die in der Anlage 
zu der Mitteilung der Alliierten Hohen Kommissare im Namen der Regierungen der 
Drei Mächte an den Bundeskanzler vom Tage der Unterzeichnung dieses Vertrags 
aufgeführt sind, sind und bleiben in Kraft, als ob sie aus gültigen, von der Bundesre¬ 
publik abgeschlossenen Verträgen und internationalen Abkommen herrührten.“ 640 

Auch die Aussagen des deutschen Top-Diplomaten Hans Arnold, der als deutscher Botschafter 
in Den Haag und Rom als deutscher Vertreter bei internationalen Organisationen und zeitweise 
als Inspekteur des Auswärtigen Dienstes tätig war, wo er für die Ausbildung zukünftiger Dip¬ 
lomaten die Verantwortung trug, sind hier von Interesse. In einem Beitrag in Zeit Online vom 
18. Mai 1990 lüftete der Insider den Schleier. Diese Offenheit war ihm möglich, da er in den 
Ruhestand getreten war. Unklar bleibt, ob seine Angaben auch geheime Zusagen der Regierung 
Kohl gegenüber den Alliierten reflektierten. Die Kemaussagen seines Artikels: 641 Das künfti¬ 
ge Deutschland werde als ein europäisches 4 Deutschland in Europa integriert, politisch und 
militärisch entmachtet sein müssen. So wurde die Bundesrepublik Deutschland wirtschaftlich 
gesehen mit dem im Januar 1993 entstandenen gemeinsamen Binnenmarkt und den bekann¬ 
ten wirtschaftlichen Folgen „integriert“. Die Möglichkeit, wirtschaftliche Macht für politische 
Zwecke auszuspielen, sollte es in diesem Europa für Deutschland nicht mehr geben. Mit dem 
Euro wurde die europäische Leitwährung D-Mark abgeschafft, die Bundesbank als mächtigste 
Notenbank nach der amerikanischen Federal Reserve entmachtet. Hiermit verlor die Bundes¬ 
republik Deutschland ihr wichtigstes Souveränitätsmerkmal, ihre wirtschaftliche und monetäre 
Macht, um politische Zwecke ausspielen zu können. Es sollte für das künftige Deutschland 
daher nicht länger nur darum gehen, dass kein Krieg mehr von deutschem Boden ausgehen dür¬ 
fe. Vielmehr sollte von diesem jetzt die Entnationalisierung der europäischen Nationalstaaten 
ausgehen. Die Entnationalisierung ging zunächst von Bonn, dann von Berlin aus und wurde 
schließlich auch den osteuropäischen Beitrittsländern der EU bzw. der NATO mit Hilfe von 
postkommunistischen Eliten, die hier einen Ersatz für das ebenso bürokratische und zentralis¬ 
tische Comecon sahen, aufgezwungen. Im eigenen Interesse und dem Europas werde Deutsch¬ 
land unter gesamteuropäischer Kontrolle und Garantie zur militärischen Bedeutungslosigkeit 
schrumpfen müssen. Die militärische Bedeutungslosigkeit wurde längst erreicht, von den über 
2000 Leopard-II-Panzern sind nur 300 übriggeblieben, das Land ist dank der Struck-Reformen 
nicht mehr verteidigungsfahig, nur noch für Auslandseinsätze gerüstet. 

Es kommt hinzu, dass das amerikanische Gesetz es erlaubt, feindliche Ausländer bis zur 
Unterzeichnung eines Friedensvertrages festzuhalten. Deutschland hat kapituliert und es 
besteht bis heute kein Friedensvertrag. Offiziell heisst es, dass die Vereinbarungen des Zwei- 


640 Zum sog. Überleitungsvertrag, dem „Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener 
Fragen . Eine bessere Knebelung der Deutschen kann man sich nicht vorstellen (d. Verf.). 

641 Hans Arnold , „Deutschland muss sich selbst entmachten“, Zeit Online , 18.5.1990. 
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plus-Vier- Vertrages wie ein solcher Vertrag gewertet werden könnte und diesem gleichgestellt 
sei. Präsident Obama scheint anderer Meinung zu sein. Im „Vertrag zwischen der Bundesre¬ 
publik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der 
Einheit Deutschlands“, dem sogenannten Einigungsvertrag vom 31. August 1990 642 lautet es 
in der Einigungsformel, dass beide Staaten entschlossen sind, die „Einheit Deutschlands in 
Frieden und Freiheit als gleichberechtigtes Glied der Völkergemeinschaft in freier Selbstbe¬ 
stimmung zu vollenden“. Es stellt sich hier jedoch die Frage, ob diese freie Selbstbestimmung 
auch gegeben ist. 

Artikel 7 (2) des Zwei-plus- Vier- Vertrages vom 12. September 1990 besagt, dass das vereinte 
Deutschland seine volle Souveränität über seine inneren und äußeren Angelegenheiten erlangt 
habe. 64. Man könnte bei dieser Formulierung vermuten, dass keinerlei Regelungen aus frühe¬ 
ren Besatzungsrechten mehr bestehen. Genau diese Regelungen aber sind in dem sogenannten 
Überleilungsvertrag mit dem offiziellen Namen Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen enthalten. 644 Ursprünglich umfasste der Kontrakt 12 Teile, von denen in 
der Fassung vom 23. Oktober 1954 die Teile II, VIII und XI gestrichen wurden, somit noch 9 
Teile mit insgesamt 83 Artikeln und 224 Abschnitten fortgeltender Bestimmungen der Alliierten 
enthalten sind. Bei seiner ursprünglichen Geltungsdauer bis September 1990 konnte von einer 
Souveränität der Bundesrepublik Deutschland nie gesprochen werden. Aber hat sich hieran nun¬ 
mehr nach dem Abschluss der Zwei-plus-Vier-Verträge etwas geändert? Nein! Zur Gewährung 
einer vollen Souveränität war dieser Überleitungsvertrag mit seinen alliierten Vorschriften in Fol¬ 
ge des Zwei-plus-Vier-Vertrages folglich aufzuheben. Hierzu diente die Vereinbarung vom 27. 
28. September 1990 zu dem Vertrag über die Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Drei Mächten in der geänderten Fassung, sowie zu dem Vertrag zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen in geänderter Fassung , veröffentlicht als Bekanntmachung 
im Bundesgesetzblatt 1990, Seite 1386 ff.. Hierin wird in Punkt 1 bestimmt, dass die alliierten 
Bestimmungen suspendiert werden, jedoch unter Vorbehalt des Punktes 3, in dem es erstaunli¬ 
cherweise und ganz unscheinbar heisst, dass diverse Bestimmungen des Überleitungsvertrages 
in Kraft blieben. Und genau diese Bestimmungen beschneiden nach wie vor die volle Souveräni¬ 
tät Deutschlands. Um dem juristisch interessierten Leser aufzeigen zu können, wie die deutsche 
Regierung unter Außenminister Genscher politisch versagt hat oder aber auch unter Knebelungs 


642 BGBL 1990 II., S. 889. Die Gesetzestexte sind vom Institut für Rechtsinformatik der Universität 
des Saarlandes unter Leitung von Prof. Dr. Maximilian Herberger im Internet veröffentlic 

den; siehe hier: BGBL Modellprojekt Teil I und Teil //, Oktober 1990 bis Dezember 1997 unter: 

http :// archiv.jura.unisaarland.de/BGBl/ T EIL2/1990/19901386.2.HTML 

643 „Zwei-plus-Vier-Vertrag - Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland 

- vom 12. September 1990“, in Materialen zu Deutschlandfrager,. Pohnker und Wissenschaftler 
nehmen Stellung 1991, Kulturstiftung der Vertriebenen, Bonn 1991, S. 158 - , ier.. 

644 In seiner revidierten Fassung vom 23.10.1954 wurde er im BGBl. 11. am 
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bedingungen nicht anders handeln konnte, seien auszugsweise die weiterhin gültigen Passagen in 
den Verträgen angeführt. 64 * 

Im Jahre 1990 ist die DDR gemäß Artikel 23 Grundgesetz der Bundesrepublik beigetreten. Der 
Beitritt erfolgte aufgrund eines Vertragskomplexes, durch den nach offizieller Darstellung die Nach¬ 
kriegsära abgeschlossen und Deutschland wieder volle Souveränität erhalten habe. Nach offiziellen 
Verlautbarungen sei ein klassischer Friedensvertrag dadurch überflüssig geworden und die Notwen¬ 
digkeit des Abschlusses eines solchen durch die politischen Ereignisse überholt. Diese Darstellung 
lässt sich bei näherer Nachprüfung jedoch nicht aufrecht erhalten: Gemeinhin wird der sogenannte 
Zwei-plus- Vier- Vertrag als alles regelnder Basisvertrag zwischen den vier Siegermächten des Zwei¬ 
ten Weltkrieges und den Teilstaatprovisorien BRD und DDR angesehen, durch den Deutschland seine 
volle Souveränität gemäß Artikel 76 (2) wiedergewonnen habe; hier heisst es: „Das vereinte Deutsch¬ 
land hat demgemäß seine volle Souveränität über seine inneren und äußeren Angelegenheiten.“ Dies 
bedeutet für den normal verständigen Bürger, dass keinerlei Regelungen aus früherem Besatzungs¬ 
recht mehr fortgelten können, die sich bis dahin aus dem sogenannten Überleitungsvertrag mit dem 
offiziellen Namen Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen in seiner 
revidierten Fassung vom 23. Oktober 1954, veröffentlicht im BGBl. Teil II. am 31. März 1955, erga¬ 
ben. Folgende Bestimmungen des Überleitungsvertrages nach Punkt 3 sind nach wie vor in Kraft: 

ERSTER TEIL: Artikel 1, Absatz 1, Satz 1 bis „... Rechtsvorschriften aufzuheben oder zu ändern" 
sowie Absätze 3, 4 und 5, Artikel 2, Absatz 1, Artikel 3, Absätze 2 und 3, Artikel 5, Absätze 1 und 
3, Artikel 7, Absatz 1, Artikel 8 

DRITTER TEIL: Artikel 3, Absatz 5, Buchstabe a des Anhangs, Artikel 6, Absatz 3 des Anhangs 

SECHSTER TEIL: Artikel 3, Absätze 1 und 3 

SIEBENTER TEIL: Artikel 1 und Artikel 2 

NEUNTER TEIL: Artikel 1 

ZEHNTER TEIL: Artikel 4 

Zusätzlich zu dieser detaillierten Festschreibung, welche Teile des Überleitungsvertrages von 
1954 in Kraft bleiben, wurde in der Vereinbarung vom 27. / 28. September 1990 (BGBl. 1990, 
Teil II., S. 1386 ff) in Ziffer 4 c festgelegt, dass die in Ziffer 1 dieser Vereinbarung zugestandene 
Suspendierung der übrigen Teile des Überleitungsvertrages deutscherseits die weitere Erfüllung 
bestimmter Festlegungen nicht beeinträchtige. Es stellt sich nunmehr die Frage, mit welchem 
Recht man von einer Suspendierung des Überleitungsvertrages von 1954 gesprochen werden 
kann, wenn in der hier zitierten Vereinbarung vom 27. / 28. September 1990 festgelegt wurde, 
dass er in seinen grundsätzlichen Bestimmungen fort gilt ? - Diese sind auszugsweise angeführt. 


645 Hans - Peter Thietz , ehemaliger Abgeordneter der letzten frei gewählten Volkskammerder DDR 
und des Europa-Parlaments, hat sich in seiner Schrift „Souveräner Staat oder noch immer unter 
Besatzungsrecht? “, mit diesem Thema befasst. 
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ERSTER TEIL, Artikel 2, Absatz 1: 

„Alle Rechte und Verpflichtungen, die durch gesetzgeberische, gerichtliche oder Verwal¬ 
tungsmaßnahmen der alliierten Behörden oder aufgrund solcher Maßnahmen begründet 
oder festgestellt worden sind, sind und bleiben in jeder Hinsicht nach deutschem Recht in 
Kraft, ohne Rücksicht darauf, ob sie in Übereinstimmung mit anderen Rechtsvorschriften 
begründet oder festgestellt worden sind. 

Diese Rechte und Verpflichtungen unterliegen ohne Diskriminierung denselben künftigen 
gesetzgeberischen, gerichtlichen und Verwaltungsmaßnahmen wie gleichartige, nach inner¬ 
staatlichem deutschem Recht begründete oder festgestellte Rechte und Verpflichtungen.“ 

Folglich gelten ganz offenbar grundsätzliche Bestimmungen des Besatzungsrechts auch wei¬ 
terhin ohne Rücksicht darauf, ob sie mit dem deutschen Rechtssystem vereinbar sind oder 
nicht. Und das bedeutet, dass sich die deutsche Politik für alle Zukunft daran auszurichten und 
zu halten hat. Die ausdrückliche Festschreibung der Fortgeltung des hier zitierten und auch 
anhand der anderen aufgezählten Artikel des Überleitungsvertrages belegt, dass die Bundesre¬ 
publik offenkundig weiterhin den zeitlich unbegrenzt ergangenen Bestimmungen des früheren 
Besatzungsrechts unterworfen ist. Doch der Leser möge nicht glauben, dass dies bereits alles 
an vertraglichen Knebelungen war. Weiter existiert ein Vertrag mit dem Titel Übereinkommen 
zur Regelung bestimmter Fragen in Bezug auf Berlin vom 25. September 1990. 646 Parallel 
zur obigen Vereinbarung vom 27./28. September 1990 wurde ein gleichartiger Vertrag zusätz¬ 
lich und gesondert flir Berlin abgeschlossen. Es handelt sich hierbei um einen Parallelvertrag 
beziehungsweise die wörtliche Übereinstimmung des Artikels 2, hier nur mit dem Einschub 
>,in Bezug auf Berlin“. Der Abschluss zweier gleichgelagerter Verträge - einerseits für die Bun¬ 
desrepublik Deutschland und andererseits für Berlin - kann nicht anders interpretiert werden, 
als dass von alliierter Seite der Sonderstatus von Berlin gegenüber dem übrigen Bundesgebiet 
weiterhin aufrechterhalten und festgeschrieben worden ist. 

Es stellt sich die Frage, ob Berlin überhaupt die Hauptstadt der Bundesrepublik ist, da gemäß 
fortgeltender Bestimmungen der ehemaligen Siegermächte und angesichts getrennter Vereinba 
rungen und Übereinkommen ihr rechtlicher und politischer Bestandteil fraglich ist. Aus all diesen 
Verträgen und Vorgängen ergeben sich so wesentliche Fragen für den völkerrechtlichen Status 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlin, dass sie dringend einer Klärung bedurften. Fragen 
stehen offen: Steht Deutschland noch immer unter fortgeltenden Bestimmungen früheren Besat¬ 
zungsrechts der ehemaligen Siegermächte, ist hierdurch zwangsläufig die deutsche Politik mehr 
oder weniger fremdgeprägt, zumal Berlin unter einem verdeckt fortdauernden Sonderstatus steht? 
Die deutschen Vertreter bei den Zwei-plus- ^-Verhandlungen haben dies sicher nicht gewünscht, 
da man doch davon ausgehen musste, dass sie in deutschem Interesse handelten - Sogar Bundes¬ 
außenminister Genscher schien daran zu glauben. Folglich mussten die ehemaligen Siegermachte 
die Fortgeltung der 1954 ergangenen Bestimmungen gefordert haben. Dies ist jedoch ein klarer 
Verstoß gegen geltendes internationales Recht, u.a gegen den Internationalen Pakt über burger- 


646 BGBl. 1990, Teil II, S. 1274 ff.. 
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liehe und politische Rechte vom 16. Dezember 1966, worin in Teil I, Artikel 1(1) ausdrücklich 
verankert ist, dass alle Völker das Recht auf Selbstbestimmung haben. Dies folgt auch aus den 
Bestimmungen des Überleitungsvertrages von 1954, die nach dem Vertrag vom 27728. September 
1990 ausdrücklich als in Kraft bleibend bezeichnet werden. So beginnt beispielsweise der fortgel¬ 
tende NEUNTE TEIL, Artikel 1 mit den Worten: 

„Vorbehaltlich der Bestimmungen einer Friedensregelung mit Deutschland dürfen deut¬ 
sche Staatsangehörige, die der Herrschaftsgewalt der Bundesrepublik unterliegen, gegen 
die Staaten, welche die Erklärung der Vereinten Nationen vom 1. Januar 1942 unterzeich¬ 
net haben oder ihr beigetreten sind oder mit Deutschland im Kriegszustand waren oder 
in Artikel 5 des Fünften Teils dieses Vertrages genannt sind, sowie gegen deren Staats¬ 
angehörige keine Ansprüche irgendwelcher Art erheben wegen Maßnahmen, welche von 
den Regierungen dieser Staaten oder mit ihrer Ermächtigung in der Zeit zwischen dem 1. 
September 1939 und dem 5. Juni 1945 wegen des in Europa bestehenden Kriegszustandes 
getroffen worden sind; auch darf niemand derartige Ansprüche vor einem Gericht in der 
Bundesrepublik geltend machen.“ 

Im SECHSTEN TEIL, Artikel 3, Absätze 1 und 3 des Überleitungsvertrages von 1954, der aus¬ 
drücklich in Kraft bleibt, heisst es: 

(1) Die Bundesrepublik wird in Zukunft keine Einwendungen gegen die Maßnahmen 
erheben, die gegen das deutsche Auslands- oder sonstige Vermögen durchgefiihrt 
worden sind oder werden sollen, das beschlagnahmt worden ist für Zwecke der 
Reparation oder Restitution oder auf Grund des Kriegszustandes oder auf Grund von 
Abkommen, die die Drei Mächte mit anderen alliierten Staaten, neutralen Staaten 
oder ehemaligen Bundesgenossen Deutschlands geschlossen haben oder schließen 
werden .... 

(3) Ansprüche und Klagen gegen Personen, die aufgrund der in Absatz (1) und (2) die¬ 
ses Artikels bezeichneten Maßnahmen Eigentum erworben oder übertragen haben, 
sowie Ansprüche und Klagen gegen internationale Organisationen, ausländische 
Regierungen oder Personen, die auf Anweisung dieser Organisationen oder Regie¬ 
rungen gehandelt haben, werden nicht zugelassen.“ 

Diese Festlegungen bedeuten, dass sich die ehemaligen Siegermächte hiermit ausserhalb jedes 
Rechts beziehungsweise Rechtsverfolgung stellen. Somit könnten sie auch Kriegshandlungen 
durchführen, für die man Deutsche bei den Nürnberger Prozessen verurteilt hat. Die Alliierten 
dagegen könnten niemals angeklagt werden — denke man nur an die Flächenbombardierungen 
deutscher Städte wie Dresden mit Hunderttausenden von Opfern unschuldiger Flüchtlinge, Frau¬ 
en und Kinder unmittelbar vor Kriegsende oder den millionenfachen Tod deutscher Soldaten und 
Vertriebener nach Kriegsende. Besondere Aufmerksamkeit verdient jedoch die oben zitierte For¬ 
mulierung am Ende des Artikels 3, Absatz 1: „ ... geschlossen haben oder schließen werden . 
Dies heißt nichts anderes, dass die Siegermächte auch heute noch und für die Zukunft zeitlich 
unbegrenzt deutsche Auslands- oder sonstige Vermögen zum Zwecke von Reparationen, Restitu¬ 
tionen oder aus anderen Kriegsgründen beschlagnahmen und sich aneignen dürfen und sogar das 



V Entwicklung der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lage 1999 - 2015 


321 


Recht haben, hierzu auch in Zukunft noch spezielle Abkommen zu treffen. In Artikel 1, Satz 1 
wird ausdrücklich festgeschrieben: „Die Bundesrepublik wird keine Einwendungen erheben ..." . 
Es ist wohl nicht davon auszugehen, dass es bei der Revision des Überleitungsvertrages einfach 
vergessen und übersehen wurde, solche Formulierungen zu streichen. 

Deutschland gilt völkerrechtlich nach der UTVO-Satzung als Feindstaat. Möglichkeiten bieten 
die nach wie vor gültigen , Feindstaatenklauseln ’ (Artikel 53 und 107) der UNO-Charta , die es den 
Siegern des Zweiten Weltkrieges bis heute erlauben, auch ohne Ermächtigung des Sicherheitsrates 
„Zwangsmaßnahmen“ gegen die Feindstaaten zu ergreifen, also gegen Deutschland. Es fragt sich 
an dieser Stelle, wann die Bundesrepublik die seit einem halben Jahrhundert überfällige Frie¬ 
densregelung denn endlich erhält? Wo sind hierzu die Vertragspartner für die deutsche Seite zu 
finden, wenn gemäß Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 31.7.1973 das Deutsche 
Reich 1945 nicht untergegangen und die Bundesrepublik Deutschland kein Rechtsnachfolger des 
Deutschen Reiches ist? In den Entscheidungsgründen des bis heute nicht aufgehobenen Urteils 
heißt es (2 BvF 1/73): 

„Das Grundgesetz - nicht nur eine These der Völkerrechtslehre und der Staatsrechtslehre! 

- geht davon aus, daß das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 überdauert hat und 
weder mit der Kapitulation noch durch Ausübung fremder Staatsgewalt in Deutschland 
durch die alliierten Okkupationsmächte noch später untergegangen ist; (...). Das Deutsche 
Reich existiert fort, besitzt nach wie vor Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat 
mangels Organisation, insbesondere mangels institutionalisierter Organe selbst nicht hand¬ 
lungsfähig. (...) Mit der Errichtung der BRD wurde nicht ein neuer westdeutscher Staat 
gegründet, sondern ein Teil Deutschlands neu organisiert. Die BRD ist also nicht Rechts¬ 
nachfolger’ des Deutschen Reiches (...). Sie beschränkt staatsrechtlich ihre Hoheitsgewalt 
auf den „Geltungsbereich des Grundgesetzes.“ 

Dieses Urteil gilt ganz unzweifelhaft auch für die BRD n a c h der Vereinigung von Mittel- und West¬ 
deutschland, weil der „Geltungsbereich des Grundgesetzes“ nicht das Deutsche Reich umfasst. 
Existiert das Deutsche Reich jedoch fort, ist auch seine Verfassung, die Reichsverfassung von 1919, 
nach wie vor gültig, wenn auch zur Zeit überlagert vom Grundgesetz, weil das Deutsche Reich nicht 
handlungsfähig ist. Es stellt sich die Frage, wer nunmehr völkerrechtlich befugt ist, den überfälligen 
Friedensvertrag für die deutsche Seite zu unterschreiben? Das Grundgesetz ,für - und nicht ,der 
Bundesrepublik Deutschland (sic) - so die offizielle Bezeichnung - ist keine Verfassung „def ‘ Bun¬ 
desrepublik, sondern ein Nachkriegsprovisorium, geschaffen unter der Oberhoheit der ehemaligen 
Siegerstaaten „für“ die Bundesrepublik Deutschland. Diesem fehlt die Zustimmung des deutschen 
Volkes und jedwede plebiszitären Elemente. Die grundlegende demokratische Forderung „Alle Staats 
gewalt geht vom Volke aus“ (Artikel 20, Abs. 2 GG) erschöpft sich in der Erlaubnis, alle vier bis fünf 
Jahre wählen zu dürfen, ohne damit Einfluss auf die durchgeführte Politik ausüben zu können. Das gilt 
insbesondere für existenzielle Fragen wie die Aufgabe von Hoheits- und Selbstbestimmungsrechten 
an die EU und andere Entscheidungen, bei denen der Mehrheitswille der Bürger übergangen wird. 
Folgerichtig stellen sich an dieser Stelle gewichtige Fragen: Wann entscheiden die deutschen Bundes¬ 
bürger nach Artikel 146 Grundgesetz über eine eigene Verfassung? Wann wird hie ur eine eutsc le 
Nationalversammlung einberufen? - Wäre dies nicht die vornehmste Aufgabe des über allen Parteien 
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6. Neueste Informationen 


stehenden Bundespräsidenten, endlich tätig zu werden? Artikel 146 des im Jahre 1949 unter westalli¬ 
ierter Oberhoheit für die Bundesrepublik geschaffene Grundgesetzes lautete bis zum Inkrafttreten des 
Einigungsvertrages am 31. Augustl990 wie folgt: „Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an 
dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung 
beschlossen worden ist.“ Mit Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt Teil II vom 23. September 1990, 
Seite 885 ff., wurde dieser Artikel wie folgt geändert: „Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der 
Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an 
dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen 
worden ist.“ Da jedoch die Einheit und Freiheit Deutschlands aber eben noch nicht vollendet worden 
ist, wie die aufgezeigten fortgeltenden Souveränitätsbeschränkungen beweisen, ergibt sich zum einen 
die staatsrechtliche Frage, ob und ab wann es denn überhaupt gilt und dann die bleibende Aufforde¬ 
rung an das deutsche Volk, in freier Entscheidung eine Verfassung zu beschließen, die allein die letzte, 
in freier Entscheidung gegebene Reichsverfassung von 1919 ablösen könnte. 


6. Neueste Informationen 

Minderheitenrechte sollen im Europaparlament auf die Tagesordnung. 21.05.2015. 

Sebastian Wladarz Unterausschuss für Minderheiten berät Straßburger Manifest 

Bundesgeschäftsführer Sebastian Wladarz hat als Vertreter der Landsmannschaft der Oberschle¬ 
sier erneut an der Sitzung des Unterausschusses des Europäischen Parlaments für nationale Min¬ 
derheiten teilgenommen. Hauptthema der Sitzung war das sogenannte „Straßburgers Manifest“. 
Der Unterausschuss strebt an, dass diese Erklärung zur Stärkung von Minderheitenrechten, ins¬ 
besondere auch der Sprachen vom Europäischen Parlament als Resolution verabschiedet wird. 

Bildung, Wirtschaft Begegnung und Gedenken. 20.05.2015 
Landsmannschaft und Helmut Nowak MdB auf Reisen durch Oberschlesien 

Deutschsprachige Bildung, Wirtschaft und Gedenken an 70 Jahre Flucht, Vertreibung und Depor¬ 
tation waren die Schwerpunkte der Delegationsreise der Landsmannschaft der Oberschlesier und 
Helmut Nowak MdB nach Oberschlesien. Daneben stand natürlich auch die persönliche Begeg¬ 
nung mit der Basis der deutschen Volksgruppe in Oberschlesien auf dem Programm. Es war die 
zweite Reise dieser Art. 

Klaus Plaszczek bleibt Bundesvorsitzender der Landsmannschaft der Oberschl esier e.V^_ 

18.05.2015 Vorstand erneut verjüngt 

Klaus Plaszczek bleibt Bundesvorsitzender der Landsmannschaft der Oberschlesier e.V. Die Bun¬ 
deshauptversammlung in Bochum bestätigte am vergangenen Wochenende den gebürtigen Hm 
denburger mit einer überwältigenden Mehrheit in seinem Amt. 
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Präsidentschaftswahl in Polen. 10.05.2015 

Die sechste Präsidentschaftswahl in Polen seit dem Beginn der Dritten Republik fand in ihrem 
ersten Wahlgang statt. Zur Wahl stellten sich neben dem amtierenden Präsidenten Bronislaw 
Komorowski (unterstützt von der liberal-konservativen Bürgerplattform) unter anderen der 
EU-Parlamentarier Andrzej Duda für die nationalkonservative Partei Recht und Gerechtigkeit und 
Pawel Kukiz als rechtspopulistischer, systemkritischer Einzelbewerber.Entgegen allen Umfragen 
erreichte Duda bei der ersten Runde mit 34,76 Prozent der Stimmen den ersten Platz vor Komo¬ 
rowski mit 33,77 Prozent; den dritten Platz erhielt mit unerwarteten 20,8 Prozent Kukiz. In der 
Stichwahl zwischen den beiden Erstplatzierten am 24. Mai 2015 setzte sich Duda mit 51,55 Pro¬ 
zent der Stimmen gegen Komorowski mit 48,45 Prozent durch und ist damit gewählter Präsident 
der Republik. Dies war der knappste Ausgang bei einer Präsidentenwahl in der Geschichte Polens. 
Duda soll am 6. August 2015 ins Amt eingefuhrt werden. 


Minderheitenrechte brauchen höchste Priorität. 03.05.2015. Sebastian Wladarz, 

Landsmannschaft der Oberschlesier Gast bei Sitzung im Europaparlament 

Als registrierte Nichtregierungsorganisation (NRO/NGO) hat die Landsmannschaft der Oberschle¬ 
sier am vergangenen Donnerstag an der Sitzung der Intergroup for Traditional Minorities (Unter¬ 
ausschuss für Minderheiten) des Europäischen Parlaments in Straßburg teilgenommen. Die Lands¬ 
mannschaft wird als ständiger Gast geladen und hat zum ersten Mal ein einer Sitzung teilgenommen. 


Plaszczek zur Europäischen Sprachencharta: Polnischer Staatenbericht ist ein Schr itt nach vorne, 
22.03.2015. Sebastian Wladarz. Ziele müssen durch proaktives Handeln des polnischen Staate s 
erreicht werden 

Die Landsmannschaft der Oberschlesier e.V. (Ratingen-Hösel) hat den zweiten polnischen Staa¬ 
tenbericht im Rahmen des Monitoring der Europäischen Sprachencharta als einen Schritt nach 
vorne bezeichnet, ln einer Pressemitteilung stellte Bundesvorsitzender Klaus Plaszczek fest, dass 
der „anderthalb Jahre überfällige Bericht“ an Struktur und Qualität gewonnen habe. 


Gemeinsam für eine Vereinfachung im Wahlrecht fü r Ausländsdeutsche, 15.11.2014, . 

S ebastian Wladarz. VdG und LdO werben im Bun Hcsinnenministerium 

Der Verband deutscher Gesellschaften in Polen (VdG) und die Landsmannschaft der Oberschlesier 
(LdO) haben gemeinsam für eine Vereinfachung des Wahlrechts für Ausländsdeutsche geworben. 
In einem Gespräch mit dem Parlamentarischen Staatssekretär, Prof Günter Krings, im Bundes 
nistrium des Innern in Berlin betonten die Verbände, die jetzege Regelung sei wenig pra 


EY P-Chef Weher- Dip Rntschaft ist angekommen“, 17.10.2014 , Sebastian Vi ladä E 
La ndsmannschaft Her Oherschlesi^ wirbt in Brüssel fii r mehr Minderheitenrechlc 


-Die Botschaft ist angekommen“, sagte der Fraktionsvorsitzende der Fraktion der Europäischen 
'olkspartei (EVP) nach dem Gespräch mit der Landsmannschaft der Oberschles.er e./. (LdO) in 
Brüssel. Zuvor hatte LdO-Bundesvorsitzender Klaus Plaszczek in einer etwa einstum ige 
edung für europaweit einheitliche Standards im Minderheitenrecht gewor 
^ Ue lle: www.oherschlesien.de 
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I. Ausgewählte Dokumente 

Memorandum des politischen USA-Beraters für Deutschland (Murphy) 

Berlin, October 12, 1945 

„The constant flow of thousands of dispossessed German refugees from the Eastem areas 
continues. Trudging along the highways, carrying their odds and ends of small personal 
belongings on their backs or on small carts and perambulators, the vast bulk of them 
women, children, old people, in all States of fatigue, exhaustion, and disease - they present 
a pitiful sight. Most of them have been driven off the land and out of the towns of Germany 
east of the Oder-Neisse line. 

... In viewing the despair and distress of these wretches, in smelling the odor of their filthy 
condition, the mind reverts instantly to Dachau and Buchenwald. Here is retribution on a 
large scale, but practiced not on the Parteibonzen , but on women and children, the poor, 
the infirm. The vast majority are women and children. Few able bodied German males in 
the age category from twenty to fifty years. This as the Department knows has been cont- 
inuing for weeks and, while lessening, the end does not seem to be yet. The United States 
does not control directly the Eastem Zone of Germany through with this helpless and 
bereft people march after eviction from their homes. The direct responsibility lies with the 
Provisional Polish Government... Recent Polish ... suffering at the hands of the Germans 
undoubtedly renders them callous to German suffering ... 

At Potsdam the three Governments agreed that the transfer of populations should be 
conducted in an orderly and humane manner, and that Poland ... should be requested to 
suspend temporarily evictions of Germans. Despite official assurances, evidence seems 
to show that little regard has been paid to either point, especially to Poland. Ambassador 
Lane feels that Soviet Russia should be in a position to put an end to such evictions ... As 
helpless the United States may be to arrest a cruel and inhumane process which is conti- 
nuing, it would seem that our Government could and should make its attitude as expressed 
at Potsdam unmistakably clear.“ 
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Ausgewählte Dokumente 


Interne Notiz des Leiters der Deutschland-Abteilung im Foreign Office, John Troutbeck, 
8. September 1945: 


- Faksimile - 

„The Situation undoubtedly is very terrible, but we are real ly powerless to do anything 
very much about it. We did what we could at Potsdam to suspend further expulsions and 
are renewing our efforts in that direction ... In fact I fear that the Situation of these expelled 
Germans is practically irremediable.“ 

Notiz von Sir Orme Sargent im Foreign Office über das Umsiedlungsprogramm des Kon - 
trollrats, 20. November 1945 : 

„Just as we were deceived at Potsdam by the Russians saving that there were only VA mil- 
lion Germans left east of the Oder and Neisse, so we shall now, I suspect, find that there 
are still considerably more than VA million budged for by the Control Commission, even 
assuming that as many as 5 million have already been driven into Germany. 

How it is supposed that present-day Germany is going to absorb this starving population 
of anything up to 14 millions passes my comprehension. 

Quelle: Alfred M. de Zayas, „Die Anglo-Amerikaner und die Vertreibung der Deutschen“, 6. erw. 
Aufl., München 1981, S. 259 - 264. 
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Schlesien, Dezember 1985 

Beschluß 

Im Zusammenhang mit den durch die polnischen Behörden gefüllten 
negativen Entscheidungen bezüglich der gesetzmäßigen Registrierung 
n Deutscher Verbände in Schlesien " und somit auch ihr Bestehen und 
Wirken - die Entscheidungen für die: 

1. initiative Grupoe in Vodzislaw sind enthalten in Schreiben: 

- nr.SA 1-6015/74/84 des Woiwodschaftsamtes in Katowice vom 18.12.1984, 

- nr.D.725/S/VTII/84 des Innenministeriums in Warszawa vom 20.02.1985, 

- nr.D.725/S/VIII/84 des Sozial-Administrativen Departamentes beim 

T nnenministerium in Warszawa vom 18.07.1985 

2. initiative Grutroe in Kedzierzyn-Kozle sind enthalten in Schreiben: 

- nr.SA-TTI-6015-27/85 des V.’oiwodschaftsamtes in Onole vom 26.06.1985, 

- nr.D.412/S/VJIT d/85 des Innenministeriums in 'Warszawa vom 1.08.1985, 

- nr.D.748/S/VTH d/85 des Sozial-Administrativen Departamentes beim 

Innenministerium in Warszawa vom 1.12.1985 

3. initiative Gruooe in Rybnik sind enthalten in Schreiben: 

- nr.SA.1-6015/34/85 des Woiwodschaftsamtes in Katowice vom 27.07.1985, 

* nr.L.421/S/VIII d/85 des Innenministeriums in Warszawa vom 6.09.1985 

4. initiative Gruope in Zdzieszowice sind enthalten in Schreiben: 

- nr.SA-IIT-6015-40/85 d^s Woiwocschaftsamtes in ODole vom 5.11.1985, 

* nr.D.674/S/VT T 'f/85 des Innenministeriums in Warszawa vom 16.12.1985, 
und auch den ablehnenden Stellungender Paßämter in Angelegenheiten der 
Ausreisegenehmigungen in die Bundesrepublik Deutschland von Familien 
oder Personen deutscher nationalität, wurde beschlossen unter der Bezei¬ 
chnung " Deutscher Fr eundschaftskr eis in Schlesien " , Bürger deutscher 
nationalität in unbegrenzter Zahl zum Zusammenwirken zu berufen. 

Diese Struktur wird keine Registrierung bei polnischen Behörden 
benötigen da sie von Grund aus der wesentlichen Eigenschaften einer 
" Genossenschaft 11 , 11 Vereines " , oder " Verbandes M entledigt ist. 

Das Wirkungswesen dieser Struktur wird das Einwirken sein gegen alle 
ungünstigen Erscheinungen, die die deutsche nationale hinderheit in der 
V.R.Polen betreffen. 

Als Hauptaufgabe dieses entstandenen 11 Deutschen Freundschaftskreises 
in Schlesien " gilt das Wirken gegen den Schwund des nationalen Bewußtseins, 
sein Anregen und Entfalten unter den Zugehörigen zum deutschen Volk. 


DOKUMENT SJ/4GMO 

2 5, MRZ. ^86 

VORGANG: ..- 


Der Bereich des Zusammenwirkens, die Kittel und Verfahren durch welcne 
die Mitglieder dieser deutschen Kinderheitstruktur ihr Ziel anstreben 
w er4en, wird die Sammlung eigener koordinierter Inventionen aller hitglie- 
der^Freujidschaftskreises werden. 





■ 













328 


Ausgewählte Dokumente 


2 


Die Tätigkeit des " Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien " 
beginnt nach unterzeichnen dieses Beschlusses durch Vertreter der ein¬ 
zelnen Gründergruppen von Deutschen Verbänden, deren Registrierung die 
Dolnischen Behörden leider ab^elehnt haben. 

Zur Kenntnisnahme: 

1. Rotschaft der 3.R.T). in Warschau 

2. Bundestagabgeordnete Herr Claus Jäcer KdB 

3. Bundestagabgeordnete Herr Dr. u erbert Hupka 

4. A.R.D. in Warschau 

5. n deutscher Freundeskreis " in Bonn. 

6. Bundestagabgeordnete u err Dr.Helmut Sauer 





DOKUMENT SJ/AGMO 

2 5. MRZ. 1586 





VORGANG: 


Ob Kit IT du 
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AGMOe V 


£2ü° ARCHIV ♦♦ Presse - Dokumentation 

G«e.,cha« zu, Unlestutzung *» Deutsch«, • ,, ,. . 


Frankfurter Allgemeine Zeitung 14.1.88 


In Warschau Petition an Genscher übergeben 

l „Menschenrechte der Deutschen in Polen“ 


Während des Besuchs Außenminister 
Genschers in Polen bat eine Abordnung 
der „Deutschen Freundschaftskreise“ - 
das und Gruppen, die sich aus Deut¬ 
schen, die in den ehemaligen Ostgebie¬ 
ten. vorwiegend in Oberschlesicn, leben, 
zusammensetz« - am Dienstag m War¬ 
schau dem Minister eine Petition über¬ 
geben Die Petition trägt den Titel 
„Menschenrechte der Deutschen in der 
Volksrepublik Polen”. Sie wurde der 
| Bonner Redaktion dieser Zeitung durch 
die „Arbeitsgemeinschaft Menschen¬ 
rechtsverletzungen ui Ostdeutschland“ 
der „Schlesischen Jugend” bekanntge 
macht. (F.A.Z.) 

„Die weltweite .Deklaration des Tier 
schutzes'. weiche 1978 durch die Unesco 
herausgegeben wurde, ist kein Rechts¬ 
akt, sondern nur humanitärer Axt und 
muß nicht von den Staaten eingehalten 
werden In dieser .Deklaration' heißt es 
unter anderem: 

Axt. 1 - Alle Tiere kommen 

gleichberechtigt zur Welt und haben 
somit die gleichen Rechte zur Existenz. 

Art. 2c - Jedes Tier darf mit Recht 
von Menschen Schonung. Fürsorge und 
Schutz verlangen 

Art 14a - Die Tierschutzvereine sol¬ 
len ihre Vertreter in Regierungskreisec 
haben. 

Art. 14b - Tienrcbte sollten amtlich 
geschützt sein so wie die Menschenrechte. 

Und wk siebt es mit den Menschen¬ 
rechten für uns Deutsche in der VR 
Polen aus, die immer wieder ihre 
Demokratie hervorbebt? Unser Leben 
verläuft in der stetigen Gewiß bol, dafl 
die Theorie von der Praxis weit absteht. 

Es wurde zwar 1970 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
VR Polen an Abkommen getroffen, am 
16. 12 1966 der internationale Pakt für 
bürgerliche und politische Rechte unter¬ 
zeichnet und am 3.3. 1977 durch die VR 
Polen ratifiziert ln der KSZE-Schlußak¬ 
te von Helsinki vom 1. 3. 1975 hat »ch 
die VR Polen bereit erklärt. Verpflich¬ 
tungen auf dem Gebiet der Menschen¬ 
rechte und Gnindfrabatcn zu erfüllen 
Auch die polnische Verfassung sichert in 
An. 67 und Art 81 allen Bürgern unab¬ 
hängig von Geschlecht, Abstammung, 
Nationalität, Rasse, Glaubensbekennt¬ 
nis i?i>d sozialer Herkunft gleiche Rechte 
zu und Kilt es für strafbar, wenn dieses 
nicht geschieht. Demnach stehen auch 
uns diese Rechte zu. 

De Wirklichkeit sicht jedoch ganz 
anders au* Born Studium der oben 
angeführt« Rechtsakte hat man da* 
Gefühl, als ob die deutsche Fassung von 
der polnisch« grundverschieden ist- 


Wir aber möchten, daß den Worten 
Taten folg« und wir nicht bei der 
Berufung auf unsere verbneflichten 
Rechte Schikanen aus gesetzt werden wie 
bisher 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 
an großer Teü der deutschen Bevölke¬ 
rung zwangsweise aus gesiedelt In Kir¬ 
chen, Schulen, nn öffentlichen Leben 
und sogar im Familienkreis war dir 
deutsche Sprache verbot«. Den Deut¬ 
sch« wurde oftmals die polnische 
Staatsangehöngkat aufgezwungen. Vor- 
und Zunamen zwangsweise geändert 
oder der« Schreibweise polemisiert 
Denkmäler mit deutsch« Aufschrift« 
auf den Friedhöfen dewasbert (zerstört 
die Redaktion). In den Massenmedien 
erfolgte eine planmäßige antideutsche 
Hetzpropaganda, die auch bis heute 
noch betrieben wird. 

Die Heimat wurde uns Deutsch« 
hier entfremdet, und da keine Aussicht 
auf eine Änderung bestand, ratschied« 
steh viele zur Übersiedlung in die 
Bundesrepublik Deutschland 
Obwohl die VR Polen durch Unter¬ 
zeichnung des deutsch-polnisch« Ab¬ 
kommens von 1970 versicherte, daß die 
Familienzusamm«fühning ohne zeitli¬ 
che Begrenzung fortgesetzt und auf 
Ausreisegenehmigungen für Personen 
die in der Bundesrepublik Deutschland 
keine näheren Verwandt« haben, aber 
unbestreitbar deutscher VoUtszugehöng 
ket sind, erweitert wird, wurden Ausrei¬ 
se willige bo aner AntragsteUung^ zur 
Ausnase weiterhin schikaniert Kündi¬ 
gung des Arbeitsplatzes, Rückstufung in 
bw minderbezahlte Steilung, jahrelange 
Sperrung von Gehaltserhöhung« und 
Veranlassung zur Selbstkündigung wa 
ren an der Tagesordnung Manche 
unserer Freunde, die bisher für ihre 
vorbüdJ&cbe Arbeit Anerkennung, Lob 
nrwH Auszochnungm erhielten, wurden 
gleichfalls von Srund in, wo dn 
Ausreiseantrag gestellt wurde, den glei¬ 
ch« Schikanen ausgesetzt Einzelne 
Behörden, Betriebe oder Partasteflen 
versuchten., Deutsche durch Verspre¬ 
chung« von einer Ausreise aus Polen 
abzuhalten. 

Es ist zwar verständlich wenn z. B 
dazumal in Betrieb« mit ca. 3500 Mann 
Belegschaft 3000 davon Anuagsreüei 
iUfi d« Ausras« Einhalt 
gebot« wurde 

Eui Ted der Ausrasefreudigen ver¬ 
achtete inzwischen auf die Ausfahrt aus 
verschieden« Grund«, der andere 
bekam mit dm Jahren die Genehmigung 
rur Ausfahrt, und wir kämpf« bis heute 
noch um ac 


■ 
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Bcuthen, Hindcnburg, Glciwitz, Ratibor, Kattowitz 


Sai der Unterzeichnung des deutsch- 
polnischen Vertrages im Jahre 1970 sind 
bereits 17 Jahre verstrichen, und nichts 
hat sich in unserer Angelegenheit geän¬ 
dert Antragsteller, die ihre deutsche 
Nationalität unterstreichen, erhalten 
weiterhin Absagen mit der Begründung, 
sie würden unbedingt zur Verteidigung 
der VR Polen und zur normalen 
Funktion der polnischen Wirtschaft 
gebraucht. Diese Begründung wird 
gleichfalls ohne Skrupel für langjährige 
Rentner und Invaliden angewandt. Der 
wahre Grund für diese Absagen hat 
jedoch einen anderen Aspeki. Fast alle 
Ausreiscwilligen bekunden tn ihren An¬ 
tragsformularen ihre deutsche Volkszu¬ 
gehörigkeit. und somit wird die durch 42 
Jahre aufrechterhaltene Behauptung ,ln 
Polen gibt es keine Deutschen mehr', als 
Lüge gestraft. 

Auch Besuchsreisen in die Bundesrepu¬ 
blik sind einem großen Teil unserer Leute 
versagt. offiziell mit obengenannter Be¬ 
gründung, inoffiziell aber, weil sie sich 
um die Ausfahrt für immer bemühen 

Unsere Jugend darf nicht ihre deut¬ 
sche Volkszugehörigkeit angeben, die sic 
doch von ihren Vorfahren geerbt hat, da 
sie in Polen geboren ist. Trotzdem ist ihr 
oftmals der Zutritt in eine Mittel- oder 
höhere Schule versagt Sie ist militär¬ 
pflichtig. aber zur Abschreckung nur für 
Dienstleistungen in Arbeits- und Straf¬ 
kompanien bestimmt 

Wenn die VR Polen nach 17 Jahren, 
die seil der Unterzeichnung des deutsch- 
polnischen Vertrages vergangen sind, 
ihre Absagen weiterhin mit An. 4, 
Abs 2, Pkt 2 motiviert, so finden wir, 
daß dies an Fehlgriff ist. In diesen 
Jahren ist eine neue polnische Genera¬ 
tion herangewachsen, die es sich als 
Ehre anrechnen sollte, für ihr Vaterland 
zu arbeiten und, wenn nötig, es zu 
schützen Dagegen erhalten gerade diese 
jungen Kräfte mit ihren ganzen Fami¬ 
lien ohne Schwierigkeiten Reisepässe 
und setzen sich im Ausland als „Asylan¬ 
ten“ fest. Auch die Bundesrepublik kann 
wohl von diesem Problem erzählen 

In einer Pressekonferenz hat der 
Regierungssprecher, Minister J Urban 
noch eine größere Liberalisierung der 
polnischen Pa0Verordnungen ar.gesagt, 
die uns weiterhin nicht betnfft 

Da wir weder von der Bundesrepublik 
noch von seiten der Menschenrechtsor- 
gamsationen konkrete Hilfe erhielten, 
versuchten vier Initiativgruppen in 
Schlesien bereits in den Jahren 1984 bis 
1985 die Gründung einer deutschen 
Minderheit in Polen Dieser Antrag und 
auch spätere zur Legalisierung der 
deutschen Minderheit wurden durch 
polnische Behörden abgelehnt; desglei¬ 
chen ins Innenministenum emgereichte 
Widersprüche mit der Begründung: 

I. Sündig anwachsender Revisionis¬ 
mus in der Bundesrepublik Deutschland, 

2 eine deutsche Minderhat in Polen 
könnte Proteste der polnischen Bevölke¬ 
rung Hervorrufen; 

3. die Tätigkeit der Minderheit könn¬ 
te eine Bedrohung der Ruhe und 
öffentlichen Ordnung in der VR Polen 
san. 


4 Verbindung mit revisionistischen, 
annpolnischen Kreisen in der Bundcsre 
publik 

Nachdem auch weitere Versuche zur 
Gründung einer deutschen Minderheit 
ergebnislos waren, fand im Dezember 
1985 eine Vereinigung der 4 Initiativ¬ 
gruppen aus Odenal (Zdzieszow'ice). 
Heydebreck (Kcdzierzyn-Kozle). Loslau 
(Wodnslaw) und Rybnik statt Es 
wurde beschlossen, den .Deutschen 
Freundschaftskreis in Schlesien’ ms 
Leben zu rufen, der bis zur Anerken¬ 
nung der deutschen Minderheit in Polen 
ihr Sprecher sein wird 

Der .Deutsche Freundschaftskreis' ist 
weder ein Verein noch ein Verband, 
wirkt nur auf freundschaftlicher Basis 
und bedarf somit keiner Anerkennung 
durch polnische Behörden Er hat sich 
folgende Aufgaben gestellt: 

1 - Vertretung der Interessen aller 
Deutschen in Schlesien, 

2 - Pflege der Muttersprache und 
deutscher Kultur, 

3 - Enge Zusammenarbeit aller Orts¬ 
gruppen, 

4 - Freier Kontakt der hierbleiben- 
den Deutschen mit der Bundesrepublik 
Deutschland 

Zur Zeit zählt der Deutsche Freund- 
schaftskreis 500 Mitglieder, welche in 
den Ortsgruppen Odenal (Zdzieszcwi- 
ce), Heydebreck (Kpdaerzyn-Kozle). 
Bcuthen (Bytom), Hindenburg (Zabrze). 
Gleiwitz (Gliwice), Ratibor (Raciborz) 
und Kattowitz (Katowice) vereinigt 
sind 

Unsere Tätigkeit wird eifng vom 
polnischen Sicherheitsdienst kontrol¬ 
liert Verhöre unserer Mitglieder und 
Aufforderung zur Zusammenarbeit sind 
an der Tagesordnung. Mit Drohungen 
und Einschüchterungen will man den 
Beitritt zum DFK beschränken, was 
auch oft gelingt. Viele der hier wohnen¬ 
den Deutschen haben noch die Jahre 
nach dem Zweiten Weltkrieg in Erinne¬ 
rung und am eigenen Leibe erfahren, 
was es heißt, sich zum Deutschtum zu 
bekennen Ohne Unterstützung der 
Bundesregierung dürfen wir somit nicht 
auf ein schnelles Anwachsen der Mit¬ 
glieder rechnen 

Dieses Jahr wurde eir. erneuter Ver¬ 
such zur Anerkennung einer deutschen 
Minderheit unternommen. Die Einlage 
wurde in zwei gleichlautenden Schreiben 
in territorialer Zugehörigkeit der Orts¬ 
gruppen an die Woiwodschaft Oppeln 
(am 9 9.1987) und Kattowiz (am 
19. 10. 1987) eingereicht, welche gleich¬ 
falls abschlägig behandelt wurde. 

Als Begründung der Ablehnung wur¬ 
de angeführt, daß die Initiatoren zur 
Gründung einer deutschen Minderheit 
in Polen in ihrer Satzung sich als Ziel 
setzten, die in Oberschlesien wohnende 
deutsche Bevölkerung kulturell zu be¬ 
treuen. Somit würden revisionistische 
und polenfeindliche Kreise in der Bun¬ 
desrepublik in der Feststellung unter¬ 
stützt, in Polen befinde sich noch eine 
deutsche Mmderhat. 

Das polnische Innenministerium wies 
unseren Widerspruch mit der gleichen 
Begründung zurück “ 
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FhZ 13.1.68 


Welcher Text wurde in 
Wirschau übergeben? 

FA Z. BONN, 14. Januar Ein« Abord¬ 
nung der „Deutschen Freundschaftskreise" 
aus Oberschlesien hat Bundcsauöenmmi- 
sier Genscher bei dessen Besuch in War¬ 
schau am Dienstag eine Petition Obergeben 
Das Auswärtige Amt teilte am Donnerstag 
mit. dabei habe es sich um einen kurzen 
Text gehandelt, in dem Genscher ersucht 
worden sei. sich für die Volksdeutschen 
hinsichtlich ihrer sprachlichen und kulturel¬ 
len Belange und für die Wünsche nach 
Ausreisegenehmigungen emzusetzen. Es ha¬ 
be sich um ein freundliches, herzliches Ge¬ 
spräch mit den zwölf Besuchern gehandelt 
Indessen sei der übergebene Text nicht 
identisch gewesen mit der längeren Petition, 
die am Donnerstag in dieser Zeitung abge¬ 
druckt worden sei Die „Arbeitsgemein¬ 
schaft Mcnschenrrx'htsverletrungen in Ost¬ 
deutschland“ in der „Schlesischen Jugend“ 
hatte dieser Zeitung den Text als denjeni¬ 
gen übermittelt, der dem Minister am 
Dienstag in Warschau übergeben worden 
sei Dazu sagte der Leiter der Arbeitsge¬ 
meinschaft, Oprzondck, dieser Zeitung, er 
habe vorausgesetzt, daß dieser Wortlaut 
Genscher überreicht worden sei, weil 
Angehörige der „Freundschaflskreise“ das 
Papier Ende Dezember persönlich Vertre¬ 
tern der Arbeitsgemeinschaft bei einer 
Begegnung in Bcuthen mit dem Hinweis in 
die Hand gegeben hätten, falls ein Treffen 
der Abordnung mit Genscher in Warschau 
zustande komme, würde ihm der Text als 
Bestandteil einer Petition übergeben 
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Polnische Propagandakarte vom August 1939 zeigt unverhüllt polnische Wünsch e und Ziele: 

Die Zeichenerklärung folgender Karte lautet in sinngemäßer Übersetzung: 

• Gebiete mit polnischer Mehrheit (dunkelrot) 

• Gebiete mit polnischer Minderheit (hellrot) 

• Geplante Grenze der Ausdehnung des polnischen Staates (dicke rote Linie) 
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Regierungsentwurf für die Neugliederung der Wojewodschaften in Polen 
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Neugliederung der Wojewodschaften (Bezirke) in Polen (zum 1.1.1999) 
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Reichsminister des Auswärtigen des Deutschen Reiches 1919 -1945 


Name 

Amtszeit (Beginn) 

Amtszeit (Ende) 

Partei 

Ulrich von Brockdorff-Rantzau 

13. Feb. 1919 

21. Juni 1919 

- 

Hermann Müller 

21. Juni 1919 

26. März 1920 

SPD 

Adolf Köster 

10. Apr. 1920 

08. Juni 1920 

SPD 

Walter Simons 

25. Juni 1920 

04. Mai 1921 

- 

Friedrich Rosen 

10. Mai 1921 

22. Okt. 1921 

- 

Joseph Wirth 

26. Okt. 1921 

31. Jan. 1922 

Zentrum 

Walther Rathenau 

01. Feb. 1922 

21. Juni 1922 

DDP 

Joseph Wirth 

21. Juni 1922 

14. Nov. 1922 

Zentrum 

Friedrich von Rosenberg 

22. Nov.1922 

11. Aug. 1923 

- 

Gustav Stresemann 

13. Aug. 1923 

03. Okt. 1929 

DVP 

Julius Curtius 

04. Okt. 1929 

09. Okt. 1931 

DVP 

Heinrich Brüning 

09. Okt. 1931 

30. Mai 1932 

Zentrum 

Konstantin Freiherr von Neurath 

01. Juni 1932 

30. Jan. 1933 

- 

Reichsminister des Auswärtigen des Deutschen Reiches (Drittes Reich 1933 - 

1945) 

Name 

Amtszeit (Beginn) 

Amtszeit (Ende) 

Partei 

Konstantin Freiherr von Neurath 

30. Jan. 1933 

04. Feb. 1938 

NSDAP 

Joachim von Ribbentrop 

04. Feb. 1938 

30. Apr. 1945 

NSDAP 

Johann Ludwig Graf Schwerin 
von Krosigk 

02. Mai 1945 

23. Mai 1945 

- 
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Bundeskanzler und Kabinette ab 1949 


Willy Brandt 
1969- 1974 

Angela Merkel 
ab 2005 


Die Bundesregierungen der Bundesrepublik Deutschland seit 1949 

Bundeskanzler Konrad Adenauer, Koalitionen unter Führung der CDU/CSU: 

1949 - 1953 zusammen mit FDP und DP 1956 - 1957 mit FVP und DP 

1953 - 1955 zusammen mit FDP, DP 1957 - 1960 zusammen mit der DP 

und GB/BHE 1960- 1961 als Alleinregierung, ab 

1955- 1956 mit FDP und DP 1961 zusammen mit der FDP 


Konrad Adenauer 
1949- 1963 


Ludwig Erhard 
1963- 1966 


Kurt G. Kiesinger 
1966- 1969 



Helmut Schmidt 
1974- 1982 


Helmut Kohl 
1982 - 1998 


Gerhard Schröder 
1998- 2005 
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Bundeskanzler Ludwig Erhard (Schwarz-Gelbe Koalition; im Kabinett Erhard II 
am Schluss für kurze Zeit eine Minderheitsregierung von CDU/CSU): 


1963 bis 1965 Kabinett Erhard I 1965 bis 1966 Kabinett Erhard II 


Bundeskanzler Kurt Kiesinger (Große Koalition): 


1966 bis 1969 Kabinett Kiesinger 


Bundeskanzler Willy Brandt (Sozialliberale Koalition): 


1969 bis 1972 Kabinett Brandt I 1972 bis 1974 Kabinett Brandt II 


Bundeskanzler Helmut Schmidt (Sozialliberale Koalition; im Kabinett Schmidt III 
während der letzten zwei Wochen eine Minderheitenregierung der SPD): 


1974 bis 1976 Kabinett Schmidt I 1980 bis 1982 Kabinett Schmidt III 

1976 bis 1980 Kabinett Schmidt II 


Bundeskanzler Helmut Kohl (Schwarz-Gelbe Koalition; im Kabinett Kohl III ab 3. 
Oktober 1990 um die DSU erweitert: 


1982 bis 1983 Kabinett Kohl I 1991 bis 1994 Kabinett Kohl IV 

1983 bis 1987 Kabinett Kohl II 1994 bis 1998 Kabinett Kohl V 
1987 bis 1991 Kabinett Kohl III 


Bundeskanzler Gerhard Schröder (Rot-Grüne Koalition) 


1998 bis 2002 Kabinett Schröder I 2002 bis 2005 Kabinett Schröder II 


Bundeskanzlerin Angela Merkel (2005 bis 2009 und ab 2013 Große Koalition, 2009 
bis 2013 Schwarz-Gelbe Koalition): 


2005 bis 2009 Kabinett Merkel I 
2009 bis 2013 Kabinett Merkel II 


seit 2013 Kabinett Merkel III 
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Deutsche Außenminister seit 1951 


Name 

Konrad Adenauer 
Heinrich von Brentano 
Gerhard Schröder 
Willy Brandt 
Walter Scheel 
Hans-Dietrich Genscher 
Helmut Schmidt 
Hans-Dietrich Genscher 
Klaus Kinkel 
Joschka Fischer 
Frank-Walter Steinmeier 
Guido Westerwelle 
Frank-Walter Steinmeier 


Amtszeit (Beginn) 

15. März 1951 
06. Juni 1955 
14. Nov. 1961 
01. Dez. 1966 
22. Okt. 1969 

16. Mai 1974 

17. Sept. 1982 
01. Okt. 1982 

18. Mai 1992 

27. Okt. 1998 
22. Nov. 2005 

28. Okt. 2009 
17. Dez. 2013 


Amtszeit (Ende) 

Partei 

06. Juni 1955 

CDU 

30. Okt. 1961 

CDU 

30. Nov. 1966 

CDU 

21. Okt. 1969 

SPD 

16. Mai 1974 

FDP 

17. Sept. 1982 

FDP 

01. Okt. 1982 

SPD 

17. Mai 1992 

FDP 

26. Okt. 1998 

FDP 

22. Nov. 2005 

Grüne 

28. Okt. 2009 

SPD 

17. Dez. 2013 

FDP 

amtierend 

SPD 
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Zeittafel 


Zeittafel 


ca. 4200 v. Chr. 

Erste bäuerliche Bevölkerung 

ca. 2000 v. Chr. - 

Chr. 

Marschwitzer Kultur (auch als Streitaxt- oder Becher-Kultur 1800 v. 
bezeichnet). 

18.- 13. Jhdt. v. Chr. 

Aunjitzer-Kultur in Mittelschlesien, Schwarmitzer-Kultur in Nord¬ 
schlesien, Trzciniec-Kultur im östlichen Schlesien. 

700 - 500 v. Chr. 

Deutlicher Anstieg der Bevölkerung, starker zivilisatorischer Auf¬ 
schwung. 

300 v. Chr. 

Einwanderung der Kelten nach Mittelschlesien und das spätere Ober¬ 
schlesien. 

100 v. Chr. 

Verdrängung bzw. Assimilierung der Kelten durch die Przeworseker 

Kultur (wahrscheinlich Wandalen aus Nordjütland und Mittelschwe¬ 
den, auch als Lugier und Wandilier bezeichnet). 

375 

Hunneneinfall und Auswanderung der Silingen und Hasdinger nach 

Westeuropa. 

906 

Zusammenbruch des Großmährischen Reiches. 

ca. 960 

Besetzung des Gebietes der Dedosizen durch Dago-Mesiko. 

966 

Herzog Mesiko, der erste geschichtliche Herrscher Polens, nimmt den 
christlichen Glauben an; damit beginnt die Christianisierung Polens. 

1000 

Pilgerfahrt Ottos III. zum Grab des Heiligen Adalbert, Errichtung des 

Erzbistums Gnesen. 

1000- 1200 

Verbindung der Piastendynastie mit deutschen Adelsgeschlechtem. 

Ansiedlung von deutschen Siedlern und Rittern im Norden des Landes 
und in Schlesien. 

1226 

Herzog Konrad von Masowien bittet die deutschen Kreuzritter um 

Hilfe im Kampf gegen die Pruzzen. Damit Etablierung der Herrschaft 
des Deutschen Ordens. 

1241 

Sieg der Mongolen bei Liegnitz über ein Heer von deutschen und 
polnischen Ordensrittern. Herzog Heinrich II. von Schlesien, Sohn der 
hlg. Hedwig von Andechs fallt. 

1308 

In Pommerellen setzt sich der Deutsche Orden durch. 

1331 - 1370 

Regierungszeit Kazimierz III.: Aufblühen des neuen polnischen Staa¬ 
tes. In der Außenpolitik zielt Kazimierz Politik auf Verzicht von terri- 
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tonalen Ansprüchen im Westen zugunsten einer Expansion im Osten 
(Wolhynien). Mit Kazimierz Tod erlischt die Dynastie der Piasten. 

1335 Abschluss des Vertrages von Trentschin: Verzicht des Anspruches auf 

die schlesischen Gebiete durch poln. König Kasimir III., d.h. Verzicht 
auf Schlesien, das an Böhmen geht. 

1339 König Karl IV. (später Kaiser) gewinnt Schlesien, 1369 endgültig fiir 

Böhmen und das Heilige Römische Reich Deutscher Nation. 

1372 Bestätigung des Vertrages durch Ludwig von Ungarn für sich und 

seine Erben. 

1410 Schlacht bei Tannenberg (polnisch Grunwald) mit dem Sieg der Polen 

und Litauer über den Deutschen Ritterorden. 

1419 - 1436 Hussitenkriege; Verwüstung ganzer Landstriche, Verödung deutscher 

Städte und Dörfer. 

Zweite Hälfte 15. Jhdt. Hohe wirtschaftliche, kulturelle und politische Blüte, das Goldene 
Zeitalter Polens, mit u. 16. Jhdt. einer Ausdehnunvon der Ostsee bis 
zum russischen Smolensk, teilweise bis zum Schwarzen Meer, mit ca. 
8 Mio. Einwohnern. 

1454 Aufstand der Stände Preußens gegen den Deutschen Orden, Übertra¬ 

gung der Landesherrschaft an den polnischen König. 

1525 Der Hochmeister des Deutschen Ordens leistet den Lehnseid vor dem 
polnischen König, um sich einen Verbündeten gegen die Großmächte 
Russland und Schweden zu verschaffen. 

1526 Tod von König Ludwig II. von Böhmen und Ungarn: Eintreten des 
vertraglich abgesicherten Erbfalles zugunsten des österreichischen 
Erzherzogs Ferdinand und späteren Kaiser Ferdinand L; es folgt eine 
200-jährige Friedenszeit, unterbrochen durch den Dreißigjährigen 
Krieg. 

1573 Beginn des Wahlkönigtums in Polen. Nacheinander werden ein Fran¬ 

zose, ein Deutscher, ein Ungar und ein Schwede zum König gewählt. 

1618 - 1648 Dreißigjähriger Krieg. 

1707 Altranstädter Konvention: Der schwedische König Karl XII. zwingt 

Kaiser Josef I. zu weitreichenden Zugeständnissen gegenüber den 
Protestanten. 

1740 Der preußische König Friedrich II. (der Große) fällt in das Oderland 

ein und macht seine Rechtsansprüche geltend. 
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1742 Friedensschluss zu Berlin; Beendigung des Ersten Schlesischen Krieges. 

1744 - 1745 Zweiter Schlesischer Krieg : Dieser ist einerseits Teil des Österreichi¬ 

schen Erbfolgekrieges, anderseits ein zwischen Preußen und Öster¬ 
reich geführter Krieg um die Vorherrschaft in Schlesien. Der preußi¬ 
sche König Friedrich II. hat sich zur damaligen Zeit mit Frankreich 
verbündet. Österreich bildete zusammen mit Sachsen, Großbritannien 
und den Niederlanden eine Allianz. 

1756 - 1763 Dritter Schlesischer Krieg (auch „Siebenjähriger“ genannt): hier 

kämpfen mit Preußen und Großbritannien / Kurhannover auf der einen 
und der kaiserlichen österreichischen Habsburger monarchie sowie 
dem Heiligen Römischen Reich auf der anderen Seite alle europäi¬ 
schen Großmächte jener Zeit. Auch mittlere und kleine Staaten sind an 
den Auseinandersetzungen beteiligt. 

1772 Erste Polnische Teilung : Ausnutzung der innenpolnischen Konflikte 

durch Russland, Österreich und Preußen. Polen verliert ein Drittel 
seines Gebiets: Westpreußen an Preußen, Galizien an Österreich, 
Weißrussland an Russland. 

1793 Zweite Polnische Teilung : Die Sejm-Abgeordneten werden gezwun¬ 

gen, die Hälfte des polnischen Reiches an die Teilungsmächte Russ¬ 
land und Preußen abzutreten (Russland: Teile Weißrusslands und der 
Ukraine, Preußen: Danzig, Thom, Teile Masowiens und Großpolens). 
Aus diesem Grund kam es zu dem Aufstand, angeführt von Tadeusz 
Kosciuszko, der bis heute als Held von den Polen verehrt wird. 

1795 Dritte Teilung Polens : Aufteilung des Restgebiets unter den drei 

Teilungsmächten (Russland: Kurland, Litauen und Gebiete mit sog. 
ostslawischer Bevölkerung, Preußen: Masowien, Bialystok, Suwalki, 
Österreich: Südliches Masowien und restl. Kleinpolen); Warschau 
bleibt bis 1806 preußisch. 

1807 - 1815 Bildung des Herzogtums Warschau durch Napoleon. 

1815 Wiener Kongress: Polen wird zwischen Preußen, Rußland und 

Österreich aufgeteilt. Schaffung eines „Königreichs Polen“ (auch 
„Kongresspolen“) aus dem Herzogtum Warschau in Personalunion 
mit Russland, d. h. der russische Zar ist gleichzeitig polnischer König. 
Zusicherung der Einheit der polnischen Nation durch Sprache und 
freiem Verkehr. Der Westteil des Landes geht als Großherzogtum 
Posen zu Preußen, Galizien bleibt bei Österreich, Krakau wird „freie 
Stadt“. Einführung einer Verwaltungsreform für das Königreich. 
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Ab 1866 

Gründung der ersten Parteien. 

1870 

Deutsche Schlesier kämpfen im deutsch-französischem Krieg 
zusammen mit Polen für den Sieg Deutschlands: Beginn des sog. 
Kulturkampfes aufgrund eines Streits zwischen dem protestantisch 
geprägten Staat und der katholischen Kirche. 

1871 

Gründung der ,Altkatholischen Kirche’. 

1887 

Die führenden Männer des polnischen Aufstandes von 1863 gründen 
in der Schweiz die geheime Verbindung Liga polska. Hauptaufgabe 
laut Statut: „Vorbereitungen dafür zu treffen, dass den Polen in dem 
bevorstehenden Kriege zwischen den Teilungsmächten eine Stimme 
gesichert und ihre Haltung von vornherein festgelegt werde.“ 

1890- 1895 

Gründung verschiedener Parteien in Polen: Polnische Sozialistische 
Partei (PPS), Galizische Sozialdemokratische Partei , Abspaltung des 
linken Flügels der PPS als Sozialdemokratie des Königreichs Polen 
(SDKP), Polnische Bauern gründen die Polnische Volkspartei (SL). 

1914- 1918 

Erster Weltkrieg: Der polnische Offizier Jözef Pilsudski erkennt die 
Chance Polens im 1. Weltkrieg. Er setzt auf die Niederlage zunächst 
Russlands, dann der Mittelmächte und kämpft dementsprechend mit 
seinen Verbänden zunächst auf österreichischer Seite, dann verbündet 

er sich mit den Westmächten. 

1917- 1918 

Einflussnahme der Liga Polska auf die durch sie hervorgegangene 
Nationaldemokratische Partei unter Roman Dmowski;dieser ruft das 
polnische Volk zum Kampf gegen die Deutschen auf. 

Wojciech Korfanty mit Reichstagsmandat für den Kreis Katto- 
witz-Hindenburg fordert die Angliederung aller polnisch besiedelten 
Teile der deutschen Osprovinzen an Polen (06/1918). 

1918 

Einzug des polnischen Militärs in Posen. 

Übergabe einer „Denkschrift“ (Territorialprogramm) der Nationalde¬ 
mokratischen Partei an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, hierin 
sind umfangreiche Gebietsforderungen enthalten. 

Präsident Wilson fordert die „Schaffung eines unabhängigen polni¬ 
schen Staates“ mit freiem gesicherten Zugang zum Meer (01/1918). 
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Zusammenbruch der deutschen Verwaltung in Warschau (11/1918). 
Pilsudski kehrt aus der Festung Magdeburg nach Polen zurück, 
übernimmt den Oberbefehl über die Armee und wird allgemein als 
Staatschef des nun wieder unabhängigen Polen anerkannt. 

Ignacy Paderewski wird polnischer Ministerpräsident. Der Sejm 
verabschiedet die „Kleine Verfassung“. Polnisches Militär besetzt im 
April das Wilna-Gebiet; im Vertrag von Versailles wird die Westgren¬ 
ze Polens festgelegt. 

Erster polnischer Aufstand unter Führung des ehemaligen Reichstag¬ 
sabgeordneten Albert (Wojciech) Korfanty (08/1919). Versuch der 
Eroberung Oberschlesiens. Niederwerfung des Aufstandes durch die 
Reichswehr und Freikorps. Durchsetzung einer Volksabstimmung 
über die Zugehörigkeit Oberschlesiens. 

Auflösung der deutschen Verwaltungsbehörden und Ausweisung der 
deutschen Truppen. Folgender Terror unter Leitung von Korfanty 
gegen die Deutschen (ca. 3.000 Tote). 

Bündnis zwischen Polen und der Ukrainischen Volksrepublik fuhrt zum 
polnisch-sowjetischen Krieg. Nach Vorstoß auf Warschau wird die Rote 
Armee an der Weichsel geschlagen. Festlegung der Ostgrenze Polens im 
Frieden von Riga 1921. 

Zweiter Polnischer Aufstand { 08/1920): Massenflucht der Deutschen, 
Auflösung aller deutschen Vereine, Abschaffung der preußischen Poli¬ 
zei, Ausweisung deutscher Richter, Anerkennung polnischer Bürger¬ 
wehren. 

Abstimmungstermin wird für den 20.03.1921 angesetzt, 59,6 % stim¬ 
men für den Verbleib bei Deutschland, 40,4 % dagegen. 

Staatsstreich unter Pilsudski; Einführung eines autoritären Regimes. 

Neue polnische Verfassung; dabei wird das Parlament auf beratende 
Funktionen beschränkt; mit dem Tod Pilsudskis folgt die Auflösung 
des Regierungslagers. 

Hitler-Stalin-Pakt (23.08.); Einmarsch deutscher Truppen (01.09); 
Einmarsch der Roten Armee nach Ostpolen (17.09) - Anschluss Ost¬ 
polens an die UdSSR, Deportation von 1,5 Mio. Polen nach Sibirien 
und Kasachstan. 

Erschießung von 4.421 polnischen Offizieren, verscharrt im Wald 
von Katyn durch den sowjetischen Geheimdienst, andernorts 17.000 
weitere Polen. Die Wahrheit dieses Massenmords,die der deutschen 
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1944 

1945 


1946 

1948 


1948 - 

1950 


SS angelastet wird, wird erst Ende der 80er Jahre von den polnischen 
Kommunisten veröffentlicht. 

Machtübernahme durch die Polnische Arbeiterpartei (Polska Partia 
Robotnicza , PPR\ im Dezember 1948 Zusammen Schluss mit der Pol¬ 
nischen Sozialistischen Arbeiterpartei (Polska Partia Socjalistyczna, 
PPS) zur Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei (Polska Zjednoczona 
Partia Robotnicza , PZPR). 

Erlass von Gesetzen und Dekreten zum Ausschluss aller Deutschen 
aus der Gesellschaft (03/1945). 

Wilde Vertreibung Deutscher Bürger; ca. 3,6 Mio suchen Zuflucht 
(05/1945). 

Befehl zur Vertreibung der Deutschen; folgende Gewaltmaßnahmen, 
die 1947 im wesentlichen abgeschlossen sind, jedoch bis in die 50-er 
Jahre andauem (ca. 50.000 Tote); insgesamt 3,19 Mio. Vertriebene. 

Durch das Potsdamer Abkommen (02.08.) kommt es zur Westver¬ 
schiebung Polens zugunsten der Sowjetunion und zu Lasten Deutsch¬ 
lands. Alle Gebiete östlich der Oder-Neiße-Linie kommen unter 
polnische Verwaltung. Dies bewirkt die Umsiedlung großer Bevölke¬ 
rungsteile aus dem ehemaligen Ostpolen (Willna, Brest, Lemberg und 
Tamopol) in die deutsch dominierten Gebiete (Ostpreußen, Danzig, 
Pommern, Ostbrandenburg und Schlesien). 

Zwangseingliederung der Deutschen per Gesetz. 

Zwangsvereinigung von Kommunisten und Sozialisten auf Druck 
Moskaus. Durch Wahlfälschungen übernimmt die neue PZPR , die 
Vereinigte Polnische Arbeiterpartei das Machtmonopol. Ihr Pro¬ 
gramm: Massive Industrialisierung und Enteignung aller Unternehmer. 
Allerdings kommt es nicht zur Zwangskollektivierung der Landwirt¬ 
schaft. — Bauern dürfen ihren Grund behalten — die meisten Besitzer 
von Eigenheimen ebenso. 

Unterzeichnung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
durch die Volksrepublik Polen. 

1956 Politik der totalen Repression mit Tausenden von Todesurteilen, Zehn¬ 

tausende kommen in Lagern um. 

Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund- 
freiheiten (04/11). 
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1952 Inkrafttreten der Verfassung der Volksrepublik Polens nach dem Vor¬ 

bild der Stalinschen Verfassung 

1956 Wladyslaw Gomulka führt den Posener Aufstand (28729.06.) an und 

wird zum Parteichef gewählt. 

1966 Annahme des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische 

Rechte (IPBPR ), (16.12.) zusammen mit dem Weltpakt über wirt¬ 
schaftliche , soziale und kulturelle Rechte durch die Generalversamm¬ 
lung der Vereinten Nationen. 

1970 Abschluss des Warschauer Vertrages; Übernahme von Verpflichtungen 

durch die Volksrepublik Polens auf dem Gebiet der Menschrechte. 

Niederschlagung der Aufstande in Gdansk (Danzig), Gdingen und 
Sopot, die sich gegen die wirtschaftliche Misere durch Gomulka rich¬ 
teten; es folgt dessen Rücktritt, Edward Giereks wird zum Parteichef 
gewählt. 

1972 Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur Bundesrepublik Deutsch¬ 

land (14.09.). 

1975 Erstmalige Erwähnung des Minderheitenschutzes in der Schlussakte 

von Helsinki ; ihr kommt wegen der Bekräftigung der Menschrechte 
als Prinzip des Völkerrechts elementare Beutung zu. 

1978 Wahl des Krakauer Erzbischofs Karol Wöjtyla zum Papst (Johannes 
Paul II.). 

1979 Erster offizieller Ausreiseantrag der Familie Gaida; die Auseinander¬ 
setzungen mit den polnischen Behörden und Gerichten dauern bis 
12/1984 an, im März 1985 erfolgt deren Ausreise. 

1980 Beginn der Arbeiterunruhen in Polen, Zugeständnisse der kommunis¬ 
tischen Führung im Danziger Abkommen, Rücktritt Giereks. 

Offizielle Registrierung der Gewerkschaft Solidarnosc. 

1981 Beginn der Arbeiterunruhen in Polen, Zugeständnisse der kommunisti¬ 
schen Führung im Danziger Abkommen, Rücktritt Giereks. 

Verhängung des Kriegsrechtes durch Ministerpräsident und Erstem 
Sekretär der Polnischen Arbeiterpartei PZPR , General Wojciech Jaru¬ 
zelski. 

1982 Verbot der Gewerkschaft Solidarnosc durch ein neues Gewerkschafts¬ 
gesetz (08.10.). 
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1983 Erste Antragstellung auf Gründung eines Verbandes der Deutschen 

in der Volksrepublik Polen nach Vorbild des Bundes der Polen in der 
Bundesrepublik Deutschland (20.11.). 

Folgende Antragstellungen, Ableitungen, Gerichtsverhandlungen. 

1985 Zusammenschlusses von vier Initiativgruppen Deutscher mit dem 
Versuch, einen offiziellen Status zu erhalten; diese sind Loslau, Ryb- 
nik, Odertal, Heydebreck-Cosel und gründen den Deutschen Freund¬ 
schaftskreis (DFK) in Schlesien. 

1986 Planung eines Kulturkongresses der Deutschen mit dem Motto „Wahre 
Deine Muttersprache“, um den Schwund der deutschen Sprache aufzu¬ 
halten; es kommt zu Verhören und Verhaftungen von Deutschen durch 
den polnischen Sicherheitsdienst (03/1986). 

Der Deutsche Freundschaftskreis (DFK) wendet sich über die in 
Bonn ansässige Menschrechtsgesellschaft Arbeitsgemeinschaftför 
Menschenrechtsverletzungen in Ostdeutschland, AG MO, an das Aus¬ 
wärtige Amt; es folgen u.a Bittgesuche an den Deutschen Bundestag 
(05/1986). 

Der DFK wendet sich persönlich an Bundesaußenminister Genscher 
(09/1986). 

Herausgabe des ersten regelmäßig erscheinenden Mitteilungsblattes, 
Bulletin des Deutschen Freundschaftskreises in Schlesien (12/1989). 

1987 Beschluss des DFK, Bundesaußenminister Genscher bei seinem 
nächsten Besuch in Polen eine Petition zu überreichen (09/1987). Hie¬ 
rüber erfolgt eine Mitteilung an das Auswärtige Amt in Bonn, die Ein¬ 
gangsbestätigung erhielten die Deutschen 15 Wochen später, nachdem 
mittlerweile mehrere Bundestagsabgeordnete an Genscher appelliert 
hatten, die Deutschen in der Warschauer Botschaft zu empfangen. 

1988 Nach einem Treffen mit Bundesaußenminister Genscher und Übergabe 
einer verfassten Petition in der deutschen Botschaft (Dokument siehe 
Anhang) erfolgen in Oberschlesien Haus durchsuchungen und schwe¬ 
re Verhöre, ebenso weitere Ablehnungen von Anträgen zur Gründunge 
eines deutschen Verbandes. 

Die Deutschen wenden sich in einer Petition an Bundeskanzler Hel- 
muth Kohl; dieser ernennt Dr. Horst Teltschik zu seinem Beauftragten 
für die Deutschen in Oberschlesien (07/1988). 

Der Bundeskanzler macht eine geplante Reise nach Polen abhängig 
von der Anerkennung von Volksgruppenrechten für Deutsche. 
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Polnische Politiker leugnen weiterhin die Existenz der ca. 1,1 Mio. in 
den Oder-Neiße-Gebieten lebenden Deutschen. 

Gründung einer Vereinigung unter dem Namen Deutscher Freund¬ 
schaftskreis im Bereich der Gogoliner und der benachbarten Gemein¬ 
den; zehn Monate später berichtet hierüber die staatlich gelenkte 
polnische Zeitung Trybuna Opolska. 

Abschluss der Gespräche am Runden Tisch. (Wieder-) Zulassung der 
Solidarnosc und teilweise Demokratisierung der politischen Instituti¬ 
onen (05.04.). Erste partiell demokratische Wahlen zu den gesetzge¬ 
benden Körperschaften - Sejm und neugeschaftener Senat. 

Überwältigender Sieg der Solidarnosc (04.06.89): Staatsratsvorsit¬ 
zender Jaruzelski wird 1. Präsident der Volksrepublik Polen, Tadeusz 
Mazowieckis wird zum Ministerpräsidenten (19.07.) gewählt. 

Bischof Nossol hält in der Klosterkirche auf dem St. Annaberg nach 
44 Jahren des Verbots der deutschen Sprache eine Messe auf deutsch, 
es werden deutsche Lieder gesungen (06/1989). 

Das Wojewodschaftsgericht in Oppeln lehnt erneut den Antrag des 
Gründungskomitees der Sozial-Kulturellen Gesellschaften der Deut¬ 
schen Minderheit im Oppelner Schlesien mit der Begründung ab, dass 
die Organisation keinen Kulturverein darstelle, sondern die rechtliche 
Anerkennung einer deutschen Minderheit in Polen erreichen wolle 
(07/1989). 

Ministerpräsident Mazowiecki ruft in seiner Regierungserklärung zur 
Versöhnung zwischen dem deutschen und polnischen Volk auf. 

Christdemokratische Europaparlamentarier suchen die Deutschen in 
Oberschlesien auf (08/1989) 

In der Gewerkschaftszeitung Tygodnik Solidarnosc wird die Anerken¬ 
nung der deutschen Volksgruppe gefordert. Da die polnische Führung 
erkennen lässt, in der Frage der Minderheitenrechte für die deutsche 
Volksgruppe Zugeständnisse machen zu wollen, willigt Bundeskanzler 
Kohl ein, noch im November nach Warschau zu kommen. 

Der geplante deutsch-polnische Versöhnungsgottesdienst auf dem St. 
Annaberg, zu dem Bischof Nossol eingeladen hatte, wird auf Druck 
der polnischen Führung und des polnischen Espiskopats nach Kreisau 
verlegt, da dieser heilige Ort für die schlesischen Aufstände nach 
dem Ersten Weltkrieg stand und der dortige Besuch als Anspruch auf 
Schlesien gewertet werden könnte (11/1989). 
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Unterzeichung der Gemeinsamen Erklärung: Zusage kultureller Rech¬ 
te sowie Unschuldungsvereinbarung bzgl. polnischer Verbindlichkei¬ 
ten. 

Der Sejm beschliesst das Balcerowicz-Programm zur Umsetzung der 
Wirtschaftsreform, was einen radikalen Schock durch die Freigabe 
der Preise nach sich zieht, aber der Grundstein für die erfolgreiche 
Transformation sein wird (27.12.). Der Sejm verabschiedet ein Gesetz 
zur Verfassungsänderung, das die grundlegenden Veränderungen im 
politischen, sozialen und wirtschaftlichen System festschreibt (29.12.). 

1990 Amtliche Registrierung des ersten deutschen Kulturvereins, die 
Sozial-Kulturelle Gesellschaft der Menschen deutscher Volkszugehö¬ 
rigkeit (01/1990); weitere Genehmigungen von Vereinigungen folgen. 

Nachwahl für einen durch Todesfall vakant gewordenen Senatsposten. 
Heinrich Kroll wird vom Deutschen Freundschaftskreis (DFK) nomi¬ 
niert, unterliegt jedoch in der Stichwahl gegen Dorota Simonides mit 
32, 6 % zu 67, 4 % der Stimmen (02/1990). 

Erste Kommunalwahlen in Polen seit Kriegsende. Einteilung der ober¬ 
schlesischen Wahlbezirke auf Oppeln, Kattowitz und Tschenstochau; 
insgesamt 388 von 500 in der Wojewodschaft Oppeln aufgestellten 
deutschen Kandidaten gelingt der Einzug in die Gemeinderäte; in den 
beiden anderen Wahlbezirken erzielen sie ebenso gute Erfolge. 

Unterzeichnung des deutsch-polnischen Grenzvertrags in Warschau 
(14.11.), Lech Walesa wird zum Präsidenten gewählt. 

1991 Unterzeichnung des deutsch-polnischen Vertrags über gute Nachbar¬ 
schaft und freundschaftliche Zusammenarbeit in Bonn (17.06.). 

Erste demokratische Sejm- und Senatswahlen seit 1926 (17.10.); von 
den 35 deutschen Bewerbern schaffen 8 den Einzug in das Parlament, 
Prof. Bartodziej kann einen der zwei zu vergebenden Senatsposten 
erringen. 

Aufnahme Polens in den Europarat (06.11.). 

1992 Inkrafttreten der „Kleinen Verfassung“ (07.12.). 

1993 Sejm- und Senats wählen; vier deutsche Kandidaten erzielen die 
notwendigen Stimmen zum Einzug in das Parlament, Prof. Bartodziej 
wird im Amt bestätigt. 

1994 Erfolgreiche Kommunalwahlen: Der DFK erringt insges. 377 Mandate 
im Oppelner Schlesien. 
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1995 Kwasniewski wird zum Präsidenten gewählt. 

1997 Sejm- und Senatswahlen (21.09.): Neue Regierung von Wahlbündnis 
Solidarnosc (AWS) und Freiheitsunion (UW), Niederlage der deut¬ 
schen Abgeordneten aufgrund mangelnder Wahlbeteiligung seitens der 
deutschen Bürger. 

Inkrafttreten der neuen polnischen Verfassung (17.10.). 

1998 Unerwartete Erfolge der Deutschen bei den Kommunalwahlen 
(10/1998). 

1999 Nach jahrelangen Auseinandersetzungen um eine Gebietsreform in der 
Republik Polen tritt diese am 01.01. in Kraft. Die Entscheidung fällt 
für 16 Wojewodschaften; gleichzeitig wurden 308 Landkreise und 65 
kreisfreie Städte sowie 2.489 Gemeinden eingerichtet. 

Aufnahme Polens in die NATO gemeinsam mit Ungarn und der Tsche¬ 
chischen Republik (12.03.). 

Geplante Sparmaßnahmen der rot-grünen Bundesregierung durch 
geplante Zusammenlegung der Regierungsbezirke Kattowitz und 
Oppeln können durch politisches Tauziehen verhindert werden, ebenso 
die Schließung des Oppelner Vizekonsulats. 

2001 Enttäuschung bei den Sejm- und Senatswahlen (09/2001), jedoch 
Wiedereinzug der Abgeordneten Kroll und Padzior. 

2002 Rückschlag bei der Volkszählung (05/2002); Erfolge bei der Kommu¬ 
nal wähl (10/2002). 

2004 Beitritt der Republik Polen zur Europäischen Union (05/2004); Ver¬ 
einbarungen für Sonderregelungen bzgl. von Landerwerb für Deut¬ 
sche. 

Verabschiedung eines polnischen Minderheitengesetzes (11/ 2004) 
nach 15-jährigen Feilschen. 

Deutsche erreichen die Einführung von zweisprachigen topografischen 
Bezeichnungen; zudem Möglichkeit, die Minderheitensprache als 
Hilfssprache bei allen Amtshandlungen in der Gemeinde anwenden zu 
dürfen. 

2005 Erklärung der deutsch-polnischen Bischofskonferenz zum 
deutsch-polnischen Verhältnis (09/2005). 

Ernüchterung bei den Sejm-Wahlen vom September; Kroll und Gaida 
können aufgrund der Befreiung der Fünf-Prozent-Klau-sel in das 
Parlament einziehen 
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2006 


seit 2007 


2007-2010 


2008 


2009 


2010 


Entschließung der Bundesdelegiertenversammlung der Landsmann¬ 
schaft der Oberschlesien Anmahnung der erheblichen Menschen¬ 
rechtsverletzungen in der Republik Polen, die vom Europäischen 
Parlament festgestellt worden sind. 

Verluste bei den Bezirkstagswahlen (11/2006). 

Autonomiebestrebungen in der südwestpolnischen Industrieregion von 
Warschau. 

Ernüchterung bei den Parlamentswahlen; Johann Kroll wird abge¬ 
wählt, Ryzard Gaida ist dagegen erfolgreich, die deutsche Liste erhielt 
insgesamt 2.000 Wählerstimmen weniger. 

Trotz Wirtschaftskrise von 2009 kann sich die Wojewodschaft Oppeln 
wirtschaftlich steigern, die Zahl der Beschäftigten steigt von 2007 bis 
2009 von 313 tsd. auf 328 tsd. 

Ein Artikel in der Online-Zeitung Die Welt vom 25. November 2008 
über ein einziges polnisches Konzentrationslager nach 1945 löst nicht 
nur den sofortigen Protest der polnischen Botschaft aus, sondern auch 
heftige Reaktionen in Polen selbst. So wurden innerhalb von sechs 
Stunden ca. 2100 Beiträge im Internet registriert. 

Gesetz zur Errichtung der Stiftung Deutsches Historisches Museum 
(12/2008). 

Vorstellung der geplanten Dauerausstellung Stiftung Flucht, Ver¬ 
treibung und Versöhnung. Erika Steinbach verzichtet nach heftigen 
politischen Auseinandersetzung auf die Berufung als Beirat. 

Bemard Gaida, Vorsitzender der deutschen Sozialkulturellen Gesell¬ 
schaft der Deutschen in Polen (VdG) äußert sich nach einer Zusam¬ 
menkunft mit Vertretern des Minderheitenausschusses im polnischen 
Sejm zum Stand der Umsetzung des Gesetzes über nationale Min¬ 
derheiten. Er beklagt hier die unzureichende Berücksichtigung der 
deutschen Minderheit in den öffentlichen Medien und deren zu wenig 
geforderte finanzielle Unterstützung durch den polnischen Staat; 
weiter die Inkonsequenz hinsichtlich der Anwendung der Hilfssprache 
Deutsch in der Verwaltung, des Gebrauchs von Namen in der deut¬ 
schen Sprache sowie hinsichtlich der zweisprachigen Ortsschilder. 

Absturz der Regierungsmaschine mit Präsident Lech Kaczynsky und 
95 weiteren hochrangigen Regierungsvertretem und Persönlichkei¬ 
ten aus der Wirtschaft auf dem Flug in das russische Smolensk zur 
Gedenkfeier nach Katyn (10.04.). 
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Zeittafel 


Erfolge bei der Kommunalwahl (11/2010). 

2011 Umstritten Volkszählung; Disput um die richtige Bewertung der im 
Zensus ermittelten Zahlen hinsichtlich der Nationalität. Die Auswer¬ 
tung der Daten bezüglich aller Minderheiten in Polen wurden hier 
entscheidend korrigiert: Die Zahlen der sich Schlesien zugehörig 
fühlenden Einwohner wurde von urprüng-lich 809.000 auf 847.000 
korrigiert, die sich als Deutsche zugehörig fühlenden von zuvor 
109.000 auf nunmehr 148.000, zusammen also 995.000 

Stagnation bei den Sejm- und Senatswahlen, die Deutschen erzielen 
einen Sitz im Sejm; dagegen erfolgreiche Ergebnisse für die Pali¬ 
kot-Bewegung mit 10,02 % der Stimmen. 

Bericht des Europarates: Einschätzung zur Anwendung der Europäi¬ 
schen Charta der Regional- und Minderheitensprachen in der Repu¬ 
blik Polen. Es werden Mängel im System der finanziellen Förderung 
und der institutionellen Beantragung von deutschen muttersprachli¬ 
chen Vor- und Grundschulen aufgelistet (12/2011). 

Feststellung durch den Europarat, dass Polen seinen Verpflichtungen, 
die sich aus der Europäischen Charta der Regional- und Minderhei¬ 
tensprachen ergeben, nicht nachkommt; Bestätigung der Resolution 
durch den Ministerrat. 

2012 Einladung von Vertretern der Deutschen Minderheit in das Europapar¬ 
lament. Berichterstattung über die Einhaltung der Menschenrechte in 
der Republik, Polen im Rahmen der monatlichen Sitzung der internati¬ 
onalen Arbeitsgruppe für nationale Minderheiten (11/2012). 

2013 Wahlen zum Deutschen Bundestag im September; 200 Deutsche aus 
dem polnischen Kreis Kadrzin-Cosel stellen erstmals einen Antrag zur 
Aufnahme in der Stadt Papenburg an der Ems. 

2014 Ermordung des oberschlesischen Kommunalpolitikers Dieter Przewd- 
zing Deschowitz. 

2015 Präsidentschaftswahl in Polen, 10.05.2015 
Neuere Informationen, siehe unter V 6 
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LIED DER DEUTSCHEN: 

1. Deutschland, Deutschland über alles, 
Über alles in der Welt, 

Wenn es stets zu Schutz und Trutze 
Brüderlich zusammenhält. 

Von der Maas bis an die Memel, 
Von der Etsch bis an den Belt - 
Deutschland, Deutschland über alles, 
Über alles in der Welt! 

2. Deutsche Frauen, deutsche Treue, 
Deutscher Wein und deutscher Sang 

Sollen in der Welt behalten 
Ihren alten schönen Klang, 

Uns zu edler Tat begeistern 
Unser ganzes Leben lang - 
Deutsche Frauen, deutsche Treue, 
Deutscher Wein und deutscher Sang! 

3. Einigkeit und Recht und Freiheit 

Für das deutsche Vaterland! 
Danach laßt uns alle streben 
Brüderlich mit Herz und Hand! 
Einigkeit und Recht und Freiheit 
Sind des Glückes Unterpfand - 
Blüh' im Glanze dieses Glückes, 
Blühe, deutsches Vaterland! 


Autor: August Heinrich Hoffmann von Fallersleben (1798 - 1874) 








In diesem Buch erfahren Sie: 


■ Wie die wechselvolle Landes- und Siedlungsgeschichte 
Schlesiens verlief 


■ Wie die Deutschen unter der polnisch-kommunisti¬ 
schen Herrschaft unterdrückt wurden 


■ Wie sich der unsäglich lange Kampf der Deutschen 
um ihre Anerkennung als Minderheit abspielte 

■ Wie wenig die deutsche Bundesregierung unter 
Außenminister Genscher dabei half, die Rechte 
deutscher Staatsangehöriger wahrzunehmen 


■ Wie die deutsche Souveränität seit Kriegsende 
beschnitten und dies durch die völkerrechtswidrigen 
Bestimmungen des Zwei-plus-Vier-Vertrages von 
1990 sogar noch bestätigt wurde 

■ Wie die politische, kulturelle und wirtschaftliche 
Entwicklung des Landes bis zum Jahr 2015 
vorangeschritten ist 
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